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II

(Vorbereitende Rechtsakte)

WIRTSCHAFTS- UND SOZIALAUSSCHUSS

Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu der „Mitteilung der Kommission
zum Thema Umwelt und Beschäftigung (Die Schaffung nachhaltiger Wirtschaftsstrukturen in

Europa)“

(98/C 235/01)

Die Kommission beschloß am 24. November 1997, den Wirtschafts- und Sozialausschuß
gemäß Artikel 198 des EG-Vertrags um Stellungnahme zu der vorgenannten Mitteilung zu
ersuchen.

Die mit derVorbereitung der Arbeiten beauftragte Fachgruppe Umweltschutz, Gesundheitswe-
sen und Verbrauch nahm ihre Stellungnahme am 5. Mai 1998 an. Berichterstatter war Herr
Pellarini.

Der Ausschuß verabschiedete auf seiner 355. Plenartagung (Sitzung vom 28. Mai 1998)
einstimmig folgende Stellungnahme.

1. Einleitung wicklung als auch die Schaffung neuer Arbeitsplätze
unabweisbare Ziele, die durch eine starke politische
Initiative und eine verantwortliche Mitwirkung der

1.1. In die Präambel des Vertrags von Amsterdam Betroffenen miteineinander verbunden werden sollten.“
wurde der Grundsatz der nachhaltigen Entwicklung
aufgenommen, und unter den Zielen der Union wurden
die „ausgewogene und nachhaltige Entwicklung“ und

1.4. Der Ausschuß möchte dieses Thema bei dieser„ein hohes Beschäftigungsniveau“ in ein und demselben
Gelegenheit auch in Anbetracht der Tatsache wiederSpiegelstrich von Artikel B eng miteinander verknüpft.
aufgreifen, daßderRat imDezember 1997 inLuxemburg
dazu aufgefordert hat, eine Strategie der Einbeziehung

1.2. Die hier zu erörternde Mitteilung stellt einen von Umwelterwägungen in die Politiken und Aktionen
ersten Schritt auf dem Wege der Verknüpfung von der Gemeinschaft auszuarbeiten, und daß diese Strategie
Umwelt- und Beschäftigungsanliegen dar, wobei davon auf dem bevorstehenden Gipfeltreffen von Cardiff erör-
ausgegangen wird, daß dieses Vorgehen von Nutzen sein tert werden soll.
wird und daraus die Konsequenzen für die Gestaltung
der Gemeinschaftspolitiken zu ziehen sind.

2. Bemerkungen zu den Wechselbeziehungen zwischen1.3. Für den Wirtschafts- und Sozialausschuß ist
Umwelt und Beschäftigung (Kapitel 2)dies ein Thema, mit dem er sich bereits mehrfach

auseinandergesetzt hat, insbesondere aber in seiner
Stellungnahme zum Thema „Wirtschaftswachstum und

2.1. DerAusschußnimmtmitBefriedigungzurKennt-Umwelt“(1), in der ein Abschnitt dem Thema „Den
nis, daß die Kommission sich den von ihm in seinenWandel zu umweltgerechter Entwicklung gestalten“
früheren Stellungnahmen gewünschten Ansatz zu eigengewidmetwar und festgestelltwurde: „Zum gegenwärti-
gemacht hat, was vor allem in dem Abschnitt „Bewälti-gen Zeitpunkt sind sowohl eine umweltgerechte Ent-
gung des Übergangs“ deutlich wird, und in Kapitel 3
eineReihe von unterstützenden politischen Maßnahmen
in den verschiedenen Bereichen nennt.(1) ABl. C 155 vom 21.6.1995.



C 235/2 DE 27.7.98Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften

2.2. Der Ausschuß ist außerdem davon überzeugt, haben, sondern eine eigenständige Politik darstellen
und daß es sinnvoll sein kann, die Bewertung derdaß ohne ein entschlossenes politisches Zeichen zur

Ausrichtung der Politik auf gemeinschaftlicher, nationa- Umweltauswirkungen der Vorhaben und Programme
durcheinenBewertungsbogenfürdieBeschäftigungswir-ler, regionaler und lokaler Ebene auf eine nachhaltige

Entwicklung die Gefahr besteht, daß einige in den kungen, der zur Feststellung von Synergieeffekten zwi-
schen verschiedenen Politiken nützlich sein kann, zuVerträgen enthaltene Grundsätze reine Makulatur blei-

ben. Dies hatte er bereits in der bei der Annahme ergänzen, ohne dadurch den streng nach Umweltge-
sichtspunktengetroffenenEntscheidungen vorzugreifen.des 5. Umweltprogramms abgegebenen Stellungnahme

bekräftigt, in der er die Auffassung vertrat, daß dieses
ohne Setzung von „Prioritäten auf politischer Ebene“(1)
— in der Gemeinschaft und in den Mitgliedstaaten —

2.7. Die Mitteilung beginnt zwar mit der Feststellungnicht durchsetzbar wäre.
(Ziffer 1.1): „DieEntwicklungderVolkswirtschaftender
EU ist nicht nachhaltig.“, führt aber den Gedankengang

2.3. Die von der Europäischen Union auch auf inter- nicht logisch bis zu der Erkenntnis und Feststellung fort,
nationaler Ebene eingegangene Verpflichtung — 1992 daß es einer Änderung des Modells der wirtschaftlichen
generell in Rio und 1997 in Kyoto im Hinblick auf den und sozialen Entwicklung und eines neuen Gesamtkon-
Klimawandel —, das Wachstum an neuen Parametern zepts bedarf, in dem neues Know-how und neue unter-
zur Erhaltung der natürlichen Ressourcen auszurichten, nehmerische Fähigkeiten zum Tragen kommen, wie dies
muß auch tatsächlich erfüllt und bei den verschiedenen indemDelors-Weißbuch (sieheweiter unten) vorgesehen
Maßnahmen beherzigt werden. In der gegenwärtigen und im Fünften Programm für eine dauerhafte und
PhasekanndieseVerpflichtungwahrgenommenwerden, umweltgerechte Entwicklung erläutert wurde.
wenn all jene Praktiken angewandt werden, die eine
Optimierung des Umweltschutzes und eine Beschäfti-
gungszunahme ermöglichen; dabei ist jedoch zu berück-

2.7.1. Indem die Kommission es bei dem Hinweis aufsichtigen, daß die Ergebnisse nicht an einer Einzelmaß-
mögliche sektorale Maßnahmen und Aktionen in demnahme nachgewiesen werden können, sondern in einem
bestehendenRahmenbeläßt, vermittelt sie denEindruck,weiteren Rahmen zum Tragen kommen und nur poten-
daß sie die Augen davor verschließen möchte, daß dasziert werden können, wenn entschieden eine Strategie
derzeitige Wachstumsmodell über keineRezepte für eineder „nachhaltigen Entwicklung“ verfolgt wird.
grundlegende Lösung des Problems verfügt, sondern
lediglich über Mittel zur Linderung seiner schlimmen

2.4. Aus diesen Gründen vertritt der Ausschuß der Auswirkungen,wodurch sich die Entstehung der vorher-
Auffassung, daß die vorliegende Mitteilung auf einige sehbaren Schäden aber nur hinauszögert.
Grundkonzepte nicht genügend eingeht und kein
erschöpfendes Bild dessen bietet, was bisher anhand von
Programmenundpolitischen Initiativenrealisiertwurde.

2.8. Dies wird um so deutlicher, wenn man feststellt,
daß es der Mitteilung an einer eingehenderen aktuellen

2.5. Schon der Titel läßt eine zu oberflächliche Auseinandersetzungmitmindestens drei zentralenPunk-
Verbindung zwischen Umwelt, Beschäftigung und Ent- ten mangelt:
wicklung erkennen; insbesondere der Untertitel „Die
Schaffung nachhaltiger Wirtschaftsstrukturen in Euro-

— Die Arbeitslosigkeit in Europa ist nicht konjunktur-pa“ hat wörtlich genommen keinerlei Bedeutung bzw.
bedingt, sondern trägt strukturelle Züge.seine etwaige Bedeutung bleibt zumindest ziemlich

unklar.

— Obwohl die technologische Entwicklung ganz ent-
2.5.1. Um mehr Klarheit zu schaffen, wäre es besser scheidend zur Verbesserung der Wettbewerbsfähig-
gewesen, Begriffe zu kombinieren, deren Bedeutung keit der europäischen Wirtschaft beiträgt, läßt sich
bereits festgelegt ist, wie zum Beispiel „Die Schaffung nicht mit Sicherheit behaupten, daß im Zuge der
eines wettbewerbsfähigen Europas im Rahmen einer technologischen Innovation vor allem im Bereich der
nachhaltigen Entwicklung“. herkömmlichen unselbständigen Erwerbstätigkeit

mehr Arbeitsplätze geschaffen werden können, als
von ihr ersetzt werden.2.6. Angesichts der Bedeutung und des Ausmaßes

der Arbeitslosigkeit in Europa ist es überdies gewagt,
UmweltschutzundBeschäftigungautomatischmiteinan- — Es ist eine Illusion zu glauben, daß es zwischen der
der zu verknüpfen, wovon die Mitteilung insofern Höhe des Wirtschaftswachstums und dem Sinken
auszugehen scheint, als zwar beide Ziele in alle Gemein- derArbeitslosigkeit nocheinezwingendeKorrelation
schaftspolitiken zu integrieren sind, die Bekämpfung gibt.
der Arbeitslosigkeit jedoch nur das Ergebnis einer
umfassenden Anwendung dieser Politiken sein kann.

2.9. Die obigen Erwägungen legen die Schlußfolge-2.6.1. Dabei darf nicht vergessen werden, daß Schutz
rung nahe, daß es zur erfolgreichen Bekämpfung derundErhaltungderUmweltnicht nurhorizontaleAspekte
Arbeitslosigkeit einer im Hinblick auf eine nachhaltige
Entwicklung global ausgerichteten Politik bedarf, die
sich eines ganzen Bündels von Instrumenten bedient,(1) ABl. C 287 vom 4.11.1992.
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demVerursacherprinzipRechnung trägt undBestandteil Vertragsbasis und der Teilzeitbeschäftigung, die vor
allem im Bereich der mit Information und Beratungeiner rechtlichen Regelung der Haftung für Umwelt-

schäden ist (1). zusammenhängenden Dienstleistungen entstehen, ist
eher mit einer Zunahme atypischer Beschäftigungsfor-
men zu rechnen.2.10. Ausgehend von der Analyse dessen, was mit

nachhaltiger Entwicklung gemeint ist (wovon auch die
Kommission in ihrem Dokument ausgeht) wird klar, 2.14. In der erwähnten WSA-Stellungnahme zum
daß zur Erreichung dieses Ziels die sozioökonomischen Thema „Wirtschaftswachstum und Umwelt“ wurde
Mechanismen, die derzeit Produktion und Konsum von bereits die Auffassung vertreten, daß „umweltpolitische
Gütern und Dienstleistungen bestimmen, wieder zur Maßnahmen nicht automatisch günstige Effekte für die
Diskussion gestellt werden müssen.Nur dann ist von der Beschäftigung mit sich bringen“. Diese Auffassung wird
Verquickung von Umweltund Beschäftigungsanliegen, durch die umfangreiche Dokumentation der Dienststel-
der besonders im Rahmen der Politik zur Schaffung von len der Kommission über die in den letzten Jahren
Arbeitsplätzen der einzelnen Mitgliedstaaten Rechnung durchgeführten einschlägigen Studien bestätigt. Diese
getragen werden muß, ein optimales Ergebnis zu erwar- Studien zeigen jedoch, daß Umweltschutzmaßnahmen
ten. bei Anwendung der besten verfügbaren Techniken sich

allgemein positiv, wenn auch nicht erheblich auf die
Beschäftigungssituation auswirken und häufig mitMaß-2.11. Der Ausschuß bedauert in diesem Zusammen-
nahmen der technologischen Erneuerung und Rationali-hang, daß auf die in Kapitel 10 des Delors-Weißbuchs
sierung der Fertigungsverfahren kombiniert werden, dieangestellten Überlegungen zu der „zu geringen Ausnut-
die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen erhaltenzungdesArbeitskräftepotentials“ undder „übermäßigen
und somit wenigstens zur Erhaltung der ArbeitsplätzeNutzung von natürlichen Ressourcen“ sowie zur Not-
beitragen.wendigkeit von steuerlichen Korrekturmaßnahmen zur

Beseitigung dieses Mißverhältnisses in der Mitteilung
nicht ausführlich genug eingegangen wird(2). 2.14.1. Bei der Entwicklung neuer Produktionsver-

fahren, Erzeugnisse und Dienstleistungen, die neuen
2.11.1. Nur wenn von dieser Sichtweise ausgegangen Bedürfnissen von Industrie, öffentlicherVerwaltung und
wird, können die beiden Prioritäten Umweltschutz Verbrauchern entsprechen, können positive Synergie-
und Schaffung neuer Arbeitsplätze sinnvoll miteinander effekte entstehen, zuderenErzielunges jedochgewaltiger
verknüpftwerden,wobei nicht ausschließlich steuerpoli- Investitionsanstrengungen bedarf.
tische Maßnahmen, sondern im Interesse der Steuer-
neutralität ein ganzes Bündel von Maßnahmen zu
ergreifen sind. 2.15. Abgesehen von dem besonderen Sektor der

„Umweltindustrie“, einem neuen Wachstumssektor, der
speziell auf den Bedarf an Umweltschutztechnologien2.12. Es bedarf eines dynamischen Ansatzes, der den
und -dienstleistungen ausgerichtet ist, sollte allgemeinerneuen Erfordernissen der Umweltvorsorge und des
unterschieden werden zwischen Maßnahmen zur Ver-Umweltschutzes und den neuen Produktions- und Öko-
minderung und zur Verhinderung der Umweltver-managementmethoden, den neuen Technologien und
schmutzung, die zusätzliche Investitionen erfordern, aufden neuen Dienstleistungen im Bereich der Information
längere Sicht jedoch zu Rohstoff- und Energieeinsparun-undAusbildung,welcheder Übergangzu einer „nachhal-
gen führen und zur Produktivitätssteigerung sowietigen Entwicklung“ erfordert, Rechnung trägt: nur so
langfristig zur Verringerung der sozialen Kosten vonkönnen die neuen Berufsbilder und die neuen Ar-
Umweltschäden beitragen, und Maßnahmen zur Erhal-beitsplätze, die geschaffen werden können, ermittelt
tung, Wiederherstellung oder Sanierung der natürlichenwerden; dabeimußgleichfalls dieRolle, die insbesondere
und der städtischen Umwelt, die neue — herkömmlichekleine und mittlere Unternehmen wahrnehmen können,
und innovative — Arbeitsplätze schaffen.gestärkt werden.

2.15.1. Dazuwäre es gut, auch zwischen den verschie-2.12.1. Bei der Schaffung dieser neuen Berufsbilder
denen Methoden zur Finanzierung der jeweiligen Maß-und neuen Arbeitsplätze ist den Rechtsvorschriften
nahmenzuunterscheiden,dadie erstgenanntenMaßnah-über die Sicherheit und den Gesundheitsschutz am
men gewinnträchtige Sektoren mit vorwiegend privat-Arbeitsplatz besondere Aufmerksamkeit zu widmen.
wirtschaftlichem Charakter betreffen (Fertigungs-
industrie, Energiegewinnung, Verkehr), während die2.13. Des weiteren sollten die Überlegungen nicht auf zuletzt genannten Maßnahmen gewaltiger öffentlicherdie unselbständige Erwerbstätigkeit in der Industrie Investitionen bedürfen.beschränkt werden; aufgrund der neuen Formen der

selbständigenErwerbstätigkeit, der Erwerbstätigkeit auf
2.16. Wählt man einen dynamischen, globalen An-
satz, so ist indessen festzustellen, daß die verschiedenen

(1) Siehe Stellungnahme des WSA zu der „Mitteilung der Arten von Maßnahmen neues Know-how, neue Fähig-Kommission an den Rat und das Europäische Parlament keiten und Beratungsdienste erfordern, die nicht nurund den Wirtschafts- und Sozialausschuß: Grünbuch über
vonder staatlichenVerwaltung undvon denöffentlichendie Sanierung von Umweltschäden“ — ABl. C 133 vom
Einrichtungen, die sich dementsprechend ausstatten16.5.1994.
müssen, sondern auch von neuen Dienstleistungsunter-(2) Siehe die Stellungnahmen des WSA zum Weißbuch in ABl.

C 295 vom 22.10.1994. nehmen bereitgestellt werden können, die bedeutende
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Beschäftigungsmöglichkeiten bieten können. Die Ergeb- und gibt keine neuen Denkanstöße, sondern beschränkt
sich auf eine Bestandsaufnahme der im Rahmen dernisse auf Beschäftigungsebene sind global und mittel-

fristig unter Berücksichtigung der erforderlichen Um- bestehenden Politiken möglichen Maßnahmen.
strukturierungen abzuschätzen.

3. Bemerkungen zu den unterstützenden politischen2.17. Da das Ziel der „nachhaltigen Entwicklung“
Maßnahmen und den Schlüsselaktionen (Kapitel 3international verfolgt wird, kann Europa zudem durch
und 4)den Export von sauberen Technologien und Produkten

und von Know-how Vorteile erlangen, wenn es rascher
Schritte in diese Richtung unternimmt, und auch hier 3.1. Die Mitteilung gibt einen Überblick über die in
sind positive Auswirkungen auf die Beschäftigungssitua- den verschiedenen Sektoren bereits ergriffenen Maßnah-
tion möglich. men und die laufenden unterstützenden politischen

Maßnahmen und stellt einige Schlüsselaktionen für die
Zukunft heraus; der letztgenannte Bereich (Kapitel 4)2.18. Auch die Rolle der nationalen, regionalen und
ist am unklarsten und müßte inhaltlich präzisiert undkommunalen Verwaltungen sollte näher beleuchtet wer-
mit praktischen Vorschlägen angereichertwerden; dabeiden, da sie mit entsprechenden Auflagen und Anreizen
müßte er mit der Sektoranalyse in Kapitel 3 verknüpfterreichen können, daß das für die Allgemeinheit Nützli-
werden.che auch dem Einzelnen zum Vorteil gereicht, und so

zur schrittweisen Neuorientierung des gegenwärtigen
ModellsunterdemGesichtspunkt einesumweltverträgli- 3.2. Der Ausschuß schlägt auf der Grundlage der ihm
chen Wachstums und einer nachhaltigen Entwicklung vorliegenden Dokumente und der Intitiativen, die in
beitragen können. den Mitgliedstaaten unter tatkräftiger Mitwirkung und

Zusammenarbeit der wirtschaftlichen, sozialen, Um-
welt- und Verbraucherorganisationen ausgearbeitet2.19. Die verschiedenenwirtschaftlichenund sozialen
wurden, vor, folgende Themen eingehender zu behan-Akteure können in gemeinsamer Verantwortung zu
deln:einer nachhaltigen Entwicklung und einem nachhaltigen

Verbrauch anregen, erziehen und darüber informieren,
indem sie die ihren Verbänden zur Verfügung stehenden 3.2.1. N a t i o n a l e B e s c h ä f t i g u n g s p o l i t i -organisatorischen Möglichkeiten nutzen; als besonders k e ninteressant haben sich die bereits laufenden Experimente
der — auch grenzüberschreitenden — Zusammenarbeit

3.2.1.1. Es ist wichtig, daß der Aspekt der nachhalti-verschiedener Verbände, Gewerkschaften und Umwelt-
gen Entwicklung in die Leitlinien für die Festlegung derorganisationen erwiesen.
Beschäftigungspolitik der Mitgliedstaaten einfließt und
die Initiativen der Mitgliedstaaten zur Ausarbeitung von

2.20. Neben Erziehungs-, Bildungs- und Information- regionalen und lokalen Beschäftigungspakten gefördert
sanstrengungen auf horizontaler Ebene, mit deren Hilfe werden, durch die Umweltressourcen erschlossen, Inno-
neue Formen der Beschäftigung im sogenannte Tertiär- vationen und Fähigkeiten stimuliert und geeignete In-
sektor geschaffen werden können, in dem sich auch strumente für die Ausbildung und die Weitergabe des
Wohlfahrtsverbände betätigen, deren Verdienste und Know-how insbesondere an kleine und mittlere Unter-
Leistungen anerkannt und genutzt werden sollten, muß nehmen bereitgestellt werden sollen. Diese Pakte sollten
der Schwerpunkt auch auf ein besseres Umweltmanage- sich nicht auf Pilotvorhaben beschränken, sondern im
ment der Unternehmen im Rahmen des Ökoaudit- Rahmen der Nutzung der Strukturfonds zum Tragen
Systems gelegt werden. Dieses System soll demnächst so kommen.
überarbeitet werden, daß es eine bessere Verbreitung
findet, aber auch den Bedürfnissen dermittelständischen
Unternehmen, insbesondere des Handwerks und der 3.2.2. D i e S t a d t u n d d i e U m g e s t a l t u n g

d e s s t ä d t i s c h e n R a u m s a l sKleinstunternehmen, mehr entgegenkommt, denn die
Anwendung des Systems ist in Europa nicht gleichmäßig P r ü f s t e i n f ü r i n n o v a t i v e p o l i t i -

s c h e S t r a t e g i e n , d u r c h d i e U m -verteilt und sollte von den Mitgliedstaaten stärker
gefördert werden. w e l t s c h u t z u n d B e s c h ä f t i g u n g

m i t e i n a n d e r v e r k n ü p f t w e r d e n
k ö n n e n

2.21. DerAusschußweist darauf hin, daß es insbeson-
dere im Interesse der erwähnten Kleinstunternehmen

3.2.2.1. Mit dem Begriff „städtischer Raum“ verbin-und des Handwerks notwendig ist, gesetzliche und
det sich seit einigen Jahren eine immer genauere Vorstel-steuerpolitische Maßnahmen einzuführen, die auf ihre
lung, die leider zunehmendmit demBilddesNiedergangsVerhältnisse abgestimmt sind, damit sie die Umweltvor-
der Großstädte und den damit einhergehenden Proble-schriften leichter anwenden können. Für besonders
men verknüpft ist, die die Umwelt auf ganz besonderenotwendig hält er es, alsMittler fungierendeVereinigun-
Weise beeinflussen. Die alten Handlungsschemata wer-gen dieser mittelständischen Unternehmen zu unter-
den umgestoßen, und das Konzept des städtischenstützen und ihre Arbeit zu erleichtern.
Wachstums wird allmählich durch das Konzept der
Stadterhaltung abgelöst. Infolge der Notwendigkeit,
alle von der Stadt ausgelösten Umweltprobleme zu2.22. Ausgehend von den vorstehenden Erwägungen

erscheintdasDokumentderKommissionallzuvorsichtig bewältigen, entwickelt sich ein neuer Ansatz, bei dem
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die Stadt nicht mehr nur als ein Raum gesehen wird, in 3.2.4. V e r k e h r
dem Menschen wohnen, sich bewegen und arbeiten,

3.2.4.1. Der Ausschuß hat in verschiedenen Stellung-sondernals eineGebietseinheit, die ein lebendiges System
nahmen(4) die Notwendigkeit einer Umstellung undvonStrömenundZyklendarstellt, dessenumweltwirksa-
Rationalisierung der öffentlichen Verkehrssysteme, ins-me und umweltverträgliche Steuerung das Wohlergehen
besondere in bezug auf den städtischen Verkehr, sowieder Büger gewährleistet (1).
die Notwendigkeit der Berücksichtigung von Umweltbe-
langen beim Ausbau der nationalen und der transeuro-

3.2.2.2. Es ist nunmehr unbestritten, daß die Stadtpo- päischen Netze hervorgehoben. Der Schienenverkehr
litik, d.h. die Konzipierung, Planung und Überwachung auf Nebenstrecken muß wieder aufgewertet und der
der Entwicklung der Stadtumwelt, wie z. B. Bebauungs-, Nahverkehr ausgebaut werden.
Sanierungs-,Verkehrs-,Abfallentsorgungs-undEnergie-
versorgungspläne, sich erheblich auf die Art und Weise 3.2.4.2. Wie schon in der Stellungnahme des Aus-
auswirkt, in der vorgegangen wird, um das Ökosystem schusses zum Grünbuch zu den Auswirkungen des
der städtischen Räume zu schützen und den Verbrauch Verkehrs auf die Umwelt (5) hervorgehoben wurde, ist
der darin vorhandenen Umwelt- und Gebietsressourcen es ganz wichtig, den öffentlichen Verkehr zu fördern.
zuverringern.Außerdemsteht fest, daßdieErfordernisse
der Stadtentwicklung mit umweltverträglichen Lösun- 3.2.5. E n t w i c k l u n g d e s l ä n d l i c h e ngen, aber auch mit der erforderlichen Schaffung neuer R a u m s u n d A g e n d a 2 0 0 0und dauerhafter Arbeitsplätze in Einklang gebracht
werden können(2). 3.2.5.1. Im Hinblick auf die Beschäftigungswirksam-

keit der Agenda 2000 in der Landwirtschaft kann nicht
allzuviel erwartet werden. Deshalb müssen vorrangige3.2.2.3. Betrachtet man den Bau- und Wohnungssek-
Maßnahmen bestimmt werden, mit denen die Rolle dertor, so ist festzustellen, daß die zur Erhaltung und
Landwirte bei der Erhaltung der Umwelt, insbesondereUmstrukturierung des Wohnungsbestands geschaffenen
hinsichtlich Bodennutzung, Landschaftsschutz, Auf-Erleichterungen und Anreize die Qualität der Stadtum-
forstung, Bekämpfung der Verödung, Erhaltung derwelt heben können. Die Maßnahmen im Wohnungssek-
Artenvielfalt und Schutz der Berggebiete sowie bei neuentor sind komplex und vielfältig und erstrecken sich auf
unternehmerischen Initiativen wie dem Landtourismusverschiedene Bereiche und Themen wie Stadterschlie-
und dem biologischen Anbau gestärkt wird.ßung, Strategienzur Sanierungderhistorischen Stadtker-

ne und der Randgebiete, Erhaltung und Wiedernutzung
3.2.5.2. Im Rahmen der Reform der GAP müssen diestädtischer Bereiche oder umfassende Verbesserung der
Strukturfonds die Umstellung auf eine umweltverträgli-Umweltbedingungen in unseren Städten.
che Landwirtschaft fördern und neue für Jugendliche
interessante Berufsbilder erschließen.

3.2.2.4. Energieeinsparungen müssen durch Um-
3.2.5.3. Wichtige Chancen für die Entstehung neuergestaltungenderGebäude sowiedurch eine aktive Politik
Beschäftigungsmöglichkeiten, für die technologische In-der Einbeziehung der Nutzer erzielt werden, was u.a.
novation sowie für die Modernisierung und Wiederbele-durch entsprechende Anreize geschehen kann. Wie den
bung der komplexen Wirtschaft der ländlichen GebieteDaten zu entnehmen ist, haben diese Energieeinsparun-
sindaber vorallemvoneinerkohärentenundprägnantengen nicht nur positive Auswirkungen auf die Umwelt,
Politik der Entwicklung des ländlichen Raums zu erwar-sondern tragen auch zur Zunahme der Beschäftigungs-
ten, die zwar in der Landwirtschaft den Hauptpfeilermöglichkeiten bei.
der Wirtschaft der ländlichen Gebiete sieht, sich aber
auch zum Ziel setzt, alle sinnvollen Initiativen in den
angrenzenden Bereichen der Land- und Ernährungswirt-

3.2.3. A b f a l l w i r t s c h a f t schaft, des Fremdenverkehrs, des Handwerks, des Ver-
kehrs- und Kommunikationswesens usw. zu unter-
stützen.3.2.3.1. Im Rahmen des Präventivansatzes der Ver-

minderung der Abfälle an der Quelle, der getrennten 3.2.5.4. Der wirtschaftlichen Wiederbelebung derSammlung und Behandlung von Abfällen im Hinblick ländlichen Gebiete dienlich könnte eine Verknüpfungauf ihre Wiederverwendung oder stoffliche Verwertung des Netzes „Natura 2000“ („Habitat“-Richtlinie) mitwerden neue Berufsbilder und neue Beschäftigungsmög- den Strukturfonds durch Aufnahme der in dem Netzlichkeiten geschaffen und können gefördert werden, erfaßten schützenswerten natürlichen Lebensräume inworauf der Ausschuß in seinen einschlägigen Stellung- die Ziele 1 und 2 sein.nahmen hingewiesen hat (3).

(4) Siehe WSA-Stellungnahme zum Thema „Das Bürgernetz
— Wege zur Nutzung des Potentials des öffentlichen
Personenverkehrs in Europa — Grünbuch der Europäi-(1) Siehe WSA-Stellungnahme zum Grünbuch über die städti-

sche Umwelt — ABl. C 269 vom 14.10.1991. schen Kommission“ — ABl. C 212 vom 22.7.1996, S. 77.
Siehe WSA-Stellungnahme zu dem „Grünbuch — Faire(2) Siehe WSA-Stellungnahme zum Thema „Nachhaltige Ent-

wicklung- Bauen und Wohnen in Europa“ — ABl. C 355 und effiziente Preise im Verkehr — Politische Konzepte
zur Internalisierung der externen Kosten des Verkehrs invom 21.11.1997.

(3) Siehe insbesondere die Stellungnahme zur Überprüfung der Europäischen Union “ — ABl. C 56 vom 24.2.1997,
S. 31.derGemeinschaftsstrategie für die Abfallwirtschaft—ABl.

C 89 vom 19.3.1997. (5) ABl. C 313 vom 30.11.1992.
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3.2.5.5. Die von der Wasserrahmenrichtlinie geför- auch das System des „Ökoaudit“ gestärkt werden,
das die Verbesserung des Umweltmanagements vonderte Bewirtschaftung der Wasserressourcen durch die

für die jeweiligen Wassereinzugsgebiete zuständigen Betrieben fördert und ein SystemderFort- undWeiterbil-
dung der Unternehmer und ihrer Beschäftigten vorsieht.Behörden kann beispielsweise ein wichtiges Instrument

eines neuen Konzepts im Bereich der Gebietsverwaltung
3.2.6.3. Auf dem Gebiet der Bildung und Ausbildungsein.
können die Verbände und Gewerkschaften eine wichtige
Multiplikatorfunktion erfüllen.

3.2.6. I n f o r m a t i o n u n d A u s b i l d u n g a u f
d e m G e b i e t d e s U m w e l t s c h u t z e s

3.2.7. F o r s c h u n g u n d E n t w i c k l u n gi n S c h u l e u n d B e r u f

3.2.7.1. In dem neuen Rahmenprogramm sollten An-3.2.6.1. Auf diesem Gebiet sind die größten Anstren-
reize für den Forschungs- und Entwicklungssektor ent-gungen zu unternehmen, um den Arbeitnehmern neue
halten sein, sich sauberenundUmweltsanierungstechno-berufliche Tätigkeitsfelder zu erschließen, eine Hinwen-
logien zuzuwenden, doch sollte es sich auch mit dendung der Jugendlichen zu neuen Berufen und Qualifika-
Aspekten einer Neukonzeption der Produktionsverfah-tionen zu bewirken sowie der öffentlichen Verwaltung,
ren und Produkte im Hinblick auf ein nachhaltigesden Mittlerorganisationen, den Berufsorganisationen
Wachstum und einen nachhaltigen Verbrauch befassen.und den kleinen Unternehmen die neuen Technologien
Die Wettbewerbsfähigkeit Europas und das sich hierausund ein umweltverträgliches Management nahezubrin-
ergebende Wachstum hängen von der Fähigkeit ab, sichgen.
den Herausforderungen des Umweltschutzes zu stellen
und die natürlichen Ressourcen sinnvoll zu nutzen und3.2.6.2. In diesem Zusammenhang müssen nicht nur

die Strukturen der Schul- undBerufsausbildung, sondern zu erhalten.

Brüssel, den 28. Mai 1998.

Der Präsident

des Wirtschafts- und Sozialausschusses

Tom JENKINS

Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu der „Mitteilung der Kommission an
das Europäische Parlament, den Rat und den Wirtschafts- und Sozialausschuß über die

Lebensmittel-, Veterinär- und Pflanzenschutzüberwachung“

(98/C 235/02)

Die Kommission beschloß am 30. Januar 1998, den Wirtschafts- und Sozialausschuß gemäß
Artikel 198 des EG-Vertrags um Stellungnahme zu der vorgenannten Mitteilung zu ersuchen.

Die mit derVorbereitung der Arbeiten beauftragte Fachgruppe Umweltschutz, Gesundheitswe-
sen und Verbrauch nahm ihre Stellungnahme am 5. Mai 1998 an. Berichterstatter war
Herr L. Nielsen, Mitberichterstatter die Herren Colombo und Verhaeghe.

Der Ausschuß verabschiedete auf seiner 355. Plenartagung (Sitzung vom 27. Mai 1998) mit
81 Stimmen bei 3 Stimmenthaltungen folgende Stellungnahme.

1. Einleitung 1.2. DieKommission beschreibt darüber hinausPläne
für die künftige Überwachungstätigkeit, die auf einer1.1. Mit Anknüpfung an ihre Mitteilung über „Ge- Untersuchung sowie auf Empfehlungen der General-sundheit der Verbraucher un Lebensmittelsicherheit“ inspektion der Dienststellen über die Einrichtungen zurvom April 1997(1) berichtet die Kommission in der jetzt Kontrolle der Lebensmittelsicherheit (IGS-Bericht) (2)vorgelegten Mitteilung über die seither getroffenen beruhen.Maßnahmen imHinblick aufdenAufbauvonDienststel-

len der Kommission zur Lebensmittel-, Veterinär- und
(2) Studie der Generalinspektion der Dienststellen (IGS) vomPflanzenschutzüberwachung.

13. Oktober 1997 über die Einrichtungen zur Kontrolle der
Lebensmittelsicherheit.(1) KOM(97) 183 endg. vom 30.4.1997.
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1.3. Wie aus seiner Stellungnahme aus dem Jahre 2. Allgemeine Bemerkungen
1996(1) hervorgeht, war der Wirtschafts- und Sozialaus-
schuß nicht davon überzeugt, daß das bestehende Büro 2.1. Der Wirtschafts- und Sozialausschuß kann sich
in eine Agentur umgewandelt werden sollte. U.a. unter den Bemühungen der Kommission um eine stärkere
Hinweis auf die Stellungnahme des Ausschusses gab die Berücksichtigung der Gesundheit der Verbraucher und
Kommission ihren Vorschlag, eine Europäische Agentur derLebensmittelsicherheituneingeschränktanschließen.
für tierärztliche und pflanzengesundheitliche Überwa- Mit den folgendenVorbehaltenundEmpfehlungen kann
chung zu errichten(2), auf und kam zu dem Schluß, daß der Ausschuß auch der geschilderten Gestaltung der
Kontroll- und Inspektionsaufgaben weiterhin unter der künftigen Kontroll- und Überwachungstätigkeit zustim-
Gesamtverantwortung der Kommission durch das Büro men.
für Lebensmittel- und Veterinärfragen (BLV) in Irland,
einer Dienststelle der GD XXIV, wahrgenommen wer-

2.2. Wie im folgenden ausgeführt, ist es von größterden sollten.
Bedeutung, durch das Regelwerk zur Kontrolle und
die Ausarbeitung geeigneter angepaßter Verfahren der
Zusammenarbeit zwischen dem Büro für Lebensmittel-

1.4. Die Kommission ist nach wie vor der Ansicht, undVeterinärfragenundanderenGremien auf interinsti-
daß Lebensmittelsicherheit und der Schutz der Gesund- tutioneller Ebene und in den Mitgliedstaaten sicher-
heit der Verbraucher am besten durch eine praktisch zustellen, daß die Kontroll- und Überwachungseinrich-
ausgerichtete Partnerschaft zwischen der Lebensmittel- tungen sowohl der Kommission als auch der Mitglied-
industrie, den einzelstaatlichen Kontrollstellen und der staaten optimal genutzt werden. Dabei muß für eine
Kommission im Rahmen wirksamer Rechtsvorschriften möglichst weitgehende Vereinfachung der Kontrollver-
zu erreichen sind. Die Lebensmittelindustrie muß Über- fahren und eine umfassende Koordination gesorgt wer-
wachungs- und Selbstkontrollsysteme entwickeln, um den. Wenn die Struktur nur theoretisch, aber nicht in
zu gewährleisten, daß Nahrungsmittel auf allen Produk- der Praxis funktioniert, kann das Ergebnis Bürokratie
tionsebenen im Einklang mit den Bestimmungen der EU und Ineffizienz sowie fehlende Unterstützung für und
hergestellt werden. Die Behörden der Mitgliedstaaten ein Mangel an Vertrauen in das System sein. In diesem
sollen weiter die zentrale Verantwortung tragen und Zusammenhang begrüßt der Ausschuß jede Initiative
koordinierteKontrollprogramme sowieAudit-Kontroll- zugunsten einer Koordinierung der einschlägigen
systeme einsetzen. Die Kommission will ihrerseits die mitgliedstaatlichen Stellen.
Effizienz der einzelstaatlichen Kontrollbehörden durch
Audit-Kontrollsysteme überwachen.

2.3. DerKommissionzufolge bestanden199776Rats-
richtlinien u.a. mit Bestimmungen zur Überwachung
oder Kontrolle ihrer Anwendung in den Mitgliedstaaten

1.5. Vor diesem Hintergrund schließt sich die Kom- oder in Drittländern durch die Kommission (57 im
mission den im IGS-Bericht enthaltenen Empfehlungen Veterinärbereich, 16 zur Pflanzengesundheit und 3 über
an. Diese beziehen sich auf die Ausdehnung der öffentliche Kontrolle von Lebensmitteln und Lebensmit-
Kontrolltätigkeit,dieMöglichkeit fürdiegemeinschaftli- telhygiene) (3).
chen Kontrolldienststellen, unparteiisch und objektiv zu
arbeiten, sowie einen eindeutig definierten rechtlichen 2.4. Abgesehen von einer weiteren Vereinfachungund amtlichen Status der Kontrolldienststellen in bezug bedarf es wahrscheinlich künftig weiterer Regeln undauf deren Aufgabenbereich, die Zuständigkeitsbereiche vermehrter Anstrengungen in gewissen Teilen des Le-des Personals, die Verfahren, Arbeitsmethoden usw. bensmittel-, Veterinär- und Pflanzengesundheitsbe-

reichs. Man darf z. B. davon ausgehen, daß zunehmende
Probleme im mikrobiologischen Bereich einen weiteren
Ausbau der EU-Rechtssetzung erfordern werden.1.6. Das Konzept der Kontrolle „vom Acker bis zum

Tisch“ sieht kleine interdisziplinäre Inspektionsteams
vor, die alle Aspekte der Produktionskette von der 2.5. Durch die Erweiterung um die mittel- und ost-
Futtermittelindustrie über Gesundheitsund Tierschutz- europäischenStaaten, die neueAußengrenzenundNach-
normen in den einzelnen landwirtschaftlichen Betrieben, barstaaten zur Folge haben wird, wird der Bedarf an
auf Märkten und während des Transports bis hin zu der Kontroll- und Überwachungseinsätzen derKommission,
Herstellung, Lagerung und dem Vertrieb der betreffen- nicht zuletzt im Veterinärbereich, außerdem erheblich
den Lebensmittel durch den Groß- und Einzelhandel steigen. Dabei ist wichtig, daß die Kandidatenländer
erfassen. Darüber hinaus wird die Einrichtung einiger rasch den Besitzstand der EU übernehmen, so daß
weniger Notfallteams vorgeschlagen, die bei Krisen in eventuelle Ausnahmen während eines Übergangs-
der EU oder Drittstaaten, die die Gesundheit der zeitraums von möglichst kurzer Dauer sind.
Bevölkerung oder die Tier- und Pflanzengesundheit in
der EU betreffen, schnell eingreifen können.

2.6. Eine tatkräftige und gut funktionierende Kon-
trolle und Überwachung seitens der EU ist somit unab-
dingbare Voraussetzung für die ordnungsgemäße An-
wendung der Bestimmungen und die Erzielung eines
hohen Sicherheits- und Gesundheitsniveaus im Lebens-(1) Stellungnahme des WSA zu der Errichtung einer Europäi-

schenAgentur für tierärztlicheundpflanzengesundheitliche
Überwachung, ABl. C 66 vom 3.3.1997, S. 43.

(2) KOM(96) 223 endg., ABl. C 239 vom 17.8.1996, S. 9. (3) KOM(97) 183 endg., Anhang II.
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mittel-,Veterinär- undPflanzengesundheitsbereich.Eine 2.10. Der Ausschuß unterstützt ferner die Absicht der
Kommission, eineBewertungdesBedarfs an zusätzlichenkorrekte und einheitliche Anwendung der Bestimmun-

gen sowie harmonisierte Regeln für die Finanzierung einzelstaatlichen Kontrollen der Sicherheitsnormen für
Lebensmittel nicht-tierischen Ursprungs, wie z. B. Obstder Kontrollausgaben sind außerdem entscheidende

Voraussetzungen für das Funktionieren des Binnen- und Gemüse, vorzunehmen und nötigenfalls weitere
einzelstaatliche oder gemeinschaftliche Maßnahmen zumarkts und die Sicherung gleicher Wettbewerbsbedin-

gungen. In diesem Zusammenhang begrüßt der Aus- ergreifen. Es ist jedoch entscheidend, daß ein Bedarf
hierfür besteht, damit diese Maßnahmen nicht nur zuschuß das Forum über die Durchsetzung der Rechtsvor-

schriftenüberdenVerbraucherschutz (11./12. Junidieses vermehrten Kontrollausgaben ohne hinlängliche
Begründung führen.Jahres) in Edinburgh, das einen Präzedenzfall für die

Zusammenarbeit bilden wird, und fordert ein Follow-up
im Lebensmittelsektor mit regelmäßigen Treffen der
in den Mitgliedstaaten mit dieser Aufgabe betrauten 2.11. Abgesehen von der Bedeutung einer stärkeren
Beamten, um eine einheitliche Linie in ihrer Arbeit zu Beachtung des Lebensmittelsektors ist die Einhaltung
gewährleisten. der EU-Bestimmungen über Gesundheit und Wohl von

HaustierenweiterhinentscheidendfürdasFunktionieren
des Binnenmarkts. Das zeigt auch die Vielzahl von
Rechtsakten auf diesem Gebiet.

2.7. Vor diesem Hintergrund kann sich der Ausschuß
dem Vorschlag der Kommission für die Ausarbeitung
von Leitlinien zur Gewährleistung einer einheitlichen 2.12. Die Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisa-
Anwendung der Bestimmungen und für koordinierte tion der Vereinten Nationen (FAO) warnte außerdem
einzelstaatliche Kontrollprogramme, die die gesamte in diesem Zusammenhang vor der Gefahr neuer schwer-
Lebensmittelproduktionskette erfassen, sowie die Ein- wiegender Ausbrüche ansteckender Haustierseuchen
führung von Audit-Kontrollsystemen anschließen. infolge der Konzentration der Haustierproduktion, zu-

nehmender langer Tiertransporte, neuer Handelsverbin-
dungen in den Mittleren Osten und die Gemeinschaft
unabhängiger Staaten (GUS) sowie instabilerVerhältnis-2.8. Der Ausschuß kann auch den Vorschlag für
se und mangelhafter Kontrolle und Überwachung an-öffentliche Einsichtnahmemittragen. Die Arbeitsmetho-
steckender Haustierseuchen u.a. auf dem Balkan. Diesden des Büros sollten, wie von der Kommission vorge-
gilt nicht nur fürdie herkömmlichen Infektionskrankhei-schlagen, der Einsichtnahme von außen offenstehen,
ten, sondern auch für neue Seuchen, wie z. B. BSE. Dieaußerdem sollte eine effiziente interne Verwal-
FAO betont in diesem Zusammenhang die Bedeutungtungskontrolle aufderGrundlage der indem IGS-Bericht
effizienter veterinärbehördlicher Maßnahmen in denenthaltenen Empfehlungen (vgl. Ziffer 3.5) vorgesehen
europäischen Staaten.werden.

2.13. Im Hinblick auf die Verhandlungen im Rahmen
der Welthandelsorganisation (WTO) über einen Aus-2.9. Den jüngsten Beschlüssen der Kommission zu
gleich des Welthandels unter Berücksichtigung vonVeterinärkontrollen vor Ort (1) muß, wie die Kommis-
Gesundheits- und Sicherheitsaspekten u.a. fordert dersion gleichfalls zu bedenken gibt, eine schnelle Bearbei-
Ausschuß Kommission und Rat auf, größtmöglichetung der Ergebnisse folgen. Der Ausschuß befürwortet
Anstrengungen zur Bewahrung und weltweiten Akzep-es, daß die Ergebnisse der Kontrollvisiten in Form von
tanz der EU-Kontrollpolitik zu unternehmen, um aufInformationen über Mängel in den Kontrollsystemen
diese Weise Problemen im Lebensmittel-, Veterinär- undder Mitgliedstaaten durch das Internet, Jahresberichte
Pflanzengesundheitsbereich infolge der LiberalisierungundregelmäßigeGesprächemitVerbraucher-undErzeu-
zu begegnen.gerorganisationen bekannt gemacht werden. Dabei muß

der betreffende Mitgliedstaat vor der Veröffentlichung
jedoch die Möglichkeit haben, die Informationen zu
kommentieren und Mißverständnisse richtigzustellen.
Die Veröffentlichung von Informationen, die sich direkt 3. Besondere Bemerkungen
oder indirekt auf einzelne Unternehmenbeziehen,würde
freilich gegenArtikel 214 des Vertrages über vertrauliche
Auskünfte betreffend Einzelunternehmen verstoßen(2). 3.1. Dem Büro für Lebensmittel- und Veterinärfragen

wurde die Wahrnehmung seiner Aufgaben bislang durch
erheblichen Personalmangel erschwert. Es stellt sich die
Frage, ob der schrittweise Ausbau des Personalbestandes
über mehrere Jahre hinweg auf insgesamt 202 Stellen

(1) Kommissionsbeschlüsse Nr. 98/139/EG und 98/140/EG mit u.a. 127 A-Posten, wie im IGS-Bericht empfohlen,
vom 4 Februar 1998 über von Sachverständigen der angesichts des beschriebenen künftigen Bedarfs aus-
Kommission durchgeführte Veterinärkontrollen in Mit- reicht.
gliedstaaten bzw. Drittländern, ABl. L 38 vom 12.2.1998.

(2) Gemäß Artikel 214 des Vertrages ist es EU-Beamten und
-Bediensteten untersagt, „Auskünfte, die ihremWesennach

3.2. Ohne sich auf Kompromisse bei der Forderungunter das Berufsgeheimnis fallen, preiszugeben; dies gilt
nachEinstellung gut ausgebildeter und erfahrenerMitar-insbesondere fürAuskünfte überUnternehmen sowie deren

Geschäftsbeziehungen oder Kostenelemente“. beiter einzulassen,müssendiekompliziertenundzeitrau-
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benden Einstellungsverfahren der Kommission unbe- derKommission einen erheblichenVerbrauchanMitteln
nach sich ziehen(1).dingt beschleunigt werden, so daß das Büro baldmög-

lichst uneingeschränkt einsatzfähig ist. Andernfalls wird
3.5. Der Ausschuß unterstützt im übrigen die Plänees nicht in der Lage sein, den fachlichen und politischen
der Kommission zur Einführung einer strengen internenErwartungen in bezug auf seine Tätigkeit in absehbarer
Verwaltungskontrolle, darunter der Einrichtung einesZeit entsprechen zu können. Das könnte zu Frustratio-
internen Qualitätssicherungsteams im Büro für Lebens-nen und Rückschlägen führen.
mittel- und Veterinärfragen, das einen von der internen
Verwaltungsstruktur des Büros unabhängigen Status

3.3. Die Verlagerung des Büros für Lebensmittel- und genießen soll, wie es die Grundsätze für die Arbeitsweise
Veterinärfragen nach Irland wurde von den Staats- und von Inspektionsorganen verlangen.
Regierungschefs auf ihrem Gipfeltreffen im November

3.6. In seiner Eigenschaft als Vertretung aller Glieder1993 beschlossen und steht von daher nicht zur Diskus-
der Kette, angefangen von der landwirtschaftlichension. Der Standort des Büros in ländlicher Umgebung in
Produktion bis hin zum Verbrauch, mißt der AusschußGrange, 40 km nördlich von Dublin, ist dagegen in
der erweiterten Kontroll- und Überwachungstätigkeitmehrfacher Hinsicht problematisch für die Einstellung
der Kommission große Bedeutung bei und wird dievon Mitarbeitern und die praktische Wahrnehmung der
Entwicklung aufmerksam verfolgen. Der Ausschuß er-Aufgaben. Im Zusammenhang mit dem bevorstehenden
wartet, weiter über die Entwicklung unterrichtet und zuAusbau sollte dieKommissiondaher sorgfältig abwägen,
neuen Initiativen auf diesem Gebiet gehört zu werden.ob eine zentralere Unterbringung in Dublin die Funk-

tionstüchtigkeit des Büros nicht verbessern könnte.
(1) Die Grundsätze der Zuständigkeitsaufteilung, darunter

die internen Informations- und Konsultationsverfahren,
werden im internen Leitfaden der Kommission vom 4 Ju-3.4. Gleichzeitig ist zu vermeiden, daß durch die
li 1997 beschrieben. Die Verantwortung für die wissen-Einrichtung des Büros in Irland eine Parallelverwaltung schaftlichen Ausschüsse und Kontrollfunktionen liegt beiin Brüssel mit daraus folgenden unklaren Verhältnissen derGDXXVI.DieGD III (Lebensmittel), GDV(lebensmit-

inbezug aufdieZuständigkeiten entsteht.DieVerteilung telrelevante Krankheiten und Tierseuchen) und GD VI
der Aufgaben auf mehrere Generaldirektionen und der (Bereich Tier- und Pflanzengesundheit) sind für die Ausar-
sich daraus ergebende Informations- und Koordinie- beitung, Durchführung und Einhaltung der Rechtsvor-

schriften zuständig.rungsbedarf werden ungeachtet der internen Vorgaben

Brüssel, den 27. Mai 1998.

Der Präsident

des Wirtschafts- und Sozialausschusses

Tom JENKINS
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Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses zum Thema „Niederlassungsfreiheit
im Binnenmarkt (Beobachtungsstelle für den Binnenmarkt)“

(98/C 235/03)

Der Wirtschafts- und Sozialausschuß beschloß am 18. März 1997, gemäß Artikel 23 Absatz 3
der Geschäftsordnung eine Stellungnahme zu dem vorgenannten Thema zu erarbeiten.

Die mit der Vorbereitung der Arbeiten beauftragte Fachgruppe Industrie, Handel, Handwerk
und Dienstleistungen nahm ihre Stellungnahme am 6. Mai 1998 an. Berichterstatter war Herr
Folias.

Der Ausschuß verabschiedete auf seiner 355. Plenartagung (Sitzung vom 27. Mai 1998) mit
88 Ja-Stimmen bei 1 Stimmenthaltung folgende Stellungnahme.

1. Einleitung nisse, die angezeigt oder ausgemacht wurden, Bezug
genommen werden.

1.1. Die ständige Studiengruppe stellte bei ihren in
den letzten Monaten durchgeführten Arbeiten zu der 1.6. Die Niederlassungsfreiheit darf nicht als dasFrage, wie der Binnenmarkt funktioniert, mehrfach fest, Bestreben einer Freistellung von Unternehmen von dendaß es Schwierigkeiten im Zusammenhang mit der Regeln des Niederlassungsstaates verstanden werden.Möglichkeit der Ansiedlung eines Unternehmens und Es geht vielmehr darum, daß Personen/Firmen, die sichder Unterhaltung einer Zweigniederlassung eines beste- in einem Mitgliedstaat niederlassen wollen, eine positivehenden Unternehmens in einem anderen Mitgliedstaat Behandlung zuteil wird und ihnen keine überzogenender Europäischen Union gibt. undandereBedingungenzurAuflagegemachtwerdenals

den einheimischen Personen/Firmen. Als „überzogene
Bedingungen“ ist jedweder Ansatz einer Ungleich-1.2. Niemand kann bestreiten, daß bei der Verwirkli-
behandlung zu sehen, der die Niederlassung erschwertchung des Binnenmarktes Fortschritte erzielt wurden
oder unmöglich macht.durch die zahlreichen neuen Möglichkeiten für die

mittelständischen Betriebe und die Selbständigen, in
anderen Mitgliedstaaten als ihrem eigenen eine Wirt-
schaftstätigkeit auszuüben. 1.7. Die Niederlassungsproblematik ist schwer von

den anderen Aspekten des Binnenmarktes zu trennen,
wie z. B. der Dienstleistungsfreiheit. Der Ausschuß hatGenausowenig läßt sich leugnen, daß die Niederlassung
bereits eine ganze Reihe von Stellungnahmen zu denvon Unternehmen in einem anderen Mitgliedstaat noch
verschiedenen Arten von Hemmnissen abgegeben, dieimmer durch bestimmte Hemmnisse erschwert wird.
mit das Funktionieren des freien Marktesbelasten(1); bei
der vorliegenden Stellungnahme geht es um praktische
Vorschläge, die den Einzelpersonen bzw. Firmen bei der1.3. Um die Dinge richtig zu sehen, darf nicht außer
Niederlassung Hilfestellung geben sollen.acht gelassen werden, daß das, was für die 15 Mit-

gliedstaaten gilt, gleichermaßen auch auf die drei
EFTA/EWR-Länder (Norwegen, Island und Liech-
tenstein) zutrifft, die aufgrund des EWR-Vertrags als
gleichwertige Mitglieder des Binnenmarktes angesehen 2. Feststellungen
werden.

2.1. Noch immer finden Unternehmen, wenn sie sich1.4. In dieser Stellungnahme soll aufgezeigt werden,
in einem anderen EU-Mitgliedstaat niederlassen wollen,daß der Weg zur Vollendung des Binnenmarktes noch
zahlreiche und vielfältige Schwierigkeiten vor, die dieweit ist, des weiteren sollen alle betroffenen Seiten
Niederlassungsfreiheit mit einer Fülle von „Hemmnis-aufgefordert werden, auf dieses Ziel hinzuarbeiten, und
sen“ behaften. Aber auch nach ihrer Niederlassung sindaußerdemsolleneinigekonkreteBeispiele effektiverbzw.
die Unternehmen bzw. freien Berufe mit Schwierigkeitenkünstlich aufgebauter Hemmnisse in diesem Bereich

angeführt und Anregungen gegeben werden, wie diese
Hemmnisse abgebaut werden können.

(1) Auswirkungen und Effizienz des Binnenmarktes — ABl.1.5. Zu diesem Zweck sollen in dieser Stellungnahme
C 206 vom 7.7.1997, S. 65; KMU-Grenzüberschreitendedie Elemente verwertet werden, die über vom Ausschuß Beziehungen — ABl. C 204 vom 7.7.1997, S. 70; Binnen-eigens zusammengestellte, verschickte und bei ihm markt und Umweltschutz; Kohärenz oder Konflikt — ABl.

ausgefüllt wieder eingegangene Fragebögen zusammen- C 19 vom 21.1.1998, S. 95; Verhinderung des Entstehens
getragenwurden; ferner sollendie Informationengenutzt neuer Hindernisse im Binnenmarkt — CES 453/98 vom
werden, die bei der Anhörung in Nizza festgehalten 25.3.1998; Beseitigung bestimmter Handelshemmnisse —

CES 643/98 vom 19.4.1998.wurden, sowie auf einige Beispiele für konkrete Hemm-
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konfrontiert, die die freie Erbringung von Dienstleistun- 4. Beispiele für konkrete Hemmnisse
gen behindern.

Nachstehend seien einige konkrete Beispiele von Hemm-
nissen aufgeführt, die mitgeteilt oder festgehalten wur-

2.2. Viele der einzelstaatlichen Beschränkungen ha- den, umdie Probleme aufzuzeigen, denen sich Unterneh-
ben ihre Ursache in einem besonderen Anliegen einiger men gegenübersehen.
Mitgliedstaaten, für den Schutz ihrer Verbraucher Sorge
zu tragen. Dieses durchaus berechtigte Interesse der 4.1. Das Arbeitsrecht eines Mitgliedstaats macht denRegierungen — für sie eine heilige Pflicht — darf nicht einheimischen Model-Agenturen zur Auflage, daß siezum Anlaß genommen werden, um der Niederlassung

eine Sicherheit von umgerechnetmindestens 15 000 ECUvon Unternehmen Steine in den Weg zu legen. hinterlegen. Dies bedeutet, daß Model-Agenturen ande-
rer Länder in dem betreffenden Mitgliedstaat nicht tätig
werden können, und sei es auch nur gelegentlich, wenn

3. Festgestellte Hemmnisse sie nicht die gleiche Garantiesumme deponieren.

4.2. Handwerker eines Mitgliedstaats sehen davon3.1. Es wurden zahlreiche, vielschichtige Hemmnisse
ab, in einem anderen Mitgliedstaat zu arbeiten, weil siefür die freie Niederlassung ausgemacht, und zwar
für die Abführung der anfallenden indirekten Steuerneinzelstaatliche wie regionale, subjektive wie objektive
einen steuerlichen Vertreter in Anspruch nehmen müs-Hemmnisse, lösbareSchwierigkeiten sowieErschwernis-
sen, was mit hohen Dienstleistungskosten verbundense, die ohne individuelle oder gemeinsame Anstrengun-
ist.gen nicht überwunden werden können.

4.3. In einem Mitgliedstaat gibt es 7 000 offiziell von
3.2. Hemmnisse rechtlicher Art den Behörden zugelassene Immobilienmakler, die alle

von den nationalen Behörden zur Auflage gemachten
Nachstehend eine kurze Zusammenstellung der am Bedingungen erfüllen. Im Rahmen dieser Zulassungsbe-
häufigsten und in vielen Ländern auftretenden Hemm- dingungen haben ganze vier (!) nicht-einheimische
nisse: Makler es geschafft, eineGeschäftserlaubnis zu erhalten.

— Anerkennung von Befähigungsnachweisen; 4.4. Die zuständige Dienststelle des Finanzministe-
riums eines Mitgliedstaats verlangt eine schriftliche
Erklärung in Fällen, in denen Reisende bei der Ein- oder— AnerkennungderVoraussetzungen für dieAusübung
Ausreise mehr als 7 500 ECU in bar bei sich tragen. Zueines bestimmten Berufs;
Prüfzwecken nehmen die zuständigen Beamten des
betreffenden Mitgliedstaats sogar Kontrollen des von— Erteilung der Berufsausübungserlaubnis;
Reisenden mitgeführten Gepäcks vor, ohne Rücksicht
auf die Staatsangehörigkeit der Betroffenen.— Unternehmensgründungsbedingungen;

4.5. Bereits seit Jahren stellen sich die Steuerbehörden— Verwaltungsmäßige Formalitäten;
eines Mitgliedstaats bei Mehrwertsteuerrückerstat-
tungsanträgen von Gesellschaften anderer Mitgliedstaa-— Versagung des Zugangs zu bestimmten Berufen ten, die im Rahmen ihrer Teilnahme an internationalen(Apotheker, Notar, Ingenieur usw.); Ausstellungen die Mehrwertsteuer in dem betreffenden
Mitgliedstaat abgeführt haben und einen Rückerstat-

— Rechtsform der Unternehmen. tungsanspruch haben, taub. Auch die dabei geltenden
Bedingungen und Verfahren machen die Wahrnehmung

In Ländern mit dezentraler Verwaltung gesellen sich zu des Rückerstattungsanspruchs inattraktiv.
den einzelstaatlichen Regeln noch spezifische regionale
Bedingungen, die als Hemmnisse wirken können. 4.6. Die Behörden eines Mitgliedstaats beschränken

das Recht auf Kommissionsleistungen für Vermittlungs-
dienste von nicht in diesem Mitgliedstaat Ansässigen3.3. Subjektive Hemmnisse (Versicherungsvertreter, Immobilienmakler usw.).

— Fehlende Informationen über die einzelstaatlichen
4.7. Sicherheitsdienstleister, die in einem bestimmtenRechtsvorschriften;
Mitgliedstaat tätig sein wollen, müssen ihren Sitz in
diesem Mitgliedstaat haben, und die Geschäftsleitung

— Sprachbarrieren; und die Arbeitnehmer dieser Unternehmen müssen
Einheimische sein. Diese Regelung wird mit der öffentli-

— Fehlende Kenntnis des Zielmarktes; chen Ordnung und Sicherheit begründet.

— Unkenntnis der lokalen Regeln und Grundsätze; 4.8. IneinemMitgliedstaatkönnenFirmenausEFTA-
Ländern keine Bauaufträge ausführen, weil der betref-

— Kultur- und Mentalitätsunterschiede, fende Mitgliedstaat ihnen die Aufnahme in sein Bauge-
werberegister mit dem Argument verweigert, daß sie
keinem EU-Mitgliedstaat angehören.— Unterschiedliche Verbrauchergewohnheiten.
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5. Vorschläge — Verfügbarkeit von mehr Mitteln für Risiko- und
Startkapital;

Die nachstehenden Vorschläge sind das Ergebnis der — Lancierung einer Gemeinschaftsinitiative für die
negativenErfahrungen, dieUnternehmenmit denprakti- Harmonisierung der einschlägigen Rechtsvorschrif-
schen Auswirkungen von Hemmnissen gemacht haben, ten für bestimmte Branchen;
sowie des Meinungsaustauschs und entspringen natür-

— Schließlich die Festlegung der Rechtsform der „euro-lich dem Anliegen, einen Beitrag zur Beseitigung der
päischen Aktiengesellschaft“ inVollendung der dies-bestehenden Hemmnisse zu leisten.
bezüglichen Anstrengungen der Kommission, damit
die Unternehmen die Möglichkeit haben, eine5.1. Nach Ansicht des Ausschusses muß in der EU
Rechtspersönlichkeit zu wählen, die im gesamtenein Klima geschaffen werden, das dazu beiträgt, daß die
europäischen Raum eine einheitliche und berechen-Niederlassung von Firmen und Personen in anderen
bare Behandlung erfährt (1);Mitgliedstaaten als Potential für die Schaffung von

Arbeitsplätzen und Bewirkung von Wirtschaftstätigkeit — bevorzugterZugangzuFinanzierungsquellensowohl
verstandenwird.Mehralsallesanderemußderkulturelle auf europäischer („EntwicklungundBeschäftigung“)
Austausch im Mittelpunkt dieses dynamischen Denkan- als auch auf einzelstaatlicher Ebene, mit dem Ziel
satzes stehen. Im Rahmen dieser Philosophie sollte die der Auslösung unternehmerischer Tätigkeit.
Kommission eine Kampagne auflegen, um das Recht
vonUnternehmenundEinzelpersonenaufNiederlassung

5.3. Besondere Vorschlägeim Mitgliedstaat ihrer Wahl unter der Bedingung der
Einhaltung der grundlegenden Rechtsvorschriften des

— Verhandlungen der unmittelbar Betroffenen mit denbetreffenden Mitgliedstaats in der breiten Öffentlichkeit
nationalen und regionalen Gebietskörperschaftenpublik zu machen.
zur Klärung konkreter Fragen;

— Zusammenarbeit zwischen Berufskammern (Han-5.2. Allgemeine Vorschläge
del, Handwerk usw.) für den Erfahrungs- und
Informationsaustausch, deren Ergebnisse dann den— Einrichtung von Datenbanken über die zuständigen
einzelstaatlichen Verwaltungen und den zuständigenBehörden und Träger, bei denen Informationen
Gemeinschaftsorganen übermittelt werden sollten;eingeholt werden können;

— Sensibilisierung und Unterrichtung von Europarla-— Förderung einer stärkeren Inanspruchnahme und mentariern und ggf. Herantragen von Fragenkom-eines Ausbaus der EURO-INFO-Zentren, die bei der plexen und Vorschlägen an das Europäische Parla-Unterrichtung und Aufklärung von Unternehmen ment, wobei die Initiative auch von Repräsentantensowie der Veranstaltung bilateraler und multilatera- der Interessenvertretungen der UnternehmerschaftlerTreffen für denMeinungsaustausch eine entschei- ausgehen könnte;dende Rolle spielen können; ferner Veröffentlichung
eines jährlichen Berichts über die im Zusammenhang — Keine Koppelung der Niederlassungsfreiheit an die
mit der Niederlassung von Unternehmen am häu- Unternehmensgröße;
figsten aufgetretenen Probleme.

— Chancengleichheit unabhängig von der Unterneh-
mensgröße;— Einrichtung von nationalen One-stop shops (zentra-

len Anlaufstellen) bei den Berufskammern (Handel,
— Besondere Regelungen zugunsten von „Gesellschaf-Handwerk usw.), die eine einheitliche Dienst-

ten ohne Erwerbszweck“ und „gemeinnützigen Ein-leistungspalette anbieten;
richtungen“.

— Zusammenstellung einer Vergleichstabelle der ein-
schlägigen Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 6. Schlußbemerkungenfür die verschiedenenen Wirtschaftszweige;

6.1. Der Ausschuß möchte über die Binnenmarkt-— Einrichtung von Web-Seiten der einzelnen Mitglied-
Beobachtungsstelle sowie imWege dieser Stellungnahmestaaten auf dem Internet in allen elf Amtssprachen
für die Beschäftigung mit dem großen Problem derder Gemeinschaft, die umfassende Leitfäden über die
Hemmnisse bei der Niederlassung von Unternehmen,Bedingungenund einzuhaltendenRechtsvorschriften
das zugleich auch ein schwerwiegender Hemmschuh fürbezüglichder freienNiederlassungvonUnternehmen
die Vollendung des Binnenmarktes ist, einen soliden undder verschiedenen Branchen auf ihren Märkten
fundierten Ansatz entwickeln.enthalten. Auch die Kommission könnte auf den

bestehenden Webseiten, die sie auf dem Internet
unterhält (EUROPA, ISPO usw.) zweckdienliche 6.2. Für die Verwirklichung dieses Ziels appelliert
Informationen dieser Art bereitstellen; der Ausschuß an die Seiten, die — wenn auch in

unterschiedlichem Maße — für das Entstehen dieser
— Eine noch bessere Nutzung des Instruments der Probleme verantwortlich sind, aber auch wirksam zu

Europartnerschaften; deren Bewältigung beitragen können.

— Einen größtmöglichst nutzbringenden Einsatz des
neuen Gemeinschaftsprogramms „Europäische (1) Statut der Europäischen Aktiengesellschaft — ABl. C 129

vom 27.4.1998, S. 1.Joint-ventures“;
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6.2.1. AndieKommission richtet erdieAufforderung, 6.2.2. Die Unternehmen und Geschäftsleute, die glau-
ben, daß es für sie interessant ist, sich in einem anderenkoordinierte praxisbezogene Anstrengungen zur Erläu-

terungdesorganisatorischenGefügesdesBinnenmarktes Markt niederzulassen und zu betätigen, müssen die
Ärmel hochkrempeln, ihre ganze Dynamik mobilisieren,zu unternehmen, die zu greifbaren Ergebnissen führen,

wobei sie sich auf die systematische Erfassung des die sie nachweislich besitzen, und alle ihnen zur Verfü-
gung stehenden Möglichkeiten nutzen, um nach KräftenPraxiserfolgs der von der EU getroffenen Maßnahmen

stützen sollte. etwaige Hemmnisse selbst zu überwinden.

Brüssel, den 27. Mai 1998.

Der Präsident

des Wirtschafts- und Sozialausschusses

Tom JENKINS

Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu der „Mitteilung der Kommission:
Europäische Kapitalmärkte für kleine und mittlere Unternehmen: Aussichten und potentielle

Hemmnisse für ihre Entwicklung“

(98/C 235/04)

Die Kommission beschloß am 13. Mai 1998, den Wirtschafts- und Sozialausschuß gemäß
Artikel 198 des EG-Vertrags um Stellungnahme zu der vorgenannten Mitteilung zu ersuchen.

Die mit der Vorbereitung der Arbeiten beauftragte Fachgruppe Industrie, Handel, Handwerk
und Dienstleistungen nahm ihre Stellungnahme am 6. Mai 1998 an. Berichterstatter war Herr
Pezzini.

Der Ausschuß verabschiedete auf seiner 355. Plenartagung (Sitzung vom 27. Mai 1998) mit
101 gegen 1 Stimme bei 1 Stimmenthaltung folgende Stellungnahme.

1. Allgemeine Bemerkungen Wertpapierhandel, im Detail die gebührende Aufmerk-
samkeit gewidmet. Bisweilen hält der Ausschuß andere
Faktoren als die von der Kommission angeführten für

1.1. Diekonstruktiven, anhaltendenBemühungender bedeutsam.
Europäischen Kommission zur Förderung europäischer
Kapitalmärkte für kleine und mittlereUnternehmen sind
sehr lobenswert. Diese Initiativen sind schon in der 1.3. Über eine angemessene Verfügbarkeit von Fi-„Mitteilung der Kommission. Bericht über die Möglich- nanzmitteln hinaus gibt es in der Tat eine Reihe andererkeiten einer bildschirmgestützten europäischen Börse für Faktoren, die dieMöglichkeiten derUnternehmenbeein-wachstumsstarke junge Unternehmen“(1) beschrieben flussen, eine relevante Dimension zu erlangen. Dieworden, zu der der Ausschuß keine Stellungnahme wichtigsten dieser Faktoren sollen in der vorliegendenabgegeben hat. Dadurch ist die Kommission einer Stellungnahme untersucht werden, um zu einer besserenAufforderung des Ausschusses nachgekommen, eine umfassendenEinschätzungder indiesemBereichvorhan-Machbarkeitsstudie über einen anerkannten europäi- denenProblemezugelangen.Einigederausgesprochenenschen Markt durchzuführen, der den europäischen Empfehlungen gehen auf eine Studienreise desAusschus-Unternehmen, insbesondere KMU, Zugang zu (Risiko-) ses in die Vereinigten Staaten im November 1997 zurück.Kapital verschafft. Die Idee zu diesem Besuch ergab sich insbesondere

aus der Bezugnahme auf die US-Kapitalmärkte in der
Einleitung der Mitteilung der Kommission sowie aus1.2. Mit der nun vorliegenden Mitteilung, in der
derAufforderungvonPräsident Santer in seinerRede vordiesesThemaweiter behandeltwird,hatdieKommission
dem Wirtschafts- und Sozialausschuß am 28. Oktoberein konstruktives Dokument hervorgebracht. Jedoch
1997, dieLage indenVereinigtenStaatenzuuntersuchen.wurde nicht allen Punkten, so z. B. der praktischen
Daher wird in der folgenden Stellungnahme ein wesent-Funktionsweise der EU-Rechtsvorschriften über den
lich umfassenderes Thema als das der Mitteilung der
Kommission, die sich ausschließlich auf Kapitalmärkte
für KMU bezieht, behandelt.(1) KOM(95) 498 endg. vom 25.10.1995.
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1.4. Eine weitere kritische Anmerkung zu der Mittei- schaftsrechts nützlich. Hinsichtlich der institutionellen
Anleger und des freien Kapitalverkehrs erklärt dielung ist, daß die neuen europäischen Kapitalmärkte nur

für die Unternehmen von Interesse sind, die zwar aus Kommission, wenn die diskriminierenden einzelstaatli-
chen Beschränkungen nicht abgeschafft würden,technischer Sicht als KMU eingestuft werden (weniger

als 250 Beschäftigte, Umsatz unter 40 Millionen ECU könntenVertragsverletzungsverfahrenbeimGerichtshof
erforderlich werden.und eine Bilanz in der Größenordnung von 27 Millio-

nen ECU), jedoch neue Einheiten mittlerer Größe mit
besonders hoher Innovationsfähigkeit bzw. Unterneh-

3. Besondere Bemerkungen zur Mitteilungmen mit besonders hoher Kapitalintensität darstellen.

1.5. Auch in den Vereinigten Staaten machen die 3.1. Einleitung
Unternehmen, die Finanzmittel von ungenannt bleiben
wollenden privaten Investoren (den sogenannte „Busi- Der Ausschuß billigt die in der Einleitung wiedergegebe-ness Angels“) oder aus Risikokapitalfonds erhalten, nen Ansichten unter dem Vorbehalt der Ausführungenhöchstens 2% der Gesamtzahl aus, wobei ihre Wach- unter Ziffer 1 der vorliegenden Stellungnahme.stumschancen jedoch überdurchschnittlich hoch sind.
Nach Schätzung der Kommission gibt es in der gesamten
EuropäischenUnion höchstens 20 000 Unternehmen, die 3.2. Fortschritte bei der Entwicklung von Kapi-
zu einem bestimmten Zeitpunkt mit ihren Aktien an die talmärkten für KMU in der Europäischen Union
Börse gehen könnten. Angesichts der Wachstumsrate und ihre Perspektiven
und der erheblichen Zahl neu geschaffener Arbeitsplätze
sind dies jedoch gleichzeitig die vielversprechendsten 3.2.1. In Europa bestehen derzeit einige Kapitalmärk-
Unternehmen,weshalb dieKommission deren Finanzbe- te, die den Bedürfnissen der innovativen und schnell
darf zu Recht so große Aufmerksamkeit gewidmet hat, wachsenden Unternehmen aufgeschlossener gegenüber-
der in Europa in der Vergangenheit weniger berücksich- stehen als die herkömmlichen Aktienmärkte. Zwei
tigt wurde als in den Vereinigten Staaten. davon,derEASDAQ-Marktunddie InitiativeEuro-NM,

haben gesamteuropäische Ambitionen. Der Londoner
AIM (Alternative Investment Market) scheint sich dage-

2. Zusammenfassung des Kommissionsdokuments gen heute vor allem auf das Vereinigte Königreich zu
konzentrieren.

2.1. Im wesentlichen enthält die Mitteilung folgende
3.2.2. Die Wachstumsraten der Unternehmen, dieZiele: Erforschung der möglichen Hindernisse, die der
Zugang zu diesen Märkten finden möchten, liegenZulassung von KMU-Aktien zu den Kapitalmärkten im
wahrscheinlich weit höher als die in Kapitel II Absatz 2Wege stehen; Anregung einer Debatte auf europäischer
(Seite 2) der Kommissionsmitteilung genannten 10%.Ebene über geeignete Bedingungen für den Zugang zu
Vergleicht man den Umsatz 1997 mit 1996, so hattenAktienkapital; Veranschaulichung der von verschiede-
drei Viertel der Unternehmen, deren Aktien auf demnen Initiativen zur Schaffung neuer Finanzmärkte in der
EASDAQ-Markt gehandelt werden, eine Umsatzsteige-Europäischen Union erzielten Erfolge, z. B. EASDAQ-
rung von über 25 % zu verzeichnen, fast ein Drittel eineMarkt (European Association of Securities Dealers
Umsatzsteigerung von über 100 %.Automatic Quotation) und Initiative „Euro-NM“

(Neuer Markt); Beschreibung der Grundzüge der heuti-
3.2.3. SolcheMärktewerden langfristigErfolg haben,gen und künftigen Initiativen der Kommission zur
wennsieeinerausreichendenZahl innovativerUnterneh-Überwindung der Hindernisse bei der Entwicklung von
men den Zugang ermöglichen, da diese im allgemeinenKapitalmärkten für KMU und der Sicherstellung eines
das Interesse der Investoren wecken. Jegliche direkteordentlichen Funktionierens derselben.
Initiative zur Steigerung der Zahl dieser zugelassenen
Unternehmen kann nur begrüßt werden, insbesondere

2.2. In der Mitteilung werden zwei wesentliche Berei- in Bereichen wie der Biotechnologie. Leider besteht kein
che aufgezeigt, die für die Entwicklung dieser Kapi- völlig zuverlässiges System, mit dem schon in der
talmärkte potentielle Hindernisse darstellen. Dies sind Anfangsphase festgestellt werden könnte, welche Unter-
zunächst die Einstellungen, Fähigkeiten und Zwänge, nehmen Chancen für ein rasches Wachstum und
die für kleine und mittlere Unternehmen typisch sind. langfristig positive Ergebnisse haben. Ihre Fähigkeit,
Dabei handelt es sich insbesondere um die Einstellung externe Investitionen anzuziehen,wird davon abhängen,
derKMUzu ihrer Finanzierung, ihreKompetenzen (oder welcher Wert ihrem Management beigemessen wird.
mangelndeKenntnisse) imBereichderFinanzverwaltung
und die ihnen für den Zugang zum Aktienmarkt entste- 3.2.4. Deshalb müssen die Anstrengungen darauf
henden Kosten. konzentriert werden, Unternehmensgründungen zu

fördern und sicherzustellen, daß diese Unternehmen
Zugang zu Finanzierung und rechtzeitiger Beratung2.3. Es gibtnoch eineweitereReihevonHindernissen:

der grenzüberschreitendeHandelmitAktienauf gesamt- haben, um ihre Managementqualität zu verbessern und
die „Mortalitätsrate“ der Unternehmen zu verringern,europäischen Aktienmärkten, besondere Währungs-

probleme, von Land zu Land unterschiedliche Steuer- die nach Einschätzung der europäischen Beobachtungs-
stelle für KMU derzeit mit 50 % in den ersten fünfund Rechnungslegungspraktiken, Unternehmensfüh-

rung und institutionelle Anleger. Nach Ansicht der Jahren ihres Bestehens sehr hoch liegt. In der EU sind
bereits zufriedenstellende Systeme im Einsatz, die zumKommission wäre in einigen dieser Bereiche eine rasche

und vollständige Anwendung des geltenden Gemein- Zeitpunkt der Festlegung der Unternehmenspolitiken
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Hinweise liefern können. Ein Beispiel dafür ist das Art von Unternehmensberatung abhängig gemacht
werden kann.italienische Finanzinstitut „Artigiancassa“.

Die Schaffung eines solchen Systems wäre zwar nicht3.2.4.1. Angesichts der mangelnden Kapitalausstat-
unbedingt so kostengünstig wie das SCORE der Smalltung und der Unfähigkeit, Sicherheiten für Darlehen
Business Administration, deren Berater lediglich einezu bieten, stellen sich den neuen Unternehmen zwei
Kostenerstattung erhalten, doch braucht es auch nichtgemeinsame Probleme:
allzu kostspielig zu sein. Der britische Small Firms
Service mit 300 Beratern kostete im letzten Jahr seinesIn allen Mitgliedstaaten sollte ein System zur Kredit-
Bestehens (1990) nur etwa 14 Millionen ECU. Daabsicherung mit Vorzugsbedingungen für Kredite in
durch die Schaffung solcher Einrichtungen die Zahl derrelativ geringer Höhe oder Kleinkredite verfügbar
Konkurse sinkt und die Aufnahme von Wirtschaftstätig-gemacht werden. Die Modalitäten dieses Angebots
keiten ohne die erforderlichen Kenntnisse gebremst(vom Staat zur Verfügung gestellte Systeme oder
wird, stellt dies auf nationaler Ebene eine hervorragendesonstige Mechanismen wie die Systeme für gegensei-
Investition dar. Bei einer Ausweitung dieses Systemstige Bürgschaften) sollten unter Berücksichtigung
könnte der Prozentsatz der Konkurse erheblich gesenktder einzelstaatlichen Gegebenheiten beschlossen
und sogar Spitzenwerte von 80% erreicht werden.werden. Da Kleinunternehmen nicht die Form einer

Aktiengesellschaft wählen, muß ihren spezifischen
3.2.4.3. Nicht alle Unternehmen, die ihren BetriebErfordernissen besondere Aufmerksamkeit gewid-
einstellen, tun dies jedoch aufgrund unzureichendermet werden.
Finanzmittel oder schlechter Verwaltung. Sehr viele
können den Belastungen durch Rechtsvorschriften nichtDer Höchstbetrag sollte vielleicht nicht so hoch liegen standhalten. Vielen potentiellen Unternehmern mußwie der von der Small Business Administration in den aufgrund der damit verbundenen bürokratischen Ver-USA vorgesehene (1 Millionen Dollar, davon 750 000 pflichtungen davon abgeraten werden, sich selbständigabgesichert), mindestens jedoch bei 250 000 ECU. Wenn zu machen. Die Europäische Kommission und diediese Systeme korrekt verwaltet werden, dürften sie für Mitgliedstaaten räumen diese Probleme zwar ein, jedochdie öffentlichen Finanzen keine übergroße Belastung müssen die Initiativen beschleunigt werden, um demdarstellen.Derzeit belaufen sichdienotleidendenKredite Abhilfe zu schaffen.in den USA auf weniger als 2,5 % der durch Sicherheiten

abgedeckten Gesamtsumme, und die Belastungen der In den Vereinigten Staaten brauchen neue Unterneh-Unternehmen für die Kreditgewährung würden diese men lediglich die Sozialbeiträge zu bezahlen undAuswirkungen teilweise abdecken.AngesichtsderErfah- den Steuerbehörden die erforderlichen Erklärungenrungen mit Systemen für gegenseitige Bürgschaften vorzulegen. Die Mitgliedstaaten sollten diesem Bei-
beläuft sich der sogenannte „Multiplikator“ zur Berech- spiel folgen, die neuen Unternehmen auferlegtennung der Fähigkeit von Konsortien, Kreditbürgschaften Formalitäten auf ein unerläßliches Mindestmaßzu leisten, auf den Faktor 22. Somit könnte bei einer beschränkenunddabei gleichzeitigdie verschiedenen50%igen Absicherung und mit einem hypothetischen wirtschaftlichenund sozialen Strukturenberücksich-Risikokapitalfonds in Höhe von 100 ECU ein Kredit tigen. Darüber hinaus sollte eine Erhöhung der
von 4 400 ECU abgesichert werden. Darin sind eine Parameter bezüglich der Befreiung von der Mehr-Kreditausfallquote von 4 % sowie die Kosten der Solva- wertsteuerregistrierung in Erwägung gezogen wer-bilitätsprüfung enthalten. den, wie es die Mehrwertsteuerrichtlinien bereits

erlauben, um kleineren Unternehmen zu helfen.
3.2.4.2. Einer der Hauptgründe für geschäftliches
Scheitern ist mangelnde Branchenkenntnis und Inkom- Diese Reform wäre haushaltsneutral, weil die Verwal-
petenz. Dabei bestehen hier keine Geheimnisse: In den tungsausgaben für Unternehmen, die geringe Mehr-
meisten Fällen handelt es sich um Kenntnisse, die wertsteuerbeträge abführen, das erzielte Mehrwertsteu-
vermittelt werden können, sofern der Berater über die eraufkommen überschreiten. Darüber hinauswürde dies
nötige Branchenerfahrung verfügt und Talent für seine den Unternehmen einen gewissen Freiraum verschaffen,
Beratungstätigkeit hat. Bedauerlicherweise nehmen die- um sich mit diesem System vertraut zu machen, das viele
jenigen, die Beratung am dringendsten benötigen, sie für kompliziert halten und das die Bezahlung einer
nur selten in Anspruch. externenSteuerberatung erfordert,umdenvorgesehenen

Pflichten nachzukommen.
Alle Mitgliedstaaten sollten in Zusammenarbeit mit
den entsprechenden privatwirtschaftlichen Organi- 3.2.4.4. In den Vereinigten Staaten ist es leicht, ein
sationen sicherstellen, daß jeder Selbständige, Ei- Unternehmen zu gründen und es zu Hause zu betreiben,
gentümer oder Leiter eines KMU gegen ein geringes sofern es keine Lärmbelästigung und keinen Schadstoff-
Entgelt eine individuelle Betriebsberatung in An- ausstoß verursacht. Die Frage muß erlaubt sein, ob
spruch nehmenkann.Diese BeratermitMentorfunk- Unternehmen wie Microsoft und Dell Computers, die
tion sollten Erfahrung mit betrieblichen Problemen beide in einer Garage entstanden sind, in einigen
gesammelt haben und Mitglieder einer Branchenor- europäischen Ländern jemals das Licht der Welt hätten
ganisation (möglicherweise einschließlich der natio- erblicken können.
nalenOrganisationen derKMUunddesHandwerks)
sein, die in der Lage ist, ihre Grundbildung und Die Behörden müssen bei der Zulassung neuer

Unternehmen mehr auf den Inhalt als auf die Formständige Weiterbildung sicherzustellen. Es müßte
erwogenwerden, obdieGewährung einerBürgschaft achten und die Zulassungsverfahren vereinfachen.

Die Beschränkungen bei der Aufnahme einer Unter-für einen Kredit von der Inanspruchnahme dieser
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nehmertätigkeit in den eigenen vier Wänden und kann darin bestehen, daß es inEuropa offenbar schwieri-
ger und kostspieliger ist, Entdeckungen patentieren zuihrerAusübungwährendeinesbegrenztenZeitraums

müssen gelockertwerden, sofern dies den Beschäftig- lassen, als in den Vereinigten Staaten.
ten, anderen Personen und der Umwelt keinen
Schaden zufügt. Die Absicht der Kommission, rasch Entwürfe von

Vorschriften zur Einführung eines wirklichen euro-
3.2.4.5. Da eines der wesentlichen Ziele, die es zu päischen Patents vorzulegen, ist positiv zu bewerten.
verfolgen gilt, in der Förderung der Gründung innovati- Der Ausschuß fordert den Rat und das Europäische
ver Unternehmen besteht, muß die amerikanische Erfah- Parlament auf, diese Vorschriften ebenso wie den
rung berücksichtigtwerden, daß sich dieseUnternehmen wichtigen Richtlinienentwurf über das Gebrauchs-
leichter in derNähe vonHochschul- undForschungszen- muster rasch zu prüfen und zu verabschieden.
tren ausbreiten. Sofern in Europa überhaupt schon
solche Zentren bestehen, sind sie nicht zahlreich und

3.2.4.8. In den Gebieten der USA mit starker Unter-groß genug.
nehmertätigkeit werden Unternehmer, die scheitern,
weniger stark bestraft. Die Gesetze der einzelnen StaatenPrioritär muß einerseits die Schaffung einer größeren
erlauben es ihnen, aus ihren Fehlern zu lernen und ihreZahl von Hochtechnologieparks in der Nähe von
bisherige oder eine neue Wirtschaftstätigkeit wiederauf-Universitäten und sonstigen Forschungszentren
zunehmen.gefördert und andererseits die Gesamtqualität der

bereits vorhandenen verbessert werden, um die
Möglichkeiten zu verbessern, wissenschaftliche Er- Die Mitgliedstaaten sollten ihre Konkursgesetzgebung
kenntnisse zu vermarkten. Von vitaler Bedeutung ist überprüfen und versuchen, Änderungen einzuführen,
es auch, in beiden Fällen Unterstützung durch um die Zahl von Konkursen zu verringern, sofern diese
Risikokapitalfonds sicherzustellen. nicht unumgänglich sind, und jenen Unternehmern, die

keinen Erfolg hatten, aber in gutem Glauben gehandelt
Die Europäische Kommission muß die bewährtesten der haben, größere Möglichkeiten zu geben, noch einmal
derzeit in den Mitgliedstaaten angewandten Praktiken von vorn zu beginnen.
prüfen und die Ergebnisse verbreiten, um weitere Ent-
wicklungen zu fördern. 3.2.5. Ein weiterer Faktor, der sich ausschlaggebend

auf den ErfolgoderMißerfolg solcherMärkte auswirken3.2.4.6. Amerikanische Hochschulabsolventen sind wird, ist das Vorhandensein ausreichenden Interessesviel eher geneigt als ihre europäischen Kollegen, Unter- seitens der Investoren. Zwar scheint das bisher von dennehmen zugründenoder sich aneinerUnternehmertätig- institutionellen Anlegern gezeigte Interesse ermutigendkeit zu beteiligen. Dies liegt vielleicht an der stärkeren zu sein, dies gilt jedoch nicht für die privaten Investoren.Verfügbarkeit von Finanzmitteln für Unternehmen in Einer der Gründe, die das mangelnde Interesse derder Gründungs- bzw. Anlaufphase (mit diesem Mangel privaten Anleger in Europa für Aktien erklären, woraufbeschäftigt man sich derzeit imAnschluß an die außeror- sich auch Kapitel II Absatz 7 der Kommissionsvorlagedentliche Tagung des Europäischen Rates in Luxemburg bezieht, ist zweifellos kulturellen Ursprungs. Europa hatzur Beschäftigung); vielleicht liegt es auch an der nicht die gleiche Unternehmenskultur wie die Vereinig-Verfügbarkeit vonUnternehmensberatung durch Exper- ten Staaten. Im Investitionsbereich wurde hier traditio-ten. Ein weiterer Beweggrund könnte kultureller Natur nell der Sicherheit von Investitionen mit festem Zinssatzsein, da wissenschaftlicher Erfolg in Europa wohl größere Bedeutung beigemessen als der Möglichkeit,wesentlich höheres Prestige genießt als wirtschaftlicher. durch Investitionen in Aktien höhere Gewinne zu erzie-
len. Es ist vorherzusehen, daß die Einführung derEs müssen Lösungen zur stärkeren Sensibilisierung
gemeinsamen Währung in Europa zu einer Veränderungder Wissenschaftler für die Möglichkeit einer kom-
des Investitionsverhaltens führen wird. Die Rendite vonmerziellen Verwertung ihrer theoretischen Erkennt-
Staatsanleihen wird tendenziell sinken, ebenso die Höhenisse untersucht werden, insbesondere in Unterneh-
dieser Emissionen. Dies bedeutet, daß die Investorenmen, an denen sie beteiligt wären. Gegebenenfalls
Alternativen in Erwägung ziehen müssen.müssen Anreize vorgesehen werden, so z. B. die

stärkere Verfügbarkeit von Geldern für die reine
3.2.6. Die Haltung der Investoren scheint sich bereitsForschung in den Universitätsabteilungen, in denen
zu verändern. Das scheinbar mangelnde Interesse fürWissenschaftler Interesse an Initiativen dieser Art
Aktien könnte auch auf die geringen Möglichkeitenzeigen. Die Mitgliedstaaten sollten darüber hinaus
zurückzuführen sein. Aus den jüngsten Entwicklungen,die traditionellen Beschränkungen lockern, die die
darunter dem Erfolg von Aktienemissionen bei Privati-Wissenschaftler daran hindern, jegliche Art von
sierungen, könnte man schließen, daß möglicherweiseWirtschaftstätigkeit auszuüben.
eine „unterdrückte“Nachfragebesteht, diedie Schätzun-
gen übersteigt. Jedenfalls ist es wahrscheinlich, daß dieEsmüssen auch Probleme praktischer Art gelöstwerden,
meisten privaten Kleinanleger indirekte Beteiligungennicht zuletzt die Anerkennung des geistigen Eigentums,
durch Investmentfonds, Versicherungsgesellschafteninsbesondere in Fällen, in denen Forschungszentren zur
und Pensionsfonds besitzen. Es gilt zu vermeiden, daßGänze vom Staat finanziert werden. Das Auftreten von
überholte einzelstaatliche Vorschriften, die in einemSchwierigkeiten darf jedoch nicht als Vorwand für
Gebiet mit gemeinsamer Währung eine immer geringereUntätigkeit dienen.
Existenzberechtigung haben (vgl. auch Ziffer 4.1.4),
die Investitionspolitiken dieser institutionellen Anleger3.2.4.7. Ein weiterer Grund für die geringere Kom-

merzialisierung von Forschungsergebnissen in Europa einschränken.
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3.2.7. Expandierende Unternehmen haben einen ho- Familienmitgliedern zuüberlassen, ohneErbschaftssteu-
er zahlen zu müssen, durch die dem Unternehmen dashen Kapitalbedarf; oft wird ihre Wachstumsrate in

Europa durch fehlendeMittel behindert. Dieses Problem für den Betrieb und für die Finanzierung der weiteren
Expansion erforderliche Kapital genommen wird.stellt sich in den Vereinigten Staaten weniger, da es dort

eine größere Vielfalt an Geldquellen gibt. Es gibt
die sogenannte „Business Angels“ (informelle private Die Mitgliedstaaten sollten die Auswirkungen unter-
Anleger), dies sind oft erfolgreiche Geschäftsleute, die suchen, die die Kapital- und Erbschaftsteuer für das
bereit sind, ziemlich beträchtliche Beträge (den Quellen Wachstum der KMU haben, und die ggf. erforderli-
zufolge 50-100 000 Dollar) in Unternehmen zu investie- chen Reformen durchführen. Es handelt sich um
ren, die ein rasches Wachstum versprechen. Darüber Initiativen, die der Ausschuß schon wiederholt als
hinauswirddieAuffassung vertreten, daßdieRatschläge wünschenswert bezeichnet hat.
und Kontakte, die diese Leute den Unternehmen ver-
schaffen können, mindestens ebenso nützlich sind wie Der Ausschuß bemerkt, daß es für die Regierungen
die von ihnen investierten Gelder. Einer der Anreize, der schließlich um das gesamte Steueraufkommen und nicht
ihnen geboten wird, besteht darin, unter bestimmten um die Höhe der Steuersätze gehen sollte.
Voraussetzungen etwaige Verluste mit Steuerverbind-
lichkeiten ausgleichen zu können, die für andere Tätig-

3.2.9. Darüber hinausmüssen den Investoren qualita-keiten anfallen. Solche Investoren scheint es auch in
tiv hochwertige Informationen geliefert werden, insbe-Europa zu geben. Es handelt sich jedoch nicht um ein
sondere über neue Aktienemissionen. Bei Emissionen inverbreitetes Phänomen; darüber hinaus beklagen sich
beträchtlicher Größenordnung ist dies schwierig, aberdie potentiellen Anleger, wie schwierig es sei, geeignete
machbar, kleinere Angebote bringen jedoch bei grenz-Unternehmen zu finden. In den USA hat unlängst die
überschreitenden Emissionen zweierlei SchwierigkeitenSmall Business Administration versucht, die Verbindun-
mit sich. Erstens fehlt eine gemeinsame Definition desgen in den Vereinigten Staaten durch die Schaffung einer
öffentlichen Angebots im Rahmen der Europäischennationalen Datenbank zur Förderung der Kontakte zu
Union; und zweitens legen die Mitgliedstaaten dieverbessern.
Bestimmungen über die gegenseitige Anerkennung in
der Richtlinie über den Prospekt restriktiv aus(1). OftDieMitgliedstaaten sollteMöglichkeiten erforschen,
verlangen sie die Übersetzung umfangreicher Dokumen-um inoffizielle private Investitionen zu fördern, und
tesowie einebeträchtlicheMengevonZusatzinformatio-dabei auf Steueranreize und die Schaffung von
nen und die Veröffentlichung kostspieliger Anzeigen inNetzwerken zur Erleichterung der Kontakte in den
nationalen Tageszeitungen. Dies ist zwar völlig legitim,entsprechenden Bereichen setzen.
zwingt jedoch die Emittenten von „KMU-Aktien“, das
Anfangsaktienangebot auf die Öffentlichkeit eines einzi-3.2.7.1. Wenn die Beteiligung der informellen priva-
gen Mitgliedstaats zu beschränken und in anderenten Anleger nicht mehr ausreichen sollte,müßten theore-
Ländern auf private Aktienanlagen professioneller In-tisch Risikokapitalfonds solange effizient für die Unter-
vestoren zu setzen. Darüber hinaus führt die starkenehmen mit den größten Wachstumschancen eingreifen,
Unterschiedlichkeit der nationalen Normen über diebis diese an der Börse zugelassen werden können. In der
Veröffentlichung in der Praxis zum Ausschluß vielerPraxis erfolgt dies auch in den Vereinigten Staaten nur
privater Investoren, sei es aufgrundmangelnder Informa-für eine ziemlich geringe Zahl von Unternehmen, wobei
tionen oder weil in ihrem Staat nur eine private Anlagedie durchschnittliche Investitionshöhe schrittweise
angeboten wird. Diese beiden Faktoren haben diesteigt. Die Small Business Administration hat versucht,
negative Auswirkung, die Liquidität auf dem Sekundär-diese Lücke teilweise zu schließen, indem sie Bürgschaf-
markt zu beschränken und die Börsennotierungen derten für Risikokapitalinvestitionen in geringer Höhe
Aktien nach unten zudrücken.Wenndiese Schwierigkei-bietet.
ten nicht überwunden werden, wird es praktisch unmög-

Da der Rat zur Kenntnis genommen hat, daß hier lich sein, die verfügbaren Ressourcen und das potentiell
ein Problembesteht (Ziffer 48 der Schlußfolgerungen inEuropavorhandene Interesse anAktionenneuerKMU
von Luxemburg), hat die Kommission durch die zu nutzen. Dann werden auch die Kapitalmärkte für
Vorlage eines Entwurfs für einen Beschluß reagiert, KMU trotz ihres Potentials nicht in der Lage sein,
durch den die Gewährung solcher Bürgschaften Finanzmittel für die künftigen europäischen Vorreiter
ermöglicht werden soll. Zu diesem Vorschlag wird in Industrie und Handel zu liefern.
derAusschußeine getrennte Stellungnahmeabgeben.

3.2.8. Eine bemerkenswerte Charakteristik der Ver- 3.3. Potentielle Hemmnisse für die Zulassung von
einigten Staaten ist die Zahl von Kleinunternehmen, KMU an Börsen
denen es gelingt, so stark zu wachsen, bis sie die Größe
eines mittleren Unternehmens haben. Dies kann an der Unter dieser Überschrift werden in der Mitteilung derKapitalbesteuerung liegen,die indenVereinigtenStaaten Kommission fünf Fragen gestellt, auf die hier in derin den 80er Jahren gesenkt wurde. Die Eigentümer gleichen Reihenfolge eingegangen werden soll.eines Unternehmens sind eher geneigt, die Risiken im
Zusammenhang mit einem raschen Wachstum auf sich
zu nehmen, wenn sie bei Börsenzulassung oder Verkauf (1) Richtlinie 89/298 EWG des Rates vom 17 April 1980
des Unternehmens einen beträchtlichen Anteil der erziel- zur Koordinierung der Bedingungen für die Erstellung,
ten Gewinne für sich behalten können. Wenn sie sich Kontrolle und Verbreitung des Prospekts, der im Falle
für keine dieser beiden Lösungen entscheiden, können öffentlicherAngebote von Wertpapieren zu veröffentlichen

ist.sie daran interessiert sein, das Unternehmen jüngeren
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3.3.1. G i b t e s i n E u r o p a g e n ü g e n d K M U , tionen vorzulegen, behindert werden. Abgesehen von
den dadurch anfallenden Kosten ist eine beträchtliched i e b ö r s e n g e e i g n e t u n d - f ä h i g

s i n d , u n d w e n n j a , w i e l a s s e n s i e Anstrengung erforderlich, da die Unternehmensleiter
dadurch von den erforderlichen Anstrengungen zurs i c h e r m i t t e l n ?
Entwicklung des Unternehmens abgelenkt werden. Dies
sind jedochErfordernisse, dieuntrennbarmitder sowohl3.3.1.1. Aus den in der Mitteilung der Kommission von den Anlegern als auch von den Aufsichtsbehörden

erwähnten bisher durchgeführten Teilstudien scheint geforderten Transparenz verbunden sind. Es ist schwerhervorzugehen, daß eine ausreichende Zahl von Unter- nachzuvollziehen, wie das Problem durch die Anregungnehmen börsenwillig und potentiell börsenfähig ist. der Kommission gelöst werden könnte, im Bereich derNicht sicher ist hingegen, ob sie dazu schon bereit oder Finanztransparenz ähnliche Normen wie für Gesell-sich überhaupt der Chancen des Börsenzugangs bewußt schaften mit beschränkter Haftung anzuwenden. Da-
sind. Da Unternehmen dazu neigen, ihre Operationen durch würde Unternehmen, die kein externes Beteili-nur ungern vor Fremden zu enthüllen und Informationen gungskapital suchen und auch nie die Absicht hatten,der Öffentlichkeit in wesentlich geringerem Maße als in dies zu tun, eine weitere Belastung aufgebürdet.den USA zugänglich sind, kann man sich nur schwer
Systeme vorstellen, mit denen dies herausgefunden 3.3.3.2. Zu dem anderen Vorschlag, den Unterneh-werdenkönnte.VielleichtkönntenprofessionelleBerater men, die einen Emissionsprospekt vorbereiten, Ausbil-(Bankiers, Anwälte, Steuerberater) und Organisationen dung im Finanzbereich zu bieten, ist zu bemerken, daß(Handelskammern usw.) bewogen werden, zum Aufzei- die Banken, die die Aktenemission begeben, und nichtgen potentiell börsenfähiger Unternehmen beizutragen. die betroffenen Unternehmen den Emissionsprospekt

vorbereiten und die Rechnungsprüfer die Richtigkeit
und Darstellung der Zahlen prüfen. Es ist zu hoffen, daß

3.3.2. S i n d E i g e n t ü m e r v o n K M U , d i e die Unternehmen, die dieses Stadium erreicht haben,
a n d i e B ö r s e g e h e n w o l l e n , b e r e i t , bereits einausreichendesKompetenzniveau imFinanzbe-
e i n e e t w a i g e E i n s c h r ä n k u n g i h r e r reicherworbenhaben.Andernfallswerden sie Schwierig-
U n t e r n e h m e n s k o n t r o l l e i n K a u f keiten haben, die einer Kapitalgesellschaft (etwa einer
z u n e h m e n , d i e h ä u f i g m i t d e m Aktiengesellschaft) auferlegtenVerpflichtungenzuerfül-
V e r k a u f v o n A k t i e n a n D r i t t e len.
e i n h e r g e h t ?

3.3.4. H a b e n K M U Z u g a n g z u d e r e n t -
3.3.2.1. Die Eigentümer von KMU sollten keinen s p r e c h e n d e n F a c h b e r a t u n g u n d
Börsengang erwägen, wenn sie nicht bereit sind, die U n t e r s t ü t z u n g , d e r e r s i e z u r V o r -
Tatsache zu akzeptieren, daß dadurch ihre Kontrolle b e r e i t u n g e i n e r B ö r s e n z u l a s s u n g
über das Unternehmen eingeschränkt wird und sie für b e d ü r f e n ?
ihre Arbeit einem größeren Personenkreis gegenüber
rechenschaftspflichtig sind. Während sich die Unterneh- 3.3.4.1. PotentielleerstmaligeöffentlicheAktienemis-
mensgründer aus der Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg sionen in Höhe von unter 100 Millionen ECU werden
allmählich zurückziehen, scheinen ihre Nachfolger viel wohl auf Schwierigkeiten stoßen, weil sie für die großen
eher bereit zu sein, imGegenzug für externeFinanzierun- Investitionsbanken nur von geringem Interesse sind. In
gen und die daraus folgenden größeren Expansionschan- einigen der wichtigsten Finanzzentren gibt es zwar
cen auf einen Teil ihrer Kontrolle zu verzichten. Hinzu Unternehmen, die bereit sind, sich mit Emissionen in
kommt, daß diejenigen, die bereits Risikokapital erhal- durchaus bescheidener Höhe zu befassen, dies sind
ten oder informelle private Investitionen angezogen jedoch sporadische Fälle, und es könnten Schwierigkei-
haben, schondaran gewöhnt sind, daß ihre Entscheidun- ten dabei auftreten, angemessene Unterstützung und
gen von außen beurteilt werden. Die Vorstellung der Hilfe zu erhalten. Dies ist ein sensibler Punkt, weil der
Kommission, es könnte sich eine größere Zahl von Name der Gesellschaft, die die Börsenzulassung fördert,
Unternehmenbewerben,wenndieBehördenSensibilisie- wichtig ist, um potentielle Investoren anzuziehen. Denn
rungskampagnen durchführten, um geeignete KMU von sie fungieren als Filter, Auswahlgremien, Ausbilder,
den Vorteilen der Börsennotierung zu überzeugen, muß Vorbereiter und Helfer der KMU, die Zugang zu einem
noch aufmerksamer als bisher durchdacht werden, da Aktienmarkt finden wollen. Es bleibt zu hoffen, daß
die Beratung über den für ein Unternehmen geeignetsten durch die Wirtschaftsund Währungsunion mit dem
Markt und ähnliche Probleme eindeutig in den Zustän- verstärkten Wettbewerb auf den Finanzmärkten eine
digkeitsbereich eines professionellen Beraters fallen. größere Zahl von Unternehmen bereit ist, sich mit

kleinen Emissionen zu beschäftigen, ggf. auch in einem
anderen Land als dem ihres Hauptsitzes.

3.3.3. V e r f ü g e n K M U ü b e r d i e B e r e i t -
s c h a f t u n d d i e S a c h k e n n t n i s , d e n 3.3.5. S i n d K M U b e r e i t u n d f ä h i g , d i eh o h e n A n f o r d e r u n g e n i n b e z u g l a u f e n d e n K o s t e n d e r B ö r s e n -a u f F i n a n z i n f o r m a t i o n e n u n d e i n f ü h r u n g s o w o h l f ü r d i e Z u l a s -T r a n s p a r e n z i m Z u g e e i n e r s u n g s e l b s t a l s a u c h f ü r d i eB ö r s e n n o t i e r u n g n a c h z u k o m m e n ? l a u f e n d e n F o l g e k o s t e n z u t r a g e n ?

3.3.5.1. Für die Börsenzulassung fallen hohe Kosten3.3.3.1. Die Vorbereitung einer Börsennotierung
kann durch das Erfordernis, zahlreiche Finanzinforma- an, wenngleich der in der Mitteilung genannte Anteil
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von 20% des Kapitalaufkommens sich wohl auf eine undKundenüber das Internet zugesandte Informationen
nachträglichprüfenmüssen. EinigeAngabensindobliga-Emission in sehr geringer Größenordnung bezieht. Bei

der NASDAQ dürften die Kosten 7-9 % des Emissions- torisch, jedoch keineswegs so komplex wie in einem
Emissionsprospekt.werts betragen. Es wäre nicht sehr sinnvoll, Sonderhilfen

zu bieten, um die Kosten einer erstmaligen Börsennotie-
rung von KMU zu tragen, die Emissionen in sehr
beschränkterGrößenordnungdurchführen, dadie Provi- 3.3.5.5. Es muß ein Emissionsprospekt erstellt und
sionen erst anfallen, wenn das neue Kapital eingegangen der Securities and Exchange Commission übermittelt
ist. Die Börsen nehmen diese Art Emissionen jedenfalls werden, jedoch obliegt es den betreffenden Unterneh-
nicht mit Begeisterung auf, da sie nach der Börsenzulas- men, den Preis der Aktien festzulegen, was eine geringe
sung tendenziell nicht liquide sind und sich die Höhe Transparenz auf dem Sekundärmarkt mit sich bringt.
der geforderten Provisionen kaum rechtfertigen läßt. Bisher scheinen die meisten der auf diese Weise emittier-

ten Aktien an Investoren in geographischer Nähe zu
dem Unternehmen verkauft worden zu sein.3.3.5.2. Es werden einige Anstrengungen unternom-

men, um den Erfordernissen der kleineren KMU entge-
genzukommen, von denen nur einige eine Aussicht
haben, zu einer künftigen Hochtechnologiegesellschaft 3.3.5.6. Eine ziemlich weiterentwickelte neue Form

von Emissionen, die die mittleren Unternehmen betrifft,mit internationalen Ambitionen zu werden. Zwei Initia-
tiven scheinen in diesem Sinne erwähnenswert: sind die sogenannten Public Venture Offerings. Sie

werden nun in den Vereinigten Staaten u.a. auch über
Internet angeboten. Dabei beläuft sich das Finanzauf-

— Der Verband der Handelskammern der Lombardei kommen im allgemeinen auf 5-10 Millionen Dollar.
(Italien) hat vor kurzemeinen Sekundärkapitalmarkt Der Securities and Exchange Commission und den
für Unternehmen mit Mindestkapital von 500 000 Aufsichtsbehörden jedes einzelnen Staates, in dem die
ECU geschaffen. Aktien angeboten wird, muß ein Prospekt vorgelegt

werden, wonach keinerlei Vorschriften über die Publi-
zität des Angebots eingehalten werden müssen. Dieses— Im Januar 1997 hat die irische Börse ihren „Develo- kann von maximal fünf institutionellen und einer un-ping Companies Market“ (Markt für wachstums- begrenzten Zahl privater Investoren unterzeichnet wer-starke Unternehmen) ins Leben gerufen: Dies ist ein den. Die Aktien dürfen nach dem Emissionstag 18 Mo-Kapitalmarkt mit weniger belastenden Vorausset- nate lang nicht gehandelt werden. Dies ist vielleichtzungen als bei Aktien der amtlichen Notierung, geradewegen ihrerNeuartigkeit eine schwer zunutzendewobei u.a. die Vorlage der Rechnungslegung nur Finanzierungsform. Eine einzige Investitionsgesellschafteines Jahres und nicht dreier Jahre gefordert wird. hat sich bereit erklärt, die Angebote von vier von 2 000Darüber hinaus ist vorgesehen, daß lediglich 10 % interessierten Unternehmen durchzuführen. Dennochder Aktien der Öffentlichkeit angeboten werden scheint dieses Finanzinstrument effektive Möglichkeitenmüssen. zu bieten.

Weitere Initiativen dieser Art sind erforderlich, da durch
sie Kapitalmärkte für Unternehmen geschaffen werden, 3.3.5.7. Ein Problem, das es in Angriff zu nehmen
die die ersten Schritte wagen, wobei die Zulas- gilt, wenn solche Entwicklungen in Europa gefördert
sungskosten relativ beschränkt sind. werden sollen, ist eine angemessene Reglementierung

und Kontrolle sowie Möglichkeiten zur Vermeidung
von Betrugsfällen. Nicht einmal die Securities und

3.3.5.3. Darüber hinaus gibt es in Deutschland schon Exchange Commission in den Vereinigten Staaten ist
seit längerem einen Markt namens „Freiverkehr“, auf bisher in der Lage, ein Regelwerk zu erlassen. Dies
dem die Anteile von 500 nicht an der Börse notierten bedeutet, daß sich die Europäische Kommission selbst
Gesellschaften gehandelt werden. erschöpfend mit dieser gesamten Problematik befassen

unddabeimöglichst einennormativenRahmenvorsehen
muß, der die Entwicklung eines gut funktionierenden,3.3.5.4. Es könnte von Nutzen sein, die Schaffung
transparenten und gerechten Aktienmarktes für KMUeines Internet-Marktes zu fördern, insbesondere für
erlaubt.Aktien von kleineren KMU. Im Juni 1997 hat die

australische Börse (AS = Australian Stock Exchange) die
Absicht angekündigt, imFebruar 1998 einen alternativen
Kapitalmarkt (Alternative Capital Market) zu gründen, Der Ausschuß erkennt die von der Europäischen

Kommission im Rahmen des elektronischenHandelsauf dem nicht börsennotierte Unternehmen jeglicher
Größe über Anzeigen im Internet Investitionen suchen unternommenen konstruktiven Anstrengungen an

und unterstützt diese. Er fordert die Kommissionkönnen. Die AS rechnet, daß es in Australien etwa
1 Millionen KMU gibt, von denen wahrscheinlich 10% und die Mitgliedstaaten auf, Beratungen auf dieser

Grundlage aufzunehmen und dabei nach Möglich-ein tatsächliches Wachstumspotential aufweisen und
2 % an der Gewinnung von externem Aktienkapital keit die Kontakte zu der US-amerikanischen Securi-

ties and Exchange Commission aufrechtzuerhalten,Interesse haben könnten. Die Unternehmen, die auf den
Markt treten wollen, müssen externe Beratungsgesell- um ein angemessenes Regelwerk zu erarbeiten, das

auf Wertpapiere angewandt werden kann, die In-schaften in Anspruch nehmen, die von der AS zugelassen
sind und überwacht werden und die den Unternehmen vestoren über das Internet angeboten werden.
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3.4. Potentielle Hemmnisse für den grenzüberschrei- über ihre Prüfung des Prospekts auszustellen, andere
nicht. InderTat verhindertdie aufgrundderunterschied-tenden Handel mit Aktien an europäischen Börsen

für KMU lichen Arten und Weisen, auf die einige der in der
Richtlinie über den Prospekt enthaltenen Optionen
völlig legal in nationales Recht umgesetzt wurden,

3.4.1. V o n d e r K o m m i s s i o n h e r v o r g e h o - vorhandene Vielfalt der auf nationaler Ebene erlassenen
b e n e P u n k t e Vorschriften, daß die in Artikel 21 Absatz 1 dieser

Richtlinie vorgesehene gegenseitige Anerkennung des
Prospekts ungehindert verwirklicht werden kann.3.4.1.1. Währungsprobleme

Der Ausschuß stimmt der Vorstellung der Kommission
3.4.1.2.4. Wie schon unter Ziffer 3.2.9 ausgeführt,zu, daß die Währungsprobleme nur mit der Einführung
rühren erhebliche Schwierigkeiten daher, daß einigedes Euro und durch den dadurch dem grenzüberschrei-
Behörden die Übersetzung des Prospekts und die Ertei-tendenWertpapierhandel verliehenen Impuls gelöstwer-
lung zusätzlicher, in ihrem Land vorgesehener Informa-den können. Dies hängt natürlich davon ab, wie viele
tionen über die Einkommenssteuerregelung verlangen,Mitgliedstaaten von Anfang an die gemeinsame
die vor Ort auf die Finanzinstitute angewandt wird, dieWährung einführen, und kann nicht unabhängig von
die Finanzdienstleistung des Emittenten im betreffendender Wirtschaftsleistung der EU betrachtet werden.
Mitgliedstaat organisieren, sowie über die Modalitäten
derVeröffentlichungderMitteilungenfürdie Investoren.
In der Praxis bürden sie damit kleinen Emittenten eine3.4.1.2. Die Regulierung des Aktienmarkts auf EU-
fast untragbare Last auf.Ebene

3.4.1.2.1. Die EuropäischeUnion zählt ca. 18Wertpa-
piermärkte und 18 Aufsichtsbehörden. In den Vereinig- 3.4.1.2.5. Läßt man zu, daß diese Anomalien fort-
ten Staaten gibt es drei wesentliche oder „nationale“ bestehen, so werden einige der sich aus dem Vorhanden-
Aktienmärkte, die allesamt beträchtliche Effizienz auf- sein einer gemeinsamen europäischenWährung ergeben-
weisen und auf für die Investoren und Unternehmen den Vorteile gefährdet, und es wird eine Situation
zufriedenstellendeWeise funktionieren.SeitderKongreß geschaffen, inderdieeuropäischenKapitalmärktegegen-
1996 Gesetzesvorschriften erlassen hat, die Vorrang vor über den US-amerikanischen im Nachteil sind. Letztere
derGesetzgebung der einzelnen US-Staaten haben, wenn sindnicht nur effizient, sondernbieten denUnternehmen
Aktien auf diesen Märkten gehandelt werden, ist nur auch eine Auswahl und vergrößern die Chancen der
eine Aufsichtsbehörde zuständig, nämlich die Securities Investoren. Dies scheint im wesentlichen von einem
and Exchange Commission. Die heute in Europa beste- Umfeld von Vorschriften abzuhängen, das die Transpa-
hende fragmentarische Regelungsstruktur und die hier renz sichert und den Wettbewerb fördert. Dadurch
tätigenAnlagegesellschaftenkönnenmitdemamerikani- wiederum wird die Dimension des Marktes vergrößert
schen Modell nicht effizient konkurrieren. und werden die Kosten reduziert, sowohl für die Investo-

ren als auch für die Unternehmen, die Kapital anziehen
wollen. Die Europäische Union verfügt zwar derzeit3.4.1.2.2. Derzeit erlaubt die Gemeinschaftsgesetzge-
über einen Gesamtrahmen von Vorschriften, die diebung über Finanzdienstleistungen den freien Kapitalver-
Märkte und Finanzdienstleistungen regeln, diese Vor-kehr und gewährtNiederlassungsfreiheit. Es fehlt jedoch
schriften sind jedoch äußerst komplex, ihre Anwendungjegliche einheitliche Auslegung der Vorschriften durch
wird durch zusätzliche nationale Bestimmungen nochdie nationalen Aufsichtsbehörden. Davon abgesehen,
komplizierter gemacht, und sie unterliegen derKontrolledaß die von den Vorschriften über Finanzdienstleistun-
der nationalen Aufsichtsbehörden.gen gebotenen Möglichkeiten auf nationaler Ebene auf

die unterschiedlichste Weise genutzt wurden, sind dies
möglicherweise die wesentlichen noch bestehenden Pro-
bleme hinsichtlich der Organisation und des Funktionie- Die Europäische Kommission und die Mitgliedstaa-
rens der Aktienmärkte in der Europäischen Union. Die ten müssen untersuchen, ob die geltenden Gesetze
Lösung kommt nicht allein durch die gemeinsame und Vorschriften die heute erforderliche Perfektio-
Währung, auch wenn diese die Voraussetzung dafür nierung der Kapitalmärkte fördert, und sie müssen
darstellt.DerFinanzdienstleistungssektorwirddiedamit entsprechende Initiativen ergreifen, um die erforder-
verbundenen Vorteile nämlich solange nicht voll nutzen lichen Korrekturen anzubringen, insbesondere im
können, wie die derzeitigen Gesetze und Vorschriften Hinblick auf die Richtlinie über den Prospekt. Es
gelten. wären keine umfassenden Änderungen erforderlich,

um diese zu einem effizienten Instrument zu machen;
erforderlich wäre es allerdings, daß einige Mitglied-3.4.1.2.3. Die Bestimmungen der Richtlinie über den

Börsenprospekt bringen besondere Probleme mit sich staaten auf bestimmte vorgesehene gesetzgeberische
Optionen verzichten würden, die zu einer Zeitfür die Unternehmen aus einem Mitgliedstaat, die die

Zulassungzu einemMarkt eines anderenMitgliedstaates vorgesehen wurden, als die Finanzmärkte noch
wesentlich nationaler geprägt waren als heute. Ange-beantragen. Diese Richtlinie sieht keine automatische

gegenseitige Anerkennung des nach Artikel 12 zur sichts der Tatsache, daß es ohnehin unwahrschein-
lich ist, in nächster Zukunft zur Schaffung einerErlangung der Zulassung zu einem reglementierten

Markt erstellten Prospekts vor, obwohl eine Prüfung europäischen Aufsichtsbehörde nach dem Modell
der Securities and Exchange Commission zu gelan-durch eine zuständige Einrichtung vorgeschrieben ist.

Einige dieser Einrichtungen sind bereit, eine Bestätigung gen, sind größere Anstrengungen erforderlich, um
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sicherzustellen, daß die Durchführung auf nationaler Geschäftsumfeldunnötig eingeschränktwirdunddaraus
für Europa weitere Nachteile im Wettbewerb mit denEbene kohärenter gestaltet wird, als dies bisher der

Fall ist. Drittländern entstehen.

3.4.1.3.3.3. Auch die Verhaltenskodizes müssen eine
3.4.1.3. Unterschiede der nationalen Gesetze und Prak- gewisse Flexibilität zulassen, damit daraus für die

tiken kleineren Unternehmen keine übermäßige Belastung
entsteht. Ein europäischer Aktienmarkt legt bereits

3.4.1.3.1. Besteuerung einige Grundprinzipien der Unternehmensführung fest,
die die Unternehmen, deren Aktien zum Handel zugelas-

Zwar hat die Kommission recht, daß in den meisten sen werden, erfüllen müssen und auch weiterhin erfüllen
Fällen Doppelbesteuerungsabkommen bestehen, dies werden:
gilt jedoch nicht für alle Mitgliedstaaten. Zwei von
ihnen weisen in dieser Hinsicht besondere Probleme auf. — Zum Verwaltungsrat müssen mindestens zwei unab-
Der Grund für die Schwierigkeiten scheint jedoch hängige Mitglieder zählen. (Damit sind alle
der Mangel an Informationen über die verschiedenen Führungskräfte und die Beschäftigten des Unterneh-
einzelstaatlichen Verhältnisse zu sein und nicht so sehr mens oder der angeschlossenen Unternehmen, Ak-
die Unterschiede selbst. tionäre mit Beteiligungsrechten von mehr als 20 %

und all jene ausgeschlossen, die in irgendeinerDies ist eine Lücke, die die Kommission zu schließen Beziehung zu dem Unternehmen stehen, die ihreversuchen könnte, indem sie selbst einen erschöpfen- Entscheidungsfreiheit beeinflussen könnte.)den Leitfaden zu diesem Thema erstellen oder seine
Erstellung fördern würde. — Es muß ein Ausschuß für die Bezüge geschaffen

werden, der sich vollständig aus unabhängigen
3.4.1.3.2. Rechnungslegungsnormen Führungskräften zusammensetzt und der gemäß den

besten internationalen Praktiken die Gehälter und
Der Ausschuß teilt die Auffassung der Kommission, Zuwendungen für die Mitglieder des Verwaltungs-
wonach diese kein großes Problem darstellen; für die rats und die Führungskräfte festlegt.
Analytiker indessen, von denen zahlreiche „öffentliche“
Informationen über die Unternehmen stammen, wäre es — Es ist ein Aufsichtsausschuß zu bilden, der zum
hilfreich, wenn die Rechnungslegung häufiger nach den größten Teil aus unabhängigen Führungskräften
internationalen Rechnungslegungsnormen vorgenom- besteht.
men würde. Mit diesem Aspekt müssen sich die Börsen

— Alle mit dem Unternehmen im Zusammenhanganhand interner Regelungen befassen, und nicht gleich
stehenden Geschäftsvorgänge sind regelmäßig zudie Europäische Kommission. Damit dies funktioniert,
überprüfen; hierfür ist ein Gremium vorzusehen,müssen jedoch einige Mitgliedstaaten — wie im Grund-
das wie der Aufsichtsausschuß größtenteils aussatz vereinbart wurde — die innerstaatlichen Rechtsvor-
unabhängigen Mitgliedern besteht und das auch dieschriften ändern, um den Unternehmen die Anwendung
Umstände prüfen muß, unter denen Interessen-der internationalen Normen zu gestatten. Bekanntlich
konflikte entstehen könnten.haben sie sichdazu verpflichtet, und siewerden aufgefor-

dert, rasch zu handeln.
3.4.1.3.3.4. Wenn andere europäische Börsen ähnli-
che verbindliche Regeln erlassen würden, wären die3.4.1.3.3. Unternehmensführung Probleme der Unternehmensführung, die mit den soge-
nannte „public limited companies“ (eine Art von Aktien-3.4.1.3.3.1. Es erscheint sinnvoll, auf europäischer
gesellschaft, die es im Vereinigten Königreich gibt)Ebene Diskussionen über das erforderliche Maß an
verbunden sind, zumindest in bezug auf das allgemeineNormen für die Unternehmensführung zu diskutieren.
Verhalten der Mitglieder des Verwaltungsrates, dieEs mag jedoch Zweifel an Lösungen angebracht sein, die
Verantwortung für die Unternehmensführung tragen,sich auf rechtliche Bestimmungen stützen, insbesondere
größtenteilsüberwunden. InderZukunftkönnenweitereangesichts der Schwierigkeit, eine Richtlinie, die die
Probleme auftreten. Da dieser Bereich relativ neu ist,Zustimmung der Rates erlangen könnte, oder als Alter-
könnte es sinnvoll sein, schrittweise vorzugehen undnative kohärente nationale Normen auszuarbeiten.
sich mit eventuellen Mißbräuchen nur zu befassen,
wenn sie auftreten, wobei vorzugsweise auf andere3.4.1.3.3.2. Ein erstes Problemwirft die Ausarbeitung
Instrumente als die Rechtsetzung zurückgegriffen wer-einer angemessenen Definition der Unternehmensfüh-
den sollte.rung auf. Die Definition von Ernst & Young in einem

für die Kommission erarbeiteten Bericht (alle Betriebs-
und Kontrollregeln, die die Tätigkeit der Unternehmen 3.4.1.3.4. Institutionelle Anleger
in einem bestimmten historischen und geographischen
Rahmen regeln) ist sehr weit gefaßt. Angesichts der Zwei Hauptfaktoren bedingen den geringeren Umfang

der für Risikokapitalinvestitionen verfügbaren Finanz-Tatsache, daß in einigen Mitgliedstaaten selbst die
grundlegendsten Konzepte der Unternehmensführung mittel in Europa: es gibt eine geringere Anzahl von

Pensionsfonds, die aufdemKapitalisierungssystemberu-nicht besonders entwickelt sind, könnte es insbesondere
auf europäischer Ebene extrem schwierig sein, diese hen, und wenn es Pensionsfonds gibt, ist ihre Investi-

tionspolitik in einigen Mitgliedstaaten beträchtlichenDefinition in Rechtsvorschriften umzusetzen. Es besteht
u.a. die Gefahr, daß die notwendige Flexibilität des Einschränkungenunterworfen.Angesichtsderdemogra-

phischenProbleme, die sich inEuropa für daskommendeManagements in einem sich rasch entwickelnden
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Jahrhundert abzeichnen, kann zu recht angenommen Markts“ die Gewährleistung der Zuverlässigkeit dieses
Marktes impliziert. Wenn zudem noch die strengenwerden, daß die Schaffung von mehr Pensionsfonds

unabdingbar ist. Um die größtmöglichen Ergebnisse zu Regeln einbezogen werden, die den Unternehmen aufer-
legt sind, deren Aktien auf diesem Markt gehandelterzielen, müssen diese Fonds außerdem imstande sein,

die höherenErträge zunutzen, die bedeutende Investitio- werden, ist es natürlich unangebracht, strengere Vor-
schriften als die an den „amtlichen Börsen“ geltendennen in Risikokapital ermöglichen. Der Ausschuß ist wie

die Kommission der Auffassung, daß institutionellen Vorschriften anzuwenden oder zu wählen. Die Kommis-
sion könnte ersucht werden zu prüfen, wie dieseAnoma-Anlegern im Hinblick auf den Erfolg dieser Märkte

große Bedeutung zukommt und daß überholte und lie behoben werden kann.
überflüssige Beschränkungen für Investitionen durch
Pensionsfonds abgeschafft werden müssen.

4.2. Die Erfahrungen in den USA
Ungeachtet der Notwendigkeit angemessener, rigo-
ros zu kontrollierender Garantien sollte es für 4.2.1. Trotz der erheblichen wirtschaftlichen undPensionsfondsmöglich sein, Investitionsstrategienzu sozialen Unterschiede zwischen den USA und der Euro-verfolgen, die stärker den Interessen ihrer Mitglieder päischen Union könnten die in den USA gemachtenentsprechen. Erfahrungen genutzt werden, um die Lage der KMU

insbesondere aus finanzieller Sicht und auf der Ebene
der Unternehmensberatung zu verbessern und dadurch4. Weitere wichtige Aspekte, die zu berücksichtigen
zur Gründung einer größeren Zahl von neuen Unterneh-sind
men und folglich zur Schaffung von Arbeitsplätzen
beizutragen.

4.1. Begrenzte Reichweite des Konzepts des „geregel-
ten Markts“ 4.2.2. Wenn neue Initiativen eingeleitet oder beste-

hende Strukturen im Lichte der gewonnenen Erfahrun-4.1.1. Das rechtliche Konzept des „geregelten
gen angepaßt werden, bedeutet das nicht, daß unterneh-Markts“ findet lediglich auf die Richtlinie über Wertpa-
merische Aktivitäten überall in Europa Nutzen bringen.pierdienstleistungen und die Richtlinie über Eigenkapi-
Dies ist auch in den USA nicht der Fall. Der Aufschwungtalausstattung, jedoch auf keine andere EU-Richtlinie
der innovativen Sektoren und der Dienstleistungenüber Finanzdienstleistungen Anwendung. Daraus erge-
(die Abgrenzung zwischen diesen beiden wird immerben sich verschiedene Konsequenzen:
schwieriger) scheint sich auf Hochleistungszentren im
Umfeld von Universitätsinstituten oder auf Gebiete wiei) Es scheint, daß die zum Handel zugelassenen
den westlichen Teil von Washington DC zu konzentrie-Aktien in einigen Fällen als unnotierte Wertpapiere
ren.eingestuftwerden könnten, auchwenn sie Kontroll-

und Transparenzkriterien unterliegen, die den von
einer amtlichen Börse vorgeschriebenen Kriterien 4.2.3. DerverhältnismäßighoheAnteil vonUnterneh-
gleichkommen oder sogar strenger sind als diese. mensgründungen in den USA hat zum Teil kulturelle

Gründe, da Unternehmergeist, Unabhängigkeit und
ii) Im Falle einer Einstufung als „unnotierte Wertpa- Flexibilität in der Bevölkerung weiter verbreitet sind.

piere“ dürften die Finanzdienstleistungsunterneh- Will man — wie die Kommission zu beabsichtigen
men diese bei der Berechnung der Solvabilitätskoef- scheint — mit Hilfe des Schulsystems einen größeren
fizienten nicht berücksichtigen, was Beschränkun- Unternehmergeist fördern, so erfordert dies Zeit, min-
gen für institutionelle Anleger zur Folge hätte. destens eine Generation.

iii) Investoren, die im Rahmen von OGAW (Organis- 4.2.4. Die Politik der Regierungen in Europa mußmen für gemeinsame Anlagen in Wertpapieren) darauf ausgerichtet sein, die Gründung neuer Unterneh-tätig sind, können gemäß den aus der Richtlinie men zu erleichtern und zu verhindern, daß der Prozent-85/611/EWG resultierenden innerstaatlichen satz derUnternehmensaufgaben währendder ersten fünfRechtsvorschriften verpflichtet werden, den betref- Betriebsjahre über dem der USA liegt; darüber hinausfenden geregelten Markt zu überprüfen, bevor sie muß einer größeren Anzahl von Unternehmen diein Aktien, die auf diesem Markt gehandelt werden, Möglichkeit geboten werden, eine mittlere Größe zuinvestieren. erreichen.
iv) Die Richtlinie 88/627/EWG über die bei Erwerb

4.2.5. Es muß das Ziel sein, den KMU, insbesondereund Veräußerung einer bedeutenden Beteiligung an
neuen KMU, den Zugang zur Beratung zu ermöglichen.einer börsennotierten Gesellschaft zu veröffentli-
Die Mitgliedstaaten haben — vorzugsweise nach Kon-chenden Informationen gelangt nicht zur Anwen-
sultation der Sozialpartner — darüber zu entscheiden,dung. Dies könnte dazu führen, daß eine erhebliche
wer diese Beratung erbringen soll, ob sie Regierungsstel-Beteiligung an einem auf diesen Märkten gehandel-
len übertragen wird, ob Dritte damit beauftragt werdenten Unternehmen erworben werden könnte, ohne
oder ob sie auf sonstige Weise erbracht werden soll. Aufdaß der Käufer in irgendeiner Weise verpflichtet
jeden Fall müßten sie sicherstellen, daß der „Ausschluß-wäre,dasbetreffendeUnternehmenoderdenbetref-
effekt“ möglichst gering gehalten und gleichzeitig ver-fenden Markt darüber zu informieren.
mieden wird, daß die Unterstützung auf eine Art
und Weise geleistet wird, daß daraus kurzfristig ein4.1.2. Es wird angenommen, daß die Kommission

davon ausgeht, daß die Definition eines „geregelten unlauterer Wettbewerbsvorteil entsteht.
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5. Analyse der Schlußfolgerungen der Kommission Unternehmensberatung durchkompetente Fachleute
ermöglicht werden; es muß vermieden werden, daß
ihre Entwicklung durch überflüssige Reglementie-5.1. Die Schlußfolgerungen der Kommission in ihrer
rungen verzögert wird, und ein leichterer SchutzMitteilung können nicht in Frage gestellt werden, wenn
ihrer Innovationen muß ermöglicht werden.auch festgestellt werden kann, daß bis zur Erreichung

des Ziels einer KMU-Beteiligungskultur in Europa noch
— In jeder Phase der Unternehmensentwicklung sindein weiter Weg zurückzulegen ist. Die Aussichten sind

größere Investitionen in Aktienkapital zu fördern.angesichts der neuen, positiven Bemühungen der Gesetz-
geber und der nationalen Regelungsbehörden, die — Es ist sicherzustellen, daß für die entstehendenüberflüssigen Hürden zu beseitigen, nicht so düster. Unternehmen eventuell auf regionaler Ebene Ak-Wichtig ist insbesondere, daß die Innovation auf den tienmärkte zur Verfügung stehen, von denen aus dieWertpapiermärkten nicht durch Regelungsprobleme Unternehmen dann zu größeren nationalen oderverzögert oder garverhindertwird.Es ist stets imAuge zu europäischen Märkten wechseln können, sobaldbehalten, daßdieGesetzgeber unddieWertpapiergesetze sie einen angemessenen Entwicklungsstand erreichtfolgende Hauptziele verfolgen: haben. Des weiteren sind die vom Internet gebotenen

Möglichkeiten zu nutzen.— Regelung der Beziehungen zwischen dem Ak-
tienhändler und dem Kunden, damit letzterer weder — Die europäischen Rechtsvorschriften über Wertpa-
unangemessen behandelt noch Betrugsrisiken ausge- piere sollten überarbeitet werden, um eine größere
setzt wird; Transparenz und einen größeren Wettbewerb zu

fördern und das reibungslose Funktionieren eines— allgemeiner Schutz der Investoren vor Betrug und wirklich europäischen FinanzdienstleistungssektorsMarktmanipulationen. zu ermöglichen.

5.2. Das bedeutet nicht, daß versucht wird, die 5.5. Der Ausschuß erkennt an, daß einige Mitglied-
Investoren vor dem Marktrisiko zu bewahren oder die staaten in den verschiedenen Fällen bereits über Mecha-
speziellen nationalen Marktinteressen zu schützen: Dies nismen verfügen, die bestens geeignet sind, um das
würdeaufdenheutigenglobalenFinanzmärktenohnehin Problem anzugehen; weitere Instrumente dürften infolge
immer schwieriger. der im November 1997 abgehaltenen Sondertagung

des Europäischen Rates zum Thema Beschäftigung
5.3. Die grundlegende wirtschaftliche Aufgabe der eingeführt werden. Mit den betreffenden Empfehlungen
Aktienmärkte ist es, passives Sparkapital auf produktive soll die Entwicklung eines globalen Rahmens angeregt
Investitionen hinzulenken. Derzeit ist es für Investment- werden, derdieEntwicklungderKMUunddieSchaffung
gesellschaften aufgrund der restriktiven Haltung der neuerArbeitsplätze in der gesamten EuropäischenUnion
Regelungsorgane und der nationalen Gesetzgeber in erleichtert, während die noch bestehenden Lücken im
bezug auf die Genehmigung der Börsenprospekte, die derzeitigen System geschlossen werden sollen. Da die
Definition des öffentlichen Angebots und die Frage, Mehrzahl der Unternehmen KMU sind, wird sich dies
welche Wertpapiere als „Euro-Wertpapiere“ (vgl. Arti- wiederum positiv auf das allgemeine Niveau des wirt-
kel 3 Buchstabe f der Richtlinie 89/298/EWG über den schaftlichen Wohlstands in der Europäischen Union
Prospekt) definiert werden können, nicht möglich, das auswirken. Die Maßnahmen werden nach den Traditio-
optimale Liquiditätsniveau auf dem Markt zu gewähr- nen und Strukturen der verschiedenen Mitgliedstaaten
leisten. Die Kommission müßte sicherstellen, daß dieser ausgerichtet.
Artikel auf nationaler Ebene korrekt angewandt wird.

6. Zusätzliche Bemerkungen5.4. Um die Gründung von Unternehmen und die
Schaffung von Arbeitsplätzen mit der Unterstützung

6.1. Der Ausschuß begrüßt die positive Politikent-effizienterFinanzmärkte,diedenenderUSAvergleichbar
wicklung,wie sie inderKommissionsmitteilung„Risiko-sind, zu optimieren, muß Europa — in jedem Fall
kapital — ein wichtiger Beitrag zur Schaffung vonunter Wahrung seiner spezifischen sozialen Identität —
Arbeitsplätzen“(1) aufgezeigt wird. Die Mehrzahl derfolgendermaßen vorgehen:
vorgeschlagenen Initiativen stützt sich auf dasselbe
Konzept wie diese Stellungnahme. Der Ausschuß befür-— Es ist sicherzustellen, daß eine größere Zahl solider
wortet die in der Mitteilung vertretenen Ansichten undUnternehmen die Zulassung zu den Aktienmärkten
wünscht, zur weiteren Politikentwicklung in diesembeantragt. Dies impliziert folgendes: die Gesamtzahl
Bereich gehört zu werden.der Unternehmen ist zu steigern; es muß vermieden

werden, daß sie durch knappe Finanzmittel be-
einträchtigt werden; ihnen muß der Zugang zu einer (1) KOM(98) 522 endg.

Brüssel, den 27. Mai 1998.

Der Präsident
des Wirtschafts- und Sozialausschusses

Tom JENKINS
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Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem „Vorschlag für eine Richtlinie
des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Richtlinie 92/23/EWG des
Rates über Reifen von Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeuganhängern und ihre Montage“ (1)

(98/C 235/05)

Der Rat beschloß am 6. Januar 1998, den Wirtschafts- und Sozialausschuß gemäß Artikel 100 a
des EG-Vertrags um Stellungnahme zu dem vorgenannten Vorschlag zu ersuchen.

Die mit der Vorbereitung der Arbeiten beauftragte Fachgruppe Industrie, Handel, Handwerk
und Dienstleistungen nahm ihre Stellungnahme am 6. Mai 1998 an. Berichterstatter war Herr
Bagliano.

Der Ausschuß verabschiedete auf seiner 355. Plenartagung (Sitzung vom 27. Mai 1998) mit
101 Ja-Stimmen bei 2 Stimmenthaltungen folgende Stellungnahme.

1. Einleitung Ausgenommen sind Fahrzeuge, die für andere Zwecke
als den Personen- oder Gütertransport bestimmt sind,
gelegentlich aber das Straßenverkehrsnetz benutzen1.1. Mit dem Richtlinienvorschlag der Kommission
dürfen (z. B. landwirtschaftliche Nutzfahrzeuge).soll eine Lücke bei den bislang ergriffenen Maßnahmen

gegen den Straßenverkehrslärm geschlossen werden.
2.1.1. Umauch diesemgroßenGeltungsbereichRech-
nungzu tragen, hat dieKommissiondeshalb ein einheitli-1.2. Die Richtlinie 70/157/EWG über den zulässigen
ches Meßverfahren entwickelt, schlägt allerdings je nachGeräuschpegel von Kraftfahrzeugen befaßt sich allein
Fahrzeugkategorie unterschiedliche höchstzulässigemit dem von der Auspuffanlage und den mechanischen
Geräusch pegel vor. Abhängig sind diese Pegel dannFahrzeugteilen ausgehenden Lärm und dessen Begren-
innerhalb ein und derselben Fahrzeugklasse:zung. Seinerzeitwaren dieAuspuffanlagen undmechani-

schen Fahrzeugteile tatsächlich die Hauptlärmquellen. — bei Personenkraftwagen: von der nominalen Rei-
fenbreite (wodurch den im Interesse der Straßenlage

1.2.1. Die Verschärfungen der Auflagen durch die und besonderer Nutzungszwecke auferlegten Ein-
verschiedenen Änderungen der o.g. Richtlinie haben schränkungen Rechnung getragen wird);
zu einer starken Minderung des von diesen Quellen

— bei Nutzfahrzeugen: von der jeweiligen Verwen-erzeugten Lärms geführt, gleichzeitig aber auch das
dungsart des Reifens (Normal, M + S oder Spezial).Problem des Abrollgeräuschs der Reifen auf dem Fahr-

bahnbelag deutlich gemacht.
2.1.2. Auf diese Weise wurde versucht, Vorschriften
zur Verringerung des Reifenabrollgeräuschs auf dem1.3. Auf dieses Problem wurde in Artikel 4 der
Fahrbahnbelag unter Berücksichtigung der Sicherheits-letzten Änderung der genannten Richtlinie 70/157/EWG
erfordernisse festzulegen.(Richtlinie 92/97/EWG vom 19. Dezember 1992) hinge-

wiesen, in demderRat dieKommission damit beauftrag-
2.1.3. Die Geräuschpegel der gleichen Reifen beite, einen Vorschlag zur Begrenzung des Abrollgeräuschs
unterschiedlichen Fahrbahnbelägen (oder auch bei un-der Reifen auf dem Fahrbahnbelag im Einklang mit den
terschiedlichen Wetterbedingungen) sind jedoch nichtSicherheitsanforderungen auszuarbeiten.DieserAuftrag
Gegenstand des Richtlinienvorschlags. In diesem Zu-wird durch den jetzigen Richtlinienvorschlag erfüllt.
sammenhang macht der Ausschuß darauf aufmerksam,
daß es im zwölften Erwägungsgrund der Präambel der1.3.1. Es handelt sich dabei in Wirklichkeit um eine
Richtlinie 92/97/EWG vom 19. Dezember 1992 unterÄnderung der Richtlinie 92/93/EWG über Reifen von
anderem ausdrücklich heißt: „Die Untersuchungen undKraftfahrzeugen und Kraftfahrzeuganhängern und ihre
Forschungenmüssen fortgesetztwerden, umZahlenwer-Montage, in der es aber nicht um den Lärm ging. In
te zurFestlegungobjektiverKriterien für die Straßenkon-dem Vorschlag werden sowohl das Meßverfahren zur
formität zu gewinnen.“Ermittlung des Abrollgeräuschs von Luftreifen als auch

derhöchstzulässigeGeräuschpegelverschiedenerReifen-
typen festgelegt. 3. Zeitplan

3.1. Der Richtlinienvorschlag sieht vor, daß diese2. Allgemeine Erwägungen
Bestimmungen ab dem 1. Oktober 2001 in Kraft treten.
Sie gelten dann sowohl für die neuen in den Verkehr2.1. In den Geltungsbereich dieses Richtlinienvor-
gebrachten Reifentypen als auch für die Neufahrzeuge,schlags fallen alleReifen, die entweder an Personenkraft-
an die nur diesen Bestimmungen entsprechende Reifenwagen (Fahrzeuge der Klasse M1) oder an leichte bis
montiert werden dürfen.schwereNutzfahrzeuge (Fahrzeuge der KlassenM2,M3,

N1, N2 und N3) und ihre Anhänger montiert sind.
3.2. Ab dem 1. Oktober 2005 müssen alle in den
Verkehr gebrachten Reifen den Bestimmungen dieses
Richtlinienvorschlags genügen.(1) ABl. C 30 vom 28.1.1998, S. 8.
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3.3. Von den Bestimmungen dieses Richtlinienvor- weiterer Beitrag zu den von der Automobilindustrie auf
diesem Gebiet bereits erzielten Verbesserungen.schlags unberührt bleiben:

— Reifen, die zur Montage an Fahrzeuge bestimmt 4.4. Die Termine für das Inkrafttreten der Bestim-sind, deren Erstzulassung vor dem 1. Oktober 1980 mungen der vorgeschlagenen Richtlinie stehen mit denerfolgte, sowie Zeiträumen in Einklang, die die Reifenhersteller benöti-
gen, um den Vorschriften nachzukommen.— Notreifen zum vorübergehenden Gebrauch, Reifen

der Geschwindigkeitskategorie unter 80 km/h und
4.4.1. DerRatwird jedochmit denHerstellern prüfenReifen mit einem Nenndurchmesser der Felgen bis
müssen, ob für alle Fahrzeugmodelle, die im Jahr 2001,zu 254 mm.
d.h. dem Jahr hergestellt werden, in dem daran aus-
schließlich Reifen montiert werden dürfen, die die in
diesem Richtlinienvorschlag festgelegten Grenzwerte4. Bemerkungen
erfüllen, auch bereits Reifentypen zur Verfügung stehen
werden, die den neuen Bestimmungen entsprechen.4.1. Das Meßverfahren sieht vor, daß das Reifen-

abrollgeräusch auf einem genormten Fahrbahnbelag bei 4.4.2. Nach Ansicht des Ausschusses sollte dieser
einer Normalgeschwindigkeit von 80 km/h des im Termin für erstmals zugelassene Fahrzeuge (alte Model-
Leerlauf bei abgeschaltetem Motor fahrenden Fahrzeugs le) realistischerweise um mindestens zwei Jahre (d.h. bis
geprüft wird. 2003) hinausgeschoben werden, während das Jahr 2001

lediglich für neue Betriebserlaubnisse (für neue Modelle)4.1.1. Infolgedessenwerden die künftig zur Befolgung als Frist gelten sollte.dieser Vorschriften ergriffenen Maßnahmen außerhalb
der Städte bei flüssigem Verkehr ihre größte Wirkung

4.5. Wichtig ist die Erklärung der Kommission, daßim Sinne der Verminderung des Straßenverkehrslärms
diese Vorschriften einen ersten Schritt zur Bekämpfungzeigen.
des Reifenabrollgeräuschs auf der Fahrbahn darstellen
und zu einem späteren Zeitpunkt anhand ihrer Auswir-4.1.2. Nicht geprüft wird jedoch der bei dem —
kungen aufdenMarkt undauf dieUmwelt zu überprüfenim Stadtverkehr oder bei dichtem Verkehr häufiger
sind.vorkommenden — Beschleunigen und Bremsen erzeugte

Reifenlärm. Dem Ausschuß ist allerdings bewußt, daß 4.5.1. Diese in der „Begründung“ des Richtlinienvor-es heute noch kein bewährtes Prüfverfahren gibt, das schlags zu findende Erklärung sollte jedoch auch indieser immerhin wichtigen Problematik Rechnung tra- dessen Präambel, und zwar als sechsterErwägungsgrundgen könnte. mit folgendem Wortlaut aufgenommen werden:

„Die Vorschriften zur Verringerung des Abrollge-4.2. Die technischen Lösungen, die erforderlich sind,
räuschs der Reifen auf dem Fahrbahnbelag stellenum sicherzustellen, daß Reifen für besondere Verwen-
einen ersten Schritt zur Bekämpfung dieser Lärm-dungszwecke die von ihnen erwarteten Leistungen,
quelle dar und sind zu einem späteren Zeitpunktbeispielsweise beiMatsch oder Schnee auf der Fahrbahn,
anhand ihrer Auswirkungen auf den Markt underbringen können, rechtfertigen die in dem Richtlinien-
auf die Umwelt sowie unter Berücksichtigung dervorschlag festgelegten höheren Grenzwerte für den
wachsenden Bedeutung der Beschaffenheit des Stra-Lärm.
ßenbelags als Lärmquelle zu überprüfen.“

4.2.1. Unterschiedliche Grenzwerte sind auch bei
Dieser zusätzliche Erwägungsgrund schließt an denReifen (von Pkw) gerechtfertigt, deren Merkmale im
zwölften Erwägungsgrund der in Ziffer 2.1.3 genanntenInteresse einer größtmöglichen Fahrsicherheit auf die
Richtlinie 92/97/EWG an und ergänzt ihn.Leistungen der Pkw, an denen sie montiert sind, ab-

gestimmt sein müssen. Dies wird auch vom Ausschuß
eingesehen. 5. Schlußfolgerungen

Der Ausschuß ist mit der Zielsetzung der Richtlinie4.3. Die vorgeschlagenen Lärmpegel sind insofern
einverstanden und empfiehlt insbesondere:ausgewogen, als sie von den Reifenherstellern zwar

erhebliche Anstrengungen verlangen, von ihnen aber in — seinen Bemerkungen in Ziffer 4.4 Rechnung zu
den vorgesehenen Zeiträumen erreichbar sind. tragen und

— in einem entsprechenden Erwägungsgrund die Not-4.3.1. Diese Lärmpegel entsprechen außerdem den
Erwartungen der Bürger, die Maßnahmen zur Verringe- wendigkeit einer Überprüfung der Wirksamkeit der

durchgeführten Maßnahmen stärker zu betonen.rung des Straßenverkehrslärms wünschen, und sind ein

Brüssel, den 27. Mai 1998.

Der Präsident
des Wirtschafts- und Sozialausschusses

Tom JENKINS
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Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem „Vorschlag für eine Richtlinie
des Europäischen Parlaments und des Rates über die Angleichung der Rechtsvorschriften

betreffend den Schutz von Erfindungen durch Gebrauchsmuster“ (1)

(98/C 235/06)

DerRatbeschloß am13. Januar 1998, denWirtschafts- und Sozialausschuß gemäßArtikel 100 a
des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft zu dem vorgenannten Vorschlag
zu ersuchen.

Die mit der Vorbereitung der Arbeiten beauftragte Fachgruppe Industrie, Handel, Handwerk
und Dienstleistungen nahm ihre Stellungnahme am 6. Mai 1998 an. Berichterstatter war Herr
Ataı́de Ferreira.

Der Wirtschafts- und Sozialausschuß verabschiedete auf seiner 355. Plenartagung (Sitzung
vom 27. Mai 1998) mit 102 gegen 2 Stimmen bei 3 Stimmenthaltungen folgende Stellungnahme.

1. Hintergrund der Rechtsvorschrift Vertrages widerspiegelt, mit denen einer Angleichung
der Rechtsvorschriften der Weg geebnet wird.

1.1. Die vorliegende Stellungnahme befaßt sich mit
dem Kommissionsvorschlag für eine Richtlinie des 2.3. Als gemeinschaftliche Rechtsgrundlage zieht die
Europäischen Parlaments und des Rates über die Anglei- Kommission für diesen Vorschlag folglich — zu Recht
chung der Rechtsvorschriften betreffend den Schutz von — Artikel 100 a EGV heran.
Erfindungen durch Gebrauchsmuster (2).

2.4. Die Kommission weist ferner auf die Notwendig-
1.2. Dieser Vorschlag erfolgte im Anschluß an das keit hin, Maßnahmen zu ergreifen, um „den freien
Grünbuch „Gebrauchsmusterschutz im Binnen- Verkehr der auf diesen sogenannten kleinen Patenten
markt“(3) sowie die vom WSA zu diesem Grünbuch basierendenWaren innerhalb derGemeinschaft transpa-
abgegebene Stellungnahme(4). renter zu machen und Wettbewerbsverzerrungen zu

vermeiden, die durch die unterschiedlichen oder nicht
bestehendeninnerstaatlichenRechtsvorschriftenhervor-1.3. Es handelt sich also um ein besonders gut
gerufen werden“(5). Darüber hinaus „würde dadurchdurchdachtes Legislativverfahren, an dem die einzelnen
der rechtlicheRahmen fürUnternehmenausderGemein-zuständigen Instanzen und auch verschiedene an der
schaft verbessert, die sich für den Weg der InnovationMaterie interessierte Organisationen beteiligt wurden.
und Anpassung entschieden haben und ihre Wettbe-
werbsfähigkeit auf den Weltmärkten mit Hilfe des1.4. Der Ausschuß weist bereits an dieser Stelle auf Gebrauchsmusterschutzes stärken wollen, wobei dieserdie Bedeutung hin, die dem Gebrauchsmuster für die besonders den KMU zugute kommt“(5).technische und industrielle Innovation, insbesondere bei

den KMU, und damit auch die Entwicklung der Union
2.5. Aufgrund der durchgeführten Untersuchungenzukommt.
(siehe obige Ziffer 2.1) gelangt die Kommission zu dem
Schluß, daß „in der Gemeinschaft [...] ein echter Bedarf
an einem Gebrauchsmusterschutz besteht, da sich der2. Der Kommissionsvorschlag — Allgemeine Bemer-
Patentschutz für bestimmte Arten von Erfindungen wiekungen
beispielsweise technische Erfindungen mit geringerer
Erfindungshöhe nicht eignet“ (6).2.1. Der Kommissionsvorschlag beruht zum einen

auf einigen allgemeinen Überlegungen und zum anderen
2.6. Der Ausschuß hatte bereits Gelegenheit, sich zuauf einer Analyse der derzeitigen Sachlage in bezug auf
den von der Kommission durchgeführten Studien undden Gebrauchsmusterschutz anhand von Untersuchun-
Untersuchungen zu äußern und hält an seinen Vorbehal-gen, die die Kommission in einigen Mitgliedstaaten
ten fest, daß diese „nicht die Aussagekraft haben, diedurchgeführt hat.
ihnen ihre Verfasser zuzuschreiben scheinen“(7).

2.2. Die erste der allgemeinen Überlegungen geht von
2.7. Schon in bezugauf die für diesesLegislativverfah-der Annahme aus, daß in diesem Bereich die „von den
ren maßgebliche Grundüberlegung — die im wesentli-Mitgliedstaaten eingeräumten Schutzrechte [...] dazu
chen darin besteht, daß es unbedingt notwendig ist,verwendetwerdenkönnen,dieVerwirklichungdes freien
durch Rechtsvorschriften zusätzlich zu dem PatentrechtWarenverkehrs zu behindern“(3), eine Überlegung, die
weitere Möglichkeiten für den Schutz von gewerblichemsich auch in den Buchstaben f) und h) von Artikel 3 der
Eigentum zu schaffen — bekräftigt der Ausschuß die in

(1) ABl. C 36 vom 3.2.1998, S. 13.
(2) KOM(97) 691 endg., ABl. C 36 vom 3.2.1998. (5) KOM(97) 691 endg., ABl. C 36 vom 3.2.1998, S. 3, Ziffer 3.

(6) KOM(97) 691 endg., ABl. C 36 vom 3.2.1998, S. 4, Ziffer 6.(3) KOM(95) 370 endg.
(4) ABl. C 174 vom 17.6.1996. (7) ABl. C 174 vom 17.6.1996, Ziffer 5.5.
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seiner früheren Stellungnahme vertretene Auffassung, die Produktionszyklen und die Lebensdauer von Erfin-
dungen immer kürzer werden.daß „die Lehre, die vielleicht aus der Existenz dieser

nationalen Patente von kurzer Dauer zu ziehen ist,
[lautet], daß in Europa zuallererst der Patentschutz 2.11. Der Ausschuß macht überdies darauf aufmerk-
effizienter (d.h. die Verfahren kürzer und die Kosten sam, daß sämtliche Vorschläge zur Angleichung der
geringer) gestaltet werden sollte, bevor man einen Bestimmungen für dieses Rechtsinstrument mit einer
zusätzlichen Schutz (Gebrauchsmuster) auf Gemein- Angleichung der Fristen und Verfahren einhergehen
schaftsebene schafft“(1). In diesem Zusammenhang müssen, da sich die Harmonisierung der eigentlichen
weistderAusschußaufdieBemühungenderKommission Materie sonst als wirkungslos erweisen wird.
um eine Analyse der Situation in bezug auf den pa-
tentrechtlichen Schutz hin(2). Desgleichen sollte zur

3. Der Kommissionsvorschlag — Die vorgeschlageneKenntnis genommen werden, daß bei der Kommission
Rechtsetzungsoptioneine Mitteilung zum Gemeinschaftspatent in Vorberei-

tung ist.
3.1. Die Kommission hatte im Grünbuch(4) die ver-
schiedenen Alternativen zur Rechtsangleichung aufge-2.8. Der Ausschuß betont nochmals, daß sich ein das
zeigt und war zu dem Schluß gelangt, daß hierfür vierErfinderpatentrecht ergänzendes System zum Schutz
Möglichkeiten zur Verfügung stehen:technischer Innovationen in die Strategie der Europäi-

schen Union im Bereich der Forschung und technologi- 3.1.1. die Angleichung der nationalen Schutzsystemeschen Entwicklung einfügen muß. und die Einführung eines Schutzsystems in denjenigen
Ländern, in denen es ein solches Instrument noch nicht2.8.1. In diesem Zusammenhang ist es auch notwen- gibt;dig, die entsprechenden Lehren aus den Erfahrungen der

großen Konkurrenten der Union zu ziehen, im Vergleich 3.1.2. die gegenseitige Anerkennung des nationalen
zu denen die Union erheblich im Hintertreffen ist. Schutzes durch die Mitgliedstaaten im Anschluß an diese

Angleichung;
2.8.1.1. Die Erfahrungen Nordamerikas, das keinen
Gebrauchsmusterschutz hat, lassen den Schluß zu, daß 3.1.3. auf dem Wege einer Verordnung die Neuschaf-
die Notwendigkeit besteht, „das Patentsystem durch fung eines gemeinschaftlichen Schutzrechts, das den
Abbau seiner bekannten Mängel, vor allem der langen nationalen Schutzsystemen übergeordnet ist;
Prüfungs- und Zulassungsfristen und der hohen Kosten,
wirksamer zu gestalten“(3). 3.1.4. eine Kombination der verschiedenen Möglich-

keiten, insbesondere die Angleichung der nationalen
2.8.1.2. Zumanderenbelegen die in Japan gemachten Schutzrechte durch eine Richtlinie in Verbindung mit
Erfahrungen, wie der Ausschuß bereits hervorgehoben der Neuschaffung eines einheitlichen Schutzrechts in
hat, daß für das hier erörterte Schutzsystem stets Form einer Verordnung.
die Anforderung der Dreidimensionalität sowie eine
gegenüber dem Patent deutlich kürzere Schutzfrist (sechs 3.2. DerAusschuß stellt fest, daß sichdieKommission
statt zwanzig Jahren) gelten müssen. in der hier erörterten Initiative auf das erste dieser Ziele

(siehe 3.1.1) beschränkt, indem sie darauf hinweist, daß
„die Harmonisierung [...] die Koexistenz gleichwertiger2.9. Der Ausschuß weist darauf hin, daß Initiativen
nationaler Gebrauchsmusterrechte [ermöglicht]“ undzur Angleichung der Rechtsvorschriften in dem hier
daß „der Anmelder [...] daher sicher sein [kann], einerörterten Bereich stets aus sich heraus begründet sein
gleichwertiges Schutzrecht in den anderen Mitgliedstaa-müssen und nicht durch den Hinweis auf die Mängel
ten vorzufinden, und [...] sich nicht mehr mit unter-und Widersprüche des Patentverfahrens gerechtfertigt
schiedlichen Rechtsvorschriften auseinandersetzenwerden dürfen, die innerhalb dieses Verfahrens selbst
[muß]“(5); der Ausschuß weist allerdings darauf hin,korrigiert bzw.ausgemerztwerdenmüssen; dieKommis-
daß die Anmelder für jedes Land, in dem sie ihresion bekundet im Grünbuch über das Gemeinschaftspa-
Erfindung als Gebrauchsmuster geschützt sehentent übrigens auch die Absicht, in dieser Richtung tätig
möchten, einen separaten Antrag stellen müssen.zu werden.

3.3. Der Ausschuß vertritt die Auffassung, daß das2.10. Zu den aus sich heraus überzeugenden Gründen
angestrebte Ziel nur dann erreicht werden kann, wenngehört die gegenwärtige Sachlage in bezug auf den
gleichzeitig ein System der gegenseitigen AnerkennungSchutz gewerblichen Eigentums und den rechtlichen
des nationalen Schutzes durch die Mitgliedstaaten ge-Schutz gegen Nachahmungen sowie indirekt auch in
schaffen wird. Nach Ansicht des Ausschusses ist esbezug auf die notwendige Stärkung von Innovation und
von entscheidender Bedeutung, daß das Projekt zurEntwicklung auf Gemeinschaftsebene, vor allem wenn
Harmonisierung der einzelstaatlichen Rechtsvorschrif-man berücksichtigt, daß im internationalen Gesamtbild
ten „als nächste Stufenach einerwirksamenHarmonisie-
rung eine solche der gegenseitigen Anerkennung der
einzelstaatlichen Vorschriften“(6) vorsieht.(1) ABl. C 174 vom 17.6.1996, Ziffer 5.3.3.

(2) KOM(97) 314 endg. — „Grünbuch über das Gemein-
schaftspatent und das Patentschutzsystem in Europa“ —
sowie die diesbezügliche Stellungnahme des WSA — ABl. (4) KOM(95) 370 endg., S. VI ff.

(5) KOM(97) 691 endg., ABl. C 36 vom 3.2.1998, Ziffer 10.C 129 vom 27.4.1998.
(3) ABl. C 174 vom 17.6.1996, Ziffer 2.8. (6) ABl. C 174 vom 17.6.1996, Ziffer 6.11.
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3.4. Der Ausschuß ist darüber hinaus der Meinung, ausschließlichen Schutz für technische Erfindungen
gewähren“(2), und führt anschließend die Bezeichnun-daß im Rahmen der allgemeinen Überlegungen zwei

Punkte, auf die er bereits in seiner früheren Stellungnah- gen auf, unter denen dieser Sachverhalt in den einzelnen
Mitgliedstaaten bekannt ist.me zu diesem Thema aufmerksam gemacht hatte,

stärkere Berücksichtigung finden müssen.
4.1.1. Der Ausschuß weist darauf hin, daß sich hinter

3.4.1. Hierbei handelt es sich zunächst einmal um die diesem scheinbar einheitlichen Sachverhalt so viele
Tatsache, „daßes sichbei einigender nationalen Systeme verschiedene Sachlagen verbergen, daß sie — wie die
(des belgischen, niederländischen und französischen), Kommission selbst einräumt — zu drei verschiedenen
die das Grünbuch unter dem Begriff ‘Gebrauchsmuster’ Gruppen zusammengefaßt werden müssen; dieser Um-
subsumiert, in Wirklichkeit um nichts anderes handelt stand macht bereits deutlich, daß eine umfassende und
als Patente ohne Prüfung (der Neuheit und Erfin- eindeutige Definition der betreffenden Bestimmungen
dungstätigkeit) und damit im wesentlichen um Patente, notwendig ist. Deshalb sollten die unter Artikel 1
die einfach (ohne die gebotene vorherige Prüfung) aufgeführten Bezeichnungen lediglich als erläuternder
eingetragen werden, nur daß sie eine kürzere Geltungs- Anhang beigefügt werden und damit zur Klarstellung
dauer haben als Patente“(1), daß dabei jedoch die der anzugleichenden einzelstaatlichen Rechtsvorschrif-
Bedingungen für die Schutzfähigkeit der Erfindungen tendienen,nicht aberalsDefinition fürdasvorgeschlage-
weitgehend denen für den patentrechtlichen Schutz ne Rechtsinstrument.
entsprechen.

4.1.2. Darüber hinaus macht der Ausschuß darauf
3.4.1.1. Der Ausschuß betont diesbezüglich noch- aufmerksam, daß die vorgeschlagene Definition nicht
mals, daß derGebrauchsmusterschutz als eigenständiges sehr umfassend ist, und empfiehlt daher für den Fall,
Instrument individuell gestaltet werden und sich in daß sie weiterhin in Artikel 1 beibehalten wird, die
den Gesamtrahmen für den Schutz von gewerblichem Begriffe „erfinderische Tätigkeit“ und „gewerbliche
Eigentum einfügen muß; er darf kein Notbehelf sein, Anwendbarkeit“ unmittelbar in denWortlautmit aufzu-
um Mängel des Patentverfahrens (in bezug auf die nehmen, da dies — wie die Kommission übrigens in
Kosten oder die Langwierigkeit) wettzumachen. Artikel 3 des Vorschlags selbst anerkennt — die für das

vorgeschlagene Rechtsinstrument eigentlich maßgebli-
3.4.2. Zweitens weist der Ausschuß darauf hin, daß chen Sachverhalte sind.
die Ziele des hier erörterten Legislativvorschlags —
Dynamisierung des Binnenmarktes und Beseitigung von

4.2. Artikel 4Wettbewerbsverzerrungen — mit derartigen Mitteln
nicht erreicht werden können, sondern tiefgreifendere

Der Ausschuß ist der Ansicht, daß der für Artikel 4und vor allem auch umfangreichere legislative Anglei-
Buchstabe d) vorgeschlagene Wortlaut zu weitgefaßt istchungen erfordern.
und deshalb in Übereinstimmung mit den für das
Gemeinschaftspatent verabschiedeten Rechtsvorschrif-3.4.3. Nach Ansicht des Ausschusses ist es deshalb
ten ausschließlich auf die Computerprogramme alsvon entscheidender Bedeutung, daß bei sämtlichen
solche beschränkt werden sollte.Maßnahmen, die in diesem Bereich ergriffen werden, die

wesentlichen Erfordernisse in verschiedenster Hinsicht
berücksichtigt werden müssen: 4.3. Artikel 5

3.4.3.1. in bezug auf den Anwendungsbereich dieses
Was die Forderung der „Neuheit“ angeht, stellt derSchutzinstruments: Gebrauchsmuster müssen als das
Ausschuß fest, daß sich die Kommission bemüht, für diegeeignetste Verfahren zum Schutz von Erfindungen mit
Definition den Stand der Technik zugrundezulegenniedrigerer Erfindungshöhe angesehen werden;
(absolute Neuheit) und diese Definition durch klare und
präzise Begriffe anwendbar zu machen.3.4.3.2. in bezug auf das Verfahren: der Schutz

durch Gebrauchsmuster muß schnell und kostengünstig
erreicht werden können, da das Niveau des auf diesem 4.4. Artikel 6
Wege gewährten Schutzes kein langwieriges und
kostspieliges Verfahren rechtfertigt; Im Hinblick auf die Anforderung der „erfinderischen

Tätigkeit“, deren Erfüllung ebenfalls am Stand der3.4.3.3. in bezug auf die Rechtssicherheit: der Schutz-
Technik gemessen wird, stellt der Ausschuß fest, daß fürumfang sowohl gegenüber Nachahmern als auch gegen- die Erteilung eines Gebrauchsmusters eine „besondereüber gutgläubigen Dritten muß klar definiert sein. Funktionstüchtigkeit“ und ein „praktischer oder ge-
werblicher Vorteil“ zur Auflage gemacht werden; es
muß also unbedingt darauf hingewiesen werden, daß es4. Der Kommissionsvorschlag — Besondere Bemer-
hierbei vor allem um den Schutz von Erfindungen geht,kungen
die für wichtige praktische Anwendungen insbesondere
in den Bereichen Maschinenbau, Elektroindustrie, Fein-

4.1. Artikel 1 mechanik und Optik sowie in der Automobilindustrie
gedacht sind. Die Kommission sollte sich um eine

Die Kommission definiert zunächst die Gebrauchsmus- Formulierung dieses Kriteriums bemühen, durch die die
ter als „eingetragene Rechte, die ihren Inhabern einen

(2) KOM(97) 691 endg., ABl. C 36 vom 3.2.1998, S. 3, Ziffer 1.(1) ABl. C 174 vom 17.6.1996, Ziffer 5.3.1.
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Rechtssicherheit sowohl für den Antragsteller als auch 4.9. Artikel 16
für die betroffenen Dritten bestmöglich gewährleistet
wird. Obwohl der Recherchenbericht als fakultative Möglich-

keit für den Anmelder vorgesehen ist, ist der Ausschuß
4.4.1. Der Ausschuß unterstreicht daher, daß der der Auffassung, daß klar festgelegt werden muß, unter
Gebrauchsmusterschutz von der Erfüllung dreier we- welchen Umständen der Anmelder einen Recherchenbe-
sentlicher Anforderungen abhängig gemacht werden richt beantragen kann; es muß nämlich ausgeschlossen
muß: werden, daß die Möglichkeit derartiger Recherchenbe-

richte vor allem von den wirtschaftlich stärksten Anmel-
4.4.1.1. der Anforderung der Neuheit in Sinne einer dern genutzt wird; überdies muß vermieden werden,
absoluten Neuheit im Vergleich zum Stand der Technik; daß diese Berichte — um das System nicht lahmzulegen

— nur in Ausnahmefällen erstellt werden.
4.4.1.2. der Anforderung der gewerblichen Anwend-
barkeit im weitesten Sinne; 4.9.1. Im übrigen sollte nach Ansicht des Ausschusses

stärkeraufdasKonzeptgesetztwerden,daßdieMitglied-
4.4.1.3. der Anforderung der erfinderischen Tätig- staaten in ihren einzelstaatlichen Rechtsvorschriften
keit, im Hinblick sowohl auf die besondere Funk- die Erstellung eines Recherchenberichts in den Fällen
tionstüchtigkeit (vereinfachte Verwendung oder Hand- verbindlich vorschreiben, in denen Rechtsmittel zur
habung) als auch den praktischen oder gewerblichen Geltendmachung dermit dem Gebrauchsmuster verbun-
Vorteil. denen Rechte eingelegt werden; es ist somit gerechtfer-

tigt, diesen Recherchenbericht nicht nur als fakultative
Möglichkeit vorzusehen, sondern verbindlich vor-4.5. Artikel 8
zuschreiben.

Bei dem vorgeschlagenen Wortlaut wird nach Ansicht
des Ausschusses die Notwendigkeit übersehen, die Zah- 4.10. Artikel 17 und 18
lung einer Gebühr für die in Artikel 19 vorgesehene
Verlängerung des Gebrauchsmusters festzulegen. Der Ausschuß ist derAuffassung, daß die Bestimmungen

über die Prioritätsrechte und die interne Priorität, da sie
sich auf die Rechtswirkungen einer Anmeldung und4.6. Artikel 10
nicht auf die Anmeldung selbst beziehen, nicht in den
Kapiteln über die Gebrauchsmusteranmeldung oder dieNach Ansicht des Ausschusses ist es unbedingt notwen- Rechtswirkungen des Gebrauchsmusters, sondern indig, zusätzlich zu der Angabe, wie das Recht erlangt einem separaten Kapitel behandelt werden sollten.wurde, auch die Angabe der Laufzeit des erworbenen

Rechts verbindlich vorzuschreiben, sofern dieses zeitlich 4.10.1. Es handelt sich ja hierbei de facto um eine der
befristet ist. wichtigsten Auswirkungen des Richtlinienvorschlags,

dademAnmelder einesGebrauchsmusters ein Prioritäts-
recht für die Anmeldung eines Gebrauchsmusters für4.7. Artikel 12
dieselbe Erfindung in einem oder mehreren anderen
Mitgliedstaaten eingeräumt wird.Der Ausschuß hält es für angebracht, den Anmeldern

für die Beschreibung der Erfindung besondere Sorgfalt
zur Auflage zu machen, da diese Beschreibung einem 4.11. Artikel 19
(mit dem Stand der Technik vertrauten) Fachmann der
betreffenden Branche die Möglichkeit geben muß, zu Die befürwortete Schutzdauer erscheint angesichts der
prüfen, ob die betreffende Erfindung praktisch anwend- von derKommission vorgelegtenDaten über die Lebens-
bar ist (siehe Artikel 24). dauer der Erfindungen zu lang, insbesondere da diese

Schutzdauer unabhängig von der gewerblichen Verwer-
tung der Erfindung gilt; es sollte indessen berücksichtigt4.8. Artikel 13
werden, daß die Angleichung in bestimmten Mitglied-
staaten zu einer Verkürzung der Schutzdauer führt.In bezug auf die Zahl der Gebrauchsmusteransprüche

betont der Ausschuß, daß die Gelegenheit zu einer 4.11.1. Dieser Sachverhalt könnte insofern als beson-
„Begrenzung der Zahl der Ansprüche“(1), die die Kom- ders bedenklich betrachtet werden, als der Anmelder
mission selbst als angebracht bezeichnet hat, verpaßt problemloszweiVerlängerungenvon jeweils zweiJahren
wurde. Darüber hinaus ist er der Auffassung, daß die nacheinander beantragen könnte, bis zu einer Laufzeit
Kommission klären muß, ob die Mitgliedstaaten die von insgesamt zehn Jahren. Nach Auffassung des Aus-
Möglichkeit haben, die Zahl der Ansprüche, die ange- schusses sollte erwogen werden, den Mitgliedstaaten zur
meldetwerdenkönnen, zu begrenzen, oder ob die einzige Auflage zu machen, für eine Verlängerung nach dem
Möglichkeit, die Erfüllung der vagen Forderung von sechsten Jahr höhere Gebühren zu verlangen.
Artikel 13 — „in Anbetracht der Art der Erfindung auf
das unbedingt erforderliche Maß zu beschränken“ —

4.12. Artikel 20sicherzustellen, in der Beanstandung überzogener
Ansprüche durch Dritte besteht.

Was die ausschließlichen Rechte aus einem Gebrauchs-
muster angeht, so erscheinen sowohl ihr Umfang als
auch die hierfür geltenden rechtlichen Beschränkungen(1) KOM(95) 370 endg., S. 78, Absatz 1.
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angemessen, wobei jedoch die vorgesehene Möglichkeit, 4.16. Artikel 24
daß die Mitgliedstaaten zusätzliche Beschränkungen
festlegen können, sicherlich in gewissem Maße den Der Ausschuß ist zwar mit den in der vorgeschlagenen
Zielen des Richtlinienvorschlags zuwiderlaufen könnte. Formulierung zumAusdruck kommendenGrundüberle-

gungen einverstanden, empfiehlt der Kommission je-
doch, an diesem Artikel redaktionelle Änderungen vor-4.13. Artikel 21
zunehmen, insbesondere an den Absätzen, in denen die
Gründe für einen Antrag auf Nichtigerklärung desWas die gemeinschaftsweite (und nicht internationale!)
Gebrauchsmusters dargelegt werden.Erschöpfung der Rechte angeht, so hat der Ausschuß

keinerlei Einwände, da der vorgeschlagene Wortlaut mit
der einschlägigen Rechtsprechung der Gemeinschaft im 4.17. Artikel 25
Einklang steht.

Bezüglich der Fristen für die Umsetzung der Richtlinie
4.14. Artikel 22 weist der Ausschuß nachdrücklich darauf hin, daß

die Umsetzung in jedem Fall von der notwendigen
Angleichung des Patentschutzes abhängig gemacht wer-Die Regelung, der zufolge die Mitgliedstaaten vorsehen
den muß, da dies offensichtlich der springende Punktkönnen, daß nach der Erteilung eines Patents für die
dieser gesamten Problematik ist.gleiche Erfindung die Wirkung des Gebrauchsmusters

nicht eintritt, sollte nach Auffassung des Ausschusses
von der Kommission als verbindlich vorgeschrieben

5. Schlußfolgerungenwerden.

4.14.1. Nur auf diese Weise könnte eine tatsächliche 5.1. Gebrauchsmuster sind ein geeignetes Instrument
Angleichung gewährleistet werden, da dieser Legislativ- zum Schutz von gewerblichem Eigentum und tragen als
vorschlag nicht nur Auswirkungen in bezug auf den solches zur Entwicklung der Europäischen Union bei,
doppelten Schutz hat (siehe z. B. die Bestimmungen da sie die Investitionstätigkeit in den Bereichen For-
hinsichtlich der Prioritätsrechte). schung und Entwicklung fördern.

4.14.2. Überdies erscheint es angemessen, denAnmel-
5.2. Das Nebeneinanderbestehen verschiedener ein-der dazu zu „zwingen“, sich auf den patentrechtlichen
zelstaatlicher Systeme zum Schutz von gewerblichemSchutz zu beschränken, zumal die höheren Kosten des
Eigentum durch Gebrauchsmuster kann der Verwirkli-Patentverfahrens durch die besonderen Vorteile dieser
chung des freien Warenverkehrs entgegenstehen und zuForm des Schutzes, insbesondere in bezug auf die
Wettbewerbsverzerrungen führen.Rechtssicherheit, aufgewogen werden.

5.3. Gebrauchsmuster sind für den Schutz nicht pa-4.15. Artikel 23
tentierbarer Erfindungen ideal geeignet und daher ein
Rechtsinstrument, das insbesondere den KMU zugute-

Der Ausschuß vertritt die Auffassung, daß die Liste der kommt.
Erlöschensgründe für Gebrauchsmuster aus den in der
vorhergehenden Ziffer angeführten Gründen um den

5.4. Die Initiative der Kommission ist ein geeignetesFall ergänzt werden sollte, daß für die gleiche Erfindung
Mittel zur Erreichung der angestrebten Ziele; wie in derein Patent erteilt wird. Darüber hinaus ist er der
vorliegenden Stellungnahme dargelegt wurde, sollte sieAuffassung, daß die Nichtentrichtung der fälligen
jedoch noch technisch ausgefeilt werden.Gebühren nicht als Erlöschensgrund gelten sollte, son-

dern lediglich als Nichterfüllung der Voraussetzungen
für die Erteilung des Gebrauchsmusters. In diesem 5.5. Darüber hinaus sollte die hier erörterte Initiative

in Verbindung mit den Rechtsetzungsinitiativen imZusammenhang schlägt der Ausschuß jedoch vor, in die
Liste der in Artikel 8 Absatz 2 aufgeführten Gebühren Bereich des Patentschutzes betrachtet werden, da diese

beiden Schutzsysteme miteinander verknüpft sind.auch die Gebühren für Verlängerungen aufzunehmen.

Brüssel, den 27. Mai 1998.

Der Präsident

des Wirtschafts- und Sozialausschusses

Tom JENKINS
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Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem „Vorschlag für eine Richtlinie
des Rates zur steuerlichen Behandlung von privaten Kraftfahrzeugen, die im Zusammenhang
mit einer Verlegung des Wohnsitzes auf Dauer in einen anderen Mitgliedstaat verbracht
werden oder die vorübergehend in einem anderen Mitgliedstaat als dem der Zulassung

benutzt werden“ (1)

(98/C 235/07)

Der Rat beschloß am 6. März 1998, den Wirtschafts- und Sozialausschuß gemäß Artikel 99
des EG-Vertrags um Stellungnahme zu dem vorgenannten Vorschlag zu ersuchen.

Die mit der Vorbereitung der Arbeiten beauftragte Fachgruppe Industrie, Handel, Handwerk
und Dienstleistungen nahm ihre Stellungnahme am 6. Mai 1998 an. Berichterstatter war
Herr Kubenz.

Der Ausschuß verabschiedete auf seiner 355. Plenartagung (Sitzung vom 27. Mai 1998) mit
111 Ja-Stimmen bei 2 Stimmenthaltungen folgende Stellungnahme.

1. Einleitung staat und unter weiterem Verbleib des Fahrzeugs auf
dem Hoheitsgebiet des betreffenden Mitgliedstaats
zuzulassen.

1.1. Die vorgeschlagene Richtlinie soll die Richtlinie
83/182/EWG(2) über Steuerbefreiungen innerhalb der

— RechtderFamilienangehörigendesFahrzeugeigentü-Gemeinschaft bei vorübergehender Einfuhr bestimmter
mers auf Benutzung des Fahrzeugs in einem anderenVerkehrsmittel und die Richtlinie 83/183/EWG(3) über
Mitgliedstaat als dem der Zulassung. Das gleicheSteuerbefreiungen bei der endgültigen Einfuhr persönli-
Recht gilt auch für andere Personen, die keinecher Gegenstände durch Privatpersonen aus einem Mit-
Angehörigen sind, sofern der Eigentümer sich eben-gliedstaat in der durch die Richtlinie 89/604/EWG(4)
falls im Fahrzeug befindet.geänderten Fassung ersetzen.

— Größere Flexibilität beimBenutzungsrecht für Perso-1.2. Die Richtlinie soll die bisherigen Richtlinien
nen, die in einem anderen Mitgliedstaat als demkonsolidieren und aktualisieren. Probleme, die bei der
ihres Wohnsitzes arbeiten; diese Personen dürfen ihrAnwendung aufgetreten sind, sollen gelöst werden und
Fahrzeug in dem Mitgliedstaat ihrer Beschäftigungden Erwartungen der Bürger an den Binnenmarkt
neun Monate je Zwölfmonatszeitraum verwenden.und der damit verbundenen Freizügigkeit, Rechnung

getragen werden.
— KeineErhebungvonSteuern seitensderMitgliedstaa-

ten, wenn ein Fahrzeug während der zulässigen1.3. Dem Vorschlag zufolge erheben die Mitglieder
Dauer seiner vorübergehenden Verwendung beschä-auf Fahrzeuge, die imZusammenhangmit derVerlegung
digt wird und die Reparaturkosten höher sind alsdes Wohnsitzes endgültig in ihr Hoheitsgebiet verbracht
der Wert des Fahrzeugs.werden, keine Zulassungssteuern oder andere Steuern.

Bei vorübergehender Wohnsitzverlegung darf dem Vor-
schlag zufolge das Fahrzeug sechs Monate je Zwölfmo- — Aufhebung der steuerlichen Sonderregelungen für
natszeitraum verwendet werden. Fahrzeuge, die im Zusammenhang mit Heirat oder

Erbfällen in einen anderen Mitgliedstaat verbracht
Des weiteren sieht der Kommissionsvorschlag u.a. fol- werden.
gendes vor:

— Verständigungzwischendenzuständigeneinzelstaat-
— Erweiterung der Möglichkeit der Verwendung eines lichen Behörden bei Streitfällen bezüglich des an-

Mietwagens in einem anderen Mitgliedstaat als dem geblichen Wohnsitzes einer Person.
seiner Zulassung. Der Vorschlag sieht vor, die
erneute Vermietung an dieselbe Person nach Ablauf
des ersten Mietvertrags in einem anderen Mitglied-

2. Allgemeine Bemerkungen

(1) ABl. C 108 vom 7.4.1998, S. 75.
(2) ABl. L 105 vom 23.4.1983, S. 59 (Stellungnahme des 2.1. Die vorgeschlagenen Änderungen tragen der

Wirtschafts- und Sozialausschusses, ABl. C 131 vom Tatsache Rechnung, daß gerade bei Hindernissen für
12.6.1976, S. 50). den freien Verkehr von Personenfahrzeugen zwischen(3) ABl. L 105 vom 23.4.1983, S. 64 (Stellungnahme des den Mitgliedstaaten die Bürger in der EuropäischenWirtschafts- und Sozialausschusses, ABl. C 131 vom

Union sehr empfindlich reagieren.DerartigeHindernisse12.6.1976, S. 49).
— ganz gleich ob steuerlicher oder sonstiger Art —(4) ABl. L 348 vom 29.11.1989, S. 28 (Stellungnahme des
beeinträchtigen den Personenverkehr, da in vielen FällenWirtschafts- und Sozialausschusses, ABl. C 180 vom

8.7.1987, S. 13). das Auto das bevorzugte Transportmittel ist.
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2.2. Der Ausschuß begrüßt die vorgeschlagene Richt- zeitliche Einschränkung nicht nötig, da sie in Artikel 7
nicht gefordert wird.linie.

2.3. Der Ausschuß ist sich aber darüber im klaren, 3.3.2. Ohnehinmußgefragtwerden,wieeinZeitraum
daß es zu Einnahmeverlusten bei den Mitgliedstaaten, von neun (oder beliebig vielen) Monaten nachweisbar
die Zulassungssteuern erheben, kommen kann. Die bzw. überprüfbar sein soll, wenn es beim Überschreiten
Höheder Einnahmeverluste erscheint aber inAnbetracht vonBinnengrenzenkeinerleiKontrollenbzw.Nachweise
der geringen Anzahl von Fällen nicht zu hoch. Die gibt.
betroffenen Mitgliedstaaten könnten die Ausfälle zum
Beispiel mit höheren Mineralölsteuern kompensieren
(siehe hierzu auch die Tabelle im Anhang).

3.4. Zu Artikel 6 „Fälle der privaten Nutzung, in denen
keine Steuern erhoben werden dürfen“

2.4. DerAusschußhofft,daßdurchdieneueRichtlinie
dieRechte der europäischenBürgerklarer zumAusdruck

3.4.1. Der Ausschuß schlägt vor, die Fristen fürkommen und gleichzeitig der Mißbrauch von Steuervor-
die Autovermietungsunternehmen im Artikel 6 (a) zuteilen verhindert wird.
verlängern.

3. Besondere Bemerkungen 3.4.2. Der Ausschuß schlägt folgende Formulierung
für den Artikel 6 (d) vor:

3.1. Zu Artikel 2 „Definitionen“
„Ein Personenfahrzeug wird von einer im Mitglied-

3.1.1. InArtikel2 (f)wirdderBegriffFamiliedefiniert. staat der vorübergehenden Verwendung ansässigen
Der Ausschuß weist darauf hin, daß es in einigen Person benutzt, wobei sich die Person, die das
Mitgliedstaaten hierzu Definitionen gibt, die umfassen- Fahrzeug in den Mitgliedstaat der vorübergehenden
der sind und weitere Formen von Lebensgemeinschaften Verwendung verbracht hat, ebenfalls in dem Fahr-
mit einschließen(1). zeug befindet.“

3.4.3. Der Ausschuß regt an, eine verbindliche Form3.2. Zu Artikel 4 „Voraussetzungen, unter denen im
festzulegen, mit deren Hilfe die Situation, wie sie inAnschluß an eine Verlegung des Wohnsitzes keine
Artikel 6 (f) beschrieben ist, dargestellt werden kannSteuern fällig werden“
und die dann auch von den Mitgliedstaaten gegenseitig
anerkannt wird(2).3.2.1. Im Artikel 4.1 (b) wird die Bezeichnung „in

Gebrauch genommen“ verwendet. Sie ist unklar,weil ein
Datumder Ingebrauchnahme so gutwie nie nachweisbar
ist. Eindeutiger wäre das Datum der Zulassung auf den 3.5. Zu Artikel 7 „Fälle der beruflichen Nutzung, in
Namen des Umziehenden. denen keine Steuern erhoben werden dürfen“

3.2.2. Ein besonderes Problem sind Fahrzeugen, die
bisher auf den Namen eines nicht mitumziehenden 3.5.1. Analog zu Artikel 6 (f) regt der Ausschuß auch

hier an, eine verbindliche Form festzuschreiben.Familienmitgliedes des Umziehenden zugelassen sind.

3.2.3. In Artikel 4.1 (c) wird gefordert, daß das
Kraftfahrzeug spätestens zwölf Monate nach der Verle- 3.6. Zu Artikel 8 „Bestimmungen für den Fall der
gung des Wohnsitzes in den Mitgliedstaat verbracht, in irreparablen Beschädigung eines Fahrzeugs“den die Person ihren Wohnsitz verlegt hat.

3.2.4. Der Ausschuß ist der Auffassung, daß dieser 3.6.1. Der Ausschuß weist darauf hin, daß der
Passus keine Relevanz hat. Vielmehr sollte hier die Marktpreis, gerade von älteren Gebrauchtfahrzeugen,
Einschränkung des Wiederverkaufs innerhalb eines be- schwer zu ermitteln ist.
stimmten Zeitraums verfügt werden und die maximale
Anzahl der Fahrzeuge pro Familie geregelt werden.

3.7. Zu Artikel 9 „Ständige Verwendung eines Fahr-
zeugs in einem anderen Mitgliedstaat als dem des3.3. Zu Artikel 5 „Allgemeine Voraussetzungen, unter
gewöhnlichen Wohnsitzes“denen bei der vorübergehenden Verwendung eines

Fahrzeugs in einem anderen Mitgliedstaat als dem
der Zulassung keine Steuern fällig werden“ 3.7.1. Der Ausschuß regt an, das Verbot der Nutzung

in Artikel 9.3 zu lockern.
3.3.1. Der Ausschuß ist der Auffassung, daß der
Artikel 5.2 thematisch in Artikel 7 gehört. Dann ist eine

(2) Einige Mitgliedstaaten verlangen das Ausfüllen von um-
fangreichen Fragebögen, auch bei kurzfristigem Fahrzeug-(1) Ein besonderes Problem könnten auch Adoptiv- und

Pflegekinder sein. tausch.
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3.8. Zu Artikel 12 „Regelung von Streitfällen“ wagen. Gleichzeitig erheben einige Mitgliedstaaten Zu-
lassungssteuern auf Personenkraftwagen, um damit

3.8.1. In Artikel 12.3 wird der Kommission ein fiskalische und politische Ziele zu verfolgen
Entscheidungsrecht bei Streitfällen unter Mitgliedstaa-
ten eingeräumt. Der Ausschuß sieht diese Funktion eher
bei dem Europäischen Gerichtshof.

4.2. Der Ausschuß meint, daß mit dieser Richtlinie
und den vom Ausschuß vorgetragenen Bemerkungen4. Schlußfolgerungen und Zusammenfassung
die Rechte der Bürger, insbesondere wenn sie Ihren
Wohnsitz in einen anderen Mitgliedstaat verlegen,4.1. Die Verwirklichung des Binnenmarktes verlangt

die Freizügigkeit des Personenverkehrs und des Austau- gestärktwerdenundgleichzeitigdasberechtigte Interesse
der Mitgliedstaaten gewährt bleibt, Steuern zu erheben.sches von Gütern, in diesem Fall von privaten Personen-

Brüssel, den 27. Mai 1998.

Der Präsident

des Wirtschafts- und Sozialausschusses

Tom JENKINS

ANHANG

zur Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses

Kraftfahrzeugsteuereinnahmen 1994

A. In Prozentpunkten des BIP

Straßenbe-Zulas- Kraftfahr- Mineral- Dieselkraft- Versiche- nutzungs- Insgesamtsungssteuer zeugsteuer ölsteuer stoffsteuer rungssteuer gebühren

Österreich 0,07 0,20 1,03 0,43 0,34 0,45 2,52
Belgien 0,14 0,42 0,88 0,65 0,12 0,00 2,21
Dänemark 1,43 0,46 0,66 0,31 0,10 0,02 2,99
Finnland 0,40 0,29 1,24 0,47 0,13 0,00 2,54
Frankreich 0,10 0,22 1,04 0,73 0,33 0,00 2,42
Deutschland 0,00 0,43 1,18 0,55 0,17 0,00 2,33
Griechenland 0,52 0,14 1,74 0,77 0,00 0,00 3,17
Irland 0,78 0,67 1,09 0,68 0,00 0,00 3,22
Italien 0,05 0,08 1,34 0,69 0,00 0,33 2,48
Luxemburg 0,00 0,07 2,12 1,50 0,00 0,00 3,70
Niederlande 0,60 0,82 0,95 0,58 0,00 0,00 2,95
Portugal 0,87 0,11 1,53 1,14 0,00 0,24 3,88
Spanien 0,22 0,22 1,02 0,73 0,01 0,20 2,18
Schweden 0,11 0,27 1,44 0,31 0,00 0,00 2,13
Vereinigtes Königreich 0,00 0,57 1,43 0,64 0,01 0,00 2,65

Quelle: EUROSTAT 1997 und GD XXI.
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B. In Prozentpunkten der Gesamtbesteuerung (einschließlich Sozialversicherungsbeiträgen), zentral-
staatliche Ebene

Straßenbe-Zulas- Kraftfahr- Mineral- Dieselkraft- Versiche- nutzungs- Insgesamtsungssteuer zeugsteuer ölsteuer stoffsteuer rungssteuer gebühren

Belgien 0,30 0,91 1,88 1,39 0,26 0,00 4,72
Dänemark 2,77 0,89 1,27 0,61 0,19 0,05 5,77
Deutschland 0,00 1,00 2,77 1,29 0,40 0,00 5,46
Finnland 0,85 0,60 2,60 0,99 0,28 0,00 5,32
Frankreich 0,22 0,50 2,36 1,67 0,74 0,00 5,49
Griechenland 1,63 0,45 5,48 2,42 0,00 0,00 9,98
Irland 2,12 1,83 2,97 1,85 0,00 0,00 8,77
Italien 0,12 0,20 3,29 1,69 0,00 0,81 6,10
Luxemburg 0,00 0,16 4,79 3,40 0,00 0,00 8,35
Niederlande 1,28 1,76 2,04 1,25 0,00 0,00 6,33
Österreich 0,15 0,46 2,34 0,98 0,76 1,03 5,73
Portugal 2,45 0,32 4,31 3,22 0,00 0,67 10,96
Spanien 0,59 0,61 2,79 2,02 0,02 0,54 5,98
Schweden 0,22 0,53 2,89 0,62 0,00 0,00 4,27
Vereinigtes Königreich 0,00 1,69 4,26 1,90 0,02 0,00 7,88

Quelle: EUROSTAT 1997 und GD XXI.

Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem „8. Jahresbericht über die
Strukturfonds 1996“

(98/C 235/08)

Die Kommission beschloß am 25. November 1997, den Wirtschafts- und Sozialausschuß
gemäß Artikel 198 des EG-Vertrags um Stellungnahme zu folgender Vorlage zu ersuchen:
„8. Jahresbericht über die Strukturfonds 1996“.

Die mit der Vorbereitung der Arbeiten beauftragte Fachgruppe Regionale Entwicklung,
Raumordnung und Städtebau nahm ihre Stellungnahme am 21. April 1998 an. Berichterstatter
war Herr Little.

Der Ausschuß verabschiedete auf seiner 355. Plenartagung (Sitzung vom 27. Mai 1998) mit
116 Ja-Stimmen bei 1 Stimmenthaltung folgende Stellungnahme.

1. Einleitung 1.3. Im November 1996 legte die Kommission gemäß
Artikel 130 b des Vertrags ihren ersten Dreijahresbericht
über den wirtschaftlichen und sozialen Zusammen-
halt (1) vor, der mit dem nun vorgelegten Bericht eng in1.1. Der Jahresbericht über die Strukturfonds 1996
Zusammenhang steht und zusammenfassend in diesemist der achte Bericht dieser Art, den die Kommission seit
wiedergegeben ist. In dem Bericht über den Zusammen-der letztenumfangreichenReformder Strukturfondsver-
halt wird der Beitrag bewertet, den die Fonds zurordnungen (der „1988er Reform“) vorlegt.
Verwirklichung des wirtschaftlichen und sozialen Zu-
sammenhalts geleistet haben. Der Wirtschafts- und
Sozialausschuß verabschiedete seine Stellungnahme(2)

1.2. Dieser Bericht wird nach Maßgabe der Ratsver- zu diesem Bericht am 23. April 1997.
ordnungen (EWG) Nr. 2052/88 und 4253/88 vorgelegt,
die beide 1993 geändert wurden, und er gibt den
Anforderungen entsprechend einen Überblick über den
Programmablauf in dem betreffenden Jahr sowie über (1) KOM(96) 542 endg.

(2) ABl. C 206 vom 7.7.1997, S. 78-87.die Fortschritte bei der Verwirklichung der Ziele.
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1.4. Einer Aufforderung des Europäischen Rates fol- Kommission verzeichnet in diesem ZusammenhangVer-
besserungen bei der Ausgestaltung der Partnerschaftgend hat die Kommission in ihrer umfassenden Mittei-

lung „Agenda 2000“ die Perspektiven für die Entwick- sowie deutliche Fortschritte bei der Überprüfung der
Einhaltung des Prinzips der Zusätzlichkeit.lung der Europäischen Union und ihrer Politiken nach

der Jahrtausendwende in groben Zügen skizziert sowie
den künftigen Finanzrahmen im Hinblick auf die Erwei- 2.5. Der Rückstand bei der finanziellen Abwicklungterung der Union abgesteckt. Die Kommission umreißt wurde deutlich aufgeholt, und der Gemeinschaftshaus-in diesem Dokument u.a. die Vorschläge für weitere halt für 1996 konnte nahezu vollständig ausgeführtReformen der Strukturfonds mit dem erklärten Ziel, in werden. Von den verfügbaren Gesamtmitteln wurdender gesamten Union eine wettbewerbsfähige Entwick- 26,1Milliarden ECUgebundenund 22,4MilliardenECUlung und ein dauerhaftes, beschäftigungswirksames ausgezahlt.Wachstum zu fördern. Am 30. Oktober 1997 verabschie-
dete der Ausschuß als erste Reaktion auf die Kommis-
sionsvorschläge eine allgemeine Stellungnahme(1) und 2.6. Die Beschäftigungslage blieb auch 1996 das
wird sich in weiteren, derzeit in Arbeit befindlichen Hauptanliegen, und die Kommission war bemüht, die
Stellungnahmen eingehender mit wesentlichenAspekten aus Strukturfondsmitteln kofinanzierten Maßnahmen
befassen, so z. B. mit der Reform der Strukturpolitik und die Strategie der EU zur vorrangigen Bekämpfung
vor dem Hintergrund der von der Kommission im März der Beschäftigungsprobleme aufeinander abzustimmen.
1998 unterbreiteten konkreteren Vorschläge(2). Folglich hat die Kommission im Rahmen der Leitlinien,

die sie den Mitgliedstaaten zur Vorbereitung der Ziel-2-
Programme für den Zeitraum 1997-1999 vorgibt, die
Schaffung von Arbeitsplätzen zur obersten Priorität2. Merkmale der Strukturfonds 1996
erklärt. Aus demselben Grund hat sie die Initiative
ergriffen, die territorialen Beschäftigungspakte durch2.1. Mit der Annahme der letzten Programmpla-
eine Kofinanzierung aus den Mitteln der Strukturfondsnungsdokumente und Programme im Rahmen von
zu fördern.Gemeinschaftsinitiativen im Jahre 1996 sowie nach

Einführung der Mehrjahresprogrammierung sind die
verschiedenen Förderprojekte für den Finanzierungs- 2.7. Die Kommission hat auch die ursprünglich für
zeitraum nun in allen Mitgliedstaaten angelaufen. Für Gemeinschaftsinitiativen im Zeitraum 1994-1996 einge-
die neuen Mitgliedstaaten war 1996 ein entscheidendes setzte Rücklage von annähernd 1,7 Milliarden ECU
Jahr, und die Mittelbindungen schreiten zügig voran. zugewiesen und dabei einer Reihe von Prioritäten

berücksichtigt: Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, Chan-
cengleichheit und Bekämpfung der Ausgrenzung, Um-2.2. Die Durchführung der Ziel-2-Progamme für den
welt sowie die territoriale Dimension der Strukturpoliti-Zeitraum 1994-1996 wurde abgeschlossen, obwohl Mit-
ken.tel in Höhe von 859 Millionen ECU auf den nächsten

Programmplanungszeitraum übertragen wurden. Im
RahmenderVorbereitungen fürdenZeitraum1997-1999
beschloß die Kommission, daß das Verzeichnis der 3. Allgemeine Bemerkungen
förderfähigen Regionen gegenüber 1994-1996 — von
kleineren Änderungen abgesehen—unverändert bleiben 3.1. Der Bericht ist zugleich umfassend und komplexsoll. Der Anteil der von Ziel-2-Fördermaßnahmen und stellt im wesentlichen eine historische Aufzeichnungbetroffenen Bevölkerung liegt nach wie vor bei 16,4 % und ein Referenzdokument dar. Es wäre weder pratika-der Gesamtbevölkerung der Union. bel noch angemessen, wenn sich der Ausschuß zu

sämtlichen Aspekten des Berichts äußern würde.
2.3. Die Kommission setzte ihre Bemühungen um
eine Bewertung der Durchführung fort und unterstützte

3.2. Der Ausschuß legt den Schwerpunkt dieser Stel-Vorbereitungsarbeiten für die Zwischenbewertung. Fer-
lungnahme auf die wichtigsten Themen des Jahresner hat sie eine Reihe thematischer Bewertungen der
1996, auf Probleme, die bereits in der VergangenheitAuswirkungen der Strukturfonds in verschiedenen
angesprochen, jedoch noch nicht gelöst wurden, sowieSchlüsselbereichen eingeleitet, wie z. B. Forschung und
auf die Gestaltung des 8. Jahresberichts als solchem. UmEntwicklung, kleine und mittlere Unternehmen, Umwelt
Überschneidungen zu vermeiden, wird die Vorbereitungund Chancengleichheit. Die Arbeiten zur Nutzbarma-
der Ziel-2-Programme für den Zeitraum 1997-1999, diechung der Bewertungsergebnisse sollten Ende 1997
im Rahmen des Jahresberichts behandelt wird, an dieseranlaufen. Gemeinsam mit den Mitgliedstaaten wurden
Stelle nicht kommentiert, da sie Gegenstand einerneue Leitlinien für ein ordnungsgemäßes und effizientes
gesonderten Stellungnahme ist. Desgleichen werden dieManagement aufgestellt. Wieder wurden in fast allen
Einzelvorschläge für die Reform der Strukturfondsver-Mitgliedstaaten Schwachstellen und Unregelmäßigkei-
ordnungen aus der vorliegenden Stellungnahme aus-ten aufgedeckt.
geklammert, da diese Vorschläge Gegenstand einer bzw.
mehrerer Stellungnahme(n) sein werden, die in den

2.4. Die Anwendung der vier Grundprinzipien der kommenden Monaten ausgearbeitet und verabschiedet
Reform von 1988 wurde aufmerksam verfolgt. Die wird/werden.

3.3. Der Ausschuß stellt fest, daß der Jahresbericht(1) ABl. C 19 vom 21.1.1998, S. 111-115.
(2) KOM(98) 131 endg. 1996 im wesentlichen wie die Berichte der Vorjahre
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strukturiert ist. Eine wichtige Neuerung ist die Zusam- Strukturinterventionen und Beschäftigung(1) übernom-
men, zu der der Wirtschafts- und Sozialausschuß seiner-menstellung aller Informationen über die Interventionen

derFonds in jedemeinzelnenMitgliedstaat,was für jeden zeit nicht um Stellungnahme ersucht wurde, und sie in
der Mitteilung der Kommission „Für Beschäftigung inEinzelfall eine Gesamtübersicht über die durchgeführten

Strukturprogramme ergibt. Die im Vorjahr eingeführte Europa: Ein Vertrauenspakt“(2) weiter ausgestaltet und
bekräftigt.Neuerung, ein spezifisches Thema horizontal in allen

Teilen des Berichts besonders herauszustellen, wurde
beibehalten: Der diesjährige Bericht behandelt auf diese

4.1.3. Im Rahmen einer vom Europäischen Rat imWeise die Förderung vonForschungund technologischer
Juli 1996 gebilligten Initiative zur Förderung territorialerEntwicklung.
Beschäftigungspakte (zunächst in Form eines Pilotpro-
jekts) wurden die Leitlinien für die „verstärkte Partner-
schaft“, die für dieses Projekt erforderlich schien, festge-3.4. Der Bericht ist in zwei große Teile untergliedert.
legt. Der Ausschuß hat sich bereits befürwortend zuDer erste Teil zeigt die Gesamtergebnisse des Jahres
diesen Pakten geäußert und in einem am 30. Oktober1996 auf und umfaßt vier Kapitel (Durchführung der
1997 angenommenen Informationsbericht angeboten,Strukturfondsinterventionen 1996, Ausführung des
deren Verbreitung zu unterstützen.Haushaltsplans, institutionelle Fragen im Zusammen-

hang mit den Strukturfonds und Bewertung). Der zweite
Teil geht im einzelnen auf die Durchführung der Struk- 4.1.4. Nach Ansicht des Ausschusses dürften es dieseturfondsmaßnahmen ein und umfaßt sechs Kapitel: Im Beschäftigungspakte mit der Zeit ermöglichen, mit derersten Kapitel sind die Programme und Ergebnisse verstärkten Partnerschaft nutzbringende Erfahrungenfür die einzelnen Mitgliedstaaten dargestellt, und die zu sammeln, die sich maßgeblich auf die Abwicklungnachfolgenden fünf Kapitel, die aus Finanztabellen der Strukturfondsinterventionen auswirken werden.bestehen, enthalten eine ausführliche Darstellung der Aufgrund der Verspätungen bei der Durchführung derAbwicklung im Jahr 1996, der Abwicklung der Jahre Pilotprojekte ist diese Erfahrung jedoch möglicherweise1994 bis 1996, der Aufschlüsselung der finanziellen noch nicht verfügbar und ausgewertet, wenn die Rah-Abwicklungen nach Regionen, der Großprojekte und menbedingungen und Regelungen für den nächstender Pilotprojekte des EFRE und des ESF. Programmplanungszeitraum festgelegt werden. Die

Kommission gibt in ihrem Bericht keinen Hinweis
darauf, wie sie die Partnerschaft in Zukunft zu gestalten3.5. DerAusschußbegrüßt sowohl den Inhalt als auch gedenkt. Sie hat jedoch 1997 eine thematische BewertungdenAufbaudes Jahresberichts 1996undbeglückwünscht der Partnerschaft eingeleitet, deren Ergebnissen derdie Kommission zu ihrer Sorgfalt bei der Erstellung Ausschuß mit Interesse entgegensieht.dieses gut 350 Seiten starken Dokuments sowie zur

Einhaltung der Frist für seine Veröffentlichung (Novem-
ber 1997).Allerdings setzt der für die alljährlicheVorlage 4.1.5. Im Rahmen der Reform der Strukturfonds
gewählte Termin den Wert des Berichts herab, und hat die Kommission nun eine neue Definition der
folglich bestärkt der Ausschuß die Kommission in ihrer Partnerschaft vorgeschlagen.
kürzlich bekundeten Absicht, die Veröffentlichung in
den kommenden Jahren vorzuverlegen.

4.2. Programmplanung

4. Besondere Bemerkungen
4.2.1. Der Rückstand der Jahre 1995 und 1996 bei
der Einleitungund Durchführungder Programmewurde
bis Ende 1996 weitgehend aufgeholt. Dies ist zwar

4.1. Partnerschaft begrüßenswert, doch erfüllt es den Ausschuß nach
wie vor mit Besorgnis, daß zwischen der endgültigen
Abwicklung der Programme des vorangegangenen Pla-4.1.1. Der Wirtschafts- und Sozialausschuß setzt sich
nungszeitraums und der Einleitung der Programme fürschon seit langem für das Zustandekommen zufrie-
den Zeitraum 1994-96 eine Kluft von durchschnittlichdenstellender „Partnerschaften“ ein, in deren Rahmen
18 Monaten entstanden ist. Die Anzahl Fördermaßnah-Konsultationen zwischen der Kommission, den Mit-
men (inzwischen 492 allein für die Programmziele!)gliedstaaten und anderen maßgeblichen Gremien in
verursacht einen so erheblichen Aufwand für die Vorbe-bezug auf die Vorbereitung, Finanzierung und Bewer-
reitung, Bewertung und Genehmigung, daß die zeitlichetung der Strukturfondsinterventionen stattfinden. Die
Lücke ganz offensichtlich nicht auf zufriedenstellende1994 eingeführten neuen Partnerschaftsregelungen hatte
Weise zu schließen ist.der Ausschuß grundsätzlich gebilligt, und er erkennt

nun an, daß 1996 Fortschritte bei der Durchführung
dieser Regelungen verzeichnet werden konnten.

4.2.2. Das Programm für die Ziel-2-Regionen wird
wegen der Unterteilung des Zeitraums 1994-1999 zwei-

4.1.2. Die Kommission verweist in dem Jahresbericht
auf ein internes Dokument, in dem sie erste Vorschläge
für weitere Verbesserungen des Partnerschaftskonzepts
für die Zeit nach 1999 unterbreitete. Diese Vorschläge (1) KOM(96) 109 endg., März 1996.

(2) CSE(96) 1 endg., Juni 1996.wurden in eine Mitteilung der Kommission zum Thema



27.7.98 DE C 235/37Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften

mal von Verzögerungen betroffen sein. Vor Beginn 4.3.4. Welche Anstrengungen auch immer im Interes-
se des Zusammenhalts unternommen werden, ist esdieses Zeitraums hatte der Ausschuß in seiner Stellung-

nahme zur Änderung der Strukturfondsverordnungen(1) nicht zu vermeiden, daß derNutzen der nichtstrukturpo-
litischen Maßnahmen — wie im übrigen der gesamtedavon abgeraten, den Zeitraum für die Ziel-2-Regionen

zu unterteilen. Seinerzeit wurden nur geringfügige Ände- Prozeß der wirtschaftlichen Integration — in den einzel-
nen Regionen in unterschiedlicher Weise zum Tragenrungen in bezug auf die förderfähigen Regionen vorge-

nommen, und wäre die Empfehlung des Ausschusses kommt. Einer der Hintergrundfaktoren der Struktur-
fondspolitik ist die Tatsache, daß von den nichtstruktur-damals berücksichtigt worden, hätte der zusätzliche

Zeit- und Verwaltungsaufwand vermieden werden politischen Maßnahmen Gegenkräfte ausgehen, und
diesen muß bei der Festlegung der Zielvorgaben derkönnen.
Fonds ausdrücklich Rechnung getragen werden. In
Kapitel II.D des achten Jahresberichts legt die Kommis-4.2.3. DerAusschußplädiert erneut für eineVereinfa-
sion den Schwerpunkt auf den Beitrag der Strukturfondschung der Programmplanungsverfahren und verweist
zur Verwirklichung der Ziele anderer Politiken, und sieauf die konkreten Vorschläge, die er kürzlich in seiner
geht lediglich auf die positiven Einflüsse dieser PolitikenStellungnahme zu dem Bericht über den wirtschaftlichen
auf den Zusammenhalt ein. Zwar wäre eine eingehendeund sozialen Zusammenhalt im Hinblick auf eine
Analyse der erwähnten gegenläufigen Kräfte in einemRationalisierung und eine Verringerung der Anzahl an
Jahresbericht (im Gegensatz zum Bericht über denZielen, Fonds und Initiativen unterbreitet hat.
Zusammenhalt) fehl am Platze, doch dürfen diese Kräfte
nicht völlig außer acht gelassen werden.

4.2.4. Der Ausschuß empfiehlt, den Zeitplan für die
Vorbereitung, BewertungundGenehmigungvorzuverle- 4.3.5. Der Ausschuß bedauert, daß in der Überschrift
gen, um die Zeitspanne zwischen dem Beginn eines des Kapitels II.D in fast allen Sprachfassungen der
neuen Finanzierungszeitraums und dem Anlaufen der irreführende Begriff „Komplementarität“ verwendet
eigentlichen Programme erheblich zu verkürzen, und er wird, als sei davon auszugehen, daß sichdieEU-Politiken
fordert die Kommission auf, zum frühest möglichen in jedem Falle gegenseitig ergänzen, während — wie bei
Zeitpunkt verständliche und klare Leitlinien für den allenDingen—biszu einemgewissenGraddasGegenteil
jeweiligen Programmplanungszeitraumvorzugeben.Die der Fall sein kann. Die Verwendung dieses Begriffs,
Durchführung eines solchen Zeitplans für den Finanzie- der bestenfalls als „unklar“ einzustufen ist, ist ein
rungszeitraum 2000-2007 erfordert politische Entschei- anschauliches Beispiel für einen verunglückten Verwal-
dungen, die von Rat und Parlament Anfang 1999 zu tungsjargon. Der treffendere Begriff für diese Kapitel-
treffen sind. überschrift wäre „Kompatibilität/Vereinbarkeit“ gewe-

sen(3).

4.3. Strukturfonds und andere Gemeinschaftspolitiken
5. Forschung und technologische Entwicklung

4.3.1. Die regionale Entwicklung wird nicht nur
Der Ausschuß begrüßt die horizontale Analyse derdurch die Regionalpolitiken der Gemeinschaft und der
Aktionen der Strukturfonds zugunsten der technologi-Mitgliedstaaten bestimmt. So müssen sich die EU-
schen Entwicklung auf regionaler Ebene sowie dieStrukturpolitiken in den gesamtwirtschaftlichenZusam-
Tatsache, daß der Schwerpunkt auf innovative Erzeug-menhang einfügen, und sie unterliegen den Auswirkun-
nisse undDienstleistungen alsErgebnis der angewandtengen anderer Politiken.
Forschung gelegt wird. In dem Bericht wird auf die
EU-weiten Disparitäten zwischen den FTE-Indikatoren

4.3.2. Der Ausschuß hat wiederholt die Notwendig- hingewiesen, so z. B. in bezug auf die FTE-Ausgaben
keit einer optimalen Kohärenz der verschiedenen Politi- und das FTE-Personal sowie den Zugang zur Telekom-
ken unterstrichen und gefordert, daß eine Analyse der munikation. Es ist eine erfreuliche Entwicklung, daß
Beziehungen zwischen den Strukturfonds und anderen den FTE-Maßnahmen im Rahmen der Struktur-
Gemeinschaftspolitiken sowie ihrer Wechselwirkungen fondsprogramme für denZeitraum1994-1999, insbeson-
vorgenommen wird. dere in den Ziel-1-Regionen, zunehmende Bedeutung

beigemessen wird. Bemerkenswert sind auch die
4.3.3. In dem in Ziffer 1.3 genannten Bericht über Fortschrittlichkeit der technologischenMaßnahmen (In-
den Zusammenhalt werden die Auswirkungen aller formations- und Beratungsdienste, Erziehung und Aus-
Politiken der EU und der Mitgliedstaaten auf den bildung im technischen Bereich, Nutzung der Telekom-
wirtschaftlichenund sozialenZusammenhalt aufgezeigt, munikationsinfrastruktur, Mechanismen des Technolo-
der das Hauptziel der Strukturfonds ist. Der Ausschuß gietransfers usw.), die zunehmende Einbeziehung des
hatte die Vorlage dieses Bericht in seiner Stellungnahme Privatsektors und die Investitionen in ergänzende Strate-
ausdrücklich begrüßt und festgestellt, daß „der entschei- gien des Innovations-/Technologietransfers auf regiona-
dende Pluspunkt des Ersten Berichts über den Zusam- ler Ebene zur Förderung eines analytischeren und strate-
menhalt darin besteht, daß die Fonds vor dem Hinter- gischeren Ansatzes im FTE-Bereich. Die Kommission
grund weiterer Gemeinschaftspolitiken betrachtet wer- sollte in ihren künftigen Berichten und Analysen unbe-
den“(2).

(3) Anm. der deutschen Übers.: In der deutschen Fassung
des Jahresberichts lautet diese Kapitelüberschrift — in(1) ABl. C 201 vom 26.7.1993, S. 52-58.

(2) ABl. C 206 vom 7.7.1997, S. 78-87, Ziffer 1.10 dieser Abweichung von anderen Sprachfassungen — in der Tat
„Vereinbarkeit mit den anderen Gemeinschaftspolitiken“.Stellungnahme.
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dingt eine Bewertung der Auswirkungen dieser Trends ersten Monaten des Jahres 1998 einen gesonderten
Bericht über dasThema FTEund Strukturfonds vorzule-vornehmen. Der Ausschuß nimmt mit Interesse zur

Kenntnis, daß die Kommission beabsichtigt, in den gen.

Brüssel, den 27. Mai 1998.

Der Präsident

des Wirtschafts- und Sozialausschusses

Tom JENKINS

Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu der „Mitteilung der Kommission
‘Die neuen Regionalprogramme im Rahmen von Ziel 2 der Strukturpolitik der Gemeinschaft

(1997-1999) — Hauptziel Schaffung von Arbeitsplätzen’“

(98/C 235/09)

Die Kommission beschloß am 17. November 1997, den Wirtschafts- und Sozialausschuß
gemäß Artikel 198 des EG-Vertrags um Stellungnahme zu der vorgenannten Mitteilung zu
ersuchen.

Die mit der Vorbereitung der Arbeiten beauftragte Fachgruppe Regionale Entwicklung,
Raumordnung und Städtebau nahm ihre Stellungnahme am 21. April 1998 an. Berichterstatter
war Herr Masucci.

Der Ausschuß verabschiedete auf seiner 355. Plenartagung (Sitzung vom 27. Mai 1998) mit
114 Ja-Stimmen bei 1 Stimmenthaltung folgende Stellungnahme.

1. Einleitung Gemäß den Angaben der Mitgliedstaaten wird die
Durchführung dieser Programme zur Schaffung oder
Erhaltung von etwa 880 000 Arbeitsplätzen — 90 %1.1. Die Kommission hat im November letzten Jahres
davon (801 000) in Großbritannien, Frankreich,eine Mitteilung vorgelegt, in der die neuen Regio-
Deutschland, Spanien und Italien — führen.nalprogramme imRahmenvonZiel2 vorgestelltwerden,

die im zweiten Programmplanungszeitraum, also bis
1999, in den Industriegebieten mit rückläufiger Entwick-
lung durchgeführt werden sollen.

1.3. Die vorgesehenen Maßnahmen lassen sich im
Das Dokument ist aus der Prüfung von 65 neuen wesentlichen in vier Kategorien einordnen:
Programmplanungsdokumenten (DPP) und eines ge-
meinschaftlichen Förderkonzepts (GFK) für Spanien
hervorgegangen. — Förderung des Wachstums und der Wettbewerbs-

fähigkeit von Industrie und Handel unter besonderer
Von der Analyse ausgenommen wurden die DPP für Berücksichtigung der KMU (47,4% der Ausgaben);
Österreich und Schweden, die sich für einen fünfjährigen
Programmplanungszeitraum entschieden haben(1).

— Programme für Aus- und Weiterbildung und Aus-
richtung der Arbeitnehmer auf die neuen Technolo-1.2. In der Mitteilung wird zusammenfassend darge-
gien (33,8% der Ausgaben);stellt, welche Ergebnisse für die wirtschaftliche Entwick-

lung und insbesondere für die Beschäftigung angestrebt
werden.

— Maßnahmen zur Sanierung und Beseitigung von
Umweltschäden in städtischen Gebieten und In-
dustriegebieten (12,3% der Ausgaben);(1) Einen Überblick über die Programme für diese beiden

Staaten gibt die Mitteilung der Kommission über die
Durchführung der Regionalpolitik der Gemeinschaft in

— Umweltschutz und Förderung sauberer Technolo-Österreich, Finnland und Schweden, KOM(96) 316 endg.
vom 3. Juli 1996. gien und des Ökotourismus (5,2 % der Ausgaben).
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Die Schaffung von Arbeitsplätzen sollte gemäß den des außerordentlich großen Spektrums von Maßnahmen
schwieriger war, Ergänzungs- und Synergieeffekte zuLeitlinien der Kommission, die den Mitgliedstaaten am

30. April 1996 übermittelt wurden(1), bei den neuen erzielen.
Ziel-2-Programmen für 1997-1999 absoluten Vorrang
haben. Dieses Ziel sollte durch die Verbesserung der

2.2.1. Insbesondere die Ausbildungsmaßnahmen sindProduktionsstrukturen und die Erhöhung des Ausbil-
weniger klar definiert, „doch kann dies teilweise demdungsniveaus der Arbeitskräfte erreicht werden.
horizontalen Charakter der Maßnahmen im Bereich der
Humanressourcen zugeschrieben werden“(2).

1.4. Die Kommission hat also alle Pläne mit Blick auf
dieseZiele geprüft und folgendes bewertet: Berücksichti-

Die Kommission stellt jedoch fest, daß „sich die Integra-gung der Prioritäten; Qualität des betreffenden Sektors;
tion von EFRE- und ESF-Maßnahmen gegenüber demKohärenz zwischen der Zielsetzung und den Mitteln;
Zeitraum 1994-1996 erheblich verbessert hat“ (2).Quantifizierung der Beschäftigungswirksamkeit; Aus-

wirkungen der Strategie undder beschlossenenMaßnah-
men auf die Umwelt. 2.2.2. Schwerwiegendere Mängel stellte die Kommis-

sion jedoch bei den ursprünglich vorgelegten Plänen1.4.1. Desgleichen wurden die Grundsätze der Part- fest, da „die Ziele oder Auswirkungen nicht oder nurnerschaft und der Zusätzlichkeit in Betracht gezogen. wenig quantifiziert waren und keine Ausgangsdaten
angegeben wurden“(3).Insbesondere sollte ausdenPlänenhervorgehen, daßeine

größtmögliche Beteiligung der Sozialpartner angestrebt
wird unddaß dieZiel-2-Programmemit anderen Initiati- Insbesondere bemerkt sie, daß der den Mitgliedstaaten
ven zur Ankurbelung der Wirtschaft in der betreffenden übermittelte methodologische Rahmen für die Voraus-
Region verknüpft werden. schätzung der Beschäftigungseffekte kaum zur Anwen-

dung kam.
Im Zusammenhang mit dem Grundsatz der Zusätzlich-
keit war jeder Mitgliedstaat verpflichtet, die Kosten

2.2.3. Größere Aufmerksamkeit wurde indessen deninsgesamt auf dem gleichen Niveau zu halten wie für
Umweltaspekten gewidmet: die meisten Pläne enthieltenden Zeitraum 1994-1996.
eine strategische Umweltverträglichkeitsprüfung, und in
einigen Fällenwurden zu jeder vorgesehenenMaßnahme1.5. DieListe der im RahmenvonZiel 2 förderfähigen vollständige, detaillierte Angaben gemacht.Regionen hat sich wie auch der Anteil der betroffenen

Bevölkerung (16,4%) gegenüber dem Zeitraum 1994-
1996 nicht wesentlich verändert.

2.3. Was die Partnerschaft anbelangt, so wurde trotz
der ausdrücklichen Verpflichtung, diese im größtenDie Mittelausstattung wurde gegenüber dem vorange-
Teil der Pläne sicherzustellen, nicht immer eindeutiggangenen Zeitraum um real 13,8 % auf 8 288 Millio-
festgelegt, in welcher Form sie realisiert werden sollte.nen ECU (Preise von 1997) erhöht. Zusammen mit den

859MillionenECU, die bis 1996nicht verwendetworden
waren, belaufen sich die verfügbaren Mittel also auf

2.4. Aufgrund der unzureichenden Informationen9 147 Millionen ECU.
und der Probleme bei der Überprüfung der Daten
konnte die Einhaltung des Zusätzlichkeitsprinzips nicht
ausreichend nachgeprüft werden.2. Festgestellte Probleme

2.1. Die Kommission erklärt, daß bei der Festlegung Daher wurde in die meisten Entscheidungen über die
der neuen DPP die im vorangegangenen Zeitraum DPP eine Klausel aufgenommen, „der zufolge die Zah-
gewonnenen Erfahrungen herangezogen wurden. lungen der Gemeinschaft nach dem ersten Vorschuß

ausgesetzt werden, bis die Einhaltung des Zusätzlich-
Es wird eine große Kontinuität der Strategie zwischen keitsprinzips überprüft wurde“(4).
den alten und den neuen Programmen festgestellt.

Die Ziele werden im allgemeinen klar und ausführlich 2.5. Bei einigen dieser Mängel konnten jedoch durch
vorgestellt; dabei werden vier bis fünf strategische Ziele Verhandlungen zwischen der Kommission und dem
genannt, die in einigen Fällen anhand eines integrierten Mitgliedstaat beachtliche Ergebnisse erzielt und die
Konzepts der wirtschaftlichen Entwicklung, in anderen Qualität und Wirksamkeit der Pläne „insbesondere im
Fällen unter Heraushebung der horizontalen Dimensio- Lichte der Bewertungsergebnisse und der vordringlichen
nen wie der Umweltverträglichkeit oder der Chan- Aufgabe, Arbeitsplätze zu schaffen“(5), verbessert wer-
cengleichheit ausgewählt wurden. den.

2.2. InbezugaufdieAngemessenheitderMaßnahmen
zur Erreichung der genannten strategischen Ziele stellt
die Kommission fest, daß es in einigen Fällen aufgrund (2) KOM(97) 524 endg. vom 14.11.1997, Abschnitt III, i, iv.

(3) KOM(97) 524 endg. vom 14.11.1997, Abschnitt III, i, v.
(4) KOM(97) 524 endg. vom 14.11.1997, Abschnitt III, i, c.
(5) KOM(97) 524 endg. vom 14.11.1997, Abschnitt III, ii.(1) KOM(96) 952 endg. vom 29.04.1996.
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In einigen Fällen wurde den Maßnahmen mit der und Erhaltung von Arbeitsplätzen leisten können, die in
den Gemeinschaftspolitiken absoluten Vorrang erhaltenvoraussichtlich stärksten Beschäftigungswirkung mehr

Bedeutung eingeräumt, in anderen wurden die Program- haben.
me vollkommen überarbeitet.

4. Bewertung
3. Allgemeine Bemerkungen

4.1. Die in der Mitteilung vorgestellten Programme
3.1. Das Kommissionsdokument ist aus mehreren können also nach folgenden Gesichtspunkten bewertet
Gründen von besonderer Bedeutung, vor allem jedoch werden:
weil es den letzten Geltungszeitraum von Ziel 2 in der
jetzigen Form betrifft. — Überprüfung auf der Grundlage der Ergebnisse der

vorangegangenen Zeiträume mit Blick auf die in der
Vergangenheit bei der Durchführung von Ziel 23.1.1. Bei der in der Agenda 2000 angekündigten
aufgetretenen Probleme;Reform der Strukturfonds ist bekanntlich eine tiefgrei-

fende Revision der Strukturpolitik vorgesehen.
— ZukunftsperspektivenangesichtsderPlänederAgen-

da 2000 für die Reform der Strukturpolitik (1).Die Zahl der derzeit sieben Ziele soll auf drei reduziert
werden, zwei davon werden Regionalziele sein, und
eines wird sich ausschließlich auf die Humanressourcen 4.2. Vergleich mit früheren Programmplanungszeit-konzentrieren. räumen

Für den Zeitraum 2000-2006 sieht die Kommission eine
4.2.1. Vor allem sollte überprüft werden, ob diedurchschnittliche jährliche Mittelausstattung vor, die
Programmplanung für 1997-1999 gegenüber den frühe-etwas niedriger als die Mittelausstattung für 1999 sein
ren Programmplanungszeiträumen Verbesserungen auf-wird, unddie Schwelle von 75 %desBIP für dieRegionen
weist.des neuen Ziels 1 wird strikter angewendet werden.

Zu diesem Zweck könnten die Fragen, die im Rahmen3.1.2. Darüber hinaus ist vorgesehen, daß der Anteil
des Europäischen Forums über die Kohäsion von Aprilder von den Zielen 1 und 2 betroffenen Bevölkerung von
1997, aufdemBerichteüberdieVerwaltungderStruktur-derzeit 51 % auf 35-40 % gesenkt wird, was bedeutet,
fonds(2)geprüftunderörtertwurden,herauskristallisiertdaß einige Gebiete ausgeschlossen werden müssen. In
wurden, für eine systematische Analyse verwendet wer-Anbetracht der Tatsache, daß alle Programme auf
den.Gemeinschaftsinitiative mit Ausnahme der Programme,

die auf die Humanressourcen ausgerichtet sind und
4.2.2. Bei den Diskussionen über das Ziel 2 traten aufsomit unter das neue Ziel 3 fallen, unter den neuen
diesem Forum einige Grundsatzprobleme zum Vor-Zielen 1 und 2 zusammengefaßt werden, werden einige
schein. Allgemein spielten die Maßnahmen der Struktur-Gebiete nach 1999 — abgesehen vom Sozialfonds und
fonds in den Industriegebietenmit rückläufiger Entwick-den verbleibenden Gemeinschaftsinitiativen — keinerlei
lung bei der strukturellen Anpassung in den vergangenenStrukturhilfe mehr erhalten. Für sie sind die in der
Jahren zwar eine wichtige Aufgabe (so wurden zumMitteilung genannten Maßnahmen daher von noch
Beispiel im Zeitraum 1989-1993 real etwa 500 000größerer Bedeutung.
Arbeitsplätze geschaffen), aufgrund der zu geringen
Größe einiger Gebiete, die in einigen Fällen ein wirksa-

3.2. Ein zweiter Grund, weshalb der Mitteilung be- mes integriertes Konzept unmöglich machte, zeigten sie
sondere Bedeutung zukommt, liegt darin, daß die Vorge- jedoch nur beschränkte Wirkung.
hensweise bei der Genehmigung der DPP für 1997-1999
und die vorgesehenen Maßnahmen aufmerksam eva- Infolge der kurzen Laufzeit (zwei Jahre) erhieltenluiert werden müssen, damit eine transparentere und kurzfristige Maßnahmen gegenüber einer vorausschau-wirksamere Reform der Strukturfonds erreicht werden enden Entwicklungsstrategie den Vorrang.kann.

4.2.3. Insbesondere im Hinblick auf den Inhalt undIn diesem Zusammenhang kann folgendes besonders
die Anwendung der Programme wurde eine Umstellungwichtig sein:
dieser Gebiete erheblich durch die Tatsache beschränkt,
daß es den KMU häufig nicht gelingt, mit den Marktent-— im Hinblick den Aufbau der Programme: Kontrolle
wicklungen und der Innovation Schritt zu halten, undder Verwirklichung der horizontalen Partnerschaft;
sie infolgedessen keinen nennenswerten regionalen

— im Hinblick auf den Inhalt: Auswahl der innovativen Mehrwert schaffen.
Projekte und lokale Entwicklung;

Ein wichtiger Wandel wird jedoch in positivem Sinne— im Hinblick auf die Ziele: Schaffung zusätzlicher,
fortgesetzt: die immateriellen Faktoren (Entwicklungdauerhafter Arbeitsplätze.

3.3. Der dritte — und entschieden der wichtigste — (1) Vgl. Agenda 2000, Band I, II, 2.
Grund liegt in dem Beitrag, den die Programme in den (2) Von besonderer Bedeutung ist der Bericht von Prof. Michel

Quévit.vorgestelltenDPPbeidenBemühungenumdie Schaffung
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der Unternehmen, Innovation, Ausbildung und Berufs Den Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen, der Förde-
rung des Unternehmergeistes und der Stimulierung derbildung, Umweltschutz) haben gegenüber den materiel-

lenFaktoren, alsodenBasisinfrastrukturen,denVorrang FtE wird größere Aufmerksamkeit geschenkt.
erhalten.

Des weiteren wird der Nachdruck auf den Ausbau
der Dienstleistungen auf lokaler Ebene gelegt, die einEs ist wichtig, daß auch auf die FtE und die Innovation
bedeutendes Beschäftigungspotential bieten.eingegangen wird, es muß jedoch darauf geachtet wer-

den, daß bei der Verwendung der Investitionen nicht
4.2.7.1. Insgesamt ist ein positives Konzept zu erken-die tatsächlichen Bedürfnisse der KMU zugunsten des
nen, das gemeinschaftliche, nationale und lokale Initiati-Innovationsangebots vernachlässigt werden.
ven umfaßt und die notwendige Voraussetzung für eine
optimale Nutzung der Ressourcen und die Erzielung4.2.4. Einer der wichtigsten Vorteile der Struktur-
besserer Ergebnisse darstellt.fonds besteht darin, daß die Regionen verpflichtet

wurden, die Entwicklung kontinuierlich und kohärent
voranzutreiben.

4.3. Reform der Strukturfonds und staatliche Regio-
nalbeihilfen

Es bestehen weiterhin große Unterschiede bei den auf
den Verwaltungstraditionen beruhenden Durch- 4.3.1. Gemäß den Ankündigungen der Kommissionführungsverfahren — was durchaus positiv zu sehen ist. inderAgenda2000„müssendieneuenFörderprogramme

fürdieZiel-2-GebieteaufdiewirtschaftlicheDiversifizie-
Nach wie vor ist es jedoch zudem für zentralistische rung abzielen, und dies auch in Regionen, die von einem
Verwaltungen schwierig, das „Bottom-up-Konzept“ der einzigen Wirtschaftssektor mit rückläufiger Entwick-
Regionalentwicklung zu akzeptieren. lung stark abhängig sind“(1).

4.2.5. Ein weiterer großer Vorteil war die Entwick- Des weiteren „müssen die KMU und die Innovation
lung der horizontalen Partnerschaft und einer größeren verstärkt unterstützt werden, und der Berufsbildung,
Kohärenz mit den anderen nationalen und regionalen dem lokalen Entwicklungspotential, dem Umweltschutz
Maßnahmen. und der Bekämpfung der sozialen Ausgrenzung ... ist

Vorrang einzuräumen. In diesen im Wandel begriffenen
Regionen sind die Investitionen in HumanressourcenIn einigen Gebieten ist der Aufbau der Partnerschaft
auf der Grundlage einer Strategie der Antizipation undaufgrund der mangelnden Erfahrungen in den Beziehun-
Aktivierung des Arbeitsmarktes sowie von Fortbil-gen zwischen staatlichen Behörden und den sozioökono-
dungsmaßnahmen zu erhöhen“.mischen Kreisen weiterhin schwierig.

4.3.1.1. Die Kommission wünscht außerdem, „daßIn der Vergangenheit beteiligte sich der Privatsektor fast
einfache, transparente und spezifische gemeinschaftlichenie an der Festlegung der Programme, an der staatliche
Förderkriterien für die verschiedenen Arten von Gebie-und halbstaatliche Einrichtungen mitwirkten.
ten aufgestellt werden, die unter das neue Ziel 2 fallen“.
Jede Region wird ein einziges Programm mit Hilfe4.2.6. Weitere wichtige Fragen betreffen die Verwal-
der verschiedenen Fonds (EFRE, ESF, EAGFL, FIAF)tung der Programme.
durchführen.

Änderungen und Anpassungen werden eher nach finan-
4.3.1.2. Letztendlich wird auf eine Konzentration derziellen Aspekten als nach den Verlagerungen der Prioriä-
Ressourcen auf die unter Gemeinschaftsaspekten amten der Regionalentwicklung ausgerichtet.
stärksten betroffenen Gebiete abgezielt.

Der Grund hierfür liegt u.a. in der mangelnden Überwa- Die derzeitigen Ziel-2- und Ziel-5b-Fördergebiete, aufchung und in den zu kurzen Laufzeiten. die die künftigen Auswahlkriterien nicht mehr zutreffen
sollen, erhalten zur Erleichterung des Übergangs eine

In vielen Projekten werden keine praktischen Ziele in begrenzte finanzielle Unterstützung.
bezug auf Durchführung und Auswirkung festgesetzt.
Nur in Ausnahmefällen erfolgt die Auswahl anhand DieKommissionkündigtaußerdeman,daßzurVereinfa-
dieser Kriterien. chung der praktischen Modalitäten ein einziges Mehr-

jahresprogramm für jede Ziel-1- und Ziel-2-Region,
In zahlreichen Fällen schließlich stellt die Zusätzlichkeit eine klare Aufteilung der Zuständigkeiten zwischen
ein Problem dar: die verfügbaren Mittel wurden nicht nationalen, regionalen und lokalen Behörden und der
eingesetzt, weil die regionalen und nationalen Behörden Kommission sowie rigorose Kontrollen und eingehende
Schwierigkeiten hatten, die Gemeinschaftsmittel durch Prüfungen der Ergebnisse vorgesehen sind.
eigene Mittel zu ergänzen.

4.3.2. Außerdem sind die neuen Leitlinien für die
4.2.7. DieKommissionhebt indenSchlußfolgerungen staatlichen Regionalbeihilfen zu berücksichtigen, die die
der vorliegenden Mitteilung hervor, daß die neuen Kommission am 10. Dezember 1997 auf Initiative des
Programmefür1997-1999mehrAnreize für Investitionen
zur Förderung eines beschäftigungsintensiven Wachs-
tums sowie einer nachhaltigen Entwicklung geben. (1) Agenda 2000, Band I, Abschnitt II, 2.
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Kommissionsmitglieds Van Miert beschlossen hat, um Der Vertrag von Amsterdam enthält einen neuen Titel
über die Beschäftigung, in dem diese als „Angelegenheit„das System ... transparenter zu gestalten“ und „eine

positive Diskriminierung zugunsten der schwächsten von gemeinsamem Interesse“ bezeichnet wird.
Regionen herbeizuführen“(1).

Auch in dem Arbeitsprogramm für 1998(3) kündigt die
Kommission zur Umsetzung der Reformvorschläge der4.3.2.1. Folgende vier Grundsätze werden gelten:
Agenda 2000 verschiedene Verordnungsvorschläge für
die Strukturpolitiken an und nennt die Beschäftigung als— Konzentration derRegionalbeihilfen auf die ärmsten
erste „politische Priorität“, auf die sich ihre MaßnahmenRegionen;
konzentrieren werden(4).

— Kohärenz der vorgesehenen nationalen Maßnahmen
mit denen der Regionalfonds; 5.2. In diesem Zusammenhang sollte die Frage der

Beschäftigungsziele in den verschiedenen DPP eingehen-
— besondere Berücksichtigung von Beihilfen, die zur der betrachtet werden.

Steigerung der Beschäftigung bestimmt sind, also
nicht mehr nur Beihilfen für produktive Investitio- Die Daten in Anhang 4 der Mitteilung über die erwarte-
nen, sondern auch für die daraus resultierenden ten Beschäftigungseffekte in den Mitgliedstaaten variie-
Arbeitsplätze; ren erheblich und sind nicht immer verständlich.

— Verringerung des Gesamtvolumens der Regionalbei- So sind im Vereinigten Königreich beispielsweise über
hilfen. 380 000 geschaffene oder erhaltene Arbeitsplätze (davon

über 40 000 befristete Arbeitsplätze, d.h. ca. 10 %)
4.3.3. Angesichts dieser Reformvorschläge soll hier vorgesehen, während diese Zahl in Deutschland unter
auf die Bevölkerungsteile aufmerksam gemacht werden, 120 000 (4 100 befristete Arbeitsplätze, d.h. 3 %) und in
die nach 2000 von den Strukturfonds ausgeschlossen Italien bei 123 000 (6 200 befristete Arbeitsplätze, d.h.
werden sollen. 5 %) liegt.

Daraus ergeben sich beträchtliche Unterschiede bei denEs stellt sich das Problem, daß der Übergang dieser
Durchschnittskosten für die Schaffung von Arbeitsplät-Regionen begleitet werden muß und neue Kriterien der
zen.Förderfähigkeit festzulegen sind, die ausreichend durch

sozioökonomische statistische Daten begründet sind.
5.3. Die Mitteilung enthält widersprüchliche Anga-
ben.4.3.4. Es erstaunt, daß die Ziel-2-Gebiete sich mit

denen decken sollen, für die (gemäß Artikel 92 Absatz 3
Die Kommission sichert sich in Kapitel III Abschnitt vBuchstabe c des EG-Vertrags) staatliche Beihilfen
über die Quantifizierung der Ziele und Auswirkungengewährt werden können. Es ist zwar einzuräumen,
sofort ab, indem sie darauf hinweist, daß „einer derdaß gemeinschaftliche Strukturpolitiken und nationale
enttäuschendsten Aspekte der ursprünglich vorgelegtenStrukturpolitiken besser koordiniert und integriert wer-
Pläne war, daß die Ziele und Auswirkungen nicht oderden müssen, diese Entscheidung könnte jedoch zu einer
nur wenig quantifiziert waren und keine Ausgangsdatenübermäßigen Verringerung der Gebiete führen.
angegeben wurden“.

Sie ergänzt jedoch, daß in Verhandlungen „beträchtliche
5. Beschäftigungseffekte Fortschritte erzielt werden konnten“.

Unmittelbar danach beklagt sie, daß die Mitgliedstaaten
5.1. Die Auswirkungen der Strukturmaßnahmen auf den von ihr übermittelten methodologischen Rahmen
die Beschäftigungssituation müssen eingehend geprüft fürdieVorausschätzungderBeschäftigungseffektekaum
werden. Gemäß dem Weißbuch von Delors ist es das zur Anwendung brachten.
Hauptziel der Strukturfonds, die Voraussetzungen für
wirtschaftliche Entwicklung, dauerhaftes Wachstum Im weiteren Text hingegen wird erneut von „beträchtli-
und beständige Wettbewerbsfähigkeit zu schaffen. chen Fortschritten“, die „bei der Quantifizierung der

Beschäftigungseffekte“ zu verzeichnen waren, und von
Die Kommission legte in ihrer Mitteilung von März „detaillierten Schätzungen“ gesprochen(5).
1996 über Strukturmaßnahmen und Beschäftigung(2)
fest, daß die Beschäftigung Vorrang hat. 5.3.1. Daraus läßt sich jedenfalls ableiten, daß die

Schätzungen nach unterschiedlichen Berechnungsme-
thoden vorgenommen wurden.Der Europäische Rat hat auf allen seinen Tagungen

seit dem Gipfeltreffen von Essen, und auch jüngst in
Luxemburg, das Beschäftigungsproblem in bezug auf 5.4. Das Problem stellt sich auch beim Vergleich mit
Bedeutung und Dringlichkeit in den Vordergrund ge- den früheren Ex-post-Bewertungen.
stellt.

(3) SEK(97) 1852 endg.
(4) KOM(97) 517 endg.(1) ABl. C 74 vom 10.03.1998.

(2) KOM(96) 109 endg. vom 20.3.1996. (5) KOM(97) endg. cit. III, iii.
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Im Zeitraum 1989-1993 belief sich die Schlußbilanz — welcher Zusammenhang zwischen Beschäftigung und
Steigerung der Wirtschaftsleistung besteht, rangiert diegemäß dem 8. Jahresbericht über die Strukturfonds

1996 — auf brutto 850 000 Arbeitsplätze in den vier Schaffung zusätzlicher Arbeitsplätze eindeutig an erster
Stelle“(1).Programmplanungsjahren.

Für den Zeitraum 1997-1999 — d.h. für nur zwei Es muß das Ziel der Strukturmaßnahmen, einschließlich
Jahre — beläuft sich die Schätzung auf brutto 880 000 der im Rahmen vonZiel 2 finanzierten Strukturmaßnah-
Arbeitsplätze, also eine höhere Anzahl in der Hälfte der men, sein, die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen
Zeit, eine Steigerung um über 200 %, die vermutlich und der Regionen, aber auch die Produktion, die
auf die größeren Anstrengungen aller zur Lösung des NachfrageunddasEinkommenzusteigern.Nuraufdiese
Beschäftigungsproblems zurückzuführen ist. Weise können durch die Verbesserungen zusätzliche

Arbeitsplätze geschaffen werden.
Der interessanteste Vergleich, nämlich hinsichtlich der
Schaffung neuer Arbeitsplätze, ist indessen nicht mög-
lich, da überraschenderweise die Daten über die Netto- 6. Abschließende ÜberlegungenArbeitsplätze nicht zur Verfügung stehen (sie wurden
nur von Frankreich und vom Vereinigten Königreich

Die Mitteilung der Kommission zeigt also einige nochvorgelegt).
bestehende Probleme auf, die mit Blick auf die Reform
der Strukturfonds gelöst werden müssen, und gibt AnlaßDies sagt viel über die Zuverlässigkeit der von den
für einige Überlegungen zur wirksameren Verwaltungmeisten Mitgliedstaaten gelieferten Daten aus.
der Ressourcen sowohl im Hinblick auf das kurzfristige
Ziel der Erhaltung oder Schaffung von ArbeitsplätzenIm Gegensatz dazu liegen jedoch aus 12 Mitgliedstaaten
als auch im Hinblick auf das strategische Ziel desdie neuen Daten über befristete Arbeitsplätze vor, deren
wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts.Zahl mit 106 115 angegeben wird; wenn man diese

Zahl mit der möglichen, realistischen Gesamtzahl der
Netto-Arbeitsplätze in Bezug setzt, erscheint sie relativ

6.1. Ausbau der Partnerschafthoch.

6.1.1. Vor allem die Frage der Partnerschaft ist5.5. Auch wenn offensichtlich ist, daß es für die
entschieden und klar zu behandeln. Die MitteilungKommission schwierig ist, von den Mitgliedstaaten
enthält im ersten Teil nur einen kurzen Abschnitt zuzuverlässige Daten zu erhalten, und wenn ihre Ressour-
diesem grundlegenden Instrument, das weder in dencen angesichts des Umfangs der erforderlichen Kontrol-
Darstellungen zu den verschiedenen Mitgliedstaatenlen beschränkt sind, muß erneut hervorgehoben werden,
noch in den abschließenden Bewertungen erwähnt wird.daß es im Hinblick auf die anzuwendenden Methoden,
Nur in der zusammenfassenden Tabelle in Anhang 5aberauch imHinblickaufdie—derzeitnicht stattfinden-
über die Projekte für regionale und lokale Beschäfti-den — Überprüfungen und Kontrollen zur Verwirkli-
gungsbündnisse ist natürlich eine Spalte mit denwichtig-chung der Ziele ein Problem gibt.
sten Partnern enthalten.

Die Kontrollen und Überprüfungen sind ausgesprochen
6.1.2. Wie bereits die Kommission in ihren 1996 anpenibel und streng, jedoch nur wenn es umdieKostenab-
die Mitgliedstaaten übermittelten Leitlinien vermerkt,rechnung geht: es gibt keine Überwachung, es gibt keine
gibt es in den Ziel-2-Regionen bereits häufig eineex-post-Überprüfung.
positiveTraditionderPartnerschaft, dienochausgebaut,
erweitert und verstärkt werden muß(2). In diesemEs handelt sich hier nicht nur um rein methodologische
Dokument wird nachdrücklich gefordert, daß bei derFragen, sondern um die tatsächlichen Beschäftigungs-
Ausarbeitung und Anwendung der neuen Ziel-2-effekte.
Programme die lokalen und regionalen Gebietskörper-
schaftensowiedieWirtschaftspartner,wie z. B.Vertreter5.6. Diesbezüglich betont der Ausschuß erneut, daß
der KMU, und die Sozialpartner umfassend beteiligtreales Wirtschaftswachstum mit einem Anstieg der
werden. Damit soll sichergestellt werden, daß dieseNachfrage und des verfügbaren Einkommens eine we-
Programmedie lokalenErfordernisseundVoraussetzun-sentliche Voraussetzung für die Schaffung von echten,
gen vollständig zum Ausdruck bringen.dauerhaften Arbeitsplätzen ist.

6.1.3. In dieser Mitteilung wird jedoch weder dieDamit neue Arbeitsplätze geschaffen werden können,
Qualität noch die Wirksamkeit dieser Beteiligung fürmüssen die Förderungspolitiken in einen Prozeß allge-
die Festlegung der Programme oder die nachfolgendenmeinen Wachstums und allgemeiner Entwicklung ein-
Stufen der Durchführung und Kontrolle bewertet.gegliedert werden.

Für die mikroökonomische Ebene gilt das gleiche wie 6.1.4. Der Ausschuß weist nochmals nachdrücklich
für die makroökonomische Ebene: die Maßnahmen zur darauf hin, daß die Partnerschaft vom Zeitpunkt der
Einführung der Innovation und zur Steigerung der Programmplanung an zum Tragen kommen und die
Produktivität müssen durch Maßnahmen zur Auswei- Durchführung der Strukturmaßnahmen begleiten muß.
tung der Nachfrage ausgeglichen werden.

In ihrem Bericht über „Die Beschäftigung in Europa (1) KOM(97) 479 endg. vom 1.10.1997, S. 1.
(2) KOM(96) 952 endg. vom 29.4.1996, Abschnitt III.1997“ erklärt die Kommission: „Unabhängig davon,
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Eine starke Partnerschaft leistet einen wesentlichen schaftlichen und sozialen Landschaft mit sich bringt,
nicht immer in kurzen Zeiträumen erfolgen kann. AuchBeitrag zu einer wirksamen Strukturmaßnahme, da mit

ihrer Hilfe Maßnahmen geplant werden können, die die Anpassung der Menschen, die angemessen für die
neuen Tätigkeiten ausgebildet werden müssen, erfordertwirklich auf die dringenden wirtschaftlichen und sozia-

len Erfordernisse ausgerichtet und in eine Strategie der Zeit.
Regionalentwicklung eingebettet sind.

6.2.2. Für die Zukunft dürfte ein längerer Programm-
Die öffentliche Verwaltung kann die Beteiligung der planungszeitraum für eine integriertere Strategie, die
sozialenundwirtschaftlichenOrganisationennichtmehr stärker auf die Ziel-2-Gegebenheiten einwirkt, wohl
als ergänzendes und damit fakultatives Element oder zweckmäßiger sein. Natürlich ist stets eine Anpassung
gar als Formalität betrachten,diedieArbeit derEntschei- der Programmplanung nach Ablauf der Hälfte des
dungsträger erschwert. Das Verfahren der Partnerschaft Programmplanungszeitraums erforderlich, die die Gele-
muß vielmehr in allen Mitgliedstaaten verbreitet und genheit für Überprüfungen und Änderungen, aber auch
bei allen Strukturmaßnahmen angewendet werden. gegebenenfalls für die Einbeziehung neuer Maßnahmen-

vorschläge bietet; dabei ist es das Ziel, vorrangig
6.1.5. Nach der Reform der Strukturfonds und der auf jene Gegebenheiten einzugehen, die eine größere
Verordnung von 1993 gab es Fortschritte bei der Umset- Einflußnahme auf die gesamte Wettbewerbsfähigkeit
zung der Partnerschaft, Artikel 4 der Verordnung des Gebiets und auf die Schaffung stabiler Arbeitsplätze
Nr. 2081 wird jedoch von Land zu Land in unterschiedli- zulassen.
chem Umfang angewandt. Der Ausschuß fordert daher
eine Änderung dieses Artikels, mit der die Grundsätze

6.2.3. Was die Kriterien für die Förderfähigkeit anbe-der Partnerschaft genauer definiert werden und den
langt, so müssen die Voraussetzungen insbesondere inMitgliedstaaten kein zu großer Anwendungsspielraum
bezug auf das Ziel 2 aufmerksam geprüft werden. Eineingeräumtwird.MitdemneuenVorschlagderKommis-
besseres und wirksameres integriertes Konzept mußsion (Artikel 8 des jüngsten Vorschlags für eineRahmen-
auch flexiblere Kriterien hinsichtlich des räumlichenverordnung) wird ein Schritt nach vorne gemacht,
Anwendungsbereichs der Maßnahmen enthalten.der den Forderungen des Ausschusses entgegenkommt.

Gleiches muß auch bei der Festlegung gemeinsamer
Kriterien für die Arbeit der Begleitausschüsse geschehen. 6.2.4. In Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten

und den lokalen Regierungen ist das Problem der
6.1.6. Wie die Kommission in ihrem Bericht über die statistischen Indikatoren zu lösen, die den Entscheidun-
Strukturfonds(1) erklärt, sind folgende Schritte wichtig: gen und Bewertungen zugrunde liegen.

— Neuformulierung des rechtlichenRahmen, damit die
Wichtig ist, daß mit vergleichbaren und zuverlässigenjeweilige Rolle und die Zuständigkeiten geklärt
statistischen Daten Indikatoren für Krisensituationenwerden;
bestimmt werden.

— Förderung der Verbesserung der technischen und
operationellen Kapazitäten der Partner, bei denen 6.2.5. Der Ausschuß teilt grundsätzlich die Auffas-entsprechender Bedarf besteht, durch Ausbildungs- sung, daß eine Konzentration, mit der eine zu großeund Informationsmaßnahmen sowie Maßnahmen Streuung der Mittel vermieden wird, erforderlich ist,der technischen Hilfe. damit eine bedeutende kritische Masse erreicht werden

kann, die die Umstellung und eine neue Entwicklung inDamit soll erreicht werden, daß die Partnerschaft ein
Schwung bringt. Die Mittel würden damit auf dieobligatorisches Instrument der Strukturpolitik wird,
am stärksten beeinträchtigten Gebiete in den für diedurchdasdieWirtschafts-undSozialpartnerdesöffentli-
Förderung in Betracht kommenden Regionen konzen-chen und privaten Sektors wirksam an der Festlegung
triert.der Strukturprogramme beteiligt werden.

6.2. Überprüfung der Dauer des Programmplanungs- 6.3. Die Förderung der KMU in den Mittelpunkt
zeitraums und der Förderfähigkeit der Gebiete stellen

6.2.1. Statt die Geltungsdauer der Programme 6.3.1. Um die Wirksamkeit der im Rahmen von1994/1996zuverlängern,hatdieKommissionesvorgezo- Ziel 2 finanzierten Maßnahme im Hinblick auf diegen, neue Programme zu verabschieden, da ihrer Auffas- Produktivität und insbesondere die Beschäftigung zusung nach auf diese Weise die Verwendung der Mittel verbessern, muß den KMU Vorrang eingeräumt werden.verbessert würde. Im vorliegenden Fall kann die Ent-
Die Entwicklung der bestehenden KMU und derscheidungdamit gerechtfertigtwerden, daßdieProgram- Kleinstunternehmen sowie die Gründung neuer, innova-me auf das vorrangige Ziel der Beschäftigung ausgerich- tiver Unternehmen sind ein entscheidendes Mittel fürtet werden mußten. die Diversifizierung der Produktion in den Gebieten, in
denen eine Umstellung erforderlich ist.Im allgemeinen kann jedoch festgestellt werden, daß

die Umstellung der Produktion in einem Gebiet, die
Die KMU müssen in dem Bemühen um Wettbewerbsfä-manchmal eine vollständige Umgestaltung der wirt-
higkeit auf dem nationalen und dem internationalen
Markt unterstützt werden, und gezielte Maßnahmen zur
Weitergabe von Innovationen müssen auf sie ausgerich-(1) KOM(97) 526 endg.
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tet werden; dabei sind die Beziehungen zwischen den keiten. Im Weißbuch von Delors wie in den neuesten
Wirtschaftsprognosen wird davon ausgegangen, daßKMU auszubauen und die Ziele der Umstellung zu

untermauern. Millionen von Arbeitsplätzen geschaffen werden
können,wenndieMöglichkeitender Informationsgesell-
schaft voll ausgeschöpft werden. Finanzierungen für dieDie Ziel-2-Mittel müssen nicht nur für die Infrastruktu-
Innovation wie z. B. die Informatisierung im Handelren, sondern auch für die Verbesserung der Stellung der
oder im Dienstleistungssektor müssen in die im RahmenKMU im innergemeinschaftlichen Handel durch neue
vonZiel 2 finanzierteProgrammplanungEingangfinden.Produkte und durch den Zugang zu neuen Märkten

eingesetzt werden. Ergänzend muß darauf hingewirkt
6.3.3. In folgenden zwei weiteren Bereichen kannwerden, daß ihr Geschäftsumfeld für die Gewinnerzie-
noch entschiedener nach Möglichkeiten zur Schaffunglung förderlich ist und daß junge Menschen mehr Mut
von Arbeitsplätzen gesucht werden:zu Risiko und Innovation entwickeln.
— Umweltschutz (Abwasserreinigung, Recycling von

Industrieabfällen, Verbesserung der städtischen Um-6.3.2. In dieser Hinsicht ist die Entwicklung von
welt usw.). Wichtig ist in diesem ZusammenhangInformations- und Kommunikationssystemen, d.h. die
die vor kurzem vorgelegte Mitteilung über „UmweltEinführung der Informationsgesellschaft in den Produk-
und Beschäftigung“(1);tions- und Dienstleistungs-KMU, von grundlegender

Bedeutung. Bei den Maßnahmen muß der Schaffung von — Erkundung von neuen Beschäftigungsmöglichkeiten
Dienstleistungszentren fürKMU,die auf ihreBedürfnisse im Zusammenhang mit den neuen Bedürfnissen
ausgerichtet sind und dementsprechend verwaltet wer- der Bevölkerung. In den Ziel-2-Gebieten ist die
den, Vorrang eingeräumt werden. Bevölkerungsdichte hoch, und aufgrund der Um-

strukturierung der Industrie stehen zahlreiche Ar-
Desgleichen ist eine gewisse industrieorientierteHaltung beitskräfte zur Verfügung.
abzulegen, aufgrund derer die Programmplanung in

6.3.4. Desgleichen ist dieEntwicklungderHumanres-allen Ländern die Unternehmen der traditionellen Pro-
sourcen in enger Zusammenarbeit zwischen dem Bil-duktionssektoren der Industrie gegenüber dem Dienst-
dungssystemund denUnternehmen wichtig. Eine beson-leistungs-, Handels- und Tourismussektor bevorzugt.
dere Bedeutung kommt ihr in den Ziel-2-Gebieten zu,
in denen Hunderttausende von oft hochqualifiziertenEs ist daran zu erinnern, daß der Dienstleistungssektor
Arbeitnehmern gezwungen sind, im fortgeschrittenennun schon seit mehreren Jahren praktisch ununterbro-
Alter einen neuen Arbeitsplatz zu suchen. Es wird daherchen einen kontinuierlichen Beschäftigungszuwachs ver-
unerläßlich, ein Fortbildungssystem einzurichten, daszeichnet, während in Industrie und Landwirtschaft
dem Arbeitnehmer hilft, mit den immer rascherenfortwährend Arbeitsplätze verlorengehen.
Veränderungen fertig zu werden.

Dienstleistungen wie Telekommunikation, Informatik
oderVertrieb bieten noch große Beschäftigungsmöglich- (1) KOM(97) 592 endg. vom 18.11.1997.

Brüssel, den 27. Mai 1998.

Der Präsident

des Wirtschafts- und Sozialausschusses

Tom JENKINS
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Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu der „Mitteilung der Kommission
über die ‘Durchführung des Ersten Aktionsplans für Innovation in Europa’“

(98/C 235/10)

Die Kommission beschloß am 21. Januar 1998, den Wirtschafts- und Sozialausschuß gemäß
Artikel 198 des EG-Vertrags um Stellungnahme zu der vorgenannten Mitteilung zu ersuchen.

Die mit der Vorbereitung der Arbeiten beauftragte Fachgruppe Energie, Atomfragen und
Forschung nahm ihre Stellungnahme am 13. Mai 1998 einstimmig an. Berichterstatterin war
Frau Sirkeinen.

Der Ausschuß verabschiedete auf seiner 355. Plenartagung (Sitzung vom 27. Mai 1998) mit
116 Ja-Stimmen bei 3 Stimmenthaltungen folgende Stellungnahme.

1. Einleitung 2. Wesentlicher Inhalt der Kommissionsvorlage

In der Kommissionsvorlage geht es im wesentlichen um
folgende Punkte:1.1. Der Wirtschafts- und Sozialausschuß hat in

seiner Stellungnahme zum Grünbuch zur Innovation(1)
festgestellt, daß 2.1. Durchführung des Aktionsplans

— Innovationen die Grundlage für Wettbewerbsfähig- Auf Gemeinschaftsebene wurde mit der Durchführung
keit, Beschäftigung, wirtschaftliche und gesellschaft- des Aktionsplans begonnen. Die nachstehende Tabelle
liche Weiterentwicklung und Wohlstand sind, gibt eine Übersicht über verschiedene Maßnahmen,

wesentliche Fortschritte und den Stand der Bemühungen
— sie ein Fundament für einen beständigenwirtschaftli- in einzelnen Bereichen.

chen und sozialen Zusammenhalt darstellen und

S c h u t z d e s g e i s t i g e n E i g e n t u m s
— die Innovation einen vielfältigen und dezentralen

Charakter hat. Sie ist ein aus vielen Faktoren Grünbuch Patente:
bestehender Prozeß, der unter dem Gesichtspunkt

— Beschluß der Kommission über Folgemaßnahmendes Subsidiaritätsprinzips, aber auch im Gesamtzu-
Anfang 1998sammenhang als Einheit untersucht werden muß.

Help-Desk Schutz des geistigen Eigentums:
1.2. Die Senkung der Arbeitslosigkeit in Europa setzt — Ausschreibung für die Bereitstellung der externen
ein neues Denken und neue Annäherungsweisen voraus. Dienste Anfang 1998, Einsatzbereitschaft Mitte 1998
Insbesondere müssen die Innovationsvoraussetzungen
in Europa gesteigert werden, die weit über Forschung Zugang zu Patentinformationen:
und Technologie hinausreichen und beispielsweise auch

— Realisierung einer einheitlichen Benutzeroberflächedie Geisteshaltung sowie den gesellschaftlichen, ord-
vom Europäischen Patentamt beschlossennungspolitischen und bildungspolitischen Rahmen be-

treffen. Der Europarat hat daher in Amsterdam und Schutz biotechnologischer Erfindungen:Luxemburg die Kommission damit beauftragt, For-
schung und Innovation zur Senkung der Arbeitslosigkeit — Einigung im Rat über eine diesbezügliche Richtlinie
zu fördern. im November 1997

Geistiges Eigentum in der Informationsgesellschaft:
1.3. DieKommission leitete im Jahre 1995 dieDiskus- — Vorschlag der Kommission für eine diesbezügliche
sion über die Innovationspolitik mit der Veröffentli- Richtlinie vom 10. Dezember 1997
chung eines Grünbuch zur Innovation(2) ein, zu dem
der Wirtschafts- und Sozialausschuß im Mai 1996 Technische Erfindungen:
eine Stellungnahme(1) abgab. Auf der Grundlage des

— Kommissionsvorschlag für eine Richtlinie imGrünbuchs und der dazu eingegangenen Reaktionen
Anschluß an die Beratungen über das Grünbuchlegte die Kommission im Dezember 1996 den Ersten
„Gebrauchsmusterschutz im Binnenmarkt“Aktionsplan für Innovation in Europa vor. Die jetzige

Kommissionsmitteilung enthält den ersten Jahres-
überblicküberdieDurchführungdesAktionsplans sowie I n n o v a t i o n s f i n a n z i e r u n g
Vorschläge für 1998.

Die europäischen Kapitalmärkte:

— Schaffung vonEuro-NouveauMarchéundEASDAQ
— Bericht der Kommission über noch bestehende Hin-(1) ABl. C 212 vom 22.7.1996.

(2) KOM(95) 688 endg. dernisse für den Europäischen Rat im Juni 1998
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I-TEC (Innovation und Risikokapital): Form-Inno-Tech:

— Festlegung der Gründungsprinzipien für den Aufbau— Auswahl von 9 Risikokapitalfonds Ende 1997
eines Netzes für Unternehmen und die Gründung(380 Millionen ECU) für 150 High-Tech-KMU, die
von KMU im September 1997Vernetzung der Fonds wird angestrebt

Train-Re-Tech:JEV- Joint European Ventures:
— Verknüpfungder ProgrammeAusbildung undMobi-— Realisierung einerMaßnahme zur Unterstützung der

lität der Wissenschaftler und LEONARDO, Weit-JEV (5 Millionen ECU)
erführung im Fünften Rahmenprogramm

LIFT (Links zur Innovationsfinanzierung im Technolo- — Ausbau des TMR-Forschungsnetzes
giebereich):

A u s r i c h t u n g d e r F o r s c h u n g a u f d i e— Ausschreibung für den/die externen Betreiber des
I n n o v a t i o nHelp-Desks zur Vermittlung von Kontakten zwi-

schen Investoren und Akteuren, Einsatzbereitschaft Fünftes Rahmenprogramm FTE:Mitte 1998
— Konzentrierte Leitaktionen als zentrale Bestandteile

Unternehmertum und Zugang zu Finanzierungsmitteln: des Rahmenprogramms
— Innovationsförderung innerhalb der thematischen— Investitionsforen und Schulungsseminare im Rah-

Programmemen von INNOVATION (bisher etwa 330 Projekte)
und BRITE-EURAM (bisher 5 Projekte)

Integration der KMU in das Fünfte Rahmenprogramm
— Errichtung des Forums Biotechnologie FTE:
— Gesprächsrunde in Paris über Innovation, Existenz- — Horizontales Programm „Innovation und Einbezie-

gründung und Beschäftigung hung von KMU“
— Teilnahme von 9 000 KMU am Vierten Rahmenpro-

O r d n u n g s p o l i t i s c h e r R a h m e n u n d V e r - gramm nach 30 monatiger Laufzeit
e i n f a c h u n g d e r V e r w a l t u n g s v e r f a h r e n

Bessere Abstimmung zwischen Forschung und Nor-
TaskForceBEST (VereinfachungdesUnternehmensum- mung:
felds):

— Arbeitspapier über Forschung und Normung
— Ausarbeitung eines Berichts für den Europäischen

PROSOMA Esprit:Rat im Juni 1998

— Ergebnisse aus FTE auf CD-ROM und im InternetSLIM(Vereinfachung derRechtsvorschriften imBinnen- erhältlich machenmarkt):
Technologietransferinitiative der Gemeinsamen For-— Bericht an den Rat im November 1997
schungsstelle (GFS):

Europäische Wirtschaftliche Interessenvereinigung — Schrittweise Durchführung der Initiative inkl. Über-
(EWIV): wachung der Entwicklungen und Auswertung der

Ergebnisse ab 1998— Mitteilung der Kommission „Beteiligung von EWIV
anöffentlichenAufträgenundöffentlich finanzierten
Programmen“ V e r s t ä r k t e G e s a m t k o o r d i n i e r u n g d e r

I n n o v a t i o n— Leitfaden für KMU zur EWIV innerhalb des Netzes
REGIE (Réseau Européen des Groupements Euro- Schaffung von Koordinierungsmechanismen:
péens d’Intérêt Économique)

— Gruppe „Innovation“ der Generaldirektoren
— MitteilungderKommission zumThemaZusammen-A l l g e m e i n e u n d b e r u f l i c h e B i l d u n g

halt, Wettbewerbsfähigkeit, FTE-Politik und Inno-
vation in AusarbeitungERASMUS für Auszubildende:

Innovationsleistung und -politik in Europa — synopti-— 70 000 länderübergreifende Ausbildungsaufenthalte
sche Übersicht:bis 1998

— Validierung des Projekts und des Zeitplans derEUROPASS: Übersicht November 1997
— Einführung berufsspezifischer dualer Ausbildungs-

gänge im Hochschulbereich 2.2. Vorrangige Tätigkeiten 1998

Campus-Voice: 2.2.1. Die weitere Durchführung des Aktionsplans
wird eine vorrangige Tätigkeit der Kommission bleiben,— Netz von Partnerschaften zwischen 70 Hochschulen, vor allem in folgenden Bereichen:6 Unternehmen und 7 Zeitungsverlagen sowie Stu-

dentenverbänden — Schutz des geistigen Eigentums;
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— Zugang zu Finanzierungsquellen; Tätigkeiten vorlegt. Der Konzeption des Berichts sollte
jedoch mehr Aufmerksamkeit gewidmet werden. In der

— Verwaltungsvereinfachung; vorliegenden Form ist die Mitteilung trotz ihrer Kürze
für den Laien schwer verständlich, vor allem da ihre— Entwicklung des Unternehmergeistes.
Gliederung wesentlich von der des Aktionsplans ab-
weicht. Auch werden die vorrangigen Maßnahmen für2.2.2. Das Schwergewicht wird vor allem auf Maß-
1998 nicht begründet, und es fehlt eine Beschreibung dernahmen liegen, mit denen folgendes erreicht werden
notwendigen Maßnahmen.kann:

— Mobilisierung der Mitgliedstaaten und der ein-
3.3. Der Ausschuß schlägt zur Verbesserung derschlägigen Akteure, insbesondere durch ihre Beteili-
Lesbarkeit desBerichts vor, diesemeinepraxisorientiertegung an der Ausarbeitung der Synoptischen Über-
Zusammenfassung in Tabellenform beizufügen, die dreisicht über die Innovationsleistung und -politik;
Spalten umfassen sollte:

— FörderungvonEntstehung,EntwicklungundWachs-
tum von auf neuen Technologien basierenden Unter- — prioritäre Maßnahmen;
nehmen;

— bereits verwirklichte Teile;— Förderung neuer Produktions- und Kommerzialisie-
rungsformen; — im nächsten Jahr zu verwirklichende Teile.

— stärkere Professionalisierung der innovationsun-
terstützenden Berufe, insbesondere über Fortbil-
dungsmaßnahmen in den Bereichen Technologiever- Ziele und Prioritätensetzung der Innovationspolitik der
mittlung, Technologietransfer und Bewertung des EU
wirtschaftlichen Potentials von Technologie;

— Erleichterung der Zusammenschaltung oder, falls 3.4. Zu den gravierendsten Problemen Europas zählt
nötig, desNeuaufbaus von privaten und/oder öffent- die hohe Arbeitslosigkeit. Es ist richtig und notwendig,
lichen Unterstützungsnetzen und Diensten für die die Innovationspolitik auch zur Bewältigung dieses
Unternehmen in den Bereichen Technologie, Marke- Problems einzusetzen. Wo mehr in Bildung, Forschung,
ting, Informations- und Finanzmanagement. InnovationundneueTechnologie investiertwird, entste-

hen auch mehr neue Arbeitsplätze.
2.2.3. Ein Anhang enthält Informationsblätter zu den
vorgenannten Maßnahmen.

3.5. Innovation ist letzten Endes eine kulturelle Frage.
Dies sollte indemPlanderKommission stärkerhervorge-

3. Allgemeine Bemerkungen hoben werden. Es geht um Geisteshaltungen und um
denWillen der Gesellschaft zur Erneuerung, ihre Einstel-
lung zu Veränderungen und Risiken, d.h. um Unterneh-3.1. Der Wirtschafts- und Sozialausschuß trägt in
mergeist und Dynamik allgemein. Der Entwicklung desseiner vorliegenden Stellungnahme allgemeine Bemer-
Bildungswesens und dem Ausbau seiner Verbindungenkungen zu der Kommissionsmitteilung sowie einige
zur Arbeitswelt und zu den Unternehmen kommt einebesondere Bemerkungen zur Auswahl der vorrangigen
Schlüsselrolle zu.Tätigkeiten für 1998 vor. Auf einzelne bereits angelaufe-

ne Maßnahmen wird nur in besonderen Fällen Bezug
genommen. Der Ausschuß hat bereits mehrere Stellung-

3.6. Für den Erfolg von Innovationen ist es wichtig,nahmen zu dem Aktionsplan und der Innovationspolitik
daß der gesamte Innovationsprozeß an den Arbeitsplät-abgegeben oder derzeit in Vorbereitung(1). Die jetzige
zen in vielfältiger Weise gefördert wird, und daß dieStellungnahme stützt sich auf die in diesen Stellungnah-
Organisation der Arbeit auf die Beteiligung aller und diemen vorgebrachten Standpunkte, ohne sie jedoch aus-
Entwicklung und Nutzung des Könnens jedes Einzelnendrücklich zu erwähnen.
abstellt.

3.2. Aus der Sicht der betroffenen und interessierten
Parteien ist es sicherlich zu befürworten, daß die Kom- 3.7. In Europa wird traditionsgemäß sehr darauf
mission jährlich einen Bericht über den Aktionsplan für geachtet, daß bei der wirtschaftlichen Umstrukturierung
Innovationspolitik mit Vorschlägen für vorrangige auch der soziale Zusammenhalt berücksichtigt wird,

was mittlerweile auch durch den Amsterdamer Vertrag
bestätigt wurde. Bei diesem Prozeß kann der soziale

(1) Stellungnahme zum Grünbuch zur Innovation (ABl. C 212 Dialog eine zentrale Rolle spielen.
vom 22.7.1997); Initiativstellungnahme zum Thema „Aus-
wirkungen der fortlaufenden, generellen Kürzung der
FTE-Ausgaben in der EU (Gemeinschaft und Mitgliedstaa- 3.8. Arbeitsplätze werden in erster Linie in kleinenten) auf die KMU“ (ABl. C 355 vom 21.11.1997, S. 31). und mittleren Betrieben im Handwerk und in Kleinstun-Stellungnahme zu den Regeln für die Teilnahme von

ternehmen geschaffen. Diese befinden sich nah amUnternehmen, Forschungszentren und Hochschulen sowie
Markt und können sich schnell den Bedürfnissen derfür die Verbreitung der Forschungsergebnisse zur Umset-
Bürgeranpassen.DieVerbesserungderVoraussetzungenzung des Fünften Rahmenprogramms (1998-2002) der EG

und der Euratom. für die Beteiligung der KMU am gesamten Innova-
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tionsprozeß ist erste Priorität. Der Ausschuß hat auf die können; daher möchte er an dieser Stelle folgende
Bemerkungen dazu vorgetragen:hiermit verbundene Fragen in zahlreichen Stellungnah-

men(1) Bezug genommen. Ein zentrales Instrument ist
in diesem Zusammenhang auch die Schaffung von 3.11.1. DieFörderungvonInvestitionen ist sowichtig,
Unternehmensnetzen und insbesondere die Zusammen- daß sie unbedingt im Rahmen eines effizienten und
arbeit zwischen KMU. reibungslos funktionierenden Aktionsplans erfolgen

sollte. Der erste Aktionsplan der Kommission und
3.8.1. Bei der Verwirklichung des Aktionsplans für dessen Durchführung hinterlassen jedoch einen etwas
Innovation wäre es nützlich, die in der vorgenannten bruchstückhaften und orientierungslosen Eindruck. Der
Stellungnahme vorgestellte typologische Unterteilung Ausschuß gibt zu, daß die Innovationsförderung ein an
derKMU indreiUnternehmenskategorien—Entwickler sich komplexes und daher schwieriges Unterfangen ist,
neuer Technologien, Nutzer neuer Technologien und äußert aber dennoch seine Besorgnis über die Effizienz
passive Unternehmen — anzuwenden. Ziffer 5.1.4 der des Aktionsplans der Kommission.
vorliegenden Stellungnahme enthält einen hierauf basie-
renden praktischen Vorschlag. 3.11.2. Der Aktionsplan stützt sich weitgehend auf

Forschungstätigkeit und die Nutzung ihrer Ergebnisse,
und dabei insbesondere auf das 5. FTE-Rahmenpro-3.9. Die Innovationspolitik ist ein äußerst weites und
gramm der EU. Bei den meisten Maßnahmen geht esvielschichtiges Feld, das neben den Unternehmen und
um die Verbesserung der Nutzungsmöglichkeiten undanderen einzelnen Akteuren auch die lokale, regionale,
Beseitigung der Hindernisse für die Ergebnisverwertung.einzelstaatliche und gemeinschaftliche Aktionsebene er-

faßt. Der WSA hat bereits in seiner Stellungnahme
zum Grünbuch betont, daß die EU sich bei ihrer 3.11.3. Nicht alle Innovationen gehen jedoch von der
Innovationspolitik vor allem mit Fragen befassen sollte, Forschung aus. In dem Aktionsplan wird ein mindestens
die in ihren Zuständigkeitsbereich fallen, d.h. mit den ebenso wichtiger Teil des Innovationssystems, nämlich
rechtlichen Rahmenbedingungen auf EU-Ebene, dem dieMärkte, völlig unberücksichtigt gelassen.Die Ermitt-
Binnenmarkt, den Strukturfonds und der Regelung von lung derMarktbedürfnisse und dasMarketing innerhalb
Fragen im Bereich der Forschungsprogramme. Der WSA und außerhalb der EU müssen in den Unternehmen
möchte erneut betonen, daß diesen Bereichen bei der parallel zu dem technologischen Angebot entwickelt
Verteilung finanzieller und Humanressourcen eindeutig werden. Dies sollte in dem Aktionsplan deutlich zum
Vorrang eingeräumt werden sollte. Ausdruck kommen, auch wenn ein Großteil der mögli-

chen Maßnahmen, wie solche der Öffentlichkeitsarbeit
und Bildung, nicht in den Zuständigkeitsbereich der EU

3.10. Bei Fragen, die in denZuständigkeitsbereich der fallen.
Mitgliedstaaten, der Regionen oder der wirtschaftlichen
und sozialen Akteure fallen, kann die EU tätig werden,

3.11.4. In den Zuständigkeitsbereich der EU fälltfalls dies zu einem Mehrwert führt oder falls eine
jedoch eindeutigdas effiziente FunktionierendesBinnen-politische Mobilisierung nötig ist. Typische dezentrali-
markts, das eine wesentliche Voraussetzung für densierteBereichedes InnovationssystemssindFinanzierung
Erfolg von Innovationen ist. Dies gilt für alle Teile desund Ausbildung sowie die Gründung, Entwicklung und
Markts, insbesondere sind jedoch Probleme in den fürForschungsaktivität von Unternehmen, ferner Univer-
den freien Wettbewerb noch teilweise oder gänzlichsitäten und sonstige Forschungseinrichtungen. Hier be-
geschlossenen Sektoren zu erkennen. Die langsamesteht vor allem ein Bedarf an gemeinschaftsweit erhobe-
Entwicklung im Vergleich zu den größten Konkurrentennen vergleichbaren Daten und an Möglichkeiten zum
ist amdeutlichsten in dembesonders innovativenBereichInformationsaustausch zwischen den Akteuren der Mit-
der Telekommunikation und der Informationstechnikgliedstaaten. Ferner sollten Netzwerke zur Zusammen-
ganz allgemein zu erkennen.arbeit der Informations-, Bildungs- und Beratungsorga-

nisationenderMitgliedstaaten geschaffen undbei Bedarf
einzelstaatliche und regionale Aktivitäten miteinander 3.11.5. Die Strukturfonds sind das wichtigste Instru-
koordiniert werden. ment der EU zur Förderungder lokalen Wirtschaftszwei-

ge, des Zusammenhalts und einer Entwicklung im Sinne
gerechter Lebensbedingungen in Europa. Ein zentrales
Mittel der Innovationspolitik auf EU-Ebene dürfte inErster Aktionsplan für Innovation
Zukunft auch die Ausrichtung der Strukturfonds auf
Innovationen fördernde Tätigkeiten sein. Ein solcher

3.11. Der WSA stellt mit Zufriedenheit fest, daß Ansatz dürfte auch am ehesten der Beschäftigungslage
viele der in seiner Stellungnahme zum Grünbuch(2) zugute kommen, die bei der Reform der Strukturfonds
geäußerten Standpunkte im Aktionsplan berücksichtigt nach Auffassung des WSA ein vorrangiges Ziel ist.
sind. Der Ausschuß hat sich jedoch nicht zu dem Bislang wird diese Frage im Aktionsplan lediglich
Aktionsplan für Innovation in Europa selbst äußern erwähnt.

3.11.6. Im Sinne einer Verbesserung der Innova-(1) Initiativstellungnahme zum Thema „Auswirkungen der
tionstätigkeit sind auch alle Projekte wichtig, die diefortlaufenden, generellen Kürzung der FTE-Ausgaben in
Entwicklung der Informationsgesellschaft in Europader EU (Gemeinschaft und Mitgliedstaaten) auf die KMU“,
unterstützen.Die Informationsgesellschaft ist ein frucht-ABl. C 355 vom 21.11.1997, S. 31.

(2) ABl. C 212 vom 22.7.1996. bares Aktionsumfeld für Innovationstätigkeit und
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schafft sowohl Nachfrage als auch Voraussetzungen für sen in aktiver Weise effiziente und umfassende Maßnah-
men eingesetzt werden, insbesondere das Fachwissenneue Produkte und Dienstleistungen.
des erwähnten Innovationsforums.DerWirtschafts- und
Sozialausschuß sollte in konstruktiver Weise in den

Verwirklichung des Plans Bewertungsprozeß einbezogen werden.

3.12. Der Wirtschafts- und Sozialausschuß begrüßt
4. Besondere Bemerkungen zu den Programmpunktendie Tatsache, daß die Umsetzung des Aktionsplans für

Innovation bereits in so breitem Umfang angelaufen ist.
Insbesondere ist der Ausschuß erfreut darüber, daß ein

4.1. Schutz geistigen Eigentumsso großer Teil der eingeleiteten Maßnahmen unter das
Ziel „Schaffung eines günstigen rechtlichen, ord-

4.1.1. Grünbuch über Patente. Der Ausschuß hatnungspolitischen und finanziellen Umfelds für Innova-
hierzu eine eigene Stellungnahme abgegeben(1).tion“ fällt. Der Ausschuß hält Maßnahmen in diesem

Bereich für vorrangig, da sie eindeutig in die Zuständig-
keit der EU gehören, wie bereits in Ziffer 3.8 ausgeführt. 4.1.2. Dienst zur Vermittlung von Informationen und

Unterstützung zum Schutz des geistigen Eigentums. Die
Maßnahme an sich ist notwendig. Der WSA ist jedoch3.13. Der WSA stellt fest, daß die Mitteilung sich im
der Ansicht, daß die Nutzung des Dienstes genauZusammenhang mit der Darstellung der vorrangigen
beobachtet werden sollte, um festzustellen, ob eineTätigkeiten für 1998 noch gar nicht mit der Besteuerung,
solche zentralisierte LösungdenBedürfnissen derNutzerder Vorhersage von Technologien, dem Wettbewerb
entspricht, oder ob man stattdessen in dezentralisierteund den Strukturfonds befaßt, die auch Punkte des
Dienste in denMitgliedstaaten und Regionen investierenAktionsplans sind. Es wäre nützlich, wenn die Kommis-
sollte.sion beispielsweise im Zusammenhang mit der Darstel-

lung der Schwerpunktbereiche für 1998 mitteilen würde,
was sie in diesen Bereichen zu tun beabsichtigt. 4.2. Finanzierung der Innovationstätigkeit

3.14. Für denAktionsplan für Innovation sollen keine 4.2.1. Pilotprojekt I-TEC. Das Projekt und seine
eigenen Mittel vorgesehen werden; die Tätigkeit setzt Durchführungsmodalitäten erscheinen gut begründet
sich aus horizontalen Maßnahmen, Koordinierung und und berechtigt. Zu den konkreten Ergebnissen läßt sich
der inhaltlichen Überprüfung bereits bestehender Pro- jedoch noch nichts sagen.
gramme zusammen. Der WSA befürwortete in seiner
Stellungnahme zu dem Grünbuch ausdrücklich ein 4.2.2. Das Vorhaben LIFT. Die Maßnahme erscheint
solches Vorgehen, hielt es jedoch für notwendig, für die an sich notwendig. Auch hier ist die Umsetzung noch
Verbreitung und Nutzung der Ergebnisse der For- nicht weit genug vorangeschritten, um die Ergebnisse
schungs- und Entwicklungstätigkeit im Zusammenhang bewerten zu können. Daher bleibt abzuwarten, ob eine
mit dem (4.) Rahmenprogramm zusätzliche Mittel vor- Globallösung in diesem Fall der geeignete Ansatz ist.
zusehen. Inwiefern wurde dies in den Vorschlägen zum
5. Rahmenprogramm berücksichtigt? 4.2.3. Unternehmergeist und Finanzierung hoher

Technologie. Bei diesem, einen sehr wichtigen Bereich
betreffenden Projekt ist bereits ein dankenswertes Akti-3.15. Da die Innovationspolitik einen horizontalen
vitätsniveau erreicht worden. Konkrete ErgebnisseCharakter aufweist, ist das Zusammenwirken und die
können noch nicht bewertet werden — die von derKoordinationzwischendenverschiedenenGeneraldirek-
Kommission dargestellten Resultate sind keine wirkli-tionen der Kommission Voraussetzung für das Gelingen
chen Endergebnisse sondern eine Bestandsaufnahme derder einschlägigen Aktivitäten auf EU-Ebene. So weit
verwirklichten Maßnahmen.bekannt, waren die Generaldirektoren hierin bereits

erfolgreich.DerWSAerwartet,daßdieZusammenarbeit
zur Erreichung konkreter Ergebnisse noch vertieft und

4.3. Ordnungspolitischer Rahmen und Vereinfachungintensiviert wird.
der Verwaltungsverfahren

3.16. Die Kommission hat eine Gruppe Hoher Beam- 4.3.1. Mitteilung zurEWIV.Der öffentlichenVerwal-
ter aus den Mitgliedstaaten für die Ausarbeitung einer tung könnte bei der Förderung von Innovationen eine
Synoptischen Übersicht über Innovationsleistung und bedeutende Rolle zukommen, und dies sollte von der
-politik in Europa gebildet. Nach Auffassung des Aus- Kommission auch in Zukunft betont werden. EWIV ist
schusses sollte diese Personengruppe zu einem Innova- ein wichtiges Instrument für die Organisation der
tionsforum erweitert werden, das Sachverständige ver- Innovationstätigkeit von Unternehmen. Ein entspre-
schiedener Interessengruppen der Gesellschaft zusam- chend angelegter Bericht wäre zu begrüßen.
menbringen und die zentralen Probleme und Schwer-
punkte ausmachen und als Vermittler bewährter Prakti- 4.3.2. Das REGIE-Projekt. Solche Vernetzungsmaß-ken fungieren könnte. nahmen sind notwendig. Die Verwirklichung dieser

Aktion scheint allerdings sehr schleppend zu verlaufen.
3.17. Einen wesentlichen Teil der Verwaltung des
Innovationsplans sollten die Bewertung und die hieraus
folgenden Maßnahmen bilden. Zu diesem Zweck müs- (1) ABl. C 129 vom 27.4.1998.
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4.4. Allgemeine und berufliche Bildung vornherein berücksichtigt werden, indem entweder ver-
suchtwird, denbestehenden Normen gerecht zuwerden,
oder auf künftigen Normungsbedarf aufmerksam ge-4.4.1. Die Projekte Campus-Voice, Form-Inno-Tech
macht wird.und Train-Re-Tech sind alle auf wichtige Aspekte des

Innovationssystems ausgerichtet. Der Ausschuß sieht
4.5.5. PROSOMA. Bei diesem interessanten Versuchdiese als Pilotprojekte an, mit deren Hilfe Erfahrungen
handelt es sichumdieVerbreitungvonForschungsergeb-und Ideen für nationale oder sogar gemeinschaftliche
nissen. Für eine Bewertung der Ergebnisse ist es noch zuProgramme gesammelt werden können. Wichtig sind
früh.deren Bewertung, praktische Schlußfolgerungen und die

Beendigung von hinter den Erwartungen zurückbleiben-
4.5.6. Technologietransfer in Zusammenarbeit mitden Projekten.
der Gemeinsamen Forschungsstelle. Der Ausschuß be-
fürwortet alle Maßnahmen, mit denen die Nutzung der
in der GFS durchgeführten Forschung gefördert werden4.5. Ausrichtung der Forschung auf die Innovation
soll.Dieswürdenochbesser gelingen,wenndieTätigkeit
der GFS sich von Anfang an am Markt orientieren

4.5.1. Die Planung der Gemeinschaftstätigkeit für die würde.
nächsten Jahre befindet sich in diesem Bereich in
der Endphase, da die Schlüsselmaßnahmen für das

4.6. Verstärkte Gesamtkoordinierung5. FTE-Rahmenprogramm allmählich feststehen. Der
WSA hat zu diesem Themenbereich gesondert Stellung

4.6.1. Synoptische Übersicht über die Innovationstä-genommen und wird dies auch künftig tun(1).
tigkeit in Europa. Die Übersicht soll als Instrument zur
Analyse der Innovationspolitik dienen. Ein solches4.5.2. Die Kommission stellt fest, daß sich in der Instrument ist notwendig, da die Innovationspolitik sehrEU vier Schwächen im Bereich der Forschung und vielschichtig und sein Instrumentarium z.T. noch nichtEntwicklung zeigen: zu geringe Investitionen, Fragmen- entwickelt ist.tierung, unzulängliche Ermittlung der Bedürfnisse der

Gesellschaft und der neuen Märkte sowie unzureichende
Abstimmung zwischen Forschung und Anwendung. Die

5. Vorrangige Tätigkeiten 1998Existenz der beiden letztgenannten Schwachstellen zeigt
sich vor allem darin, daß Europa gerade in den schnell

5.1. Die Kriterien für die Auswahl der vorrangigenwachsenden Bereichen Marktanteile verloren hat. Je
Tätigkeiten gehen aus dem Text der Mitteilung nichtbesser die Forschungsarbeit auf die Bedürfnisse des
besonders deutlich hervor. Die ersten vier als Schwer-Markts ausgerichtet ist, um so geringer sind die Finanzie-
punkte genannten Tätigkeitsbereiche — Schutz desrungsprobleme der Forschung — die investierten Mittel
geistigen Eigentums, Finanzierung, Verwaltungsverein-werden auf dem Markt schnell wieder hereingeholt.
fachung und Entwicklung des Unternehmergeistes —
sind in jedem Fall wichtig und aktuell.4.5.3. Integration der KMU in das Rahmenpro-

gramm. Der WSA hat in seinen Stellungnahmen wieder-
5.1.1. Die dringlichsten Maßnahmen im Bereich desholt die Wichtigkeit dieses Maßnahmenbereichs hervor-
Schutzes des geistigen Eigentums sind Vorschriften,gehoben. Positiv ist, daß der Beteiligungsgrad der KMU
die für ein Funktionieren der Informationsgesellschaft,gestiegen ist, aber die diesbezüglichen Ziele müssen
einschließlich des elektronischen Geschäftsverkehrs, er-höher angesetzt werden.
forderlich sind. Eilbedürftig sind auch die die Biotechnik
betreffende Fragen. Die Kommission muß sich ferner4.5.4. Engere Verbindung zwischen Forschung und stark für eine weltweite Harmonisierung des Patent-Normung. Das Arbeitsdokument der Kommission ist schutzsystems einsetzen, vor allem, wenn für die EU einein nützlicher Schritt, aber die Maßnahmen in diesem solches System entwickelt wird.Bereich sollten weiter reichen und umfassender sein. Bei

der Einleitung jedes Forschungsprojekts, sowohl auf 5.1.2. Bei der Förderung der Finanzierung ist es dieEU- als auch anderer Ebene, sollte die Normung von Aufgabe der EU und auch der Mitgliedstaaten, einen
funktionierendenRechtsrahmen und allgemeineAnreize
zu schaffen. Hierzu wäre es angebracht, die Hindernisse(1) Stellungnahme zum Arbeitspapier der Kommission —
für Finanzierung in den verschiedenen Mitgliedstaaten„Fünftes Rahmenprogramm — Wissenschaftliche und
zu ermitteln. Die direkte Finanzierung durch die EU undtechnologische Ziele“ — ABl. C 355 vom 21.11.1997, S. 38;
die Mitgliedstaaten sollte auf die Startkapital-PhaseStellungnahme zum „Geänderten Vorschlag für einen
beschränkt sein.Beschluß des Europäischen Parlaments und des Rates über

das Fünfte Rahmenprogramm der EG im Bereich der
Forschung, technologischen Entwicklung und Demonstra- 5.1.3. WasdieVereinfachungderVerwaltung angeht,
tion (1998-2002)“ — ABl. C 73 vom 9.3.1998, S. 133; sind zahlreiche Untersuchungen durchgeführt und be-
Stellungnahme zum „Fünften Rahmenprogramm FTE — reits mehrere einschlägige Programme eingeleitet wor-spezifische Programme“ — in Vorbereitung; Stellungnah- den. Der WSA hat sich in zahlreichen Stellungnahmen zume zu den „Regeln für die Teilnahme von Unternehmen,

diesem Punkt geäußert und VereinfachungsmaßnahmenForschungszentren undHochschulen sowie für dieVerbrei-
befürwortet. Nach Auffassung des Ausschusses solltentung der Forschungsergebnisse zur Umsetzung des Fünften
jetzt keine weiteren Mittel für neue UntersuchungenRahmenprogrammsderEuropäischenGemeinschaft (1998-

2002)“. verwendet werden, sondern es sollten unverzüglich die
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Verwirklichung der Pläne in Angriff genommen und sationen einzuleiten, wo solche noch nicht bestehen.
Diese wären den KMU bei der Beschaffung von Techno-unnötige verwaltungstechnische Hindernisse auf ge-

meinschaftlicher und einzelstaatlicher Ebene beseitigt logie, Partnern und Finanzierung behilflich. Nach Auf-
fassung des Ausschusses wäre es nützlich, eine typologi-werden.
sche Einteilung der KMU in Entwickler neuer Technolo-

5.1.4. Was die Entwicklung des Unternehmergeistes gien, Nutzer neuer Technologien und passive Unterneh-
angeht, verweist der Ausschuß auf seine Ausführungen men vorzunehmen.
inZiffer 3.9.NachAnsicht desWSAsollte zur Förderung
der Innovationsfähigkeit unterschiedlicher KMU die 6.3. In dem Aktionsplan für Innovation werden die
unter Ziffer 3.7.1 vorgeschlagene Typologie angewandt Märkte als besonders wichtiger Teil des Innovations-
werden.DerAusschuß schlägt vor, dortPilotprojekte zur systems völlig ignoriert. Der Ausschuß ist der festen
Schaffung von Vermittlungsorganisationen einzuleiten, Überzeugung, daß ein effizientes Funktionieren des
wo diese Einrichtungen noch fehlen. Dies könnten Binnenmarkts, das eindeutig in den Zuständigkeitsbe-
Organisationen oder Personen, die über Sachverständnis reich der EU fällt, eine zentrale Voraussetzung für das
verfügen oder dieses vermitteln, wie Handelskammern Gelingen von Innovationen darstellt.
oder private Berater sein, die auf Anfrage die KMU bei
der Beschaffung von geeigneter Technologie, Zusam- 6.4. In der Innovationspolitik der Gemeinschaftsebe-
menarbeitspartnern (großeUnternehmen, privateUnter- ne sollte auch die Ausrichtung der Strukturfonds auf
stützer usw.) und Finanzierung unterstützen würden. Innovationen fördernde Tätigkeiten einen zentralen
Diese Vermittler würden mit Hilfe der Kommission Platz einnehmen. Dies würde der Beschäftigungslage am
Netze bilden, die die gesamte EU abdecken. meisten zugute kommen, die nach Ansicht des WSA das

wichtigste Ziel bei der Erneuerung der Strukturfonds
5.2. Die amEnde derMitteilung erwähnten fünfZiele ist.
werden vom Ausschuß befürwortet. Die Kommission
beschreibt jedoch nicht sehr deutlich die Maßnahmen, 6.5. Der WSA vertritt die Auffassung, daß die Union
die zur Erreichung dieser Ziele ergriffen werden müssen. sich in der Innovationspolitik in erster Linie auf Fragen
Alle Ziele fallen weitgehend in den Kompetenzbereich konzentrieren sollte, die in ihren Zuständigkeitsbereich
der Mitgliedstaaten, und daher sind der Bedarf und fallen, d.h. den ordnungspolitischen Rahmen der Ge-
die Planung von Maßnahmen auf Gemeinschaftsebene meinschaft, den Binnenmarkt, die Strukturfonds und
besonders genau zu prüfen. die Forschungsprogramme. In Angelegenheiten, die in

den Kompetenzbereich der Mitgliedstaaten, der Regio-
nen oder der wirtschaftlichen und sozialen Akteure

6. Schlußfolgerungen und Empfehlungen fallen, kann die EU nur tätig werden, wenn hieraus ein
Mehrwert entsteht. In diesen Bereichen sollte die EU

6.1. Der Wirtschafts- und Sozialausschuß hält einen in erster Linie vergleichbare Daten zusammentragen,
jährlichen Bericht über den Aktionsplan für Innova- Möglichkeiten zum Austausch von Erfahrungen und zur
tionspolitik für nützlich. Die erste Mitteilung ist jedoch Gründung von Zusammenarbeitsnetzen schaffen sowie
recht schwer verständlich. Der Ausschuß schlägt zur bei Bedarf einzelstaatliche und regionale Maßnahmen
Verbesserung der Lesbarkeit des Berichts vor, diesem miteinander koordinieren.
eine Zusammenfassung in Tabellenform beizufügen, in
der die prioritären Maßnahmen, bereits verwirklichte 6.6. Die effiziente Umsetzung des Aktionsplans für
Teile und im nächsten Jahr zu verwirklichende Teile Innovation erfordert einen sachkundigen und auf einer
aufgezeigt werden. breiten Basis gründenden Einsatz zur Identifizierung der

Probleme und Schwerpunkte und zur Bewertung der
Ergebnisse. Hierzu schlägt der WSA die Einsetzung6.2. Die Voraussetzungen der kleinen und mittleren

Unternehmen, des Handwerks und der Kleinstunterneh- eines Innovationsforums vor, wobei die Gruppe Hoher
Beamter aus den Mitgliedstaaten um Sachverständigemen für eine Teilhabe am Innovationsprozeß überhaupt

müssen weiter verbessert werden. Zur Entwicklung des verschiedener Interessengruppen der Gesellschaft erwei-
tert würde. Dieses Forum würde auch dem Erfahrungs-Unternehmergeistes, die eine der vorrangigen Tätigkei-

ten für 1998 darstellt, schlägt der WSA vor, dort austausch und der Koordinierung zwischen den Mit-
gliedstaaten und anderen Instanzen dienen.Pilotprojekte zur Entwicklung von Vermittlungsorgani-

Brüssel, den 27. Mai 1998.

Der Präsident

des Wirtschafts- und Sozialausschusses

Tom JENKINS
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Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem „Vorschlag für eine Richtlinie
des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Richtlinien 89/48/EWG und
92/51/EWG über eine allgemeine Regelung zur Anerkennung beruflicher Befähigungsnachwei-
se und zur Ergänzung der Richtlinien 77/452/EWG, 77/453/EWG 78/686/EWG, 78/687/EWG,
78/1026/EWG, 78/1027/EWG, 80/154/EWG, 80/155/EWG, 85/384/EWG, 85/432/EWG,
85/433/EWG und 93/16/EWG über die Tätigkeiten der Krankenschwester und des Kran-
kenpflegers, die für die allgemeine Pflege verantwortlich sind, des Zahnarztes, des Tierarztes,
der Hebamme, des Architekten, des Apothekers und des Arztes (von der Kommission

vorgelegt)“ (1)

(98/C 235/11)

Der Rat beschloß am 16. Dezember 1997, den Wirtschafts- und Sozialausschuß gemäß
Artikel 198 des EG-Vertrags um Stellungnahme zu dem vorgenannten Vorschlag zu ersuchen.

Die mit der Vorbereitung der Arbeiten beauftragte Fachgruppe Sozial- und Familienfragen,
Bildungswesen und Kultur nahm ihre Stellungnahme am 15. Mai 1998 an. Berichterstatterin
war Frau Sigmund.

Der Ausschuß verabschiedete auf seiner 355. Plenartagung (Sitzung vom 27. Mai 1998) mit
115 Stimmen bei 2 Stimmenthaltungen folgende Stellungnahme.

1. Einleitung sion weiters förmliche Beschlüsse für 1998 an, mit
welchen die Vorschläge zur Rationalisierung der Bera-
tenden Ausschüsse umgesetzt werden.Mit der Initiative SLIM (Simpler Legislation for the

Internal Market — Vereinfachung der Rechtsvorschrif-
ten im Binnenmarkt) hat die Kommission einen Prozeß

2. Allgemeine Bemerkungeneingeleitet, in dessen Rahmen kleine Arbeitsgruppen
von Sachverständigen Vorschläge für Maßnahmen zur
Vereinfachung des Binnenmarktrechts im weitesten Sinn 2.1. Der Ausschuß beglückwünscht die Kommission
erarbeiten. Im Pilotprojekt 1996 wurden vier Ar- zu diesem Richtlinienvorschlag, der nach Ansicht des
beitsgruppen eingesetzt, von welchen sich eine mit den Ausschusses dazu beiträgt, daß die Arbeit der Union
Rechtsvorschriften über die gegenseitige Anerkennung transparenter und effizienter wird, ohne daß schutzwür-
von Diplomen beschäftigt hat. Diese Arbeitsgruppe dige Interessen der Bürger gefährdet werden.
hat im Oktober 1996 ihren Bericht vorgelegt, der im
wesentlichen folgenden Inhalt hatte: Der Ausschuß betrachtet diesen Vorschlag der Kommis-

sion auch als einen wesentlichen Beitrag zum Vertrau-— Die Sektorenrichtlinien sollen beibehalten werden. enspakt für Beschäftigung.

— Die Beratenden Ausschüsse sollen zwar grundsätz-
lich erhalten bleiben, das Nominierungsverfahren 2.2. In den allgemeinen Erwägungendes vorliegenden
muß aber vereinfacht, ihr Umfang verkleinert und Vorschlags befaßt sich die Kommission eingehend mit
ihre Arbeitsmethoden verbessert werden. der Reform der Beratenden Ausschüsse für die Gesund-

heitsberufe.
— Die in einigen Mitgliedstaaten mit der Anerkennung

verbundenen Rechts- und Verwaltungsformalitäten Folgende Punkte werden angesprochen:
sind zu prüfen und gegebenenfalls zu vereinfachen

— Vereinfachung des Ernennungsverfahrens;bzw. zu verdeutlichen.

— Verringerung der Mitgliederzahl;— Das Verfahren zur Aktualisierung der Listen der
automatischanzuerkennendenDiplome ist zuverein- — Verlängerung der Amtszeit;fachen.

— Erweiterung der Kompetenz.
— Die Bestimmungen über die allgemeine und berufli-

che Bildung in den sektoralen Richtlinien sollten
2.3. Der normative Teil des vorliegenden Richtlinien-mehr kompetenz- und ergebnisorientiert sein, statt
entwurfs enthält im wesentlichen folgende Elemente:auf strenge inhaltliche Vorgaben abzustellen.

— Der Begriff der „reglementierten Ausbildung“, der
Mit dem vorliegenden Richtlinienentwurf setzt die in der sogenannte „2. Anerkennungsrichtlinie“
Kommission einen Teil der Vorschläge der SLIM- (92/51/EWG) bereits enthalten ist, wird in die
Sachverständigengruppe um. In den allgemeinen Erwä- sogenannte „1. Anerkennungsrichtlinie“ (89/48/
gungen des Richtlinienentwurfes kündigt die Kommis- EWG) aufgenommen (Artikel 1).

— Die Koordinatorengruppe wird zur Abgabe von
Stellungnahmen ermächtigt (Artikel 2).(1) ABl. C 28 vom 26.1.1998, S. 1.
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— Das vereinfachte Verfahren zur Aktualisierung der letzten Meldung wartet. So war u.U. die Tätigkeit
eines Ausschusses bereits von Anfang an aus formalenautomatisch anzuerkennenden Diplome der „Ärzte-

richtlinie“ wird auf alle sektoralen Richtlinien erwei- Gründen im Frage gestellt.
tert; ausgenommen ist nur die „Architektenrichtli-
nie“, die ein eigenes, bereits bewährtes Verfahren Der Ausschuß unterstützt daher nachdrücklich den
vorsieht (Artikel 3). Vorschlag der Kommission, das Verfahren so zu verein-

fachen, daß die Mitgliedstaaten die Namen ihrer Vertre-
— Die Situation von Migranten, die die Staatsangehö- ter direkt der Kommission mitteilen.

rigkeit eines Mitgliedstaates besitzen, ihre Ausbil-
dung jedoch außerhalb der Europäischen Union
absolviert haben, soll klargestellt werden (Artikel 5). 3.1.2. V e r r i n g e r u n g d e r M i t g l i e d e r z a h l

— Die Möglichkeit eines Rechtsmittels gegen Entschei- Derzeit entsendet jederMitgliedstaat drei Vollmitglieder
dungen der Mitgliedstaaten über Anerkennungs- (je ein Vertreter aus dem Berufsstand, der Ausbildungs-
anträge wird eingeführt (Artikel 6). einrichtung und zuständigen Behörde) und drei Ersatz-

mitglieder, so daß jeder Ausschuß derzeit 90 Mitglieder
hat.

3. Besondere Bemerkungen
Der Ausschuß teilt die Ansicht der SLIM-Experten

Der Ausschuß hat sich im vorliegenden Dokument und der Kommission, daß im Interesse einer besseren
mit Informationen unterschiedlicher Rechtsqualität zu Effektivität die Größe dieser Ausschüsse zu reduzieren
befassen: Der Text über die Befassung mit dem The- ist.AuchderKostenfaktor spielt beidiesen Überlegungen
menkreis der Reform der Beratenden Ausschüsse hat eine wesentliche Rolle: Bei einer Erweiterung der Union
lediglich informativen Charakter, da die entsprechenden würden die Ausschüsse jeweils um sechs Personen pro
Beschlüsse noch ausstehen; demgegenüber sind die neuem Mitgliedstaat anwachsen!
Inhalte des Richtlinienentwurfs bereits konkrete Vor-
schläge für einen rechtsverbindlichen Text. Der Vorschlag der Kommission, die Zusammensetzung

der Ausschüsse auf ein Vollmitglied und ein stellvertre-
tendes Mitglied (ein Sachverständiger aus dem praktizie-

3.1. Reform der Beratenden Ausschüsse renden Berufsstand und einer aus den Ausbildungsein-
richtungen) je Mitgliedstaat zu beschränken, erscheint

Es erscheint dem Ausschuß sinnvoll, vor Eingehen ausgewogen und der Aufgabenstellung der Ausschüsse
auf die konkreten Vorschläge der Kommission die angemessen.
ZusammensetzungundArbeitsweisen der imBereichder
sektoriellen Richtlinien tätigen Ausschüsse darzustellen. ImHinblick auf die bereits zitierte historisch gewachsene

Änderung der Aufgabenstellung für die Beratenden
DieMitglieder der Beratenden Ausschüsse sind Experten Ausschüsse und die folgerichtige Reaktion der Kommis-
mit beratender Funktion. Diese Beratenden Ausschüsse sion, deren Mandat in Richtung stärkerer Praxisbezo-
hatten zum Zeitpunkt ihrer Einsetzung primär die genheit zu ändern und zu erweitern, ergibt sich die
Aufgabe, den umfassenden Informationsaustausch über logische Konsequenz, daß die Mitgliedstaaten Vertreter
Aufbau und Inhalte der Ausbildungsmethoden zu des Berufsstandes als ordentlicheMitglieder der Beraten-
fördern und zu gewährleisten. Naturgemäß ist dieses den Ausschüsse zu entsenden haben. Es erscheint wenig
Informationsbedürfnis zu einem großen Teil gesättigt. sinnvoll und dem Wunsch der Kommission nach mehr
Deshalb hat die zuständige SLIM-Gruppe empfohlen, in Praxisbezogenheit nicht entsprechend, es den Mitglied-
Zukunft einen mehr ergebnisorientierten, berufsbezoge- staaten zuüberlassen, ob sie als ordentlichesMitglied die
nen Ansatz zu wählen. Sachverständigen aus dem praktizierenden Berufsstand

oder aus einer Ausbildungseinrichtung entsenden.
Nicht von den Reformvorschlägen der SLIM-Gruppe

Es muß daher ausdrücklich festgehalten werden, daß diebetroffen sind hingegen die Ausschüsse Hoher Beamter,
Kommission, indem sie die entsprechenden SLIM-die sich hinsichtlich, ihrer Arbeitsweise von den Beraten-
Vorschläge übernommen hat, das Mandat der Beraten-den Ausschüssen unterscheiden. Im Gegensatz zu letzte-
den Ausschüsse (bisher konzentriert auf die Koordinie-renhabendieAusschüsseHoherBeamterEntscheidungs-
rung von Lehrinhalten) grundsätzlich verändert und umbefugnisse und werden auch im Rahmen des Komitolo-
Aufgaben erweitert hat, die im Interesse der aktuellengieverfahrens tätig.
Zielrichtung eben besser von Vertretern des Berufsstan-
des wahrgenommen werden können.

3.1.1. V e r e i n f a c h u n g d e s E r n e n n u n g s -
v e r f a h r e n s Der Ausschuß fordert die Kommission auf, ihre klare

Linie auch in diesem Punkt zu präzisieren und die
Mitgliedstaaten aufzufordern, in erster Linie VertreterDerzeit übermittelt jeder Mitgliedstaat seine Sachver-
des jeweiligen Berufsstandes als ordentliche Mitgliederständigenliste an den Rat, der dann den formalen
zu entsenden.Einsetzungsbeschluß faßt. Wie sich gezeigt hat, ist

dies ein ungemein zeitaufwendiges Verfahren, das im
schlechtesten Fall erst knapp vor Ablauf der Amtszeit Da die Sachverständigen der zuständigen Behörden

bereits in den jeweiligen Ausschüssen Hoher Beamterder betreffenden Ausschusses abgeschlossen ist, da der
Rat mit seiner Beschlußfassung bis zum Eintreffen der vertreten sind, die ohnedies von den Beratenden Aus-
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schüssen kontaktiert werden, geht bei der Reduktion von den jeweiligen Mitgliedstaaten angenommenen Be-
zeichnungen im Amtsblatt der Europäischen Gemein-der Mitgliederzahl der Beratenden Ausschüsse auch das

von manchen Mitgliedstaaten gewünschte behördliche schaften.
Korrektiv nicht verloren.

Da sich diese Vorgangsweise im Bereich der Allgemein-
medizin bereits bewährt hat, erachtet es der AusschußAllerdings sollten nach Ansicht des Ausschusses organi-
für zweckmäßig und richtig, daß diesesVerfahren auf diesatorischeVorkehrungen für eine engere und kontinuier-
anderen sektoralen Richtlinien im Gesundheitsbereichliche Zusammenarbeit der beiden Ausschüsse getroffen
übertragen wird.werden.Sowärebeispielsweise zumindest einegemeinsa-

me Sitzung pro Jahr vorzusehen.
3.5. Behandlung von Drittlanddiplomen Angehöriger

3.1.3. Die Verlängerung der Amtszeit der Ausschüsse eines Mitgliedstaates (Artikel 5)
von derzeit drei Jahren auf sechs Jahre ist nach Ansicht
des Ausschusses eine notwendige Konsequenz im Rah- RechtenshältdieKommission indenErwägungsgründen
men der Neustrukturierung der Beratenden Ausschüsse, zu Artikel 5 fest, daß es jedem Mitgliedstaat freisteht,
da damit die Anlaufschwierigkeiten bei der Erneuerung Ausbildungen, die außerhalb der Europäischen Union
der Ausschüsse verringert werden. absolviert wurden, anzuerkennen, und daß eine solche

Anerkennung für einen anderen Mitgliedstaat nicht
3.1.4. Die Erweiterung der Kompetenz der Beraten- verbindlich ist.
den Ausschüsse auf künftig alle Stellungnahmen, die von

Die Kommission folgt damit der Rechtsprechung desderKommissiongenerell imBereichderFreizügigkeit der
Europäischen Gerichtshofes, der ausdrücklich feststellt,verschiedenen in den sektoralen Richtlinien erfaßten
daß Mitgliedstaaten an die Anerkennung einesBerufe beantragt werden, ist eine schlüssige Maßnahme.
Drittstaatdiploms durch einen anderen MitgliedstaatSchließlich müssen alle im Rahmen von SLIM oder als
nicht gebunden sind, aber der im Anschluß an einedessen Folge getroffenen Maßnahmen als Teil des
solche Anerkennung erworbenen Berufserfahrung alsgroßen Binnenmarktkonzeptes der Kommission gesehen
Gemeinschaftselement Rechnung tragen müssen(1).werden.
Noch deutlicher hat sich der Europäische Gerichtshof
in der Rechtssache Tawil-Albertini geäußert (2), indem

3.2. Reglementierte Ausbildung (Artikel 1) er feststellt, „daß die Anerkennung von in Drittstaaten
ausgestellten Befähigungsnachweisen durch einen Mit-

DieAufnahmederBegriffes der „reglementiertenAusbil- gliedstaat die anderen Mitgliedstaaten auch dann nicht
dung“ in die sogenannte „1. Anerkennungsrichtlinie“ ist bindet, wenn diese Befähigungsnachweise in einem oder
grundsätzlich im Interesse einer Vereinheitlichung der in mehreren Mitgliedstaaten als gleichwertig anerkannt
Terminologie zu begrüßen, da dieser Begriff in der — worden sind“.
jüngeren — sogenannten „2. Anerkennungsrichtlinie“
bereits enthalten ist. DerAusschuß empfiehlt, die Formulierung desArtikels 5

insofern zu präzisieren, als nicht ausreichend klar
formuliert ist, daß die Anerkennung eines Drittland-Vom Inhalt her entspricht die Aufnahme des Begriffes
diploms durch einen anderen Mitgliedstaat den Aufnah-in die Richtlinie 89/48/EWG auch dem Wunsch, im
mestaat nicht automatisch bindet.Rahmen der allgemeinen Regelung zur Anerkennung

einenmehr ergebnisorientierten (berufsorientierten) An-
Das in Artikel 5 gewählte Wort „berücksichtigen“ läßtsatz zu schaffen. Auf diese Weise wird die Freizügigkeit
zwar einen gewissen Auslegungsspielraum zu, da nachvieler junger migrationswilliger Bürger erleichtert.
allgemeiner Rechtsauffassung „berücksichtigen“ nur ein
Teilaspekt eines Entscheidungsvorganges ist.

3.3. Stellungnahmen der Koordinatoren (Artikel 1
Dennoch schlägt der Ausschuß im Interesse größererund 2)
Klarheit vor, den 1. Satz von Artikel 5 wie folgt zu
ergänzen:DerAusschußbegrüßt denvonderKommissionvorgege-

benen pragmatischen Ansatz. Es scheint sinnvoll, die „Die Mitgliedstaaten berücksichtigen im RahmenErfahrung jener Stellen, die in der Praxis die Richtlinie ihrer Gleichwertigkeitsprüfung die Diplome,anwenden, zu nutzen und auf diese Weise eine einheitli- Prüfungszeugnisse und sonstige Befähigungsnach-chere Anwendung und Auslegung zu beschleunigen. weise...“

Der Ausschuß unterstützt diese Tendenz, die Koordina-
3.6. Rechtsmittel (Artikel 6)torengruppe zu einer Art Konsultationsstelle für die

Kommission zu machen.
Der Ausschuß begrüßt mit Nachdruck die Einführung
derMöglichkeit einesRechtsbehelfesgegenEntscheidun-

3.4. Aktualisierung der Listen der Diplome (Artikel 3
und 4)

(1) Urteil des Gerichtshofes vom 9. Februar 1994. Salomone
Haim gegen Kassenzahnärztliche Vereinigung Nordrhein.

Nach diesem Vorschlag geben die Mitgliedstaaten der Rechtssache C-319/92.
Kommission alle nationalen Regelungen betreffend (2) Urteil des Gerichtshofes vom 9. Februar 1994. Abdullah
Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstige Befähigungs- Tawil-Albertini gegen Ministre des Affaires Sociales.

Rechtssache C-154/93, zitiert nach Haim, Punkt 21.nachweise bekannt; die Kommission veröffentlicht diese
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gen der Mitgliedstaaten, aber auch im Falle deren unstrittigen Anpassungsbestimmungen verzichten zu
können.Untätigkeit. Dieses demokratische Grundrecht der

Bürger findet seine Entsprechung in den allgemeinen
Rechtsgrundsätzen des Gemeinschaftsrechts. 4. Schlußbemerkungen

Der Ausschuß unterstützt grundsätzlich den vorliegen-
3.7. Artikel 7 bis 21 den Vorschlag der Kommission da er in ihm ein

wichtiges Instrument für Rechtsvereinfachung und mehr
Auf diese spezifischen Änderungen der sektoralen Richt- Transparenz sieht.
linien ist der Ausschuß bewußt nicht eingegangen. Es
erscheint ihm vorrangig, in möglichst konzertierter Die vorgeschlagenen Maßnahmen zur Arbeitsvereinfa-

chung werden neben einem besseren Kosten-Nutzen-Form zu den grundlegenden Änderungsvorschlägen der
KommissionStellung zunehmen, und er ist derMeinung, Verhältnis auch Arbeitsprozesse beschleunigen und da-

mit das Vertrauen der Bürger in Europa stärken.ausdiesemGrundaufdieErörterungder imwesentlichen

Brüssel, den 27. Mai 1998.

Der Präsident

des Wirtschafts- und Sozialausschusses

Tom JENKINS

Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem „Mitteilung der Kommission
an den Rat und das Europäische Parlament ‘Die Zukunft des Markts für Fischereierzeugnisse

in der Europäischen Union: Verantwortung, Partnerschaft, Wettbewerbsfähigkeit’“

(98/C 235/12)

Die Kommission beschloß am 22. Dezember 1997, den Wirtschafts- und Sozialausschuß gemäß
Artikel 43 und 198 des EG-Vertrags um Stellungnahme zu der vorgenannten Mitteilung zu
ersuchen.

Die mit der Vorbereitung der Arbeiten beauftragte Fachgruppe Landwirtschaft und Fischerei
nahm ihre Stellungnahme am 12. Mai 1998 an. Berichterstatter war Herr Chagas.

Der Ausschuß verabschiedete auf seiner 355. Plenartagung (Sitzung vom 27. Mai 1998) mit
103 Ja-Stimmen bei 6 Stimmenthaltungen folgende Stellungnahme.

1. Einleitung Absicht der Kommission, auf der Grundlage dieses
Dokuments eine breit angelegte institutionelle Debatte

1.1. Mit der Mitteilung der Kommission soll die anzuregen und umfassende Konsultationen mit den
Grundlage für eine Debatte über die Änderungen ge- wichtigsten Akteuren des Fischereisektors (Reeder, Ar-
schaffen werden, die an der Gemeinsamen Marktorgani- beitnehmer,Vertreterder Industrie,Verbraucher)durch-
sation (GMO) vorzunehmen sind, um die Funktionswei- zuführen.
se des Marktes zu verbessern und diesen Teilbereich der
Gemeinsamen Fischereipolitik an die Entwicklungen auf

2.2. Der Ausschuß erinnert daran, daß die GMOden Märkten für Fischereierzeugnisse anzupassen.
mit der Verordnung (EWG) Nr. 2142/70(1) eingeführt
wurde, in der die Grundregeln dieser Marktorganisation1.2. Zu einem späteren Zeitpunkt muß die Kommis-
festgelegt wurden. Im Laufe der Zeit wurden diesesion dann Vorschläge zur Verbesserung der Funktions-
wiederholt andieneuenGegebenheitenangepaßt, zuletztweise der GMO unterbreiten.
durch die Grundverordnung(2), die am 1. Januar 1993
in Kraft trat.

2. Allgemeine Bemerkungen

2.1. Der Wirtschafts- und Sozialausschuß begrüßt die
Vorlage dieser Mitteilung über die Zukunft des Marktes (1) ABl. L 236 vom 27.10.1970, S. 5.

(2) ABl. L 388 vom 31.12.1992, S. 1.für Fischereierzeugnisse und insbesondere die erklärte
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2.3. Die GMO, die starke Ähnlichkeiten mit der renz der nun im Rahmen der GMO vorgeschlagenen
Maßnahmen mit ähnlichen Maßnahmen Sorge tragenGemeinsamen Agrarpolitik (GAP) aufweist und im

übrigen an dieser ausgerichtet wurde, übernimmt auch wird, die in bezug auf andere Aspekte der Gemeinsamen
Fischereipolitik, insbesondere in den Bereichen Struktu-einige derZielsetzungen derGAP,wie z. B. die Stabilisie-

rung der Märkte, die Versorgungssicherheit und die ren, Ressourcen und Überwachung, bereits getroffen
wurden bzw. noch zu treffen sind.Angemessenheit der Preise. Ferner decken sich die

Grundprinzipien der GMO mit denen der GAP: Einheit
der Märkte, finanzielle Solidarität und Gemeinschafts- 2.10. Der Ausschuß erinnert ferner daran, daß impräferenz. Rahmen des bereits erwähnten globalen Ansatzes die an

der GMO für Fischereierzeugnisse vorzunehmenden
2.4. Im Gegensatz zur GAP war die GMO aufgrund Anpassungen von sozioökonomischen Maßnahmen
einer inden60er JahrengetroffenenpolitischenEntschei- flankiert werden müssen, um dem Sektor den Übergang
dung der Dillon-Runde im Rahmen der GATT- zu erleichtern. Deshalb ist es auch so wichtig, daß die
Verhandlungen von einer Konsolidierung des gesamten Erzeugerverbände in allen Mitgliedsländern, in denen
Zolltarifs für Fischereierzeugnisse betroffen, was zu den die Fischerei eine Rolle spielt, präsent und aktiv sind.
bekannten Schwierigkeiten führte und es der Kommis-
sion unmöglich machte, den Zollschutz zu erhöhen.

2.11. Aufgabe der GMO für Fischereierzeugnisse istNeuerliche Konzessionen wurden im Rahmen späterer
eine Regulierung des Wettbewerbs auf dem Markt,Verhandlungsrunden gemacht.
indem unter Einhaltung der internationalen Verpflich-
tungen der Union unlauterer Wettbewerb von seiten der

2.5. Die Konsolidierung des Gemeinsamen Zolltarifs Drittländer abgewehrt wird.
im Rahmen des GATT führt für die GMO für Fischerei-
erzeugnisse dazu, daß sie marktwirtschaftlichen Bedin-

2.12. Die Europäische Union und die Mitgliedstaatengungen unterliegt, was es — von den im Rahmen
müssen die ihnen zur Verfügung stehenden Instrumentedes GATT vorgesehenen Schutzmaßnahmen einmal
energischer einsetzen, um zu verhindern, daß Fischerei-abgesehen — unmöglich macht, restriktive Maßnahmen
ressourcen unter völliger Mißachtung der geltendenin bezug auf die Einfuhren aus Drittländern zu ergreifen
Regeln und in unlauterem Wettbewerb gegenüber denoder die Erzeugerbeihilfen anzupassen. Dies bedeutet
heimischen Marktakteuren ungehindert auf dem Gebietjedoch nicht, daß der Grundsatz der Gemeinschaftsprä-
der Gemeinschaft vermarktet werden. Die derzeitigeferenz nicht in vollem Umfang zur Anwendung käme
Situation ist vollkommen inakzeptabel und wurde vomund der Gemeinsame Zolltarif für Fischereierzeugnisse
Fischereisektor und vom Wirtschafts- und Sozialaus-nicht sorgfältig angewandt würde: Jedesmal, wenn der
schuß mehr als einmal angeprangert. Die AnwendungSchutz der Gemeinschaftsproduktion absinkt, wird dies
der geltenden Regeln wird sehr schlecht überwacht,durch Gegenleistungen der Drittländer ausgeglichen,
worauf zum Teil auch die Störungen des Sektorsvon denen der Fischereisektor unmittelbar profitiert.
zurückzuführen sind.

2.6. Die Probleme, mit denen der Fischereisektor
2.12.1. In bezug auf die Einfuhren besteht die Not-konfrontiert ist, können nicht über die GMO allein
wendigkeit einer strengeren Überwachung der Einhal-gelöst werden.
tung der geltenden Bestimmungen, insbesondere was die
Gesundheits- undHygienevorschriften, dieEtikettierung

2.7. Die Hauptursachen der im Fischereisektor beste- sowie die Mindestgröße (Reifegrad) der Fische betrifft.
henden Ungleichgewichte sind die Überkapazität im
Verhältnis zu den verfügbaren Ressourcen, deren Um-

2.13. Wie bei anderen Erzeugnissen, die ähnlichenfang wiederum der Nachfrage nicht gerecht wird, die
Bedingungen unterliegen, ist die Anpassung des Ange-übermäßige Verschuldung, der hohe Befischungsgrad,
bots an die Nachfrage auch im Fall der Fischereierzeug-die niedrige Produktivität und in gewissem Maße auch
nisse der bestimmende Faktor für die Erzeugereinkom-eine Unangemessenheit der Vermarktungswege. Zu die-
men. Aus diesem Umstand müssen die Erzeuger diesen an sich schon schwerwiegenden internen Struktur-
entsprechenden Konsequenzen ziehen, und die Interven-faktoren kommen noch externe Einflüsse, wie z. B. die
tionsmechanismen der GMO haben diesbezüglich eineGlobalisierung der Märkte, der Abbau der Zollschran-
Regulierungsfunktion zu erfüllen, zumal der Fischfangken und/oder die Beseitigung der Handelshemmnisse,
naturgemäß eine Tätigkeit ist, die Unwägbarkeitendie Konkurrenz durch andere Erzeugnisse und das
unterliegt.Absinken der Transportkosten. Aufgrund all dieser

Faktoren werden die europäischen Märkte unmittelbar
mit ihren Hauptkonkurrenten konfrontiert. 2.14. Der Ausschuß stellt fest, daß der Fischkonsum

in den letzten Jahren zwar kontinuierlich, aber nur sehr
geringfügig angestiegen ist und die Verbrauchergewohn-2.8. Wenn die Fischereitätigkeit fortbestehen soll,
heiten, insbesondere in bezug auf frischen Fisch, sehrmuß die Lebensfähigkeit des Sektors im Rahmen einer
unterschiedlich sind.rationellenBewirtschaftungderMeeresressourcendurch

integrierte Maßnahmen für sämtliche Teilbereiche der
Gemeinsamen Fischereipolitik sichergestellt werden. 2.15. Es besteht durchaus die Möglichkeit, die Ernäh-

rungsgewohnheiten der Europäer in Richtung auf eine
Steigerung des Fischkonsums zu beeinflussen, was im2.9. Der Ausschuß geht davon aus, daß die Kommis-

sion für eine unbedingte Übereinstimmung und Kohä- übrigen zur Förderung eines gesünderen Ernährungs-
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verhaltens beitragen kann, und daher ist die Förderung 2.20. Wenn der Sektor der zunehmenden und immer
komplexeren Konkurrenz seitens der außergemein-der Fischereierzeugnisse ein Aspekt, der bei der Reform

der GMO keinesfalls vernachlässigt werden darf. Die schaftlichen Erzeuger sowie seitens der EU-eigenen
Aquakultur (die sogar bei hochwertigen ErzeugnissenErzeugerorganisationen sollten häufiger von den Anrei-

zen Gebrauch machen, die die Gemeinschaft schafft, um einen deutlichen Aufschwung erlebt) vor allem im
Bereich der Frischerzeugnisse erfolgreich begegnen will,Kampagnen zur Förderung des Fischkonsums und zur

Verbraucheraufklärung über neue Fischsorten zu unter- muß er sich entschlossen für eine Qualitätspolitik
einsetzen, die den Verbraucherwünschen in vollemstützen.
Umfang gerecht wird.

2.15.1. Zur nachhaltigen Verwirklichung dieses Ziels
kann auch der Preis einen entscheidendenBeitrag leisten. 2.21. DerAusschußteilt dieAnsicht, daßinAnbetacht

der Komplementarität des Produktions- und des Verar-
2.16. Ferner besteht die Notwendigkeit, daß die beitungssektors Maßnahmen ergriffen werden müssen,
Erzeugerorganisationen sowie der gesamte der Produk- um sicherzustellen, daß die gemeinschaftlichen Fischer-
tionnachgeschaltete gewerblicheSektor zurMarkttrans- zeuger die Verarbeitungsindustrie reibungsloser, unter
parenz beitragen und die Verbraucherinformation als einwandfreienBedingungen undmit qualitativ hochwer-
strategische Variable zum festen Bestandteil ihrer Tätig- tiger Ware beliefern. Eine vertragliche Regelung der
keit machen. Versorgung scheint in diesem Zusammenhang grund-

sätzlich der geeignete Ansatz zu sein.
2.16.1. Der Ausschuß schließt sich der Auffassung
an, daß es zurValorisierungderFischereierzeugnisse und 2.21.1. Es geht darum, Wettbewerbsverzerrungen zu
zur Steigerung der Transparenz der Handelsgeschäfte verhindern, die dadurch entstehen können, daßDrittlän-
erforderlich ist, Handelsbezeichnungen der Arten sowie dern durch Zollvergünstigungen der Zugang zum Ge-
Informationen über Herkunft, Erzeugungsmethode und meinschaftsmarkt erleichtert wird und sich diese sowohl
Frischeklasse vorzusehen. in bezug auf die niedrigen Produktionskosten als auch

auf die Ressourcen im Vorteil befinden.2.16.2. Der Ausschuß hofft, daß die Vorschläge für
eine vertikale Integration des Sektors so schnell wie

2.22. Was die Ressourcenknappheit betrifft, somöglich vorgelegt werden können.
schließt sich der Ausschuß der Auffassung an, daß der
Sektor ernsthaft darauf hinarbeiten sollte, keine Anreize2.17. Er befürwortet uneingeschränkt den Grundsatz
mehr für die Rücknahme mit Vernichtung zu schaffen,einer verantwortungsvollen Fischerei und eines entspre-
um die Erzeuger dazu zu bewegen, systematischer aufchenden Handels.
die Formel „Rücknahme mit Übertragung“ zurück-
zugreifen, wie dies im Fall bestimmter Agrarerzeugnisse2.17.1. Seiner Auffassung nach kann die konsequente
bereits geschehen ist. Innovationsbemühungen zur Ent-Anwendung bewährter Praktiken bei der Fangtätigkeit
wicklung neuer Produkte und neuer Verarbeitungsfor-wie auch der Aquakultur und der Vermarktung zu einer
men sollten kontinuierlich unterstützt werden.globalen Inwertsetzung beitragen, insbesondere aber

auch zu einerAufwertung derGemeinschaftsproduktion
gegenüber der Erzeugung von Drittländern.

3. Besondere Bemerkungen

2.18. Eine Konzentration des Angebots durch die
3.1. In Kapitel III A. Ziffer 3 wird im ZusammenhangSchaffung von Anreizen zur Anlandung in Häfen, die
mit der Beihilfe für die private Lagerhaltungdaraufmit angemessenen Kontrollvorrichtungen ausgestattet
hingewiesen, daß in manchen Mitgliedstaaten nichtsind, kann entscheidend zur Abschreckung von Prakti-
immer die Erzeugerorganisationen Eigentümer der La-ken beitragen, die den geltenden Vorschriften nicht
gerbestände sind. Daher muß klargestellt werden, daßentsprechen.
die Beihilfe für die Lagerhaltung bestimmt ist.

2.19. DerAusschußhegt gewisseVorbehalte hinsicht-
lich der Formulierung des Punkts 4 b), in dem von 3.2. Was die Regelung des Handels mit Drittländern

und die Anwendung guter Praktiken sowohl beim FangFischereierzeugnissen im Zusammenhang mit den Erfor-
dernissen „des Umweltschutzes“ die Rede ist. Dieses als auch bei der Vermarktung betrifft, so muß im

Zusammenhang mit dem Fischfang in internationalenKonzept bedarf der Klarstellung, da es bei falscher
Anwendung zu Praktiken führen kann, die die Wettbe- Gewässern auch auf die Drittlandsschiffe Bezug genom-

men werden, die Billigflaggen führen.werbsbedingungen verzerren.

Brüssel, den 27. Mai 1998.

Der Präsident

des Wirtschafts- und Sozialausschusses

Tom JENKINS
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Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem „Vorschlag für eine Richtlinie
des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Richtlinie 64/432/EWG zur
Regelung viehseuchenrechtlicher Fragen beim innergemeinschaftlichen Handelsverkehr mit

Rindern und Schweinen“ (1)

(98/C 235/13)

Der Rat beschloß am 9. März 1998, den Wirtschafts- und Sozialausschuß gemäß Artikel 43
und 198 des EG-Vertrags um Stellungnahme zu dem vorgenannten Vorschlag zu ersuchen.

Die mit der Vorbereitung der Arbeiten beauftragte Fachgruppe Landwirtschaft und Fischerei
nahm ihre Stellungnahme am 12. Mai 1998 an. Berichterstatter war Herr Pricolo.

Der Ausschuß verabschiedete auf seiner 355. Plenartagung (Sitzung vom 27. Mai 1998) mit
106 gegen 4 Stimmen bei 5 Stimmenthaltungen folgende Stellungnahme.

1. Einleitung das System zur Gewährleistung der Einsetzbarkeit von
elektronischen Datenbanken zu erlassen.

1.1. Nach Bekanntwerden der BSE-Fälle, die die
Öffentlichkeit verunsichert und die Verbraucher gegen 2.2. Es handelt sich somit nicht um substantielle
Rindfleisch und Rindfleischerzeugnisse mißtrauisch ge- Änderungen, sondern um eine verfahrenstechnische
macht hatten, haben dieGesetzgeber aufGemeinschafts- Bestimmung, durch die dem Ständigen Veterinäraus-
ebene sofort Vorsichtsmaßnahmen ergriffen und im schuß als beratendes Organ derKommission eine aktive-
April 1997 die Richtlinie 97/12/EG desRates verabschie- re Rolle in diesem Bereich übertragen werden soll.
det, um durch Ergänzung der Richtlinie 64/432/EWG
vom 26. Juni 1964 zur Regelung viehseuchenrechtlicher

3. BemerkungenFragen beim innergemeinschaftlichen Handelsverkehr
mitRindernund Schweinen die Schaffung elektronischer
Datenbanken vorzusehen, über die Angaben zu Rindern 3.1. Der Wirtschafts- und Sozialausschuß gelangt zu
und Schweinen sowie über deren Verbringungen abgeru- der Feststellung, daß die elektronische Datenbank, die
fen werden können. Aufschluß über die Identität des Tieres, des Betriebes

und der Verbringungen der Tiere geben sollte, selbst ein
1.2. Zeitgleich mit der Richtlinie 97/12/EG hat der Jahr nach der Verabschiedung der Richtlinie 97/12/EG
Rat am 12. April 1997 die Verordnung (EG) Nr. 820/97 und der Verordnung (EG) Nr. 820/97 immer noch nicht
zur Einführung eines Systems zur Kennzeichnung und einsatzfähig ist.
Registrierung von Rindern und zur Etikettierung von
Rindfleisch und Rindfleischerzeugnissen verabschiedet. 3.2. Offenbar wurden die Gemeinschaftsvorschriften

in diesem spezifischen Bereich überhaupt nicht oder nur
1.3. Damit sollte im wesentlichen ein rascher und unzureichend umgesetzt, wenn die Kommission nun
effizienter Informationsaustausch zwischen den Mit- eine Vorlage zur Festlegung der Durchführungsbestim-
gliedstaaten über die Identität der Tiere, ihre Verbrin- mungen für den elektronischen Austausch von Daten
gung sowie über die Identität der betreffenden Betriebe über Rinder und Schweine vorlegt.
gewährleistet werden. Die Anbringung von Ohrmarken
und die Ausstellung eines Passes wurden als geeignetes 3.3. DieseVerzögerung setzt dieGlaubwürdigkeit der
Mittel erachtet, um den Betrieb, das Institut oder die gemeinschaftlichenund/odereinzelstaatlichenBehörden
Einrichtung ausfindig zu machen, aus dem das Tier aufs Spiel unddient sicherlich nichtderWiedererlangung
stammt oder in die es zeitweilig verbracht wurde. des Vertrauens seitens der Verbraucher.

1.4. Beide Maßnahmen gehen Hand in Hand und 3.4. Der Ausschuß fordert die Kommission auf, einensind nachwie vor fester Bestandteil des Systems,mit dem Bericht über den Stand der unionsweiten Umsetzungdie technischen Voraussetzungen für eine angemessene der Richtlinie 97/12/EG und der Verordnung (EG)Kommunikation zwischen dem Erzeuger und der Daten- Nr. 820/97 vorzulegen.bank sowie für eine uneingeschränkte Nutzung dieser
Banken geschaffen werden sollen. 3.4.1. Des weiteren sollte allen betroffenen Parteien,

d.h. den von den landwirtschaftlichen Erzeugern, dem
Handel und den Verbrauchern anerkannten Verbänden,2. Die Vorschläge der Kommission
die ein spezifisches und im jeweiligen Herkunftsland
anerkanntes Interesse haben, ein angemessener Zugang2.1. Durch die von der Kommission vorgeschlagene zum elektronischen Datennetz gewährleistet werden.Änderung der Richtlinie 64/432/EWG wird der „Ständi-

ge Veterinärausschuß“ (Verfahren Kommission/Aus-
3.5. Angesichts der bislang nicht oder nur unzurei-schuß) beauftragt, die Durchführungsbestimmungen für
chend erfolgten Umsetzung des geplanten Informatisie-
rungssystems kann der Ausschuß nicht umhin, die
Kommission schon allein deshalb in ihrem Vorhaben zu(1) ABl. C 100 vom 2.4.1998, S. 23.
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unterstützen, weil sie deutlich machen will, daß der- vorschriften für den innergemeinschaftlichen Handels-
verkehr mit Rindern nicht in die Praxis umgesetztSchutz der öffentlichen Gesundheit nach wie vor das

vorrangige Ziel sein muß. wurden und fordert daher die Kommission auf, den
unter Ziffer 3.4 erwähnten Bericht anzufertigen und den
übrigen Gemeinschaftsinstitutionen vorzulegen.3.5.1. Der Ausschuß bedauert indes, daß die 1997

verabschiedeten tierseuchenrechtlichen Gemeinschafts-

Brüssel, den 27. Mai 1998.

Der Präsident

des Wirtschafts- und Sozialausschusses

Tom JENKINS

Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem „Vorschlag für eine Entschei-
dung des Rates über das Statistische Programm der Gemeinschaft 1998-2002“

(98/C 235/14)

Der Rat beschloß am 31. März 1998, den Wirtschafts- und Sozialausschuß gemäß Artikel 198
des EG-Vertrags um Stellungnahme zu dem vorgenannten Vorschlag zu ersuchen.

Die mit der Vorbereitung der Arbeiten beauftragte Fachgruppe Wirtschafts-, Finanz- und
Währungsfragen nahm ihre Stellungnahme am 12. Mai 1998 an. Berichterstatter war Herr Cal.

Der Ausschuß verabschiedete auf seiner 355. Plenartagung (Sitzung vom 27. Mai 1998) mit
118 Ja-Stimmen bei 5 Stimmenthaltungen folgende Stellungnahme.

1. Einleitung 1.3. Die Kommission hat die von ihr identifizierten
Prioritäten in vier Kategorien untergliedert:

1.1. Die Kommission legt ihr fünftes Fünfjah-
resprogramm vor, das von EUROSTAT aufgestellt — politische Prioritäten der Gemeinschaft,
wurde. Nach Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung (EG)
Nr. 322/97 des Rates über die Gemeinschaftsstatistiken — wichtige Statistik- oder Infrastrukturprojekte,
liegt die Entscheidung über dieses Programm beim Rat.
Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 322/97 des Rates — Weiterführung und Weiterentwicklung von Syste-
müssen der Gemeinschaft für die Formulierung, Durch- men, die zurDeckung des politischbedingtenBedarfs
führung, Überwachung und Bewertung ihrer Politiken beitragen,
statistische Informationen zur Verfügung stehen, die
für alle Mitgliedstaaten vergleichbar sowie aktuell, — sonstiger Bedarf an statistischen Indikatoren.zuverlässig und aussagekräftig sind und mit möglichst
wenig Aufwand gewonnen werden.

1.4. Die für das Programm aufzuwendenden Haus-
haltsmittel werden mit 83 bis 95 Millionen Euro pro1.2. In dem zu erörternden Programm, das gemäß
Jahr veranschlagt.derVerordnung (EG)Nr. 322/97dieLeitlinien,Hauptbe-

reiche und Zielsetzungen der geplanten Maßnahmen für
einen Zeitraum von nicht mehr als fünf Jahren festlegen 1.5. In dem Programm werden die Maßnahmenmuß, verfolgt die Kommission zunächst ein kontinuität- beschrieben, die in den nachstehend aufgelisteten wich-sorientiertes Ziel, das darin besteht, „der Europäischen tigsten Handlungsfeldern ergriffen werden sollen:Union einen qualitativ hochwertigen statistischen Infor-
mationsdienst bereitzustellen“ und dabei den folgenden

— freier Warenverkehr,drei Erfordernissen gerecht zu werden: der Deckung des
Bedarfs der Gemeinschaftspolitiken, der Verbesserung

— Landwirtschaft,der Zusammenarbeit zwischen EUROSTAT und den
einzelstaatlichen statistischen Stellen [die gemeinsam
das Gemeinschaftliche Statistische System (GSS) bilden] — Freizügigkeit, freierDienstleistungs- und Kapitalver-

kehr,und der Festlegung von Prioritäten.
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— Verkehr, grundsätzlichen Vorbehalte zu dem Vorschlag der Kom-
mission geäußert.

— gemeinsame Regeln betreffend Wettbewerb, Steuer-
fragen und Angleichung der Rechtsvorschriften,

2.2. Im November 1992 hatte der Ausschuß eine
Stellungnahme verabschiedet, in der er unter anderem— Wirtschafts- und Währungspolitik,
einen „Vorschlag für einen Beschluß des Rates über
das Rahmenprogramm für prioritäre Maßnahmen im— gemeinsame Handelspolitik,
Bereich der statistischen Information 1993-1997“(3)
erörterte. In dieser Stellungnahme wies er auf ein— Sozialpolitik, allgemeine und berufliche Bildung,
gewisses Ungleichgewicht zwischen den politischen undJugend,
den methodischen Prioritäten hin und plädierte für
„die Angleichung der Leistungsfähigkeit der nationalen— Kultur,
statistischenSystemeaufdemhöchstmöglichenNiveau“.
Gleichzeitig äußerte er Zweifel an den Chancen für die— öffentliche Gesundheit,
Verwirklichung des seiner Ansicht nach „ambitiösen“
Programms der Kommission.— Verbraucherschutz,

— transeuropäische Netze,
3. Allgemeine Bemerkungen

— Industrie,

— wirtschaftlicher und sozialer Zusammenhalt, 3.1. Der Ausschuß begrüßt, daß ihm Gelegenheit
gegeben wird, zu dem fünften statistischen Programm

— Forschung und technologische Entwicklung, der Gemeinschaft Stellung zu nehmen. Im Rahmen ihrer
täglichen Arbeit wird den Ausschußmitgliedern stets

— Umwelt, aufs neue bewußt, wie nützlich es ist, sowohl gemein-
schaftsweit als auch auf einzelstaatlicher Ebene auf ein

— Entwicklungszusammenarbeit, gut ausgerüstetes und leistungsfähiges Statistik-System
zurückgreifen zu können. In dieser Stellungnahme wird

— nicht unter den Vertrag fallende Arbeiten. sich der Ausschuß nicht mehr zu den grundlegenden
Merkmalen äußern, die ein solches System aufweisen

1.6. Die für diese Auflistung gewählte Reihenfolge muß. Dieser Aspekt wurde sowohl in der Verordnung
erfolgte nicht nach Prioritätsgesichtspunkten. Sie ent- (EG) Nr. 322/97 als auch in der Stellungnahme, die der
spricht vielmehr der Reihenfolge der Titel des EG- Ausschuß zu dem einschlägigen Kommissionsvorschlag
Vertrags. Nichtsdestoweniger legt die Kommission die verabschiedet hatte, erschöpfend behandelt. Der Aus-
von ihr als vorrangig betrachteten Bereiche eindeutig schuß weist jedoch nachdrücklich darauf hin, daß die
wie folgt fest: EU ein System von Statistiken benötigt, das über das

erforderlicheMaßanAutonomieundeineausreichenden
— Wirtschafts- und Währungsunion, Mittelausstattung verfügt.

— Wettbewerbsfähigkeit, Wachstum und Beschäfti-
3.2. Der Ausschuß ist der Ansicht, daß die Kommis-gung,
sion in dem hier zu erörternden Vorschlag deutlich
genug zwischen den methodischen Arbeiten und den— EU-Erweiterung.
Maßnahmen unterscheidet, die zur Unterstützung der
Gemeinschaftspolitiken ergriffen werden. Er ist jedoch1.7. Des weiteren nennt die Kommission für die nicht der Meinung, daß die Europäische Union bislangeinzelnen Statistik-Bereiche nicht nur die Handlungsfel- hinreichende Fortschritte bei der Harmonisierung derder, die Vorrang genießen, sondern auch diejenigen, in nationalen statistischen Systeme erzielt hat. Ganz allge-denen EUROSTAT mangels Ressourcen in Verzug ist mein läßt sich feststellen, daß die Harmonisierungbzw. die Weiterführung einer Maßnahme hinausschie- der Gemeinschaftsstatistiken nach der Festlegung undben muß. Umsetzung der jeweiligen Gemeinschaftspolitiken er-
folgt.

2. Vorangegangene Arbeiten
3.3. Der Ausschuß bedauert insbesondere, daß die
einzelstaatlichen Dienste weiterhin statistische Daten2.1. Der Wirtschafts- und Sozialausschuß nahm im
veröffentlichen, die überhaupt keinen Vergleich zulas-April 1994(1) zu dem Vorschlag der Kommission Stel-
sen, auch wenn Anstrengungen unternommen werden,lung, der den Ausgangspunkt für die Verordnung des
um EUROSTAT die Daten zu übermitteln, die für dieRates vom 17. Februar 1997(2) über die Gemein-
Aufbereitung vergleichbaren Zahlenmaterials benötigtschaftsstatistiken bildete. Für die Beschlußfassung in
werden. Besonders augenfällig ist dies bei den Beschäfti-dieser wichtigen Angelegenheit benötigte der Rat somit
gungs- und Erwerbslosenzahlen. Allzu häufig lagen dennahezu drei Jahre. Der Ausschuß hatte seinerzeit keine
einzelstaatlichen Datenerhebungen unterschiedliche

(1) ABl. C 195 vom 18.7.1994.
(2) ABl. L 52 vom 22.2.1997. (3) ABl. C 19 vom 25.1.1993.
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Auslegungen der gemeinschaftsweit harmonisierten Er- sollte, der im Hinblick auf die Einführung eines endgülti-
gen MWSt-Systems in der Gemeinschaft besteht.fassungsregeln zugrunde. Unter diesen Umständen kann

es bei der Umsetzung der Gemeinschaftspolitiken zu
Benachteiligungen kommen. 4.2.1. Die Entscheidung über das endgültige MWSt-

System, bei dem die Besteuerung im Ursprungsland
und nicht im Land des Verbrauchs erfolgt, wird die3.4. Die Auswahl, die die Kommission angesichts
Mitgliedstaaten nämlich dazu zwingen, sich auf einder unzureichenden EUROSTAT-Haushaltslinie bei der
Ausgleichssystem zur Vermeidung von Einnahme-Festlegung der Prioritäten getroffen hat, bewertet der
verlusten zu verständigen. Diese Änderung wird eineAusschuß positiv. Er legt der Kommission jedoch drin-
vollständigere Harmonisierung der im Rahmen dergend nahe, die drei in Artikel 2 des Vorschlags für eine
volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen verwendetenEntscheidung als vorrangig erkannten Bereiche um
Größen erfordern, damit der Verlust der Informationen,den wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt zu
die das derzeitige MWSt-System liefert, wettgemachtergänzen. Zuverlässige und schnell verfügbare Regio-
werden kann.nalstatistiken(1) sind wirklich unerläßlich, damit die

Transfers zwischen Staaten und Regionen durchgeführt
werden können, die für das Zustandekommen des 4.3. Der Ausschuß ist sich der Tatsache bewußt, daß
wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts, der wei- den Unternehmen, die statistische Daten liefern sollen,
terhin zu den vorrangigen Zielen der Europäischen erhebliche Belastungen entstehen können, was insbeson-
Union zählt, erforderlich sind. dere für KMU gilt. Die Kostenbelastung der Unterneh-

men ließe sich jedoch erheblich verringern, wenn:
3.5. Der Ausschuß bedauert die durch Personalman-

— die vonmehrerenBehördenverlangtenDaten zusam-gel und Mittelknappheit bedingten Verzögerungen oder
mengefaßt würden;Aufschübe in einigen Statistikbereichen. Als besonders

betrüblich empfindet er die Verzögerung bei den Statisti-
— die neuen Informationstechnologien (Internet usw.)ken über die Investitionstätigkeit, deren Auswertung

— bei gleichzeitiger Berücksichtigung des erforderli-von essentieller Bedeutung für die makroökonomische
chen Schutzes vertraulicher Daten — genutztPolitik und damit für den Erfolg der auf (monetäre)
würden.Stabilität und (wirtschaftliches) Wachstum abzielenden

Maßnahmen ist, die auf der Grundlage von Artikel 103
des EG-Vertrags durchgeführt werden. Dies kann 4.4. In den meisten Fällen stehen diesen Belastungen
schwerwiegende Folgen haben, wenn im Rahmen des jedoch auch Vorteile gegenüber, weil die Unternehmen
Stabilitäts- und Wachstumspakts Geldbußen gegen be- die Statistiken, an deren Erstellung sie mitwirken, für
stimmte Länder verhängt werden. ihre eigenen Vertriebseinschätzungen usw. verwenden

können. Mit Informationsmaßnahmen im Rahmen von
Seminaren und via Internet könnten die Unternehmer3.6. Der Ausschuß begrüßt den hier erörterten Vor-
noch intensiver dazu angeregt werden, die Nützlichkeitschlag für eine Entscheidung des Rates vorbehaltlich der
der Statistikenbesser zu erkennenunddiesesDatenmate-vorstehenden allgemeinen Bemerkungen und der nun
rial vorallemselbst besser zunutzen.DieMitgliedstaatenfolgenden besonderen Bemerkungen.
könnten die sektoralen Berufsverbände bei der Entwick-
lung von Software unterstützen, mit der die statistischen
Daten aufbereitet und als betriebswirtschaftliche Instru-4. Besondere Bemerkungen
mente für die Unternehmen nutzbar gemacht werden
können.

4.1. Der Ausschuß ist der Ansicht, daß die Kommis-
sion unter Titel VI „Wirtschaftsund Währungspolitik“

4.5. Die vergleichbaren Gemeinschaftsstatistiken zurdeutlicher zum Ausdruck bringen sollte, daß es zweck-
Arbeitslosigkeit und zur Beschäftigungslage betrachtetmäßig ist, bei der Erhebung der statistischen Daten zur
der Ausschuß als völlig unzureichend. Es ist nämlichVerbraucherpreisentwicklung und zu den Kaufkraftpa-
nicht nur so, daß die Datenerhebungsmethoden inritäten zu einer gemeinsamen Methodik zu gelangen.
den Mitgliedstaaten sehr unterschiedlich gehandhabtBesondere Aufmerksamkeit verdienen die Kaufkraftpa-
werden, sondern es mangelt darüber hinaus auch anritätenauf regionalerEbene,wobeiauchdie Stadtzentren
präzisen Daten über die unterschiedlichen Teilzeitar-zu berücksichtigen sind. Diese Daten werden nicht nur
beitsregelungen, die befristeten Arbeitsverträge und diefür die Überwachung der Konvergenz der von den
individuellen Präferenzen der Arbeitnehmer in bezugMitgliedstaaten verfolgten Politiken (Artikel 103 des
auf die Arbeitszeit und die Dauer des Arbeitsvertrages.EG-Vertrags) benötigt, sondern auch für dieErfordernis-
Für eine Beschäftigungspolitik, die der gesamten Unionse, die mit dem Titel XIV „Wirtschaftlicher und sozialer
zugute kommen soll, sowie für die Beschäftigungs-Zusammenhalt“ verknüpft sind.
programme, die die Mitgliedstaaten in diesem Zusam-
menhang erarbeiten sollen, sind derartige Daten unent-

4.2. Der Ausschuß fragt sich, ob die Kommission behrlich.
nicht deutlicher auf den statistischen Bedarf hinweisen

4.6. Der Ausschuß teilt die Ansicht, daß die „Qualität
der Gemeinschaftsstatistiken von der Qualität des an(1) In Anbetracht der neuen Vorschläge zur Änderung der
Eurostat gelieferten Datenmaterials abhängt“ und daßStrukturfondsverordnungen werden derartige Statistiken

auch für die Stadtgebiete benötigt. „das Ziel des GSS letztlich darin besteht, den gesamten



27.7.98 DE C 235/63Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften

Bedarf an Statistiken in der EU auf integrierte und lichen Statistik-Institute —zu optimieren und auszubau-
en sowie neue Arbeitsmethoden festzulegen, damit dasharmonisierte Weise zu decken“, wie es unter Ziffer 2.2

des Kommissionsdokuments heißt. Der Ausschuß weist statistische Material, das für die großen politischen
Entscheidungen der EU benötigt wird, rechtzeitig zurdeshalb nachdrücklich darauf hin, daß es von größter

Wichtigkeit ist, dasGSS—einschließlich der einzelstaat- Verfügung steht.

Brüssel, den 27. Mai 1998.

Der Präsident

des Wirtschafts- und Sozialausschusses

Tom JENKINS

Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem „Vorschlag für eine Verord-
nung (EG) des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 404/93 des Rates über die

Gemeinsame Marktorganisation für Bananen“ (1)

(98/C 235/15)

Der Rat beschloß am 27. Januar 1998, den Wirtschafts- und Sozialausschuß gemäß Artikel 43
und 198 des EG-Vertrags um Stellungnahme zu dem vorgenannten Vorschlag zu ersuchen.

Die mit der Vorbereitung der Arbeiten beauftragte Fachgruppe Landwirtschaft und Fischerei
nahm ihre Stellungnahme am 12. Mai 1998 an. Berichterstatter war Herr Espuny Moyano.

Der Ausschuß verabschiedete auf seiner 355. Plenartagung (Sitzung vom 27. Mai 1998) mit
82 gegen 16 Stimmen bei 19 Stimmenthaltungen folgende Stellungnahme.

1. Einleitung 1.2.4. Vorgeschlagen wird statt dessen eine Einfuhrli-
zenzregelung, bei der nach der Methode der traditionel-
lenHandelsströme (traditionelle/neue Eingänge) verfah-1.1. In ihrer Vorlage schlägt die Kommission die renwird.DieEinzelheitenunddiepraktischeVerwaltungÄnderung all jener Aspekte der Regelung vor, die in des Systemswerden in denDurchführungsverordnungenden Berichten des Streitbeilegungsgremiums als nicht der Kommission festgelegt, die nach dem Verfahren deskonform mit den Regeln der Welthandelsorganisation Verwaltungsausschusses verabschiedet werden.beanstandet wurden.

1.2.5. Sollte eine vernünftige Einigung mit sämtlichen1.2. DerKommissionsvorschlag basiert auf folgenden Vertragsparteien der WTO, die ein wesentliches Interes-Punkten: se haben (Costa Rica, Kolumbien, Ecuador und Pana-
ma), nicht möglich sein, so wird die Kommission

1.2.1. Ein Zollkontingent in Höhe von 2,2Millionen t ermächtigt, jedem dieser vier Länder eine besondere
für die Einfuhren von Bananen aus Drittländern (bei Quote zuzuweisen.
einemZoll von75ECU/t) undaus dennicht traditonellen
AKP-Staaten (zum Zollsatz Null).

1.2.6. Die traditionellen AKP-Mengen werden nicht
nach Ländern verteilt und auf ein Gesamtvolumen in1.2.2. Ein zusätzliches Zollkontingent in Höhe von
Höhe von 857 700 Tonnen festgelegt.353 000 t mit einer Abgabe von 300 ECU/t für die

Einfuhr von Drittlandsbananen und von 100 ECU/t für
nichttraditionelle AKP-Bananen. 1.2.7. Der geplante Umfang des autonomen zusätzli-

chen Zollkontingents kann erhöht werden, wenn auf-
grund der Bedarfsvorausschätzung, des Verbrauchs so-1.2.3. Die derzeitige Regelung der Einfuhrlizenzen
wie der Ein- und Ausfuhren festgestellt wird, daß derwird abgeschafft, wodurch die Lizenzen B und die
Bedarf der Gemeinschaft wächst. Die konstitutivenAufteilung nach Funktionen (Primär-, Sekundäreinfüh-
Bestandteile der Vorausschätzung, ihre Annahme sowierer und Reifer) entfallen.
die Erhöhung des zusätzlichen Zollkontingents werden
nach dem Verfahren desVerwaltungsausschusses festge-
legt.(1) ABl. C 75 vom 11.3.1998, S. 6.
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1.2.8. Die Kommission erläßt nach demselben Ver- Ausgleich für die Änderungen der Einfuhrregelung
erhalten. Diese Neufestsetzung wird ferner durch Arti-fahren erforderlichenfalls die notwendigen Sondermaß-

nahmen, wenn die Versorgung des Gemeinschaftsmark- kel 299 des Amsterdamer Vertrags gerechtfertigt, der
die Rechtsgrundlage dafür bildet, daß für die Anwen-tes durch außergewöhnliche Umstände, die die Produk-

tions- oder Einfuhrbedingungen berühren, gefährdet ist. dung der Gemeinschaftspolitiken in Gebieten in äu-
ßerster Randlage entsprechende Bedingungen festgelegtIn diesem Fall können das zusätzliche Zollkontingent

angepaßt und entsprechende Sondermaßnahmen ergrif- werden können.
fen werden. Bei diesen Maßnahmen ist jedwede Diskri-
minierung zwischen dem Ursprung der Lieferungen zu 2.3.3. Der Ausschuß ist ferner der Ansicht, daß die
vermeiden. Kommission eine Regelung erlassen sollte, mit der den

Marktteilnehmern auch in Zukunft ein Anreiz zur
1.2.9. Die neue Verordnung tritt am 1. Januar 1999 Vermarktung der in der Gemeinschaft und den traditio-
in Kraft. nellen AKP-Staaten erzeugten Bananen geboten wird.

Dieser Anreiz erweist sich als notwendig, da infolge der
besonderen Bedingungen für diese Erzeugnisse, die vor1.3. Dem Vorschlag zur Änderung der GMO für
allem auf das Nichtvorhandensein von GrößenvorteilenBananen ist eine Empfehlung für einen Beschluß des
und ihre höheren sozialen Kosten zurückzuführen sind,Rates zur Ermächtigung der Kommission beigefügt, mit
die Gewinnspanne bei der Vermarktung dieser Bananenden Drittländern mit einem wesentlichen Interesse,
ohnehin weit unter der für Bananen aus Lateinamerikanämlich Costa Rica, Kolumbien, Ecuador und Panama,
liegt.Verhandlungen aufzunehmen.

2.4. Nach Ansicht des Ausschusses sollten eine nach-
2. Allgemeine Bemerkungen haltige Erzeugung sowie die Vermarktung von Bananen

gefördert werden, die unter sozial ausgewogenen und
umweltverträglichen Bedingungen produziert werden.2.1. DerWirtschafts- und Sozialausschuß würdigt die
Er bedauert, daß diesbezüglich keine durchgreifendenBemühungen der Kommission, bestimmte Vorschriften
Maßnahmen vorgeschlagen wurden.derVerordnung (EWG)Nr. 404/93mitden internationa-

len Verpflichtungen im Rahmen der Welthandelsorgani-
sation (WTO) und des IV. Abkommens von Lomé, 2.4.1. Daher begrüßt er die von der Kommission
insbesondere dessen Protokoll Nr. 5 über Bananen in vorgeschlagenen Förderungsmaßnahmen für die Ver-
Einklang zu bringen. marktung dieser Bananen, die auch ein Bewußtsein für

die Probleme der Dritte-Welt-Bananenerzeuger in der
europäischen Öffentlichkeit schaffen. Derartige Maß-2.2. Er ist sich der Notwendigkeit bewußt, daß das
nahmen sind insofern besonders wichtig, als dieseSystemderEinfuhrlizenzenals einerderGrundpfeilerder
Bananen von Kleinerzeugern produziert werden, derenGemeinsamen Marktorganisation (GMO) für Bananen
Produktionskosten sehr viel höher sind als bei deninfolge des Urteils des WTO-Streitbeilegungsgremiums
von multinationalen Konzernen vermarkteten Bananen.geändert werden muß.
Diese Großbetriebe umfassen sehr häufig die ganze
Produktionskette von der Erzeugung bis zur Einfuhr,

2.3. Der Ausschuß stellt fest, daß die Kommission in einschließlich Beförderung.
ihrer Vorlage den Bananenerzeugern in der Union
und den AKP-Staaten keinen Ausgleich für die als 2.4.2. AuchdenVerbrauchernkämedieseMaßnahmeGATT-widrig erkannten, fortgefallenen Einfuhrlizen- zugute, da den Untersuchungsergebnissen der Europäi-zen-Bgewährenkann.DennderVorschlag siehtkeinerlei schen Kommission zufolge Bananen, die unter angemes-Maßnahme vor, mit der diesen Erzeugern ein Ausgleich senen sozialen und umweltverträglichen Bedingungenfür die Abschaffung der Einfuhrlizenzen-B gewährt hergestellt werden, bei den Unionsbürgern auf breitewürde. Die Änderung der Verteilungsregelung für die Akzeptanz stoßen; ihnen ist auch die mißbräuchlicheEinfuhrlizenzen kann dazu führen, daß den Gemein- Verwendung von Pestiziden und anderer Chemikalienschafts- und AKP-Erzeugern nicht mehr der Zugang in einigen Regionen Lateinamerikas bewußt.zum Gemeinschaftsmarkt zu angemessenen Preisen für
Produzenten und Konsumenten gewährleistet wird, was

2.4.3. Es sollte ein effizientes Kontrollsystem vorge-eine unverzichtbare Voraussetzung für die Sicherung
sehen werden, um sicherzustellen, daß nur unter ange-ihrer Einkommen ist.
messenen sozialen und umweltverträglichen Bedingun-
gen hergestellte Bananen in Betracht gezogen werden.2.3.1. Daher hat der Ausschuß die Befürchtung, daß
Eine internationale Bananencharta, Verhaltenskodizes,die Beschäftigungslage in denBananenerzeugerregionen,
Labels usw. könnten sich in diesem Zusammenhang alsin denen ohnehin schon eine hohe Arbeitslosenquote zu
nützliche Instrumente erweisen.verzeichnen ist, durch die geplante Änderung weiter

verschärft wird.
2.4.4. Gleichzeitig müssen die Erzeugereinkommen
durch angemessene Marktmechanismen oder durch2.3.2. Dementsprechend sollte die Kommission nach

Auffassung des Ausschusses eine Neufestsetzung des direkteEinkommensbeihilfengestütztwerden. So sollten
EU-Erzeuger höhere Ausgleichszahlungen erhalten, undpauschalen Referenzerlöses auf 20% für die Berechnung

der den Gemeinschaftserzeugern gewährten Ausgleichs- Erzeugern aus den AKP-Staaten sollten neben den
Strukturmaßnahmen zur Steigerung derWettbewerbsfä-beihilfe vornehmen. So würden die Erzeuger einen
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higkeit ihrer Industrie direkte Beihilfen in einer Form 3.1.1. Die Tatsache, daß der Binnenmarkt der Euro-
päischen Union in den letzten Jahren über seinengewährt werden, die in Einklang mit den WTO-

Bestimmungen steht. Eigenbedarf hinaus mit Bananen versorgt wurde, recht-
fertigt eine mengenmäßige Beschränkung des zusätzli-
chen Kontingents. Es könnte jährlich entsprechend dem2.5. Der Ausschuß ist der Auffassung, daß den Ver-
tatsächlichen Nachfragebedarf nach oben oder untenbrauchern in immer stärkerem Maße ein stabiles und
angepaßt werden.breit gefächertes Angebot an Bananen unterschiedlicher

geographischer Herkunft, Produktions- und Vermark-
tungsart gewährleistet werden sollte. Daher sollte die 3.2. Der Ausschuß ist der Ansicht, daß die geplante
neue Regelung auch die Koexistenz von Bananen aus der Neuregelung der Erteilung der Einfuhrlizenzen in ange-
Gemeinschaft, denAKP-LändernundausLateinamerika messener Weise die Wettbewerbsfähigkeit aller Markt-
sowie von Fair-trade-Bananen und Bananen aus biologi- teilnehmer sicherstellen muß, damit die ausgewogene
schem Anbau sicherstellen. Versorgung der Union durch ausnahmslos sämtliche

Lieferländer nicht gefährdet wird. Daher ist es unerläß-
lich, daß diese neue Bestimmung die Vermarktung der2.6. Angesichts der Tatsache, daß seit der Einführung
Gemeinschafts- und derAKP-Bananen und angemesseneder GMO die Bananenerzeugung in der Gemeinschaft
Erzeugereinkommen wirksam sicherstellt. Insbesonderegestiegen ist, und mit Blick auf die künftige Erweiterung
die Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Bananen-der Union, ist der Ausschuß der Auffassung, daß
produzenten sollte weiter verbessert werden. Die Kom-die Menge der beihilfebegünstigt in der Gemeinschaft
mission wird gebeten, über die eingesetzten Mittelerzeugten Bananen aufgestockt werden sollte, um so
und die bewirkten Fortschritte, aber auch eventuelledem internen Verbrauchsanstieg Rechnung zu tragen.
Widerstände ausführlich zu berichten.Andernfalls würde die Erweiterung des Binnenmarktes

ausschließlich den Erzeugnissen aus Drittländern zugute
kommen. 3.3. Nach Ansicht des Ausschusses sollte für die

Zuteilung der Einfuhrlizenzen als Referenzzeitraum das
letzte Jahr herangezogen werden, über das marktspezifi-2.7. Der Ausschuß ist der Ansicht, daß der Vorschlag
sche Daten vorliegen. Auf diese Weise würde man dender Kommission, für die traditionellen AKP-Einfuhren
gegenwärtigen Marktverhältnissen stärker Rechnungeine Gesamtmenge vorzusehen, zu einem Ungleichge-
tragen. Wenn die Berechnung der Referenzmengenwicht bei der Versorgung mit Bananen aus diesen
leichter, zuverlässiger und gerechter sein soll, dannLändern führen würde und Mittel gefunden werden
dürfen als Berechnungsgrundlage nurdie Mengen heran-müßten, um sicherzustellen, daß keinem traditionellen
gezogen werden, die tatsächlich laut der geprüften (oderAKP-Erzeuger der Zugang für seine traditionellen Men-
vom Zoll beglaubigten) Einfuhrbescheinigungen in diegen verwehrt wird.
EU-Staaten eingeführt wurden.

2.7.1. Der Ausschuß fordert die Kommission daher
auf, eine angemessenere Regelung zu finden, damit kein 3.4. UmdenÜbergangvonder geltendenEinfuhrrege-
AKP-Staat gegenüber dem anderen benachteiligt wird. lung auf die mit dem Kommissionsvorschlag geplante

Neuregelung zu erleichtern, sollte nach Einschätzung
2.7.2. Er stellt fest, daß der Vorschlag der Kommis- des Ausschusses während eines Übergangszeitraums
sion keinerlei Beitrag zur Lösung zum spezifischen Maßnahmen vorgesehen werden, um die durch die
Problem Somalia vorsieht, wie bereits vom Ausschuß in wesentliche ÄnderungderbestehendenRegelunghervor-
seiner Stellungnahme vom 30. Mai 1996 (CES 704/96, gerufenen Schwierigkeiten auf ein Minimum zu
Ziffern 1.3 und 1.3.1) gefordert wurde. beschränken. Während dieser Zeit hätten die Marktteil-

nehmer Gelegenheit, in ihren Betriebs- und Vermark-Er ist der Ansicht, daß die ausnahmsweise Zuteilung tungsstrukturen die mit Blick auf die neue Einfuhrrege-einer bedeutenden Sonderquote an Somalia der einzig lung erforderlichen Anpassungen vorzunehmen.mögliche Beitrag zum wirtschaftlichen und sozialen
Aufschwung dieses Landes ist, das mit der Fortdauer

3.5. Der Ausschuß ist der Ansicht, daß die Regelungder äußerst schweren Krise infolge des Bürgerkriegs
der Erteilung der Einfuhrlizenzen imFalle außergewöhn-und den verheerenden Überschwemmungen von 1996
licher Umstände weiter Anwendung finden muß.konfrontiert ist, die beinahe die Hälfte der Anbaufläche

zerstörten.
3.5.1. Dem Ausschuß zufolge sollten als außer-
gewöhnliche Umstände auch die ungeordneten Regie-
rungsverhältnisse gelten, die in einigen traditionell den3. Besondere Bemerkungen
Gemeinschaftsmarkt beliefernden Ländern bestehen,
und die sie daran hindern, ihre bisherige Ausfuhrquote3.1. Nach Einschätzung des Ausschusses ist das
einzuhalten.geplante autonome zusätzliche Kontingent in Höhe von

353 000 Tonnen zu hoch veranschlagt und sollte auf
100 000 Tonnen begrenzt werden. Zählt man nämlich

4. Schlußfolgerungendie Kontingente, die traditionellen AKP-Mengen und
die gemeinschaftliche Referenzmenge zusammen, so
entsteht mit 4,26 Millionen t angebotenen Bananen auf 4.1. DerAusschuß ist sichderNotwendigkeit bewußt,

die in der Verordnung (EWG) Nr. 404/93 vorgeseheneder einen und 3,9 Millionen t nachgefragten Bananen
auf der anderen Seite ein Ungleichgewicht bei der Einfuhrregelung für Bananen mit dem Beschluß des

Streitbeilegungsgremiums der WTO in Einklang zuVersorgung.
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bringen. Gleichwohl darf diese Regelung die Effizienz 4.1.1. Aus diesem Grund hegt der Ausschuß die
Hoffnung, daß seine Überlegungen zur laufenden Ände-der Gemeinsamen Marktorganisation für Bananen im
rung derGMO für Bananen entsprechend berücksichtigtHinblickauf ihreKernziele, insbesonderedieAufrechter-
werden.Erkann sich aufkeinenFall damit einverstandenhaltung der Marktzugangsgarantie für Bananen aus der
erklären, daß die Gemeinschaftspräferenz, einer derGemeinschaft und den AKP-Staaten unter Gewährung
Grundpfeiler der GAP, wegen des Wegfalls des denangemessener Erzeugereinkommen für die EU- wie für
Gemeinschaftserzeugnissen gewährleisteten Marktzu-die AKP-Erzeuger und des Zugangs der Verbraucher
gang abgeschafft wird. Ferner ist er der Ansicht, daß derzu einem breiten Angebot an Bananen verschiedener
präferentielle Zugang zum Gemeinschaftsmarkt und dieHerkunft zu angemessenen und einheitlichen Preisen in
den AKP-Staaten im Rahmen der Lomé-Abkommender gesamten Union, nicht gefährden. Ferner sollte die
traditionell gewährtenVergünstigungenerhaltenbleibenneue Regelung den Handel mit Bananen fördern, die
müssen.unter angemessenen sozialen und umweltverträglichen

Bedingungen hergestellt wurden, damit die Erzeuger
undArbeitskräfte inDrittländernhöhereGewinnedurch 4.2. Der Ausschuß wünscht, von der Kommission
den Verkauf von Bananen erwirtschaften, die keine baldmöglichst über die Entwürfe für Durchführungs-
Risiken für die Gesundheit und das ökologische Gleich- bestimmungen zu der neuen GMO für Bananen infor-

miert und zu diesen gehört zu werden.gewicht der Anbauregionen bergen.

Brüssel, den 27. Mai 1998.

Der Präsident

des Wirtschafts- und Sozialausschusses

Tom JENKINS

ANHANG

zur Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses

Folgende Änderungsanträge wurden im Verlauf der Beratungen abgelehnt:

1. Ziffer 2.3.2

Diese Ziffer sollte wie folgt umformuliert werden:

„Dementsprechend sollte die Kommission nach Auffassung der Fachgruppe denEinsatz aller zweckmäßig
erscheinenden Mittel zur strukturellen Verbesserung in den betroffenen Regionen verstärken. Vorausge-
hen sollte eine sorgfältige Analyse bisheriger Auswirkungen der Strukturbeihilfen.

In diesem Zusammenhang könnte auch die Möglichkeit der Neufestsetzung des pauschalen Referenzerlö-
ses für die Berechnung der den Gemeinschafterzeugern gewährten Ausgleichsbeihilfe geprüft werden.

DieseNeufestsetzungkönntenachRatifikationdesAmsterdamerVertragsdurchArtikel 299 gerechtfertigt
werden, der die Rechtsgrundlage dafür bildet, daß für die Anwendung der Gemeinschaftspolitiken in
Gebieten in äußerster Randlage entsprechende Bedingungen festgelegt werden können.“

Begründung

Die in den betroffenen Regionen erforderlichen Strukturfördermaßnahmen sollten sich keineswegs in
einer möglichen Anhebung der Ausgleichsbeihilfen erschöpfen. Diese sollten nur eingebettet in einen
Gesamtzusammenhang von Maßnahmen gewährt werden.
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Abstimmungsergebnis

Ja-Stimmen: 36, Nein-Stimmen: 48, Stimmenthaltungen: 13.

2. Ziffer 2.6

Diese Ziffer sollte wie folgt umformuliert werden:

„Der Ausschuß stellt fest, daß seit Einführung der GMO die Bananenerzeugung in der Union dank der
Beihilfen gestiegen ist. Gleichwohl bleibt sie mit z.Z. 680 000-700 000 t noch erheblich hinter der 1993
festgelegten Beihilfenmenge (854 000 t) zurück.

Würden die mengen- und qualitätsmäßigen Produktionsziele der europäischen Produktion erreicht,
könnte entschieden werden, ob — entgegen dem allgemeinen Trend der GAP — die begünstigte Menge
aufgestockt werden sollte. Dies könnte vor allem mit Blick auf die zukünftige Erweiterung der Union
geschehen.“

Begründung

Text aus sich heraus verständlich.

Abstimmungsergebnis

Ja-Stimmen: 39, Nein-Stimmen: 52, Stimmenthaltungen: 15.

3. Ziffer 3.1 und 3.1.1

Streichen.

Begründung

Das auf 353 000 t festgelegte zusätzliche Kontingent entspricht den Drittlandsimporten der letzten drei
Beitrittsländer vor dem Beitritt. Ihr Verbrauch ist inzwischen (bei veränderter Zusammensetzung der
Herkunft) leicht gestiegen.

Dasmit 4,26Millionen t angegebeneAngebotwurde in der Praxis nicht erreicht,weil die beihilfebegünstig-
ten EU- und AKP-Kontingente aus vielerlei Gründen in den Anbauregionen nicht ausgeschöpft werden
konnten. Auch die Quoten für Drittlandsimporte bleiben vor allem aus administrativen Gründen (u.a.
Lizenzhandel usw.) hinter ihrem Soll zurück.

Abstimmungsergebnis

Ja-Stimmen: 34, Nein-Stimmen: 49, Stimmenthaltungen: 24.

4. Ziffer 3.3

Im ersten Satz sollte es statt „das letzte Jahr“ heißen: „die letzten drei Jahre“.

Begründung

Ein einziges Jahr als Referenzzeitraum für die Zuteilung der Einfuhrlizenzen heranzuziehen wäre äußerst
unfair gegenüber Ländern, die wegen der klimatischen Bedingungen oder anderer Gründe eine
außergewöhnlich niedrige Produktion in dem betreffenden Jahr zu verzeichnen hatten.

Aufgrund der Abhängigkeit von den Wetterverhältnissen wird gewöhnlich der Durchschnitt mehrerer
Jahre für Zuteilungsansprüche zugrunde gelegt.
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Abstimmungsergebnis

Ja-Stimmen: 35, Nein-Stimmen: 38, Stimmenthaltungen: 26.

5. Ziffer 3.3

Nach dem ersten Satz folgenden Satz einfügen:

„Allerdings müßte die marktverzerrende Wirkung des als GATT-widrig bezeichneten alten Systems
herausgerechnet werden.“

Begründung

Text aus sich heraus verständlich.

Abstimmungsergebnis

Ja-Stimmen: 32, Nein-Stimmen: 49, Stimmenthaltungen: 25.

6. Ziffer 3.4

Diese Ziffer sollte gestrichen werden.

Begründung

Nach den neuen WTO-Bestimmungen muß die Neuregelung ab 1. Januar 1999 in vollem Umfang zur
Anwendung kommen.

Abstimmungsergebnis

Ja-Stimmen: 35, Nein-Stimmen: 53, Stimmenthaltungen: 18.
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Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu der „Mitteilung der Kommission an
den Rat: ‘Förderung von unternehmerischer Initiative in Europa: Prioritäten für die Zukunft’“

(98/C 235/16)

Die Kommission beschloß am 5. Mai 1998, den Wirtschafts- und Sozialausschuß gemäß
Artikel 198 des EG-Vertrags um Stellungnahme zu der vorgenannten Mitteilung zu ersuchen.

Die Fachgruppe Industrie, Handel, Handwerk und Dienstleistungen wurde mit der Vorberei-
tung der Arbeiten zu diesem Befassungsgegenstand betraut. Der Ausschuß bestellte Herrn
Lustenhouwer zum Hauptberichterstatter für dieses Thema.

Der Wirtschafts- und Sozialausschuß verabschiedete auf seiner 355. Plenartagung (Sitzung
vom 27. Mai 1998) mit 78 gegen 3 Stimmen bei 4 Stimmenthaltungen folgende Stellungnahme.

1. Einleitung Kultur zu schaffen,diedemAufsichnehmenunternehme-
rischen Risikos förderlich ist.

1.1. DerAusschußhatdieMitteilungderKommission
1.5. Dies klingt alles sehr einfach, aber der Ausschuß„Förderung von unternehmerischer Initiative in Europa:
ist sich darüber im klaren, daß solche VeränderungenPrioritäten für dieZukunft“ positiv zurKenntnis genom-
in vielen Fällen ihre Zeit brauchen und ein großesmen. Die Sichtweise der Kommission des Begriffes
Anpassungsvermögenbedingen.Die dazu erforderlichenUnternehmerschaft und die vorgeschlagenen und bereits
Änderungen bei den Rechtsvorschriften und Regelneingeleiteten Aktionen zur Förderung der selbständigen
müssen deswegen auch mit Anreizen auf anderen Gebie-unternehmerischen Tätigkeit decken sich in vielen Punk-
ten parallel laufen wie beispielsweise fachliche Schulungten mit den eigenen Ideen des Ausschusses,was natürlich
und Aufklärung über Vor- und Nachteile der unterneh-äußerst begrüßenswert ist.
merischen Tätigkeit.

1.2. DerKommission ist einLobdafürauszusprechen,
1.6. Gerade in den letzten Jahren ist vor allem beidaß sie auf diese Weise dem Aufruf des Rates von Ende
jungen Leuten und Menschen mit hohem Ausbildungs-letzten Jahres gefolgt ist, für den Europäischen Gipfel
grad ein wachsendes Interesse an unternehmerischervon Cardiff Ideen zu entwickeln und Anregungen für
Tätigkeit zu beobachten. In vielen Fällen ist der Schrittdie Ausgestaltung eines der Elemente der arbeitsmarkt-
vom Arbeitnehmer zum selbständigen Unternehmerpolitischen Leitlinien, und zwar die Förderung des
nicht leicht.ZwischenArbeitnehmertumund selbständi-Unternehmertums in der Europäischen Union, zu unter-
gem Unternehmertum ist inzwischen eine Art Grauzonebreiten.
entstanden, die Probleme bereitet, und zwar Schwierig-
keiten der rechtlichen Stellung der Personen in dieser

1.3. Die Kommission sieht unternehmerische Tätig- Grauzone sowie deren Situation in bezug auf soziale
keit als einen dynamischen Prozeß, für den bestimmte Sicherheit und Besteuerung. Es kann durchaus vorkom-
Qualitäten Grundvoraussetzung sind. Der Ausschuß men, daß eine Person von den Finanzbehörden als
unterschreibt diesen Denkansatz, allerdings mit dem Selbständiger angesehen wird, aber von den Instanzen,
Zusatz, daß Unternehmertum in gewissem Sinne auch zu die die Bestimmungen über soziale Sicherheit in die
betrachten ist als ein eigenständiger Produktionsfaktor Praxis umzusetzen haben, als Arbeitnehmer betrachtet
neben beispielsweise Arbeit und Kapital. wird. Dies hat seine Ursache darin, daß in den meisten

Mitgliedstaaten die Rechtssysteme aus der Tradition
1.3.1. Gerade dieser kombinierte Einsatz der einzel- des 19. Jahrhunderts stammen, bei der eine klare
nen Produktionsfaktoren bewirkt den Mehrwert und ist Trennungslinie gezogen werden muß zwischen dem
ausschlaggebend für den Erfolg oder das Scheitern des Status des Unternehmers und dem Status des Arbeitneh-
Unternehmens. mers, während heutzutage diese Positionen parallel

laufen (können). So gibt es eine zunehmende Anzahl von
1.3.2. So gesehen ist unternehmerische Initiative auch Menschen, vor allem im Dienstleistungssektor, die
ein Phänomen, das sich nicht auf kleine Unternehmen gleichzeitig Arbeitnehmer und Selbständige sind. Der
beschränkt, sondern in gleichem Maße auch bei Groß- Ausschuß ist der Ansicht, daß die Mitgliedstaaten
betrieben zu beobachten ist, bzw. in Formen der kom- sich dieser Problematik annehmen und entsprechende
merziellenZusammenarbeit diverserUnternehmen seine Maßnahmen auf den genannten Gebieten treffen sollten,
Ausprägung findet. In vielen Fällen werden dabei be- um bei den Betroffenen bestehende Unsicherheit auszu-
stimmteStärkenderunternehmerischenInitiativekleiner räumen.Unsicherheit führt nämlichdazu, daß Initiativen
selbständiger Unternehmer zum Einsatz gebracht, wo- unterbleiben, die aber gerade gesellschaftlich betrachtet
durch Begriffe wie „intra-preneurship“ entstanden sind. sehr wichtige Funktionen haben könnten hinsichtlich

Arbeitsplätzen, aber auch bezüglich der Entwicklung
neuer Produkte und Dienstleistungen.1.4. Der Ausschuß teilt denn auch die Ansicht der

Kommission, daß die Förderung von unternehmerischer
Initiative weitgehend darin besteht, eine Mentalitätsän- 1.7. Wie bereits gesagt, erkennt der Ausschuß in

weitenTeilen der vorgeschlagenenAktionen seine eigenederung bei den Menschen herbeizuführen und eine
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Sichtweisewieder. Erst kürzlich hat derAusschußbereits relativstarkeBelastungsind.DeswegenhatderAusschuß
mit großem Interesse die Vorschläge der sogenannteStellungnahmen zu Themen dieses Bereichs abgegeben,

beispielsweise über elektronischen Handel (1) sowie über BEST-Gruppe (Business Environment Simplification
Taskforce), die am 7. Mai d.J. vorgestellt wurden, zurden Zugang von KMU zu F+E-Fonds der Union(2). Zu

anderen Gebieten sind Stellungnahmen des Ausschusses Kenntnis genommen. Obwohl der Ausschuß sich bislang
noch nicht eingehend mit dem BEST-Bericht und denin Vorbereitung, etwa zu dem Richtlinienentwurf über

Zahlungsverzug im Handelsverkehr(3) oder den Zugang entsprechenden Einzelvorschlägen beschäftigen konnte,
läßt sich bereits jetzt sagen, daß die Idee zur Einrichtungvon KMU zu den Kapitalmärkten(4) sowie Vorschlägen

für Maßnahmen zur finanziellen Unterstützung von einer „Better Regulation Unit“ sowohl bei der Kommis-
sion als auch beim Rat sowie auf einer hohen politischenKMU im Rahmen der Initiative für mehr Wachstum

und Beschäftigung(5). In der vorliegenden Stellungnah- Ebene in den Mitgliedstaaten ein interessanter Denkan-
satz ist, der unter dem Gesichtspunkt des „Think smallme wird deswegen nur auf diejenigen Aspekte eingegan-

gen, zu denen in dieser Phase eine Aussage angezeigt first“-Prinzips sicherlich weiterentwickelt werden sollte.
erscheint.

3.2. Wichtig für das Umfeld der unternehmerischen
Betätigung sindvorallemdie steuerlichenRahmenbedin-2. Prioritäre Maßnahmen zur Förderung der Unterneh-
gungen in den Mitgliedstaaten. So stellt die Kommissionmenskultur
denn auch richtigerweise einen Zusammenhang her
zwischen dem Steuersystem und der Finanzierung von2.1. Aufgrund der vorstehenden Darlegungen befür-
kleinenUnternehmen.Deswegenmüssen für neugegrün-wortet der Ausschuß auch diesen Teil der Strategie der
deteUnternehmenSteuererleichterungeneingeführtwer-Kommission. Die Förderung einer guten allgemeinen
den, die allerdings nicht zu Verfälschungen der Wettbe-Bildung (künftigerUnternehmer) u.a. durchdieEntwick-
werbsbedingungen gegenüber den bereits bestehendenlung von Netzwerken zwischen Bildungsstätten und den
Unternehmen führen dürfen. Auch die Investition vonAbbau von Vorurteilen gegenüber der unternehmeri-
Risikokapital von Privatpersonen in kleinen Unterneh-schen Tätigkeit passen ausgezeichnet in diese Strategie.
men muß ebenfalls steuerlich gefördert werden, undAuch das im Kommissionsdokument angesprochene
auch die Übertragung von Unternehmen als sogenannteErfordernis einer Anpassung des Konkursrechts einiger
„going concern“ muß steuerlich ohne größeren WirbelMitgliedstaaten kann dazu beitragen, daß gescheiterte
stattfinden können; gerade die Frage der ÜbertragungUnternehmer nicht mehr als „Verlierer“ betrachtet
von Betrieben, die von der Nachkriegsgeneration vonwerden.
Unternehmen gegründet wurden, wird in den kommen-
den Jahren sehr aktuell sein.Selbstverständlich muß in diesem Zusammenhang ge-

achtet werden auf einGleichgewicht der dabei berührten
Interessen, nicht zuletzt der Gläubiger, zugleich muß 3.3. Rechtsvorschriften und Regelungen über geisti-
jedoch ein Rechtsrahmen geschaffen werden, der eine ges Eigentum (u.a. Patentrecht und Vorschläge für ein
zweite Chance nicht von vornherein im Keim erstickt. sogenannte kleines Patent oder Nutzungsrecht) sind ein

wesentlicher Aspekt bei der Förderung innovativer
2.2. Zu den Empfehlungen an die Adresse der Mit- Entwicklungen bei mittelständischen Betrieben. Im Ver-
gliedstaaten ist anzumerken, daß bereits in einer frühen bund mit der Verbesserung des Zugangs kleiner Betriebe
Phase der Berufsausbildung von Jugendlichen auf die zu neuem technologischen Know-how und die Bildung
Chancen, die die selbständige unternehmerische Tätig- von Clustern zwischen Betrieben eröffnen sich hier
keit für die persönliche Entwicklung bietet und die potentielle Chancen, um das Innovationspotential gera-
gesellschaftliche Funktion, die von den Unternehmern de der kleinen Unternehmen zu steigern. In Anbetracht
ausgeübt wird, hingewiesen werden muß. der Tatsache, daß viele und oftmals sehr komplexe

Aspekte zusammenkommen, müssen in der Tat — wie
die Kommission feststellt — in den Mitgliedstaaten

3. Prioritäre Maßnahmen zur Verbesserung der Rah- — soweit noch nicht vorhanden — dezentral leicht
menbedingungen der Unternehmen zugängliche und kostengünstige Netze von Informa-

tions- und Beratungsstellen von und für KMU eingerich-
3.1. Unternehmer werden bei ihrer Tätigkeit mit tet werden.
einer ganzen Reihe von Vorschriften konfrontiert, die
ihnen die Gesellschaft in unterschiedlicher Form zur

3.4. Auf diese Weise müßte der Zugang kleinerAuflage macht: Steuerrecht, Sicherheitsvorschriften,
Unternehmen zu gemeinschaftlichen F+E-ProgrammenUmweltbestimmungen, Niederlassungsbedingungen,
erleichtert werden, was wahrscheinlich auch bedingenRaumordnungsvorschriften, Lizenzen u. dgl. bringen
wird, daß die Zugangsbedingungen zu diesen Program-leider allzu oft — und vielfach auch noch völlig unnötig-
men angepaßt werden müssen. Zumindest in diesererhebliche Erschwernisse mit sich, zumindest für kleine
Hinsicht ist ein kleinesUnternehmennicht als internatio-Betriebe. Anhand von Untersuchungen konnte nachge-
naler Konzern im Kleinformat anzusehen. Deswegenwiesen werden, daß die mit Verwaltungsaufwand ver-
muß die Kommission auch darauf achten, daß beibundenen Kosten gerade für kleine Unternehmen eine
Partnerschaften, die auf lokaler oder regionaler Ebene
im Rahmen der Verwaltung der Strukturfonds zustande(1) ABl. C 19 vom 21.1.1998.
kommen, die Organisationen der KMU in den Entschei-(2) ABl. C 355 vom 21.11.1997.
dungsprozeß auch wirklich einbezogen werden, so daß(3) KOM(98) 126 endg.
sie ihre Initiativen als gleichberechtigter Partner einbrin-(4) KOM(97) 187 endg.

(5) ABl. C 157 vom 25.5.1998. gen können.
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4. Förderung unternehmischer Initiative in der Sozial- tel-, Gaststätten- und Fremdenverkehrsgewerbe und
Kleinindustrie.wirtschaft

5.2. Der Ausschuß kann sich des Eindrucks nicht
4.1. Die Kommission macht zu Recht auf das große erwehren, daß beim Ansatz der Kommission diese
Potential aufmerksam, das die Sozialwirtschaft bezüg- wichtigeGruppe etwas aus dem Blick gerät: Der Schwer-
lich der Schaffung von Arbeitsplätzen aufweist. Dabei punkt wird offensichtlich auf die neu gegründeten,
geht es um Unternehmen bzw. Organisationen, die nicht innovativen und schnell wachsenden Unternehmen ge-
in erster Linie gewinnorientiert sind. Solche Unterneh- legt. Dies birgt das Risiko in sich, daß das besondere
men haben sich in den einzelnen Mitgliedstaaten in Augenmerk für die „Gazellen“ unter den Betrieben die
unterschiedlichem Maße entwickelt, so daß eine echte erforderlichen Maßnahmen bezüglich der bestehenden
Gemeinschaftspolitik auf diese Politik nur sehr zaghaft Betriebe zu kurz kommen läßt. Der Ausschuß ist der
konkrete Formen annimmt. Viel weiter als zu einem Ansicht, daß das politische Konzept ausgewogen sein
Erfahrungsaustausch zwischendenMitgliedstaatenwird muß, dergestalt, daß bereits bestehende Betriebe zu
man wahrscheinlich auch nicht kommen, was jedoch gleichen Wettbewerbsbedingungen auf dem Markt ope-
nicht bedeuten darf, daß die Mitgliedstaaten und die rieren können wie Neukömmlinge.
Kommission den wichtigen Beitrag der Sozialwirtschaft

5.3. Und gerade weil die unternehmerische TätigkeitfürdasGemeinweseneinfachübergehendürfen.Die jetzt
ein dynamischer Prozeß ist, der von der Gründung, demangekündigten Initiativenmüssen aber imEinvernehmen
Ausbau und der Weiterentwicklung bis letztendlich zurmit den betroffenen Organisationen noch vertieft wer-
ÜbertragungoderAufgabe einesBetriebes reicht,müssenden, was bislang offensichtlich noch nicht der Fall ist,
all diese Facetten des Lebenszyklus eines Unternehmensso daß ein endgültiges Urteil über diesen Teil des
in gleichem Maße die gebührende politische Aufmerk-vorgeschlagenen Programms noch nicht möglich ist. Die
samkeit erfahren. Mit diesem Vorbehalt kann derIdee von Programmen über spezielle Europa-Diplome
Ausschuß die von der Kommission in ihrer Mitteilungdürfte zumindest auf den ersten Blick betrachtet ange-
entwickelte Vision und die dazugehörende Durch-sichts der bislang fehlenden Zuständigkeit der Europäi-
führungsstrategie voll und ganz unterstützen.schen Union im Bereich des Inhalts von Ausbildungspro-

grammen Probleme aufwerfen. Erfahrungsaustausch in
5.4. Der Ausschuß ist jedoch der Meinung, daß dieden Mitgliedstaaten über spezifischen Unterricht von
von der Kommission vorgeschlagene jährliche Bewer-Personen, die im Bereich der Sozialwirtschaft tätig sind,
tungdergemeinschaftlichenundeinzelstaatlichenPolitikim Wege eines Netzes von Bildungsstätten bietet sich
auf diesem Gebiet auch dem Ausschuß offiziell übermit-eher als Lösung an und wäre sicherlich sehr nützlich.
telt werden sollte; wenn nämlich nur der Rat und
das Europäische Parlament gehört werden, könnte die
Schaffung einer gesellschaftlichen Plattform für die

5. Schlußbemerkungen Fortführung dieser Politik beeinträchtigt werden.

5.5. Diese Bewertung müßte nach Einschätzung des
5.1. Bei dem Bemühen um ein dauerhaftes Wirt- Ausschusses über den üblichenTätigkeitsbericht hinaus-
schaftswachstum in Europa spielen viele Aspekte eine gehen. In Anlehnung an die „Ergebnistafel“ für den
wichtige Rolle. Die Förderung von unternehmerischer Binnenmarkt müßte sie eine Art Barometer (bzw. „Vor-
Initiative ist dabei nur einer dieser Faktoren und gewiß sorgeuntersuchung“) sein, anhand dessen festgestellt
nichtder unwichtigste Parameter. Esmuß jedochvermie- werden kann, ob und in welchen für die Unternehmen
den werden, daß die Erwartungen zu hoch angesetzt wichtigsten Bereichen die Europäische Union und die
werden und sich hinterher Enttäuschung breitmacht. einzelnen Mitgliedstaaten Fortschritte erzielt haben.
Natürlich gibt es imKMU-Bereich viele raschwachsende Die bereits angesprochene BEST-Gruppe kleidet ihre
Betriebe, die zur Verbesserung der Arbeitsmarktlage diesbezügliche Sichtweise in ihrem Bericht in folgende
beitragen. Zugleich gibt es aber auch zahlreiche Kleinst- Worte. „Es ist allmählich an der Zeit, daß wir es nicht
betriebe, die ihren Beschäftigten ein gutes Auskommen bei derDiskussiondarüber bewenden lassen,wiewichtig
bieten.DieseBetriebewachsenabernichtundwollen sich es ist, für die richtigen Rahmenbedingungen für die
in vielen Fällen auch gar nicht vergrößern. Gleichwohl mittelständischen Unternehmen Sorge zu tragen, son-
machen diese häufig in ihrer Tätigkeit auf den örtlichen dern die Bedürfnisse der Unternehmen in den Mittel-
Bereich beschränkten Unternehmen den Hauptteil der punkt unseres politischen Handelns rücken.“
KMU aus und sind für die europäischen Wirtschaften
ein unverzichtbarer Faktor. Dabei handelt es sich in der 5.6. NachAnsichtdesAusschusseswäreeine jährliche

Checkliste möglicherweise ein nützliches Instrument beiRegel um kleine Unternehmen der eher traditionellen
KMU-Sektoren wie etwa Einzelhandel, Handwerk, Ho- der Verwirklichung der soeben zitierten Zielvorgabe.

Brüssel, den 27. Mai 1998.

Der Präsident

des Wirtschafts- und Sozialausschusses

Tom JENKINS
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Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem „Vorschlag für einen Beschluß
des Europäischen Parlaments und des Rates über einen allgemeinen Rahmen für die

Gemeinschaftstätigkeiten zugunsten der Verbraucher“ (1)

(98/C 235/17)

Der Rat beschloß am 12. Februar 1998, den Wirtschafts- und Sozialausschuß gemäß
Artikel 129 a des EG-Vertrags um Stellungnahme zu dem vorgenannten Vorschlag zu ersuchen.

Die mit derVorbereitung der Arbeiten beauftragte Fachgruppe Umweltschutz, Gesundheitswe-
sen und Verbrauch bildete eine Studiengruppe und bestellteHerrnKoopman zum Berichterstat-
ter.

Der Ausschuß bestellte auf seiner 355. Plenartagung (Sitzung vom 28. Mai 1998) Herrn
Koopman zum Hauptberichterstatter und verabschiedete mit 94 gegen 8 Stimmen bei
3 Stimmenthaltungen folgende Stellungnahme.

1. Einleitung — die Förderung und Vertretung der Verbraucherinte-
ressen.

1.1. In der Begründung ihres Vorschlags erwähnt die
Eine indikative Auflistung der Tätigkeiten nach Berei-Kommission die Stärkung der Verbraucherpolitik im
chen ist im Anhang aufgeführt.vergangenen Jahrzehnt, die ihrenHöhepunkt imVertrag

von Amsterdam findet. Bisher gab es keinen Basisrechts-
akt für die Finanzierung von Gemeinschaftstätigkeiten 1.5. Der Vorschlag erfaßt drei Arten von Maßnah-
zur Unterstützung der Verbraucherpolitik. men: diejenigen, die die Kommission selbst in Gang

setzt, diejenigen zur Förderung von Tätigkeiten der
europäischen Verbraucherorganisationen und vorwie-1.2. Der Entwurf für einen Beschluß des Parlaments gend von den Verbraucherorganisationen der Mitglied-und des Rates stellt einen „Basisrechtsakt“(2) für solche staaten aufgelegte spezifische Projekte.Tätigkeiten dar, die finanzielle Unterstützung aus dem

Ansatz im Unionshaushalt für Verbraucherpolitik und
Gesundheitsschutz der Verbraucher erfordern. Er setzt 1.6. Der gesamteHaushaltsansatz für diese fünf Jahre
einen Rahmen für Tätigkeiten im Zeitraum 1999-2003, wird auf 114 Millionen ECU veranschlagt.
unterläßt aber eine Auflistung aller in diesem Zeitraum
auszuführenden Tätigkeiten, da es nicht möglich ist, 1.7. Die finanzielle Unterstützung für Tätigkeitenpräzise allemöglicherweise im Interesse derVerbraucher europäischer und einzelstaatlicher Verbraucherorgani-notwendigen Maßnahmen vorauszusehen. sationen im Zusammenhang mit den erwähnten Berei-

chen (siehe 1.4) darf grundsätzlich 50% der Ausgaben
zur Durchführung der Projekte nicht übersteigen.1.3. Der Vorschlag für einen Beschluß gründet sich

auf Artikel 129 a des EG-Vertrags. Die Kommission
kündigt jedoch an, daß sie, falls der Vorschlag nicht 1.8. Die Bedingungen für die Gewährung finanzieller
vor dem Inkrafttreten des Vertrags von Amsterdam Hilfe werden in den Artikeln 7-9 des Vorschlags für
verabschiedet wird, diesen noch einmal überprüfen einen Beschluß aufgeführt. Artikel 7 behandelt die
und auf die Grundlage der durch den neuen Vertrag Kriterien Kosten-Nutzen-Verhältnis, Multiplikatorwir-
eingeführten Artikel 152 und 153 stellen könnte, mit kung und Verbreitung. Die Verfahren der Bewerbung
denen die Verbraucherpolitik erweitert wird. und Genehmigung von Projekten setzt Artikel 8 ausein-

ander, und die Anforderungen für Prüfung und Beglei-
tung sowie Belegnachweis werden in Artikel 9 beschrie-1.4. Die Kommission gliedert die Tätigkeiten, die
ben.womöglich finanzielle Unterstützung erfordern, in vier

Kategorien:

1.9. Im Finanzbogen ist eine grobe Aufschlüsselung
— Gesundheit und Sicherheit der Verbraucher; des gesamten Haushaltsansatzes für den Zeitraum von

fünf Jahren sowie eine vorläufige Aufteilung in die
— Schutz der wirtschaftlichen Interessen der Verbrau- verschiedenen Bereiche für die drei Tätigkeitsarten

cher; enthalten.

— Bildung und Information der Verbraucher über ihre
Rechte und 2. Allgemeine Bemerkungen

2.1. Der Wirtschafts- und Sozialausschuß zeigt sich(1) ABl. C 108 vom 7.4.1998, S. 43.
erfreut ob der mit der Entwicklung der Gemeinschaft(2) Im Sinne von Artikel 22 der Haushaltsordnung (in ihrer
zunehmenden Bedeutung der Verbraucherpolitik. Ihrekonsolidierten Fassung vom 20.12.1996 — SG B.4 (96)

S. 674). Ursprünge lassen sich womöglich bis ins Jahr 1961
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zurückverfolgen, als das für Landwirtschaft zuständige 2.3. Der Ausschuß pflichtet zwar der Auffassung bei,
daß ein Basisrechtsakt als solcher geschaffen werdenMitglied der Kommission Sicco Mansholt zum ersten

Mal Verbrauchervertreter zur Diskussion von Themen muß, merkt aber an, daß dies auf zwei verschiedene
Arten geschehen kann: i) durch einen Rahmen, der diegemeinsamen Interesses einlud. Die erste eigene Abtei-

lung, die Themen der Verbraucherpolitik bearbeitete, Tätigkeiten grob in Bereiche unterteilt darstellt, so
wie es der hier zu behandelnde Kommissionsvorschlagwurde 1968 im Rahmen der GD IV eingerichtet. 1973

wurdeeineDienststelle fürUmwelt-undVerbraucherpo- vorsieht, und ii) durch einen Rahmen, in dem ein
konkreter gefaßtes mittelfristiges Politikprogramm denlitik eingerichtet, die 1981 in die GD XI umgewandelt

wurde. Eine separate Dienststelle Verbraucherpolitik Dreh- und Angelpunkt bildet. Der Ausschuß teilt nicht
dieAuffassung derKommission, daß so ein mehrjährigesentstand 1989 als Vorläuferin der 1995 eingerichteten

GD XXIV. Der jüngste Schritt in der organisatorischen Programm diese Funktion nicht übernehmen könne,
denn, so die Kommission, „in SachenVerbraucherschutzEntwicklung bestand 1997 in der Ausdehnung ihrer

Zuständigkeiten auf Gesundheitsthemen. Diese Ver- ist es ... undenkbar, auf fünf Jahre hinaus sämtlichen
Problemen, die ein Tätigwerdender Gemeinschaft erfor-änderungen waren das Ergebnis verstärkter Bedeutung

und Notwendigkeit von Verbraucherpolitik in der Euro- dern, im einzelnen vorzugreifen“.
päischen Gemeinschaft.

2.3.1. Erstens ist es nicht nötig, die Zukunft genau zu
kennen, will man ein Mehrjahresprogramm aufstellen.2.2. Der Ausschuß vermag der von der Kommission Die Einzelheiten der während dieser Zeit auszuführen-angestellten Überlegung zur Schaffung eines Basisrechts- den Tätigkeiten können später hinzugefügt werden,akts für die Finanzierung von Maßnahmen zugunsten wie in so vielen Gemeinschafts(Rahmen) programmen.der Verbraucherpolitik in der Gemeinschaft zu folgen, Zweitens wurde die EU-Verbraucherpolitik immer, seitwenngleich er anmerken möchte, daß bislang das Fehlen ihren Anfängen 1975, im Kontext eines mittelfristigeneines solchen Rechtsakts die Kommission nie davon Programms betrieben. Das gilt für das erste und zweiteabgehalten hat, derartige Projekte zu finanzieren. (Fünfjahres-)Verbraucherschutzprogramm, das Pro-
gramm „new impetus“, den ersten und zweiten 3-

2.2.1. Die Schaffung eines Basisrechtsakts steht in Jahresaktionsplan und schließlich die aktuellen „Ver-
Einklang mit Artikel 22 der Haushaltsordnung, aus dem braucherpolitischen Prioritäten (1996-1998)“.
hervorgeht, daß zur Ausführung in bezug auf die im
Haushaltsplan für bedeutende Gemeinschaftsaktionen 2.3.2. Der Ausschuß bedauert, daß das neue mehr-
ausgewiesenen Mittel zuvor ein Basisrechtsakt zu erlas- jährige Aktionsprogramm nocht nicht fertiggestellt ist,
sen ist. denn es hätte weitere Leitlinien für die Mittelzuweisung

für vorgeschlagene Maßnahmen und Tätigkeiten in der
nahen Zukunft vorgeben können und sollen. Auf diese2.2.2. Zusätzlich kann die Schaffung eines Basis-

rechtsakts in Verknüpfung mit der Bestimmung über die Weise hätte eine Diskussion aller Themen, die von
dem Dreieck Basisrechtsakt, Tätigkeitsprogramm undZuweisung von Haushaltsmitteln über einen Zeitraum

von fünf Jahren mehr Klarheit und Gewißheit hinsicht- (gesamter) Haushaltsansatz umfaßt werden, stattfinden
können.lich des Umfangs der Mittel herstellen, die die GD XXIV

für die Durchführung ihrer Politik zur Verfügung hat.
In der Vergangenheit ließ das Verfahren, in dem ihr 2.3.3. Die Unterbreitung eines solchen mehrjährigen
jährlicher Haushalt festgelegt wurde (vergl. Artikel 203 Programms hätte auch eher auf der Linie von Artikel 1
des Vertrages), viel zu wünschen übrig, da der Haushalt der Erklärung des Europäischen Parlaments, des Rates
immer Objekt der Machtspiele zwischen dem Rat (der und der Kommission vom 6. März 1995 zur Aufnahme
kürzen wollte) und dem Parlament (das aufstocken von Finanzvorschriften in Rechtsakte(1) gelegen, wo die
wollte) war. Rede von „Mehrjahresprogrammen“ und nicht von

(indikativen) „politischen Rahmen“ ist.
2.2.3. In gleicher Weise kann die Schaffung eines
Basisrechtsakts für die Mittelzuweisung eine willkom- 2.3.4. Der Ausschuß unterstützt den Rahmen trotz-
mene Gelegenheit bieten, rasche, effiziente und unzwei- dem, denn dieser scheint flexibel genug zu sein, um das
deutige Verfahren für die Finanzierung der Projekte fest geplante Mehrjahresprogramm für Verbrauchermaß-
einzurichten und die von den Empfängern zu erfüllenden nahmen voll zu erfassen, vorausgesetzt, ein ausdrückli-
Bedingungen adäquat festzulegen, so daß die verbürgten cher Verweis auf dieses Aktionsprogramm wird in den
Ziele der Rechnungslegung in klar durchschaubarer vorgeschlagenen Rahmen selbst aufgenommen. Auf
Weise erreicht werden. Glücklicherweise wurden die diese Weise würde die Kommission die unabdingbare
Finanzierungsverfahren für 1998 imVergleich zu vergan- Verbindung zwischen dem vorgeschriebenen Basis-
genen Jahren schon erheblich verbessert. rechtsakt für die Ausführung bezüglich im Haushalt

ausgewiesenerMittel imBereichVerbraucherpolitik und
ihrem Mehrjahresprogramm herstellen. Dieses Aktions-2.2.4. Darüber hinaus bahnt der Vorschlag den Weg
programm sollte also am 1. Januar 1999 einsetzen, undfür eine angemessene Definition der Kriterien, die
seine Laufzeit sollte grundsätzlich mit dem ZeitraumVerbraucherorganisationen erfüllen müssen, um für
des Rahmens übereinstimmen. Der Ausschuß will diefinanzielle Unterstützung in Frage zu kommen. Die
im Anhang zu dem Vorschlag genannten TätigkeitenRepräsentativität der Organisationen ist in diesem Zu-

sammenhang ein gewichtiger Faktor. Die Kommission
könnte bei ihrer Beurteilung jedoch weitere Kriterien
anlegen. (1) ABl. C 102 vom 4.4.1996.
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jetzt nicht diskutieren, da er seine Ansichten umfassend gründet, bzw. gegebenenfalls neue Verteilungen, im
neuen Aktionsprogramm erkennbar gemacht werden.zu dem geplanten Aktionsprogramm kundzutun ge-

denkt. Dieses Programm wird eine viel bessere Diskus-
sionsgrundlage für die weitere Entwicklung der EU- 2.7. Der Ausschuß stellt mit Befriedigung fest, daßVerbraucherpolitik abgeben als der vorgeschlageneRah- der Rahmen für die Beteiligung der assoziierten Ländermen. Mittel- und Osteuropas offensteht, und geht davon aus,

daß die Mittel für diese Beteiligung außerhalb des
Finanzansatzes für diesen Rahmen aufgebracht werden.

2.4. Der Ausschuß würde eine Überprüfung des Vor- Der Ausschuß hat seine Ansichten zur Bedeutung der
schlags auf Grundlage der einschlägigen neuen Vertrags- Verbraucherpolitik für diese im Übergang begriffenen
bestimmungen, die aus dem Vertrag von Amsterdam Länder in einer früheren Stellungnahme(1) zum Aus-
hervorgehen, begrüßen, sollte sich diese Gelegenheit druckgebrachtundhofft auchangesichtsder imZugeder
bieten. Er fordert die Kommission dringend auf, ihre Erweiterung notwendigen Schritte, daß die Entwicklung
Vorstellungen davon, wie diese neuen Zuständigkeiten und Verwirklichung beiderseitig nützlicher Projekte
Maßnahmen im Bereich der Verbraucherpolitik beein- ausreichend Unterstützung finden wird.
flussen können, so schnell wie möglich darzulegen,
damit die Diskussion über dieses Thema zeitgleich zu
diesem Vorschlag beginnen kann. Die Kommission 3. Besondere Bemerkungenkönnte so einen geänderten Vorschlag machen oder
eine Änderung des Beschlusses vorschlagen, sobald der
Vertrag von Amsterdam in Kraft getreten ist. Auf jeden Erwägungsgründe in der Präambel
Fall muß sich das noch in der Entwicklung befindliche
neue Aktionsprogramm auf diese Bestimmungen

3.1. Im elften Erwägungsgrund wird sinngemäß diegründen.
Integration von Aspekten der Verbraucherpolitik mit
anderenGemeinschaftspolitiken erwähnt.Hierzubedarf
es zweier Anmerkungen. Zunächst und besonders im2.5. Der Ausschuß ist der oben erwähnten Erklärung
Lichte des neuen Artikels 153 Absatz 2 sollten Bezüge(siehe 2.3.3) eingedenk, nach der die Haushaltsbehörde
zu anderen wichtigen Politikfeldern, wie öffentlicheund die Kommission „außer im Falle neuer objektiver
Dienstleistungen, Finanz- und Währungsfragen (Euro),und fortdauernder Gegebenheiten ...“ nicht von der
Landwirtschaft und Außenhandel (WTO) hergestelltgesamten Finanzzuweisung abweichen werden. Er hält
werden. Zweitens bedeuten Bezüge auf diese Themenaber fest, daß angesichts des horizontalen Ansatzes und
aber nicht zwangsläufig, daß finanzielle Verpflichtungender fortlaufenden Entwicklung der Verbraucherpolitik
für solche Maßnahmen aus dem Haushalt der GD XXIVwie auch der Unvorhersehbarkeit künftiger Ereignisse
zu decken wären. Das Wesen der Integrationspolitik— und das vor dem Hintergrund begrenzter Haushalts-
heißt letztendlich, daß die Verantwortlichen für diemittel — der Verlust an Flexibilität, den die Verabschie-
bewußten anderen Politikbereiche auch verantwortlichdung eines Finanzrahmens bedeutet, nicht leicht genom-
und rechenschaftspflichtig für die Integration von —men werden sollte.
in diesem Falle — Verbraucherinteressen sind. Diese
Verantwortlichkeit umfaßt grundsätzlich auch die finan-

2.5.1. Der Ausschuß unterstreicht deshalb die Not- zielle Komponente der betreffenden Maßnahme(2). Der
wendigkeit einer gewissen Flexibilität bei der Mittelzu- Gedanke sollte in dem Vorschlag zum Ausdruck kom-
weisung für denFall unvorhergesehenerEreignisse inden men.
Tätigkeitsbereichen, die der vorgeschlagene Beschluß
erfaßt. In ihren jährlichen Berichten an das Europäische

Artikel 1: Finanzieller RahmenParlament und den Rat (Artikel 12 Absatz 1 des
Vorschlags für einen Beschluß) könnte die Kommission
gegebenenfalls auf größere, durch fehlende Finanzmittel 3.2. Beim Vergleich der jährlichen Haushaltsansätze,
bedingte Unzulänglichkeiten bei den zugunsten der die für den Zeitraum 1999-2003 vorgeschlagen werden,
Verbraucher ergriffenen Maßnahmen hinweisen. Mit mit denjenigen der letzten Jahre, muß der Ausschuß
diesen Informationen würde dem Europäischen Parla- leider feststellen, daß die Beträge für eine Vielzahl von
ment und dem Rat Gelegenheit gegeben, weitere Mittel Tätigkeiten Kürzungen bedeuten. Das ergibt sich aus der
für bestimmte Bereiche bereitzustellen. Einbeziehung neuer Tätigkeitsbereiche in den Haushalt

der GD XXVI, was hauptsächlich auf die BSE-Krise
zurückzuführen ist. Er vermerkt, daß diese Kürzungen2.5.2. DerAusschußmöchtedarüberhinaus vorschla-
im Widerspruch zu der zunehmenden Bedeutung dergen, daß genügend Spielraum für die Einführung eines
Verbraucherpolitik auf Gemeinschaftsebene stehen, dieneuen Basisrechtsakts zur Bestimmung neuer Finanzvor-

schriften gelassen wird, um zweckmäßig handeln zu
können, falls entsprechende Ereignisse in nicht von

(1) Siehe Stellungnahme des WSA zur Mitteilung der Kommis-diesem Rahmen erfaßten Bereichen eintreten.
sion Verbraucherpolitische Prioritäten (1996-1998), ABl.
C 295 vom 7.10.1996, S. 14, Ziffer 2.9.

(2) Dieser Grundsatz wurde z. B. bei der Bereitstellung von
2.6. DerAusschußgehtdavonaus,daßdieZuweisung EU-Mitteln für Neuwagen-Beurteilungsprogramme, mit
von Mitteln für die drei Arten von Maßnahmen und die denen die Fahrzeuge in Sicherheitskategorien eingestuft
vier Kategorien von politischen Anliegen vorläufig ist. werden, berücksichtigt. Er sollte allerdings eine wesentlich

breitere Anwendungsgrundlage finden.Er hofft, daß die Erwägungen, auf die sich die Verteilung
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u.a. im Vertrag von Amsterdam zum Ausdruck kommt. menhängen und der Weise, wie diese Tätigkeiten in dem
vorgeschlagenenallgemeinenRahmenbetriebenwerden,Daher fordert der Ausschuß die Kommission und die

Haushaltsbehörde auf, den Haushalt für Verbraucher- Übereinstimmung herrscht. Der WSA fordert die Kom-
mission dringend dazu auf, Mechanismen vorzuschla-politik für den Zeitraum 2000-2003 über den von der

Kommission vorgeschlagenen sehr geringen Zuwachs gen, die die GD XXIV in die Lage versetzen, andere
relevante politische Absichten in einem frühen Stadium(der aus dem Zuwachs des Gemeinschafts-BIP abgeleitet

wird) hinaus zu erhöhen(1). Der Ausschuß ist der besser zu berücksichtigen und damit zu Konsistenz und
Komplementarität derGemeinschaftspolitikenbeizutra-Ansicht, daß das Mehrjahresprogramm, das die Kom-

mission gegenwärtig entwirft, zusätzliche Argumente gen. In diesem Zusammenhang verweist er auf eine
Reihe von Ratsentschließungen über die Notwendigkeitfür eine solche Erhöhung bringen könnte.
einer verstärkten Integrationvonverbraucherpolitischen
Erwägungen in andere Bereiche wie auch auf die3.3. Der Ausschuß möchte in diesem Zusammenhang
zahlreichen Stellungnahmen, in denen sich derAusschußbetonen, wie wichtig die finanzielle Unterstützung von
zu diesem Gesichtspunkt äußerte(2).Verbraucherorganisationen ist, weil letztere eine aktive

Rolle bei der Gestaltung des Binnenmarkts spielen 3.6.1. Der Ausschuß fordert die Kommission auf,
müssen. IhrBeitragwirddasVertrauender370Millionen bis heute durchgeführte entsprechende Maßnahmen
in der Gemeinschaft lebenden Verbraucher in das zu evaluieren. In diesem Zusammenhang sollten die
Funktionieren des Binnenmarkts stärken. BemühungenderGDXIum Integration (z. B. das System

von „Umweltberichterstattern“ in anderen GD) als
Beispiel dienen. Desgleichen sollte die Anwendung desArtikel 2: Art der Maßnahmen
Konzepts der „Verbraucherfolgenabschätzung“ auf-
merksam betrachtet werden.

3.4. Entsprechend den unter Ziffer 2.3.4 gemachten
Bemerkungen über die notwendige Verknüpfung des Artikel 4: MaßnahmenbereicheAktionsprogrammsmit demrechtlichenRahmen schlägt
derAusschuß folgende Änderung des Artikels 2 Buchsta- 3.7. Diese Bereiche stimmen vollkommen überein mit
be a vor: den Zielsetzungen in dem neuen Artikel 153 Absatz 1

und werden vom Ausschuß voll und ganz gebilligt.
„von der Kommission durchgeführte Maßnahmen Wenn auch Themen wie die Durchsetzung der Verbrau-
zur Unterstützung und Vervollständigung der in den cherpolitik oder die rechtliche Stellung desVerbrauchers
Mitgliedstaaten verfolgten Politik und zur Gewähr- nicht explizit erwähnt werden, können sie doch wichtige
leistung ihrer Weiterentwicklung, Aktualisierung Elemente der aufgeführten Bereiche darstellen. Der
und Fortführung im Rahmen des Mehrjahrespro- Anhang enthält eine grobe Liste der Tätigkeiten nach
gramms unter den im (neuen) Artikel 5 festgelegten Bereichen. Es wird nicht klar, inwieweit diese Liste bei
Bedingungen;“ der Auswahl von Projekten der Verbraucherorganisatio-

nen zur finanziellen Unterstützung von entscheidender
3.4.1. In diesem neuen Artikel 5 sollten dann die Bedeutung ist. Der Ausschuß fordert die Kommission
Bedingungen für die Aufstellung eines Mehrjahrespro- auf, diesen Gesichtspunkt aufzuklären. Er erwartet,
grammes detaillierter erläutert werden. Dabei könnten daß die Kommission bei der Erstellung des neuen
z. B. folgende Aspekte angesprochen werden: die Dauer AktionsprogrammsundderFestlegungseinerPrioritäten
des Programms, ein Verweis auf seine Prioritäten, die in ihrer MitteilungVerbraucherpolitische Prioritäten
Evaluierungsgesichtspunkte und das Vorhandensein (1996-1998)(3) enthaltenen neuen Leitlinien und die
eines Absatzes zu den Finanzen. seither erzielten Fortschritte berücksichtigen wird.

3.5. Eine explizite Finanzzuweisung des Gesamthaus- Gegenwärtiger Artikel 5: Kriterien für die Anspruchs-
halts verteilt auf die drei Arten von Maßnahmen ist berechtigung europäischer Verbraucherorganisationen
nicht vorhanden, läßt sich aber von intimen Kennern
der Verbraucherpolitik aus dem groben Verteilungs- 3.8. DerAusschuß istmit der inArtikel 5.1 gegebenen
raster des Finanzbogens im Anhang ableiten. Angesichts Definition der europäischenVerbraucherorganisationen
der Vorläufigkeit dieser Beträge wäre jedoch mehr einverstanden. Diese Definition würde sicherstellen, daß
TransparenzhinsichtlichderVerteilungwünschenswert. nur aktive und unabhängige Organisationen mit einer

starken repräsentativen Basis für EU-Förderung in Frage
kommen.Artikel 3: Integration von Verbraucherinteressen in

andere Politikbereiche
Artikel 6: Kriterien für die Anspruchsberechtigung
einzelstaatlicher Organisationen

3.6. Unbeschadet der Bemerkungen unter Ziffer 3.1
über die Verantwortlichkeit für die Integration von 3.9. DerAusschuß istmit der weitgefaßtenDefinition
Verbraucherinteressen in andere Politikbereiche, ist das einzelstaatlicher Organisationen, die für finanzielle Un-
fürVerbraucherfragen zuständigeKommissionsmitglied
dafür verantwortlich, daß zwischen der Art der Behand- (2) Insbesondere in seiner Stellungnahme über den Binnen-
lung von Verbraucheraspekten in anderen Zusam- markt und Verbraucherschutz, siehe Absatz 3 (ABl. C 39

vom 12.2.1996, S. 12).
(3) Siehe Stellungnahme des WSA zur Mitteilung der Kommis-

sion Verbraucherpolitische Prioritäten (1996-1998), ABl.(1) Natürlich im Rahmen des Steigerungshöchstsatzes von
1,27%. C 295 vom 7.10.1996, S. 14 (insbesondere Ziffer 1.9).
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terstützung in Frage kommen können, nicht einverstan- — Die politische Unabhängigkeit der Organisation von
der Regierung sollte im Statut verankert sein. Dieden. Die Kommission ist der Meinung, daß nicht allein

Verbraucherorganisationen, sondern auch andere im Organisation sollte von der Geschäftswelt finanziell
unabhängig sein und schon einige Jahre vollgültigenInteresse der Verbraucher lohnende Projekte unterbrei-

ten können. Zwar bestreitet der Ausschuß nicht, daß Rechtsstatus und einen gewissen inneren Organisa-
tionsgrad besitzen.diese anderen Organisationen interessante Projekte vor-

schlagen können, ist aber der festen Überzeugung, daß
dieser Artikel besser auf die (bedingte) Unterstützung — Dieses letztere Element sowie ihre finanzielle Grund-
von Verbraucherorganisationen beschränkt bleiben soll- lage sollten für ihre Lebensfähigkeit sprechen.
te: die Gewährung finanzieller Unterstützung an Ver-
braucherorganisationen in einem Bereich stärkt diese — Ihre Mitgliederschaft, die aus Einzelpersonen oderauch im weiteren Sinne und veranlaßt dadurch auch die

wiederum Organisationen bestehen kann, sollte imVerfolgung anderer verbraucherpolitischer Ziele. Es Vergleich mit anderen Organisationen erheblichist festzuhalten, daß diese Ansicht, die Stärkung der sein.Verbraucherorganisationen stelle einen Wert an sich
dar, mit den Überlegungen der Kommission unter Ziffer

3.10.2. Ein weiterer Faktor kann in der Funktion der9.2 des Finanzbogens für den Vorschlag übereinstimmt.
betreffendenOrganisationbeiderpolitischenVertretung
derVerbraucher bestehen.Zusätzlich sollten dieseOrga-3.9.1. Die Kommission kann sich an den Kosten für nisationen über die bloß lokale oder regionale Ebenevon anderen Organisationen, wie z. B. Forschungsinsti- hinaus einen relevanten Faktor darstellen.tuten, Universitäten oder „centres of excellence“ vorge-

schlagenen Projekten beteiligen, falls diese der Verfol-
gung ihrer eigenen Ziele dienlich sein sollten. Solche 3.11. Der Ausschuß hegt jedoch die Hoffnung, daß
Unterstützung sollte jedoch in einem besonderen Artikel diese Kriterien bald in allen Mitgliedstaaten verfügbar
desRahmenvorschlagsbegründetund ineinergetrennten sein werden. Darüber hinaus ist der Ausschuß der
Haushaltslinie abgerechnet werden. Ansicht, daß Verbraucherorganisationen in Mitglied-

staaten, wo die Verbrauchervertretung weniger entwik-
kelt ist, sich leichter qualifizieren sollten als solche in

3.10. Der Ausschuß ist der Auffassung, daß ein- Mitgliedstaaten, in denen die Verbraucherbewegung
zelstaatliche Verbraucherorganisationen eine Reihe von weiter fortgeschritten ist, wie es analog die Grundsätze
Bedingungen erfüllen sollten, um für Unterstützung der EU-Kohäsionspolitik vorsehen.
durch die Kommission in Frage zu kommen(1).

3.10.1. Wie bereits gesagt, sollten diese Organisatio- Artikel 5 und 6: Umfang der finanziellen Unterstützung
nen gewissen Ansprüchen hinsichtlich ihrer Repräsenta-
tivität genügen. Die entsprechenden Kriterien sind von

3.12. In Artikel 5 Absatz 3 und Artikel 6 Absatz 3Mitgliedstaat zu Mitgliedstaat unterschiedlich, und ihre
wird festgelegt, daß „die finanzielle Unterstützung ...Festlegungmußaufgrunddes Subsidiaritätsprinzips dem
grundsätzlich 50 % der ... Kosten ... nicht übersteigen“Ermessen der Mitgliedstaaten anheimgestellt werden(2).
darf. Zusätzliche Informationen seitens der KommissionIn Ermangelung einzelstaatlicher Kriterien bleibt es der
fürAntragsteller auf Gemeinschaftsbeihilfe fürVerbrau-Kommission überlassen, die Repräsentativität anhand
cherprojekte imJahre1998besagen,daßdiesebegründenihrer eigenen Kriterien zu prüfen. Wichtig ist in diesem
müssen, warum mehr Unterstützung beantragt wird, daZusammenhang:
weitere Kriterien fehlen. Der Ausschuß fordert die
Kommission auf, nach Möglichkeit zu erklären, unter

— Zweck der Organisation sollte laut Statut die Vertre- welchen Umständen dieser Prozentsatz überschritten
tung und Verfolgung von Verbraucherinteressen werden kann, da auf diese Weise die Zahl der Anträge,
sein. die abgelehnt werden müssen, verringert werden kann.

Vielleicht kann die Finanzierung des ANEC(3), das
Verbraucherinteressen bei der Normung so angemessen

(1) Sektorale Verbraucherorganisationen (z. B. für den öffent- vertritt und einen viel höheren Anteil seiner Kosten
lichen Personenverkehr und öffentliche Versorgungsbetrie- erstattet bekommt, der Kommission dabei helfen, diese
be) könnten auch von den für diese Bereiche zuständigen Bedingungen genauer zu definieren. Die KommissionGeneraldirektionen unterstützt werden, was von dem sollte aufgrund der Erfahrungen aus der VergangenheitBeitrag abhängig gemacht werden sollte, den diese Organi-

in ihren anschließenden Ausschreibungen Erwägungen,sationen zur Verfolgung der Ziele leisten, auf die die Politik
die eine Finanzierung von mehr als 50 % der Kostender fraglichen Generaldirektionen ausgerichtet ist.
eines Projekts begründen können, näher angeben.(2) Siehe auch Artikel 3 des gemeinsamen Standpunkts des

Rates zu der vorgeschlagenen Richtlinie über Unterlas-
sungsklagen zum Schutz der Verbraucherinteressen (ABl. Der Begriff „Funktionskosten“ bedarf ebenfalls derC 389 vom 22.12.1997). Gemäß diesem Artikel sind Klärung. Der Ausschuß ist der Ansicht, daß Infrastruk-die „qualifizierten Einrichtungen“ nach dem Recht der

turkosten nicht zu diesen Funktionskosten zu zählenMitgliedstaaten zu errichten. In diesem Zusammenhang
sind und deswegen erstattungsfähig sein sollten.ist jedoch zu bedenken, daß in einigen Mitgliedstaaten

staatliche Stellen (und damit keine Verbraucherorganisa-
tionen) zu qualifizierten Einrichtungen bestimmt wurden.
Außerdem haben nicht alle Mitgliedstaaten Repräsentati- (3) Europäischer Verband für die Koordinierung der Verbrau-

chervertretung bei der Normung.vitätskriterien festgelegt.
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Artikel 7: Kriterien der Projektauswahl die Finanzierung von Projekten mit einer Laufzeit von
mehr als einem Jahr getroffen werden, damit mehr
Kontinuität und effizientere Nutzung der Mittel erreicht3.13. Zwar kann sichderAusschußden vorgeschlage-
werden. Die Kommission könnte ihren Verbraucheraus-nen Kriterien weitgehend anschließen, findet aber, daß
schuß bei der inhaltlichen Gestaltung der Bekanntma-sienochweiter ausgefeiltwerdenmüßten,umkonkretere
chung zu Rate ziehen, auf die in Artikel 8 Absatz 1Anleitung zu liefern (weiterer Klärung bedarf zum
Bezug genommen wird.Beispiel die Bedeutung des Wortes „dauerhaft“). Der

Ausschuß geht davon aus, daß dies in den von der
3.15. Der Ausschuß ist angetan von den BemühungenKommission jährlich veröffentlichten Ausschreibungen
der Kommission um eine Abkürzung der bürokratischender Fall sein wird (siehe Artikel 8 Ziffer 1). Im Hinblick
Verfahren hinsichtlich der Anforderungen für die Rech-auf die Ausschreibung für die Finanzierung der Projekte
nungsprüfung, die insbesondere den kleinen Organisa-des Jahres 1998 möchte der Ausschuß jedoch bemerken,
tionen wertvolle Zeit ersparen. Die Bestimmungen desdaß, obwohl im Vergleich zur Vergangenheit schon
Artikels 9 Absatz 1 stellen einen wichtigen Schritt in dieviel größere Klarheit geschaffen wurde, noch weitere
richtige Richtung dar. Der Ausschuß gibt der HoffnungBemühungen vonnöten sind. Der Ausschuß sieht die
Ausdruck, daß weitere Verbesserungen angebracht wer-Einführung von Kriterien, nach denen die Antragsteller
den, um eine bessere Ausgewogenheit zwischen Nutzendie Ergebnisse von Projekten vorhersagen müssen, mit
und administrativer Belastung bei kleineren ProjektenSkepsis, da diese Aussagen nicht immer von Beginn an
zu erzielen.mit Sicherheit gemachtwerdenkönnen. Schließlichweist

der Ausschuß darauf hin, daß die Verbreitung der
Artikel 12: BerichterstattungErgebnisse Kosten verursacht, die in die Gesamtkosten

der zur finanziellen Unterstützung vorgelegten Projekte
3.16. Der Ausschuß schlägt vor, den Inhalt deseingerechnet werden sollten.
Jahresberichts, den die Kommission an das Europäische
Parlament und den Rat übermitteln wird, auf

Artikel 8 und 9: Verfahren Problemfälle und eine bloßeBeschreibung derTatsachen
zu beschränken. Bürokratischer Papieraufwand ist zu
vermeiden. Er geht davonaus, daß lediglich dieErgebnis-
se einiger Projekte als Teil des laufenden Evaluie-3.14. Der Ausschuß drängt darauf, daß die Kommis-

sion auch Zeitpläne für ihre eigenen Tätigkeiten wie die rungsprozesses der Kommission in diese Berichte einge-
hen. Ist das derFall, sowäredieKommission gutberaten,Beurteilung und Auswahl von Projekten, die Bekanntga-

be der Antragsteller, den Abschluß von Verträgen und diesen Absichten genauer Ausdruck zu verleihen. Der
Ausschuß sieht mit Befriedigung, daß ein Evaluierungs-die eigentliche Finanzierung der Projekte aufstellt. In der

Vergangenheit gab es insbesondere bei den Zahlungen bericht über die Funktionsweise des „allgemeinen Rah-
mens“ spätestens Ende Juni des Jahres 2002 vorgelegtlange Verzögerungen. Zeitpläne werden Unterstützer

und Unterstützte in gleicher Weise zu Transparenz und werden wird. Diese Ergebnisse sollten bei der Formulie-
rung eines Vorschlags für den folgenden „Rahmen“ alsDisziplin anhalten und damit für eine ordnungsgemäße

Planung sorgen. Schließlich sollte eine Bestimmung für Grundlage dienen. Darüber hina

Brüssel, den 28. Mai 1998.

Der Präsident

des Wirtschafts- und Sozialausschusses

Tom JENKINS
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Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem „Vorschlag für eine Verord-
nung (EG) des Rates zur Änderung der Verordnung Nr. 136/66/EWG über die Errichtung

einer gemeinsamen Marktorganisation für Fette“ (1)

(98/C 235/18)

Der Rat beschloß am 6. April 1998, den Wirtschafts- und Sozialausschuß gemäß Artikel 43
und 198 des EG-Vertrags um Stellungnahme zu dem vorgenannten Vorschlag zu ersuchen.

Die mit der Vorbereitung der Arbeiten beauftragte Fachgruppe Landwirtschaft und Fischerei
nahm ihre Stellungnahme am 12. Mai 1998 an. Berichterstatter war Herr Quevedo Rojo.

Der Ausschuß verabschiedete auf seiner 355. Plenartagung (Sitzung vom 28. Mai 1998) mit
67 gegen 11 Stimmen bei 8 Stimmenthaltungen folgende Stellungnahme.

1. Einleitung — Aufteilung der Garantiehöchstmenge auf die ver-
schiedenen Mitgliedstaaten nach folgendem
Schlüssel:

1.0. Die vorgeschlagenen Änderungen der GMO-
Spanien 625 210 t (40,0160 %)Verordnungen stehen in Zusammenhang mit der in der

Agenda2000vorgesehenenGAP-Reform.DieHauptaus- Frankreich 3 065 t (0,1962 %)
gaben des EAGFL im Bereich der Märkte bilden die
Beihilfen für die drei großen Gruppen „kontinentaler“ Griechenland 389 038 t (24,9000 %)
Erzeugnisse (COP-Kulturen — Getreide, Ölsaaten, Ei-

Italien 501 175 t (32,0770 %)weißpflanzen — Milch und Rindfleisch). Für diese drei
Gruppen werden zwei Drittel der Gesamtausgaben des Portugal 43 915 t (2,8107 %);
EAGFL aufgewendet, die von 63,75 % im Jahr 1986 auf

— Abschaffung der Verbrauchsbeihilfe;67,2 % im Jahr 1996 gestiegen sind. Diese Erzeugnisse
sind traditionell am stärksten für die seit dem Bestehen — Abschaffung der Beihilfe für Kleinerzeuger;der GAP entstandenen Überschüsse verantwortlich. Im
Vergleich dazu haben die drei Haupterzeugnisse des — Ersetzung der öffentlichen Intervention durch eine
Mittelmeerraums (Wein, Olivenöl und Tabak) einen Regelung zur privaten Lagerhaltung;
Anteil von knapp 10% an den Gesamtausgaben des

— Für nach dem 1. Mai 1998 vorgenommene Pflanzun-EAGFL, im Vergleichszeitraum sanken die Ausgaben
gen wird keine Erzeugerbeihilfe gewährt. Davonhier von 13 % im Jahr 1986 auf 9,8 % im Jahr 1996.
ausgenommen sind nach diesem Datum vorgenom-
mene Pflanzungen, die Teil des von der Kommission

1.0.1. Bei den GMO für die Mittelmeererzeugnisse vorgesehenen Modernisierungsprogramms für den
muß berücksichtigt werden, daß sie einen prozentual Olivenanbau sind.
höheren Anteil an der Schaffung von Arbeitsplätzen
haben als die „kontinentalen“ Erzeugnisse. Im Falle 1.1.1.2. Zweite Etappe:
der Erzeugnisse des Mittelmeerraums wurden bei der

— Erstellung einer zuverlässigen Datenbasis zu An-Änderung der GMO Dringlichkeitsverfahren ange-
baufläche, Anzahl der Olivenbäume und Erzeuger-wandt, die sie gegenüber den „kontinentalen“Erzeugnis-
betriebe für die Festlegung der zweiten Etappe;sen und den dort angewandten Verfahren benachteilig-

ten; dies gilt sowohl hinsichtlich der Abschaffung der — Maßnahmen zur Qualitätsverbesserung und zurüblichen Konsultierung der wirtschaftlichen und sozia- Verkaufsförderung, die nicht näher spezifiziert wer-len Gruppen als auch der Eile bei der Beschlußfassung. den;

— Das Verbot des Verschnitts wird weiterhin nicht
behandelt;1.1. Wichtigste Elemente des Kommissionsvorschlags

— Aufhebung der Beihilfe- und Marktregulierungs-
1.1.1. Eine Reform in zwei Etappen, davon die erste bestimmungen in der Verordnung Nr. 136/66/EWG
(Übergangszeitraum) für dieWirtschaftsjahre 1998/1999 über die Errichtung einer gemeinsamen Marktorga-
bis 2000/2001, die zweite Etappe ab dem 1. November nisation für Fette ab 1. November 2001.
2001.

2. Allgemeine Bemerkungen1.1.1.1. Erste Etappe:

— Erhöhung der Garantiehöchstmenge von 1 350 000 t 2.1. Eine Reform in zwei Etappen
auf 1 562 000 t;

2.1.1. Die erste Etappe stellt eine echte Reform
dar, deren Ausrichtung mit der zweiten Etappe nicht
übereinstimmen muß. Der Hauptgrund für diese Vorge-(1) ABl. C 136 vom 1.5.1998, S. 20.
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hensweise ist das Fehlen zuverlässiger Daten, um eine Jahren berücksichtigt, d.h. den Durchschnittswert von
zwei normalen Zweijahreszyklen.echte Reform vor dem 1. November 2001 vornehmen zu

können. Es wird auf eine sofortige Reform gesetzt, bei
der entgegen der Schlußfolgerung 1 der Stellungnahme 2.2.4. Der Zeitraum wirkt sich diskriminierend aus,
des Ausschusses (CES 600/97)(1) und der Entschließung da diese Zahlen jährlich entsprechend den unmittelbar
des Parlaments die Auswirkungen der Änderung außer vorhergehenden Wirtschaftsjahren überprüft werden
acht gelassen werden. müßten und nicht für die gesamte sogenannte „Über-

gangsperiode“ auf der Grundlage der Daten zwischen
2.1.2. Der Grund für diese Eile scheint in der Furcht 1992/1993 bis 1996/1997 gleich bleiben dürften. Die
vor dem Auftreten struktureller Überschüsse zu liegen. Länder, die im gemeinsamen Rahmen der geltenden
Im Wirtschaftsjahr 1996/1997, in dem die Weltproduk- GMOmehr indieQualität, dieErneuerungderPflanzun-
tion einen historischen Höchstwert erreichte, kam es gen und die technologische Innovation investiert haben,
jedoch nicht zu derartigen Überschüssen. würden für ihre Anstrengungen bestraft.

2.1.3. Stabilisierend wirkt sich aus, daß nur für
vor dem 1. Mai 1998 vorgenommene Pflanzungen ein 2.3. Ein verfrühter, unvollständiger Vorschlag
Beihilfeanspruch besteht; dadurch wird die Gefahr
von Überschüssen auf die Erzeugungskapazität der 2.3.1. Das bereits genannte Fehlen zuverlässiger Da-
derzeitigen Pflanzungen und deren etwaige Erneuerung ten führt dazu, daß der „Übergangszeitraum“ überstürzt
beschränkt. festgelegt wurde, wie dies zahlreiche Unzulänglichkeiten

beweisen.
2.1.4. Ein weiterer Grund, die Reform umgehend
durchzuführen, könnte darin bestehen, die Quoten 2.3.2. Der Wegfall der Regelung für Kleinerzeugereiniger Erzeugerländer gegenüber anderen sicherstellen muß durch besondereMaßnahmen aufgefangenwerden,zu wollen, da im Ölbausektor dieser Länder als Folge die das Überleben kleiner und mittlerer Betriebe gewähr-derMarktdynamikundderGMOungleiche Investitions- leisten. Diese stellen in einigen Mitgliedstaaten 55 % derund Innovationsanstrengungen unternommen wurden. Arbeitsplätze im Agrarsektor und tragen wesentlich zur

Vermeidung der Landflucht und zum Erhalt der Umwelt
2.1.5. Zusammenfassend gesagt ist die Durchführung bei.
der ersten unpassenderweise als Übergangsphase be-
zeichneten Etappe der Reform nicht gerechtfertigt,

2.3.3. Ebensowenig wird die unterschiedlichesolange nicht die Ölbaukartei die auch von der Kommis-
Ertragsfähigkeit der Olivenhaine berücksichtigt. Nebension und dem Rechnungshof geforderte zuverlässige
strukturschwachenundmarginalenOlivenhainen (derenDatenbasis liefern kann.
Ertrag bei weniger als 1 000 kg/ha liegt), gibt es sehr
ertragreiche Olivenhaine, mit denen auch zu Marktprei-2.1.6. Die Daten der Ölbaukartei könnten für die sen noch Gewinne erzielt werden können. Diese Unter-zweite Etappe der Reform die Festlegung anderer Krite- schiede sind ständig, nicht bloß sporadisch gegeben.rien und Mechanismen geraten sein lassen. Dies wäre Daher könnten aufgrund der im Kataster erfaßtenfür den Sektor verhängnisvoll und könnte falsche Signale Anbauflächen jedes Betriebs und der Menge der erwirt-setzen. schafteten und vermarkteten Ernte die Grundlagen für
eine kontinuierliche Staffelung der Erzeugerbeihilfe nach
der Produktivität festgelegt werden. Dadurch könnte2.2. Eine ungenügende Garantiehöchstmenge und eine
der marginale Olivenanbau beibehalten werden und esfehlerhafte, diskriminierende Aufteilung nach ein-
würde ein angemessener, nicht übermäßiger Anreiz fürzelstaatlichen Garantiemengen.
die Erneuerung und Innovation geschaffen.

2.2.1. Die Garantiehöchstmenge wird auf 1 562 400 t
heraufgesetzt und liegt damit unter dem Gemeinschafts-

2.4. Ungerechtfertigte Abschaffung der Interventions-verbrauch im Wirtschaftsjahr 1996/1997 (1 657 000 t
regelunggemäß dem Bericht des Europäischen Parlaments) und

demvoraussichtlichenVerbrauch in dennächsten Jahren
2.4.1. Die Abschaffung der Interventionsregelungals Folge des Nachgebens der Marktpreise.
kann spekulative Bewegungen auslösen. Durch die
private Lagerhaltung ist weder die Versorgung der2.2.2. Der für die Festlegung der Garantiehöchstmen-
Märkte noch die Aufrechterhaltung der Einkommen derge und der einzelstaatlichen Garantiemengen zugrunde
Landwirte gewährleistet. Auch kann ihre Abschaffunggelegte Zeitraum ist falsch gewählt und führt zu Diskri-
nicht mit dem Argument gerechtfertigt werden, daß dieminierungen.
Erzeugung gefördert wird, wenn nur vor dem 1. Mai
1998 vorgenommene Pflanzungen beihilfeberechtigt2.2.3. Der Zeitraum ist aufgrund des im wesentlichen
sind.zweijährigen Vegetationszyklus des Olivenbaums falsch

gewählt. Er müßte einige Jahre umfassen (mindestens
2.4.2. Dabei wird vergessen, daß die Interventionsre-sechs), damit er nach Abzug der Jahre besserer und
gelung dieRegulierung der Preise undMärkte imnötigenschlechterer Ernten mindestens die Daten von vier
Augenblick ermöglicht,was sich inderVergangenheit als
sehr nützlich erwiesen hatundkaumKosten verursachte.
Bekanntlich können die Ernteschwankungen von Jahr(1) ABl. C 287 vom 22.9.1997.
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zu Jahr ein Drittel der jährlichen Durchschnittsproduk- Beeinträchtigung der Umwelt, insbesondere die Erosion
zu verhindern, denn die Olivenhaine sind die Baum-tion ausmachen, daher sind Pufferlagerbestände zwi-

schen den Wirtschaftsjahren unerläßlich. bestände in der EU, die die fruchtbaren Gebiete von den
Wüstenzonen trennen.

2.5. Vorbeugende Betrugskontrolle 2.7.2. FürOlivenhaine auf anfälligenBöden, die einen
großenTeil derAnbaufläche ausmachen, sind besondere

2.5.1. Um die Zahl der Betrugsfälle zu senken, wird Maßnahmen notwendig, die in dem Vorschlag der
vorgeschlagen, die Beihilfen für Kleinerzeuger und die Kommission nicht vorgesehen sind.
Verbrauchsbeihilfe abzuschaffen und gleichzeitig die
Kontrolle den Mitgliedstaaten zu übertragen, sobald die

2.7.3. Die Staffelung der Erzeugerbeihilfe könnteeinzelstaatlichen Garantiemengen festgelegt sind. Diese
dazu beitragen, daß für den Olivenanbau auf anfälligemMaßnahmen sind unzureichend und stellen ein Sichda-
Boden eine Einheitsbeihilfe (pro Kilogramm erzeugtemvonstehlen der Kommission aus der Verantwortung dar.
und vermarktetem Öl) gewährt wird, die sehr weit über
der Beihilfe für den bewässerten Olivenanbau liegt,2.5.2. DurcheineeffizienteundtatsächlicheKontrolle
dessen Produktionskosten allein durch die Marktpreisedes in den Ölmühlen erzeugten Öls und des Handels
ausgeglichen werden können.ließen sich möglicherweise Betrügereien vermeiden. Der

Ausschuß regt daher an, die Angaben über den Ausstoß
ölhaltiger Schlempe der Ölmühlen mit den von den

3. TafelolivenPressen zurTresterölerzeugungabgenommenenMengen
desselben Produkts zu vergleichen. Diese physische
Kontrolle des tatsächlich erzeugten und vermarkteten 3.1. DieserSektorwirdnur inderBegründungberück-Olivenöls muß mit einer Vereinfachung der Verwaltung sichtigt. Es ist unerläßlich, bereits jetzt schon Stützungs-der Beihilfen einhergehen. Sie ist durchführbar und maßnahmen für diesen Sektor vorzusehen, dessen Über-würde darüber hinaus die Rationalisierung der Erzeu- leben stark gefährdet ist. Auch er bietet vieleArbeitsplät-gung und des Marktes ermöglichen. So könnte die ze unddieMöglichkeit einerDiversifizierung desOliven-durch den Wegfall der Kleinerzeugerbeihilfen fehlende anbaus.Kontrolle ausgeglichen und auch die doppelte Kontrolle
ersetzt werden, die durch die ebenfalls gestrichene
Verbrauchsbeihilfe bestand.

4. Schlußfolgerungen

2.6. Förderung des Verbrauchs und Verbesserung der
Qualität von Olivenöl 4.1. Führungsrolle Europas und Agenda 2000

2.6.1. Olivenöl hat einen Anteil von 3 % an der 4.1.1. Die führende Rolle Europas bei Erzeugung und
Erzeugung und von 3,5 % am Verbrauch von pflanzli- Verbrauch von Olivenöl muß erhalten bleiben. Dafür
chen Ölen. Bisher entstanden keine strukturellen ist es wesentlich, daß alle Erzeugerländer die vorgeschla-
Überschüsse. In vielen Ländern, auch in vielen der EU, gene Reform unterstützen.
ist der Verbrauch sehr gering.

4.1.2. Ein derartiger Reformvorschlag ist umsetzbar,2.6.2. Der Verbrauch in Ländern mit höherem Le- wenn die Leitlinien des Berichts des Europäischenbensstandard ist als Folge der Marketingkampagne des Parlamentsbefolgtwerden,diedergesamteölerzeugendeInternationalen Olivenölrats beachtlich gestiegen. Sektor der EU einstimmig billigte. Die Einheit dieses
Sektors ist vongrundlegenderBedeutung, soll die führen-

2.6.3. Inder vorhergehenden StellungnahmedesWSA de Rolle Europas bestehen bleiben.
wurde die Finanzierung dieser Marketingkampagnen
durch die EU empfohlen. Ferner wurde vorgeschlagen,

4.1.3. Die in dem Bericht des Parlaments enthaltenenauf Ölverschnitt zu verzichten oder ihn zumindest auf
Leitlinien sind finanziell realisierbar. Zwei zusätzlichedem Etikett anzugeben, um Unklarheiten zu vermeiden.
Maßnahmen sind erforderlich: a) Erhöhung der Finanz-
mittel der GMO für Olivenöl im Zusammenhang mit2.6.4. Die Förderung des Verbrauchs von hochwerti-
der in der Agenda 2000 für die anderen Sektorengem Olivenöl durch Marketingkampagnen, die mit
vorgesehenenErhöhung; b) eine Staffelung der Erzeuger-der abgeschafften Verbrauchsbeihilfe finanziert werden
beihilfe nach der Ertragsfähigkeit, die allen Olivenerzeu-könnten, könnte es ermöglichen, die in dem Bericht des
gern ein Einkommen sichert und zur Erhaltung derIOR für 2005 erwartete durchschnittliche Jahresproduk-
Arbeitsplätze beiträgt.tion (1 962 000 t), insbesondere in Nordeuropa und in

Ländern wie z. B. den Vereinigten Staaten, Japan,
4.1.4. Die EU muß ernsthafte Anstrengungen unter-Kanada und Australien, auf den Markt zu bringen.
nehmen, um ihre führende Rolle bei Erzeugung, Ver-
marktung und Innovation in diesem Sektor zu erhalten.

2.7. Erhaltung der Umwelt Dafür sind unerläßlich: a) eine von der EU und den
anerkanntenErzeugerorganisationen finanzierteMarke-
tingkampagne für hochwertiges Olivenöl, um den Ver-2.7.1. Die Fortsetzung des Olivenanbaus ist in vielen

Regionen der EU derzeit die einzige Alternative, um die brauch entsprechend der erwarteten Produktionssteige-
rung anzuheben; b) eine Qualitätsgewährleistung durchAufgabe vieler Olivenhaine und die damit verbundene
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ein Verbot des Verschnitts und dessen Ahndung, um das 5. Besondere Bemerkungen
Ansehen des Erzeugnisses zu wahren; c) ein kontinuierli-
ches spezifisches FTE-Programm, das die führende Rolle 5.1. Artikel 4
auf dem technischen Gebiet sicherstellt.

Der Ausschuß ist der Ansicht, daß die hier vorgeschlage-
ne Änderung nicht angemessen ist, da der Interven-4.1.5. Bereits in ihrer ersten Mitteilung betrachtet die
tionsmechanismus in seiner derzeitigen Form beibehal-Kommission den Sektor Olivenöl als eine potentielle
ten werden muß, soll der Fortbestand des OlivenanbausGefahr und nicht als einen Sektor, der beträchtliche
sichergestellt werden.Möglichkeiten aufweist, wenn für sein Erzeugnis, dessen

Qualitäten weltweit anerkannt sind, angemessen gewor-
ben wird. Die wiederholt beschriebenen Eigenschaften 5.2. Artikel 5
des Olivenanbaus (Hauptarbeitgeber in den europäi-
schen Ziel-1-Regionen, ein zukunftsträchtiger Agrarbe- Der Ausschuß billigt die in Artikel 5 festgelegten
reich, wenn die Beihilfen mit den Mitteln der GMO nach garantierten einzelstaatlichen Mengen unter derVoraus-
der sehr unterschiedlichen Ertragsfähigkeit gestaffelt setzung, daß sie geändert werden, sobald die Kommis-
werden, ein dynamischer produzierender und weiterver- sionüber zuverlässigeAngabenzuErzeugung,Anbauflä-
arbeitender Sektor, in dem in den vergangenen Jahren che und Zahl der Olivenbäume in den Mitgliedstaaten
beträchtliche technische Neuerungen vorgenommen verfügt. Diese Mengen würden umgehend geändert,
wurden, ein Sektor, der in weiten Teilen Südeuropas ohne das Ende des Übergangszeitraums abzuwarten.
das Leben und die Kultur bestimmt) machen seine
Zukunft zu einer wichtigen Herausforderung für die 5.2.1. Der Ausschuß ist der Ansicht, daß sich die
EU. Garantiehöchstmenge aus dem Gesamtverbrauch der

Gemeinschaft plus den Ausfuhren minus den Einfuhren
errechnen sollte. Dazu käme die für die Sicherstellung4.1.6. In dem Vorschlag der Kommission bleiben bis von Pufferlagerbeständen zwischen den Wirtschaftsjah-auf einige positive Aspekte gegenüber dem Dokument ren notwendige Menge. Die Gesamtmenge dürfte damitvon 1997 die Ansichten des Sektors auch weiterhin auch dem vom Europäischen Parlament empfohlenenunberücksichtigt.WodieKommission einProblemsieht, Wert entsprechen.hält der Sektor bei geeigneten Förderungsmaßnahmen

eine Expansion des Erzeugnisses für möglich, das als
5.3. Artikel 11Folge der absehbaren Zunahme des Angebots

erschwinglicher sein wird. Die derzeitigen Trümpfe
dieses Sektors (in bezug auf Arbeitsplätze, soziale, Der Ausschuß hält es für wichtig, in den unter Artikel 11

vorgesehenen Verkaufsförderungskampagnen die her-wirtschaftliche und umweltrelevante Faktoren, die
Führungsrolle im technischen Bereich) dürfen durch ausragende Rolle hervorzuheben, die Olivenöl bei der

Vorbeugung von Herzerkrankungen spielen kann. Dereinen reduktionistischen Ansatz und eine wegen fehlen-
der zuverlässiger Daten nicht gerechtfertigte Dringlich- Ausschuß betont, daß durch den Verzehr von Olivenöl

die Ausgaben für die Gesundheitspolitik der EU gesenktkeit nicht verspielt werden, zumal bei diesem Erzeugnis
keine strukturellen Überschüsse bestehen. und damit Haushaltsmittel eingespart werden können.

Brüssel, den 28. Mai 1998.

Der Präsident

des Wirtschafts- und Sozialausschusses

Tom JENKINS
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Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu der „Mitteilung der Kommission:
‘Aktionsplan zur Förderung der Freizügigkeit der Arbeitnehmer’“

(98/C 235/19)

Die Kommission beschloß am 2. Dezember 1997, den Wirtschafts- und Sozialausschuß gemäß
Artikel 198 des EG-Vertrags um Stellungnahme zu der vorgenannten Mitteilung zu ersuchen.

Die mit der Vorbereitung der Arbeiten beauftragte Fachgruppe Sozial- und Familienfragen,
Bildungswesen und Kultur nahm ihre Stellungnahme am 15. Mai 1998 an. Berichterstatter war
Herr Vinay.

Der Ausschuß verabschiedete auf seiner 355. Plenartagung (Sitzung vom 28. Mai 1998) mit
85 gegen 1 Stimme bei 1 Stimmenthaltung folgende Stellungnahme.

1. Einleitung auf Freizügigkeit garantiert werden kann, sind folgende
von besonderer Bedeutung: Aufenthaltsrecht, Rechte
der Familie, Gleichbehandlung im allgemeinen und im1.1. Die Freizügigkeit der Arbeitnehmer ist eine der
besonderen auf der Ebene des Steuerrechts und derHauptsäulen des Binnenmarktes, und die Möglichkeit
Sozialfürsorge.der tatsächlichen, uneingeschränkten Ausübung dieses

Rechts gewinnt mit der endgültigen Errichtung der
Wirtschafts- und Währungsunion noch größere Bedeu- 1.7. Damit sichderArbeitsmarkt tatsächlich zu einem
tung. Binnenmarkt in der Union entwickeln kann, muß für

eine umfassende Information der Bürger und der Unter-
nehmen sowie für eine verstärkte Zusammenarbeit1.2. Die Mitteilung der Kommission, mit der ein
zwischen den öffentlichen Arbeitsverwaltungen allerAktionsplan vorgeschlagenwird, basiert auf demBericht
Länder und dem EURES-Netz gesorgt werden.über die Freizügigkeit der Personen, der von der 1996

eingesetzten, hochrangigen Sachverständigengruppe un-
1.7.1. Besondere Aufmerksamkeit muß den Grenz-ter dem Vorsitz von Simone Veil erstellt wurde; diese
regionen gewidmet werden, wo sich die Arbeitskräfte-Gruppe hatte zum Abschluß ihrer Arbeiten am 18. März
mobilität stärkerentwickeltunddieProbleme imZusam-1997 ihre Bemerkungen und Vorschläge vorgelegt.
menhangmitderArbeitsvermittlung,der sozialenSicher-
heit und dem Steuerrecht weiter verbreitet sind.1.3. Die Freizügigkeit wird im wesentlichen noch von

den — zwar in der Folge aktualisierten — Rechtsvor-
1.8. Um eine umfassende Anwendung der Vorschrif-schriften aus dem Jahr 1968 geregelt, da die von der
ten sicherzustellen und die Probleme und Konflikte imKommission 1989 und 1990 vorgelegten Änderungs-
Bereich der Freizügigkeit der Arbeitnehmer zu verrin-vorschläge vom Rat nicht angenommen wurden.
gern, müssen die Mitgliedstaaten ihre Zusammenarbeit
intensivieren und ausweiten und zu diesem Zweck1.4. Nach Auffassung der hochrangigen Sachver-
spezifische Strukturen vorsehen.ständigengruppe sind diese Rechtsvorschriften inzwi-

schen unzureichend und unzulänglich geworden und
müssen weitgehend überarbeitet und ergänzt werden, 1.9. Zur besseren Information und größeren Auf-
was auch wiederholt in Entscheidungen des Europäi- klärung über die Rechte schlägt die Kommission beson-
schen Gerichtshofs, der sich in den letzten Jahrzehnten dere Aktionen, darunter Seminare und regelmäßige
in seiner Rechtsprechung mehrfach zu diesen Themen Publikationen, vor, die sich an die Bürger, Juristen und
geäußert hat, zum Ausdruck kam. öffentlichen Verwaltungen richten.

1.5. Die im Aktionsplan beschriebene Strategie sieht 1.10. Darüber hinaus soll die Ausarbeitung innovati-
fünf Schwerpunkte vor: ver Projekte zur Förderung der Freizügigkeit der Arbeit-

nehmer angeregt werden, die nach Artikel 6 der ESF-
— Verbesserung und Anpassung der Vorschriften; Verordnung finanziert werden sollen.

— Erhöhung der Transparenz des Arbeitsmarktes;
2. Allgemeine Bemerkungen

— Ausbau der Zusammenarbeit und Übernahme der
Verantwortung;

2.1. Der Ausschuß begrüßt den Aktionsplan und
fordert die Kommission auf, rasch spezielle Regelungen— bessere Aufklärung über das Recht auf Freizügigkeit
entsprechend den Bemerkungen und Schlußfolgerungenund Verstärkung der Außenwirkung;
der hochrangigen Sachverständigengruppe einzuführen.

— Durchführung innovativer Projekte.
2.2. Durch die immer stärkere Globalisierung der
Wirtschaft, die Entwicklung einer immer größeren1.6. Unter den Rechtsvorschriften, die vorrangig be-

handelt werden müssen, damit die Ausübung des Rechts Europäischen Union ohne Grenzen und die Notwendig-
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keit, außerhalb des eigenen Landes eine Arbeit zu suchen Union für alle europäischen Bürger — unter besonderer
Berücksichtigungdes ProblemsderBehinderten—sowieoder die Karriereaussichten zu verbessern, wird eine

immer größere Zahl von Menschen veranlaßt, kürzere für die aus Drittländern stammenden und rechtmäßig in
einem Mitgliedstaat wohnenden Personen(1). Es mußoder längere Phasen ihres Studiums oder Berufslebens

in anderen Ländern zu verbringen. eine Verbindung zwischen den Rechten der Arbeitneh-
mer, ihrem Gemeinschaftsacquis, und den Rechten
der Bürger, zwischen den sozialen Rechten und den2.3. Auf sozialer Ebene darf nicht vernachlässigt Bürgerrechten geschaffen werden.werden, welche Konsequenzen sich daraus im Hinblick

auf Rechte, Steuern, Arbeitsmöglichkeiten und Sozial-
2.9. Alles in allem ist die vollständige Beseitigungversicherungssysteme, aber auch für die Familie des
aller Hindernisse bezüglich der Freizügigkeit und desWanderarbeitnehmers ergeben, die auf keinen Fall
Aufenthaltsrechts der europäischen Bürger und nichtZwängen unterworfenwerden darf, die ihreZusammen-
nur der Arbeitnehmer eine politische, soziale und wirt-setzung und Beziehungen verändern.
schaftliche Priorität. Daher fordert der Ausschuß den
Rat auf, sobaldwiemöglichalle erforderlichenBeschlüs-

2.4. Es sindalsounumgängliche, drängendeProbleme se zur Erreichung dieses Ziels zu fassen.
zu lösen; an der Tatsache, daß die Überarbeitung der
Rechtsvorschriften zur Förderung der Mobilität der 2.9.1. Der Ausschuß hofft im übrigen, daß die
Arbeitnehmer, mit denen ihre Ansprüche und Schutz- Beschlußfassung mit qualifizierter Mehrheit bei Ent-
rechte anerkannt werden sollen, so spät in Angriff scheidungen des Rates auf die Koordinierung der Sozial-
genommen wird, zeigt sich, wie schwierig diese Frage schutzsysteme ausgedehnt wird, wie es auch bei anderen
ist. Es müssen daher bei allen der Wille und die Fragen des Binnenmarktes geschieht.
Bereitschaft da sein, konkrete Lösungen zu suchen, die
alle zufriedenstellen. 2.9.2. Der Ausschuß hofft daher, daß gleichzeitig mit

der Initiative derKommission die früheren Meinungsun-
terschiede zwischen Mitgliedstaaten überwunden wer-2.5. Die Freizügigkeit der Arbeitnehmer betrifft vor-
den können.rangig hochqualifizierte Berufe oder bestimmte Katego-

rien von Arbeitnehmern wie zum Beispiel die Beschäftig-
ten im Baugewerbe, im Gaststätten- und im Hotelsektor. 2.10. Zu befürworten ist der Versuch der Kommis-
Zum anderen ergeben sich heutzutage aber neue Anreize sion, die praktische Bedeutung von Artikel 48 des
im Zusammenhang mit der Lehrlingsausbildung und EG-Vertrags über die Freizügigkeit der Arbeitnehmer
den Tätigkeiten im Rahmen eines Volontariats oder auszudehnen. Der Ausschuß billigt insbesondere das
durch die Arbeitsuche. Bestreben der Kommission, die Anerkennung der Auf-

enthaltsrechte von Personen, die in einem anderen
Mitgliedstaat Arbeit suchen, zu verbessern und auszu-2.6. Die innergemeinschaftliche Mobilität schließlich
weiten und das Recht auf Familienzusammenführungkonzentriert sich immer stärker auf die Grenzregionen,
für jene, die in einem anderen EU-Staat wohnhaft sind,wo Probleme und einige entscheidende Fragen, zum
zu stärken. Diese Regelungen müssen mit ergänzendenBeispiel im Bereich der sozialen Sicherheit und des
bürgerlichen Rechten und Pflichten verbunden sein, dieSteuerrechts, unmittelbar gelöst werden müssen.
es den Betroffenen ermöglichen, uneingeschränkt an der
Gesellschaft und der Gemeinschaft, in der sie leben,

2.7. Nicht zu vergessen sind dieMillionen vonArbeit- teilzuhaben.
nehmern aus Drittländern in der gesamten Union: auch
für sie stellt sich das Problem der Ansprüche und 2.10.1. Der Ausschuß ist sich gleichzeitig dessen
Schutzrechte. bewußt, daß der Rechtsrahmen, der für die Ausübung

der Freizügigkeit erforderlich ist, nur einen ersten
Schritt zur Beseitigung der Hindernisse für die Mobilität2.8. AngesichtsdieserErwägungen ist vonBedeutung, darstellt. Trotz der in diesem Bereich in den letztendaßdiehochrangigeGruppedie tatsächlicheAnwendung Jahren erzielten Fortschritte gibt es in Wirklichkeitdes Grundprinzips der Freizügigkeit der „Personen“ immer noch protektionistische Praktiken, die die Frei-geprüft hat. Es könnte daher der Eindruck entstehen, zügigkeit in der EU beschränken. Es gibt noch nationaledaß der Zweck und das Ziel des Aktionsplans der Regelungen, die, wie die hochrangige Gruppe betont,Kommission zur Förderung der Freizügigkeit der „Ar- Bürgern aus einem anderen EU-Land trotz der imbeitnehmer“ zu eingeschränkt sind. Der Aktionsplan Vertrag niedergelegten und vom Gerichtshof bestätigtenzielt jedoch auf eine umfassendere Anerkennung des RechtedenZugangzudenArbeitsplätzen imöffentlichenBegriffs „Arbeitnehmer“ in Anwendung des im EU- Sektor versperren. Diese Regelungen sollten endgültigVertrag festgeschriebenen Grundprinzips der Freizügig- abgeschafft werden.keit ab.

2.10.2. Die Verwaltungsformalitäten im Zusammen-
2.8.1. Der Ausschuß ist für das Konzept der Kommis- hang mit der Anmeldung des Wohnsitzes, der sozialen
sion aufgeschlossen, mit dem auf pragmatische Weise
versucht wird, die Gemeinschaftsinstrumente bezüglich
der Freizügigkeit der Arbeitnehmer zu präzisieren und (1) Stellungnahme zu dem „Vorschlag für eine Richtlinie
weiterzuentwickeln; seiner Ansicht nach muß diese des Rates über die Reisefreiheit Staatsangehöriger von
Initiative jedoch einhergehen mit nachhaltigen Bemü- Drittländern innerhalb der Gemeinschaft“ — ABl. C 153

vom 28.5.1996.hungen zur Verwirklichung der Freizügigkeit in der
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Absicherung und dem Steuersystem wirken hemmend besteht, die in einem anderen Land als dem, in dem sie
ihren gewöhnlichen Wohnsitz haben, Arbeit suchenauf die Freizügigkeit. Für die Bearbeitung von Beschwer-

den und die Überwindung der Hindernisse für die wollen; desgleichen sollte die kurzfristige Verlängerung
der Aufenthaltserlaubnis für jene, die sich währendFreizügigkeit ist ein Zeitraum von etwa vier Jahren

erforderlich und somit keine rechtzeitige Lösung der mehrerer Zeiträume rechtmäßig in einem Mitgliedstaat
aufgehalten haben, abgeschafft werden, wenn die Sum-Probleme möglich — daher wären schnellere Systeme

zur Lösung der Streitfragen angebracht. me dieser Aufenthaltszeiten mehr als ein Jahr beträgt.
Dies istnichtnur für eine transparentere undkohärentere
Auslegung des Rechts auf Freizügigkeit, sondern auch2.10.3. Bei der gegenseitigenAnerkennung vonQuali-
für eine verstärkte Bekämpfung der Schwarzarbeit unab-fikationen, Ausbildungen und Berufserfahrungen gibt es
dingbar.Lücken und Verzögerungen, und auch die „übertragba-

re“ zusätzliche Altersversorgung ist noch lange nicht der
Normalfall. Es ist noch nicht in das Bewußtsein aller 3.1.1. Der Ausschuß befürwortet daher die Absicht
vorgedrungen, welches Potential in multikulturellen der Kommission, die Richtlinie 360/68/EWG in diesem
und mehrsprachigen Arbeitskräften steckt und welchen Sinne zu ändern, was im übrigen in den letzten Jahren
Wettbewerbsvorteil sie sowohl auf dem Gemeinschafts- auch der Europäische Gerichtshof in seiner Rechtspre-
markt als auch auf dem weltweiten Markt bieten. Es chung empfohlen hat.
muß jedoch auch eingeräumt werden, daß das Problem
der Sprachkenntnisse eine beträchtliche Hürde für die 3.1.2. Generell muß nach Ansicht des Ausschusses
Freizügigkeit in Europa darstellt. vermieden werden, daß kontinuierlich Diskrepanzen

zwischendenUrteilen desGerichtshofs unddenGemein-
schaftsvorschriften bestehen. Die aus den Urteilen des2.11. Wenn keine besser geregelte, strukturierte und

gemeinschaftsweit funktionierende Freizügigkeit er- Gerichtshofs resultierende Rechtsprechung muß einen
weiteren Anreiz zur raschen Durchführung aller erfor-reicht wird, besteht die Gefahr eines Wettbewerbs im

Bereich des Binnenmarkts, der destabilisierend wirken derlichen Ergänzungen und Anpassungen darstellen.
Mit der Annahme des Dokuments der Kommission wirdkann. Es kam bereits zu Fällen des „Sozialdumpings“,

in denen Arbeitnehmer aufgrund der Auftragsweiterver- daher ein politisches Zeichen gesetzt, dessen Bedeutung
die der einzelnen geprüften Punkte, denen sicherlichgabe an einen Subunternehmer in einem anderen Mit-

gliedstaat eingesetzt wurden und die Richtlinie über die auch große Bedeutung zukommt, übersteigt.
Entsendung von Arbeitnehmern nicht zur Anwendung
gelangte. Infolge dieser Methoden könnten nationale

3.2. Bezüglich der Frage der Familienzusammenfüh-Maßnahmen erlassen werden, die das individuelle Recht
rung, aus der sich selbstverständlich auch das Recht aufder Freizügigkeit bedrohen.
Gleichbehandlung und gesellschaftliche Integration aller
Familienangehörigen ableitet, beinhaltet der Vorschlag

2.12. Der Ausschuß weist darauf hin, daß im Zusam- der Kommission im wesentlichen eine umfassendere
menhang mit den künftigen Erweiterungen der EU die Anerkennung des Rechts der Familie auf Wahrung
Wanderbewegungen von Arbeitskräften, die in der ihrer Einheit nicht nur aufgrund der gefühlsmäßigen
Heranführungsphase und in der Übergangszeit auftreten Bindungen, sondern auch im Hinblick auf etwaige
können, durch angemessene Berücksichtigung in den Unterstützungspflichten,dieunabhängigvonderFinanz-
einschlägigen Abkommen und Verträgen geregelt wer- lage der Familie bestehen; dies wird vom Ausschuß
den müssen. natürlich befürwortet.

2.13. Der Ausschuß unterstützt außerdem den Vor- 3.2.1. Viele der oben erwähnten Fragen hängen mit
schlag der hochrangigen Gruppe, einem einzigen Kom- der Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 zusammen, deren
missionsmitglied das Mandat zu übertragen, alle Fragen Revision für eine umfassendere Ausübung des Rechts
bezüglich der Freizügigkeit zu koordinieren. auf Freizügigkeit unerläßlich scheint. Der Ausschuß,

der dem Vorschlag der Kommission für die neuen
Regelungen entgegensieht, erachtet es als außerordent-2.14. Schließlich ist noch hervorzuheben, daß die
lich wichtig, daß darin Bestimmungen aufgenommenBeseitigung der Hindernisse für die Freizügigkeit durch
werden, die für Wanderarbeitnehmer und ihre Familiedie Verbesserung und Anpassung der Gemeinschafts-
uneingeschränkte Gleichbehandlung und vollständigeinstrumente und eine entsprechende Zusammenarbeit
Integration in den Aufnahmemitgliedstaat gewähr-zwischen den Mitgliedstaaten nicht nur die Entstehung
leisten.einer größeren Solidarität in Europa fördert, sondern

auch entscheidend zur Stärkung der Grundlagen eines
3.2.2. Der Ausschuß empfiehlt insbesondere, daß die„sozialen Europas“ beiträgt.
laufende Rechtsprechung des Gerichtshofs über die
Gleichbehandlung aller Wanderarbeitnehmer und ihrer
Familien auf sozialer, wirtschaftlicher, steuerpolitischer3. Besondere Bemerkungen
und kultureller Ebene unter uneingeschränkter Anwen-
dung der Bürgerrechte in Änderungen der genannten

a) Verbesserung und Anpassung der Vorschriften Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 einfließt.

3.2.3. Der Ausschuß erkennt auch den besonderen3.1. In erster Linie müssen die Rechtslücken geschlos-
sen werden, aufgrund deren völlige Unklarheit über die sozialen Wert des Vorschlags der hochrangigen Gruppe

an, für Drittlandsangehörige, die Familienangehörigeverwaltungsrechtliche Situation der Unionsbürger
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eines EU-Arbeitnehmers sind, die Visumpflicht abzu- ten überwunden werden, die sich derzeit noch im
Zusammenhang mit der Einheitlichkeit der geltendenschaffen, und weist auf seine frühere diesbezügliche

Stellungnahme hin. Rechtsvorschriften stellen; es müssen einige Bestimmun-
gen wie z. B. die Bestimmungen über die Arbeitslosigkeit
überarbeitet, noch fehlende Gemeinschaftsmaßnahmen3.3. Für Grenzgänger sind folgende Probleme von z. B. in bezug auf die Adressaten der Richtlinien über dasbesonderer Bedeutung: Aufenthaltsrecht eingeführt und bisher ausgeschlossene
Bereichewie z. B.Vorruhestandsregelungenund Sonder-— die soziale Sicherheit aufgrund der unterschiedlichen regelungen für den öffentlichen Dienst einbezogen wer-Kriterien für die Gewährung der Leistungen bei den.Arbeitsunfähigkeit, der Arbeitslosenunterstützung,

Gesundheitsversorgung für den Arbeitnehmer und
3.4.3. Es müssen so rasch wie möglich Vereinbarun-seine Familienangehörigen usw.;
gen zwischen der EU und Drittländern, die besonders
von der Mobilität der Arbeitnehmer betroffen sind, wie— die steuerrechtliche Behandlung aufgrund der Über-
z. B. die Schweiz, aber auch mit allen kleineren Ländernlagerung der Steuerregelungen des Wohnsitzlandes
getroffen werden, damit die noch bestehenden Lückenund des Landes, in dem sie arbeiten.
geschlossen werden können.

3.3.1. In dem Dokument der Kommission wird nicht
3.4.4. Der Ausschuß bekräftigt seine in der Stellung-erläutert, welche Instrumente vorgesehen werden sollen,
nahme zu der „Mitteilung der Kommission über dieum auf die Probleme der Grenzgänger im Bereich
Modernisierung und Verbesserung des Sozialschutzes inder sozialen Sicherheit einzugehen, es wird lediglich
der Europäischen Union“(1) geäußerte Auffassung, daßbekräftigt, daß spezielle Vorschriften eingeführt werden
der Sozialschutz zur Stimulierung und Stärkung dersollten und daß 1998 dem Rat ein Vorschlag für die
Wirtschaftsleistung beitragen kann.Revision und die Vereinfachung der Verordnung (EWG)

Nr. 1408/71 vorgelegt wird. Der Ausschuß erwartet, daß
er vondendiesbezüglichenVorschlägenderKommission 3.5. Der Ausschuß unterstützt außerdem den Vor-im einzelnen Kenntnis erhält. schlag der Kommission für eine Änderung der Verord-

nung (EWG)Nr. 1408/71zurStärkungundVerbesserung
3.3.2. Da die Gemeinschaft keine klaren Befugnisse der Rechtsstellung von sich rechtmäßig in der Union
hinsichtlich der Steuerregelungen hat, werden diese aufhaltenden Arbeitnehmern aus Drittländern, der im
durchbilateraleAbkommen zwischendenverschiedenen November letzten Jahres gleichzeitig mit dem Ak-
Staaten beschlossen; Artikel 220 des EG-Vertrags enthält tionsplan vorgelegt wurde(2).
den einzigen diesbezüglichen Hinweis, nämlich daß die
Doppelbesteuerung zu vermeiden ist. Der Ausschuß

3.5.1. Der Ausschuß hat sich bereits positiv (3) inempfiehlt der Kommission, die Funktionsweise dieser
diesem Sinne geäußert und hervorgehoben, daß mit derSteuervereinbarungen eingehend zu prüfen, um eine
Annahme der Verordnung nicht nur die Grundsätze derMustervereinbarung ausarbeiten zu können, die den
Gleichbehandlung angewandt werden, sondern auch zurMitgliedstaaten vorgeschlagen werden soll.
Bekämpfung der illegalen Arbeit und der Schwarzarbeit
beigetragen wird.

3.4. Zahlreiche Gründe sprechen für eine Revision
der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71; generell ist eine

3.6. Die Kommission erwähnt den Vorschlag für eineVereinfachung und eine bessere Koordinierung der
Richtlinie über die zusätzliche Altersversorgung. DerSystemeder sozialenSicherheit inderUnion erforderlich,
Ausschußhathierzu einepositive Stellungnahmeabgege-wobei die veränderten sozialen und wirtschaftlichen
ben(4), auch wenn er ihn nur als einen ersten Schritt inBedingungen und die veränderten Gebräuche zu berück-
Richtung auf das Ziel der völligen Freizügigkeit imsichtigen sind.
Bereich der zusätzlichen Altersversorgung betrachtete.

3.4.1. DerAusschuß empfiehlt bei dieserGelegenheit,
die Vereinfachung unter völliger Wahrung der von 3.6.1. Es muß betont werden, daß der Vorschlag
jedem Arbeitnehmer erworbenen Ansprüche und unter hauptsächlich zeitweilig entsandte Arbeitnehmer be-
uneingeschränkter Berücksichtigung der sozioökonomi- trifft. Verschiedene erhebliche Probleme im Zusammen-
schen Rahmenbedingungen eines jeden Mitgliedstaats hang mit der vollständigen Übertragbarkeit der zusätzli-
und einer jedenBerufsgruppedurchzuführen; derArbeit- chen Altersversorgung wie das Problem der Mindest-
nehmer muß dabei die Möglichkeit haben, Dienstzeiten
vollständig anrechnen zu lassen und während seiner
Laufbahn erworbene berufliche Qualifikationen zu be- (1) ABl. C 73 vom 9.3.1998.

(2) ABl. C 6 vom 10.1.1998.wahren. Letztendlich muß die Vereinfachung zur Er-
(3) Stellungnahme zu dem „Vorschlag für eine Verordnungleichterung der Freizügigkeit beitragen, da sie dieGleich-

(EG) des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG)behandlung aller Bürger zum Ziel hat.
Nr. 1408/71 in bezug auf deren Ausdehnung auf Staatsan-
gehörige von Drittländern“ — ABl. C 157 vom 25.5.1998.3.4.2. Im Rahmen der Modernisierung, bei der die (4) Stellungnahme zu dem „Vorschlag für eine Richtlinie des

große Zahl aufeinander abgestimmter nationaler Syste- Rates zur Wahrung ergänzender Rentenansprüche von
me berücksichtigt werden muß und die verschiedenen Arbeitnehmern und Selbständigen, die sich innerhalb der
Aspekte der Verordnung an die Rechtsprechung des Europäischen Union bewegen“ — ABl. C 157 vom

25.5.1998.Gerichtshofs anzupassen sind, müssen die Schwierigkei-
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beitragsjahre, die Schwierigkeit der Übertragung erwor- 1994 ist das EURES-Netz im Einsatz, das — auch
aufgrund der seither eingetretenen technologischen undbener Ansprüche oder die steuerrechtliche Behandlung

werden nicht gelöst. operationellen Entwicklung — eine wichtige Rolle als
AnreizundInstrumentzurVerbesserungderZusammen-

3.6.2. Der Ausschuß ist sich der enormen Vielzahl arbeit zwischen den öffentlichen Arbeitsverwaltungen
von nationalen Vorschriften in diesem Bereich bewußt, der einzelnen Mitgliedstaaten spielt und darüber hinaus
betrachtet aber die zusätzlichen Altersversorgungen in großem Umfang Daten erfaßt und Beratungsdienste
auch angesichts der Beschränkungen in den öffentlichen bereitstellt. Das EURES-Netz sollte jedoch ausgebaut
Rentensystemen als wirksames System in allen EU- und verstärkt werden, es muß besser bekannt gemacht
Staaten. werden, und die Qualität und Quantität der verbreiteten

Informationen muß gesteigert werden, damit beispiels-3.7. Die Freizügigkeit der Arbeitnehmer kann auch
weisedenArbeitnehmernAuskünfteundMittelbereitge-durch eine bessere allgemeine und berufliche Bildung
stellt werden können, die ihre Eingliederung in ihrerleichtert und intensiviert werden. Die diesbezüglichen
Tätigkeitsumfeld erleichtern; dabei muß für die Arbeit-Bemühungen der Kommission mündeten in ein
nehmer durch spezielle Verfahren die Möglichkeit ge-Grünbuch(1), in dem die Hindernisse für die grenzüber-
schaffen werden, ihren beruflichen Lebenslauf in dasschreitende Mobilität auf der Ebene der Sprachkenntnis-
Netz einzugeben.se, des Informationsmangels und der geringen Bereit-

schaft der Unternehmen, in der Ausbildung stehende 3.8.1. EURES darf sich nicht auf den Austausch
Jugendliche aufzunehmen, ermittelt wurden und zu dem von Informationen über Stellenangebote und -gesuche
der Ausschuß bereits Stellung genommen hat(2). beschränken, sondern muß die Berufsbildung, insbeson-

dere für Grenzgänger, den Zugang zum Arbeitsmarkt3.7.1. Der Verbesserung der Sprachkenntnisse eines
und die soziale Fürsorge aktiv fördern.jedenBürgers kommt große Bedeutung zu, und bei dieser

Gelegenheit wird nachdrücklich darauf hingewiesen,
3.8.2. Der Ausschuß unterstreicht, daß das EURES-daß alle Gemeinschaftsprogramme, mit deren Hilfe
Netz auch bei der Überwindung der Hindernisse für diedie Kenntnis mehrerer Sprachen und der kulturelle
Freizügigkeit der Arbeitnehmer eine maßgebliche RolleAustausch gefördert werden sollen, insbesondere die
spielen kann. Er fordert außerdem nachdrücklich, daßProgramme SOKRATES und LEONARDO, ausgewei-
im Rahmen des Netzes die Rolle der Sozialpartner, dietet werden müssen.
am Dialog und an der Konzertierung über Beschäfti-

3.7.2. Der Ausschuß befürwortet die Instrumente zur gungsprobleme mitwirken müssen, hervorgehoben und
Förderung der Mobilität von Lehrlingen in Europa und gestärkt wird. Die Sozialpartner können insbesondere
hat sich auch schon zur Förderung der „europäischen indenGrenzgebietenzurLösungderProblemebeitragen,
Berufsbildungswege“ geäußert. die jene Arbeitnehmer betreffen, die sich außerhalb ihres

Landesbegeben;dieKommission sollte jedochdie bereits3.7.3. Es wird empfohlen, daß die Kommission und von vielen interregionalen Gewerkschaftsausschüssendie Mitgliedstaaten sich dafür einsetzen, daß eine echte vorgebrachte Forderung nach einer effizienteren undMobilität nicht nur bei den Studenten, sondern auch den kontinuierlichen Inanspruchnahme der bestehenden be-Lehrlingenund jenenerreichtwird, dieAusbildungswege ratenden Ausschüsse berücksichtigen. Der Ausschuß hatverfolgen, bei denen besonderer Nachdruck auf die zur Rolle der Sozialpartner in diesen und andereninternationale Dimension gelegt wird, und daß ihnen Bereichen bereits eine Empfehlung abgegeben, die er angemäß Artikel 48 des EG-Vertrags die gleichen Rechte dieser Stelle nochmals bekräftigt, wobei er die generellewie jenen, die die Freizügigkeit bereits wahrnehmen, Beteiligung der Sozialpartner an den Gemeinschaftspro-gewährleistet werden. grammen und -initiativen fordert (3).
3.7.4. Abschließendmußdarauf hingewiesenwerden,

3.8.3. Die Kommission beabsichtigt, zur besserendaßdringendMaßnahmenzur ÜberwindungderHinder-
Aufklärung über das Recht auf Freizügigkeit speziellenisseundBehebungderMängel, die noch imZusammen-
Informationskampagnen zu fördern, die sich an diehangmit derAnerkennung von Ausbildungsnachweisen,
Bürger, die Akteure des Arbeitsmarkts, die Juristen undvon beruflichen Qualifikationen oder von Berufserfah-
öffentliche Verwaltungen richten. Auch hier stellt sichrungen bestehen, ergriffen werden müssen und daß eine
das Problem der Ausweitung des EURES-Netzes sowiekontinuierliche Beobachtung der laufenden Entwicklun-
der Definition und der Rolle der Europa-Berater.gen inallenMitgliedstaatenundaufGemeinschaftsebene

erforderlich ist, wozu auch die Sozialpartner beitragen
3.8.4. Unter den verschiedenen Vorschlägen des Ak-können.
tionsplans zur Erweiterung und Verbesserung der Infor-
mation über die Arbeitsmöglichkeiten in Europa wirdb) Arbeitsmarkt: Verwaltung, Zusammenarbeit, Infor- der Ausbau der Zusammenarbeit der öffentlichen Ar-mation beitsverwaltungen — auch über Internet — als sinnvoll
betrachtet.3.8. Das Recht auf Freizügigkeit muß auch im Rah-

men einer gemeinsamen Beschäftigungsstrategie und
3.8.4.1. Wie auch von der hochrangigen Gruppeeiner aktiven Arbeitsmarktpolitik gesehen werden. Seit
empfohlen wurde, könnten durch eine bessere Zusam-
menarbeit zwischen den nationalen Verwaltungen zahl-

(1) KOM(96) 462.
(2) Stellungnahme zu dem „Grünbuch über ‘Allgemeine und

berufliche Bildung — Forschung: Hindernisse für die (3) Stellungnahme zum Thema „Die Rolle der Wirtschafts-
undSozialpartner imRahmender INTERREG-Programmegrenzüberschreitende Mobilität’“ — ABl. C 133 vom

28.4.1997. und des EURES-Netzes“ — ABl. C 355 vom 21.11.1997.
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reiche Probleme bezüglich der Freizügigkeit der Arbeit- 3.8.6. Um die Beschäftigungsmöglichkeiten durch die
Mobilität der Arbeitnehmer zu erweitern, sieht dernehmer gelöst werden. Die Kommission beabsichtigt,

den Mitgliedstaaten die Einrichtung von Kontaktstellen Aktionsplan den Einsatz von Finanzmitteln nach Arti-
kel 6 der ESF-Verordnung für innovative Projekte zurin den Verwaltungen vorzuschlagen, die bei besonderen

und dringenden Fragen bezüglich der Hindernisse für Förderungder beruflichenAusbildungoderUmschulung
und Unterstützung von arbeitsuchenden Jugendlichendie Freizügigkeit unmittelbare Ansprechpartner für die

Kommission sein sollen.DerAusschuß befürwortet dies, vor.
ist jedoch der Auffassung, daß die etwaige Einrichtung

3.8.7. Der Ausschuß befürwortet diese Initiative, mitvonbesonderenKontaktstellen fürWanderarbeitnehmer
derneueMöglichkeiten zurFörderungderBeschäftigunginnerhalbdesEURES-Netzes erfolgenmuß,damitmögli-
geboten und gleichzeitig die Hindernisse für die Frei-che Überschneidungen vermieden werden. In diesem
zügigkeit beseitigt werden sollen, und empfiehlt, daßRahmen müßten rasche und wirksame Lösungen für
dieseProjektenichtalsEinzelinitiativengestaltetwerden,Fragen in bezug auf den Zugang zum öffentlichen
sondern im Rahmen einer kohärenten, ganzheitlichenDienst, die Gewährung von Sozialleistungen und das
Strategiebestimmtwerden,damitdienationalenSystemeRecht auf Zusammenrechnung der Beiträge gefunden
strukturiert werden können. Es ist jedoch zu bemerken,werden.
daß bereits wirksame Verbindungen zwischen Ausbil-
dung und Arbeitsmarkt hergestellt werden könnten,3.8.4.2. Die Kommission schlägt eine Zusammenle-
wenn man die Synergieeffekte aus einer VerknüpfunggungderbeidenBeratendenAusschüsse fürdieFreizügig-
zwischen den Programmen EURES und INTERREGkeit und die soziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmer
nutzen würde. Ebenso könnten die Synergieeffektevor, um ihre Effizienz und Wirksamkeit zu steigern. Der
zwischen EURES und den anderen Gemeinschaftspro-Ausschuß unterstützt den Vorschlag, sofern er mit einer
grammen verstärkt werden und somit bedeutende Mög-Verbesserung der Handlungsfähigkeit verbunden ist und
lichkeiten geschaffen werden.die Beziehungen zwischen den Sozialpartnern und der

Kommission konkreter gestaltet werden.
4. Der Ausschuß ist überzeugt, daß sich das Recht
auf Freizügigkeit wirksam durchsetzen muß, und beab-3.8.5. Es ist zweifellos sinnvoll, Initiativen zu ergrei-
sichtigt daher, sich aktiv an der Vorbereitung derfen, durch die die Bürger der EU detailliertere und
Europäischen Konferenz über die Freizügigkeit dergründlichereKenntnisseüberdasRecht aufFreizügigkeit
Arbeitnehmer zu beteiligen, die in diesem Jahr anläßlicherhalten sollen, es wäre jedoch auch zweckmäßig,
des dreißigsten Jahrestags der Verordnung von 1968wenn die Kenntnisse darüber, wie dieses Recht derzeit
veranstaltet werden soll.wahrgenommen wird, verbessert würden. Die Kommis-

sion sollte daher in entsprechenden Analysen die Situa-
4.1. Der Ausschuß fordert die Kommission und dention im Bereich der Freizügigkeit der Arbeitnehmer
Rat auf, jede Initiative, die zur konkreten und vollständi-untersuchen und dabei den Qualifikationsniveaus, den
gen Anwendung des Rechts auf Freizügigkeit beiträgt,Lohnskalen und Tätigkeitskategorien besondere Auf-
entschlossen weiterzuverfolgen und auch alle neuenmerksamkeit widmen; dabei sollte berücksichtigt wer-
Initiativen zu ergreifen, die geeignet sind, dieses Rechtden, daß auch der Bericht der hochrangigen Gruppe sich
für alle Bürger tatsächlich wirksam werden zu lassen.mitdemwichtigenAspektderEvaluierungbefaßtunddie

Notwendigkeit eines vorausschauenden Managements
4.2. Abschließend unterstreicht der Ausschuß, daßaufderEbenedervomArbeitsmarkt gefordertenQualifi-
die Freizügigkeit für Arbeitnehmer und für Bürger imkationen betont hat(1).
allgemeinen — zu deren Verwirklichung es gesetzgeberi-
sche und arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen bedarf —
zu den Zielen gehört, die es bei der Schaffung eines(1) Bericht der unterdemVorsitz von SimoneVeil eingesetzten,
wirklich funktionsfähigen Binnenmarktes zu erreichenhochrangigen Gruppe über die Freizügigkeit von Personen,

S. 42. gilt.

Brüssel, den 28. Mai 1998.

Der Präsident

des Wirtschafts- und Sozialausschusses

Tom JENKINS
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